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VORWORT. 



In einer Periode, in welcher die regsten Bestrebungen nach 
Vervollkommnung der Fabrik- und Gewerbe-Erzeugnisse allent- 
halben hervortreten und die Nacheiferung der Industrietreibenden 
aller Länder durch die rasch sich folgenden Industrie- Ausstellun- 
gen in hohem Grade gesteigert wird, ist die Auflforderung von 
selbst gegeben, auch in der Legislation des Staatsschutzes für 
die neuen gewerblichen Erfindungen mit den Bedürfnissen der 
heutigen Industrie gleichen Schritt zu halten. 

In der neuesten Epoche haben namentlich England *), 
Oesterreich und Belgien diesem wichtigen Bedürfnisse durch 
den Erlass sehr umfassender Patentgesetze entsprochen. In 
diesen Legislationen tritt neben der grossen Sorgfalt für den 
Schutz der Erfindungen auf industriellen Gebieten eine gewisse 
üebereinstimmung in den Hauptprinzipien und in der Behand- 



1) Die englische Industrie zollte dem neuen Statute von 1852 über die 
Ertheilung von Erfindungspatenten ihre Anerkennung durch nicht weni- 
ger als 4256 Anmeldungen binnen der ersten fünfzehn Mo- 
nate vom Erlasse desselben, welche .3099 wirkliche Patentver- 
leihungen zur Folge hatten. Durch die Londoner Ausstellung, welche 
den englischen Fabrikanten zahlreiche Produkte des Auslandes in uner- 
warteter Vollkommenheit vor Augen brachte, war die Nacheiferung und 
Erfindungskraft aufs Höchste erregt worden ! 
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IV 

lungsweise hervor, indem von den gleichen Gesichtspunkten über 
die Natur der Patentverleihungen und über ihre rechtlichen 
sowohl als nationalökonomischen Folgen ausgegangen worden. 

Die Entwicklung dieser allgemeinen leitenden Principien 
in der Lehre des Patentwesens ist die Aufgabe dieser Schrift; 
es ist hierin versucht worden, in Bezug auf diese temporären 
Gewerbs- Monopole diejenigen Grundsätze in gedrängter üeber- 
sicht darzustellen, welche sich aus der wahren Beschaffenheit 
der Erfindungspatente und ihrer Wirkungen gleichsam von selbst, 
als Richtschnur für deren legislative Behandlung abstrahiren 
lassen. Bei den bestehenden Abweichungen in den theoreti- 
schen Ansichten über diese Materie und der hieraus entsprin- 
genden Verschiedenheit der Behandlung des Patentwesens in 
den verschiedenen europäischen Staaten jedoch wird die Schwie- 
rigkeit dieses Versuches nicht verkannt werden. Ausserdem sind 
die für die industriellen Verhältnisse Deutschlands einflussreich- 
sten Patentgesetzgebungen, nämlich jene von England, Frank- 
reich, Oesterreich und Preussen vollständig, mit Erläute- 
rungen und der Patentstatistik dieser Staaten begleitet 
beigefügt worden. 

München im Februar 1855. 
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„L'art de cr^er le (^nle D*.ett pent-ltre 
qne Part de le seconder." 

Mirabean. 



Die menschliche Betriebsamkeit in der Hervorbringong der noth- 
wendigen Erfordernisse, Bequemlichkeiten und Verschönerungen des 
Lebens, welche zusammen den Reichthum eines Volkes ausmachen, 
findet ihre Grundlage in den Naturwissenschaften. Die fortschreitende 
Kenntniss der rohen Naturerzeugnisse, ihre Zerlegung und verschieden- 
artige Anwendung bereicherte den menschlichen Haushalt mit zahllosen 
werthvollen Stoffen zum verfeinerten Genüsse und zum Austausche 
unter den entferntesten Nationen. 

Ebenso fand die Erforschung der physikalischen Eigenschaften 
der Körper und der Gesetze der grossen Agentien der Natur die er- 
folgreichste Anwendung auch auf unmittelbare Zwecke und Bedürfnisse 
des Lebens und auf die Erzeugung von Werthen für die Erhöhung des 
allgemeinen Wohlstandes, welcher durch die industriellen Fortschritte 
seit kaum einem Jahrhunderte eine gegen frühere Zeiten unberechen- 
bare Höhe erreicht und in gewissen Verhältnissen alle Klassen der 
Bevölkerung durchdrungen hat. 

Es unterliegt keiner Schwierigkeit, die unmittelbaren Beziehungen 
und Wechselwirkungen zu erkennen, welche zwischen den Fortschritten 
der Industrie und allen übrigen Fortschritten in den Zuständen des 
menschlichen Geschlechtes bestehen. Als unmittelbare Folge allgemei- 
ner Einführung und steter Vervollkommnung der Maschinen und be- 
wegenden Kräfte für die Industrie tritt nicht allein die unermessliche 
Steigerung der Produktion heutiger Zeit hervor, sondern die nicht 

1 * 
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minder einflussreiche Einwirkung auf die sittlichen Zustände des Men- 
schen; indem die rohesten und mühevollsten, Geist und Körper gleich 
aufreibenden Arbeiten mehr und mehr auf die Agentien der Natur 
übertragen und dem Menschen, unter unberechenbarer Ersparung sei- 
ner physischen Kräfte, grösstentheils nur die intellektuelle Leitung der 
Naturkräfte für seine Zwecke zugewiesen worden; also wesentliche 
Veredlung des Standpunktes, welchen der Mensch unter den Verhält- 
nissen der Gegenwart in seinen industriellen Bestrebungen einzuneh- 
men hat. 

Als solche mächtige Hebel für die höhere Stellung des Menschen, 
für die Fortschritte der Civilisation sind jedoch alle Industriezweige 
zu beträchten; theils wegen Beförderung des allgemeinen Wohlstandes, 
welcher in so hohem Grade auf die Hebung der sittlichen Zustände 
einwirkt; theils wegen steter Beschäftigung mit den Prinzipien, worauf 
die einzelnen Industriezweige beruhen und der Verbesserung ihrer An- 
wendung. Jeder Industriezweig daher und jede neue Entdeckung auf 
industriellem Gebiete eröffnet ein weites Feld des Nachdenkens und 
Bestrebens, von seinen ersten Anfängen bis zu jenen Graden der Ver- 
vollkommnung, welche nicht selten von unermesslichen Folgen für die 
gesammten Zustände der Völker begleitet sind. 

Ein kurzer Rückblick auf die grösste industrielle Eroberung der 
Neuzeit, auf die Verwendung des Wasserdampfes als Bewegkraft bietet 
zugleich das belehrendste Beispiel für die Geschichte und Bedeutung 
der industriellen Erfindungen. 

Die praktische Folge der Dampfmaschine in ihrer heutigen Ge- 
stalt besteht einfach darin, dass man in den Stand gesetzt worden, 
allenthalben, ohne Rücksicht auf örtliche Verhältnisse mächtige, von 
jeder lokalen Einwirkung völlig unabhängige Bewegungskräfte in nahe- 
bei unbeschränkter Ausdehnung zu erschaffen, was eine völlige Umbil- 
dung fast der gesammten Industrie bewirkte. 

Klein und unscheinbar jedoch traten die ersten Anfänge dieser 
Erfindung hervor, welche zu ihrer vollen Entwicklung fast anderthalb 
Jahrhunderte bedurfte und zahlloser Versuche, woi'auf in England 
während des vorigen Jahrhunderts gegen dreissig und im Laufe des 
gegenwärtigen über zweihundert Erfindungspatente verliehen i^rorden 
sind. Die beiden physikalischen Eigenschaften des Dampfes, seine 
Elastizität und seine Zusammenziehungskraft bei Berührung mit einem 
kälteren Medium, auf deren gleichzeitiger Benützung die Dampfma- 
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schine beruht , wurden anfangs nur höchst unvollkommen angewendet 
Die erste, einem Grafen Worchester zugeschriebene Erfindung be» 
stand darin, blos den Elastizitätsdruck des Dampfes auf ein Gef&ss 
mit Wasser wirken zu lassen , welches mit einer Steigröhre verschen 
war, um das durch den Druck in die Röhre eintretende Wasser auf 
ein höheres Niveau emporzubringen. Thomas Savery, welcher 
1698 das erste Patent auf die Dampfmaschine erhielt, brachte beide 
Eigenschaften des Wasserdampfes zugleich in Anwendung; indem er 
durch seine Vorrichtung zur Emporhebung des Wassers mittelst Er*- 
kältung und Condensirung des Dampfes im geschlossenen Gref&sse eine 
Art Vacuum erzeugte und hiedurch eine Aspiration des Wassers be» 
wirkte, zugleich aber mittelst Zulassung frischen Dampfes durch des* 
sen Elastizität den Druck auf das emporsteigende Wasser verstärkte. 
Der nächste Schritt zur Verbesserung der Dampfmaschine bestand in 
der Anwendung des Pumpenkolbens im Dampfcylinder mit Benützung 
des atmosphärischen Druckes ; allein erst nach Verlauf von weiteren 
sechzig Jahren trat das Erfindungstalent von Watt mit jenen grossen 
Verbesserungen des Condensators , des oben geschlossenen Cylinders, 
der doppelt wirkenden Maschine und zahlreichen anderen Vorrichtun- 
gen auf, wodurch diese wichtige Maschine ihrer heutigen Bedeutung 
entgegen geführt wurde. An diese reihten sich Wo olfe's Hochdruck- 
maschine mit Benützung der Expansivkraft des Dampfes und endlich 
jene vielfachen Erfindungen in der Steuerung, in den Verbindungen 
und höchst verschiedenartigen Zusammensetzungen der einzelnen Theile 
der Maschinen bis zur unsterblichen Schöpfung Stephensons, der 
Lokomotive, welche dem Leben der Völker eine veränderte Gestalt 
verliehen hat. 

Gleichwie aber bei den ersten Anfängen der Dampfmaschine 
nicht die entfernteste Ahnung ihrer künftigen Bedeutung vorhanden 
war, so findet Aehnliches bei zahlreichen anderen Industriezweigen 
statt Jede Bearbeitung neu aufgefondener Urstoffe, jede Benützung 
von Naturgesetzen trägt in sich den Keim grosser Vervollkommnung, 
der Erschaffung neuer Werthe, der Veredlung des menschlichen Le- 
bens. Die Erfindungen in der Spinnerei und Weberei vom letzten 
Viertel des verflossenen Jahrhunderts an bis auf unsere Zeit haben 
ihren grossen Einfluss auf die Verbesserung menschlicher Zustände für 
alle Zeiten gesichert ; ihre Schöpfer haben sich mit vollem Rechte den 
Namen als Wohlthäter des ganzen menschlichen Geschlechtes erworben. 
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Eines der ersten Bedürfoisse, die Bekleidung^ ist erst -durch sie wahres 
Gemeingut, auch fttr die untersten Klassen geworden, seit deren Preisse 
mittelst dieser Erfindungen auf Beträge herabgesunken sind, welche 
auch dem Aermsten gestatten, sich blos durch Lohnarbeit neben sei- 
nem Unterhalte auch mit anständiger Kleidung zu versehen und hiemit 
nicht nur einem physischen, sondern auch einem der ersten sittlichen 
Bedürfnisse Genüge zu leisten. 

Auch die Anwendung der grossen Naturgesetze unseres Welt- 
körpers, wenn dieselben durch Talent und Erfindungskraft in den Kreis 
der Technik gezogen werden, ist eine nicht minder reiche Quelle für 
industrielle Produktion sowohl als für anderweitige Bereicherung der 
Bedürfnisse des Lebens. 

An hieher gehörigen Beispielen ist die Gegenwart besonders reich. 
So die technische Anwendung des seit Jahrhunderten bekannten Ge- 
setzes, dass der verminderte Druck der Luft einen geringeren Wärme- 
grad für die Siedhitze der Flüssigkeiten bedingt. Schon im Beginne 
des abgewichenen Jahrhunderts wurde dieses Naturgesetz bei Höhen- 
messungen in Anwendung gebracht. Eine heutige Anwendung desselben 
in der Industrie besteht in der Construirung geschlossener Kessel für 
Zuckerraffinerien im luftverdünnten Baume, um die Zuckerflüssigkeit 
unter dem geringeren Drucke der über ihrem Spiegel befindlichen Luft- 
säule mit geringerem Wärmegrade zu versieden. In den Industrie- 
Ausstellungen zu London und München fanden höchst preiswürdige 
Apparate dieser Art die allgemeinste Anerkennung. Die hiedurch für 
die Kaffinerien erreichten Yortheile sind glänzend ; indem wegen des in 
Anwendung gebrachten ungleich geringeren Wärmegrades gegen jenen 
für offene Sudpfannen 1) eine bedeutende Ersparung an Brennmaterial 
und an Zeit, folglich auch an Arbeitskosten erzielt, 2) das Anbrennen 
des Syrups verhindert, 3) endlich die volle krystallisirbare Zucker- 
menge aus der versottenen Masse erhalten wird , während beim ge- 
wöhnlichen Verfahren ein Theil des Zuckerstoffes in Schleimzucker sich 
verwandelt. 

Die bewunderungswürdigen Erscheinungen der Photographie und 
heutigen Telegraphie sind als wahre Höhenpunkte des menschlichen 
Geistes in der Erkenntniss der geheimen Naturkräfte und ihrer Be- 
nützung für technische und soziale Zwecke von der höchsten Bedeutung 
zu betrachten. 

Wenn jedoch alle Fortschritte der Industrie, der Natur der Sache 
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gemäss anf neaen Erfindungen und Entdeckungen beruhen, welche dem 
beharrlichen Studium der Natur und ihrer Gesetze, mitunter auch 
selbst dem blosen Zufalle in ihren ersten Anfängen verdankt werden '), 
so ist nicht minder offenbar aus der Geschichte der wichtigsten Er- 
findungen, dass die Möglichkeit weiterer Entwicklung derselben aus 
unscheinbaren Anfängen sich jeder Beurtheiliuig und Berechnung vor- 
hinein über ihre künftige Bedeutung für die Gesellschaft entzieht. Der 
Weisheit und Vorsorge der Regierung für das materielle Wohl der 
Gesammtheit ist es daher in hohem Grade entsprechend, schon den 
zarten Keim jeder industriellen Erfindung dadurch zu pflegen, indem 
sie ihn mit der schützenden Hülle des Gesetzes umgibt und deren 
Schöpfer die Früchte sichert, welche die weitere Entwickelung und 
Reife derselben erwarten lassen. 

Vom Staatsschätze für Erfindungen und Entdeck- 
ungen im Gebiete der Industrie. 

§. 1. 

Dass die Sicherstellung der Früchte neuer Erfindungen für ihre 
Urheber in erfolgreicher Weise nur auf dem Wege der Gesetzgebung 
arfolgen könne, wird von keiner Seite in Zweifel gezogen; die Auf- 
gabe besteht sonach darin, zu untersuchen, unter welchen gesetzlichen 
Bestimmungen, und auf welcher Grundlage den industriellen Erfindun- 
gen der Schutz des Staates zu gewähren seL 

Im Gebiete der industriellen Gesetzgebung ist längst anerkannt, 
dass die einfachsten Gesetze, diejenigen, welche die Industrie ihrem 
eigenen Gange überlassen und so wenig als möglich künstliche konven- 
tionelle Institutionen zur Hemmung der industriellen Thätigkdt und 
Talente hervorrufen, auch die besten seien, und dass als Grundprinzip 
derselben gelten müsse: Jeden in der freien Benützung dessen, was 
sein ist, insoweit zu schützen, als hieraus keine Beeinträchtigung der 



1) Die Erfindung der Fernröhre mit Gläsern fand ihre erste Entstehung durch 
Spiele von Schülern zu Alcmaer auf dem Eise, welche kleine Eistafeln 
in die offenen Röhren ihrer Schreibzeuge brachten, um dadurch die 
Gegenstände dem Auge näher zu bringen. J. Metius, Augenzeuge 
dieses Versuches, benützte die Idee als Grundlage der grossen Erfindung 
der Femröhre, welche er zuerst mit Gläsern versah. 
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Bechte Dritter und keine Störung in der natfirlichen Entwicklung des 
Haushaltes der Gesammtheit und der öffentlichen Ordnung entspringt *). 
Dieses Prinzip ist ebensowohl dem Einzelnen als der Gesellschaft ge- 
genüber gerechtfertiget, indem so viele und mächtige "Wechselbezie- 
hungen zwischen den einzelnen Individuen und der Gesammtheit be- 
stehen, dass die Prosperität Beider unter sich aufs Innigste verwach- 
sen ist. 

Bei den Berathungen über die Einführung gesetzlicher Bestim- 
mungen ftlr den vorliegenden Gegenstand haben sich in mehreren 
Staaten sehr verschiedenartige Ansichten kund gegeben; indem man 
sich theils für die Ertheilung immerwährender Privilegien, theils für 
solohe auf unbestimmte Zeit nach dem Ermessen der Regierung für 
jeden besonderen Fall, theils endlich für blos temporäre Ausschlies- 
sungs- Befugnisse aussprach. Auch wurde von anderen Seiten (nament- 
lich .bei den Verhandlungen des gesetzgebenden Körpers in Frankreich 
über das erste auf dem europäischen Continente erlassene Patentgesetz) 
geltend gemacht, dass der Staat zum Besten der Gesammtheit neue 
Erfindungen käuflich erwerben und dieselben zur allgemeinen Benü- 
tzung freigeben solle. Dieses Auskunftsmittel würde als das beste er- 
scheinen, um über die Schwierigkeiten der Frage hinwegzukommen, 
wenn anders dem Staate zugleich neben den^ stets paraten Mitteln für 
solche Zwecke auch die Möglichkeit anheim gegeben wäre, den Werth 
der Erfindungen schon vorhinein richtig zu würdigen und hiemach 
deren Preiss zu beurtheilen ^). 



1 ) iiQ^ jure suo utitur neminem lacdit'* ist auch einer der Cardinalsätze 
des Civilrechts, welcher nur aus Rucksicht auf das Gemeinwohl einigen 
wenigen Beschränkungen unterliegt 

2) Eine bemerkenswerthe Bestimmung in dieser Hinsicht enthält das nea- 
politanische Patentgesetz, art. 4. 

„Si r invention ou d^couverte est d'une utilitö generale, mais qu^a 
cause de la simplicile de l'exdcution, et parce qu'elle peut dlre facile- 
ment imitce, eile ne donne pas lieu a une exploitation commerciale, ou 
si l'inventeur pr^f^re traiter directement avec Ic gouvernement, il pourra, 
par Tinterm^diaire des intendants, s'adresser au ministre de Tintdrieur 
pour lui conlier sa ddcouvcrte, lui demontrer les avantages, en de- 
mander une recompense sur les fonds destinds ä Tencouragement de 
Tindustrie." 
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Folgerichtig wtkrde die Ermittlung und Aufstellung eines be- 
stimmten Begriffes über die rechtliche Natur der industriellen Erfin- 
dungen vorauszugehen haben, um hieraus unmittelbar die Befugnisse des 
Erfinders abzuleiten, von deren gesetzlicher Bestimmung die Sprache tst. 

Der Begriff des vollen Eigenthums des Erfinders auf seine Ent- 
deckung oder Erfindung ist vorzugsweise in Franki'eich bei den Be- 
rathungen über das Gesetz vom Jahre 1791 für Ertheilung von Erfin- 
dungspatenten ausgesprochen worden; ausgehend von dem Begriffe 
der Arbeit, deren Früchte unbestreitbares Eigenthum des Arbeiters 
seien, und von der Idee der Erfindung, welche als im Geiste des 
Urhebers entsprungen als primitives Eigenthum desselben betrachtet 
Werden müsse. Auch von Chaptal, dem grossenBeförderer der In- 
dustrie in seinem Vaterlande wird diese Ansicht getheilt^). 

Die französische Gesetzgebung der ersten Periode entsprach 
dieser Ansicht ebenfalls in so weit, als dieselbe sowohl im Titel des 
Gesetzes voiö.7. Jänner 1791 ,JiOi relative aux d^couvertes utiles 
et aux moyens d'en assurer la propri6te aux auteurs", als in des- 
sen erstem Artikel') den Begriff des Eigenthums an die Spitze stellt; 
obwohl dieses „Eigenthum" nach dem weiteren Inhalte des Gesetzes 
nicht nur blos temporär bewilligt, sondern ausserdem vielfachen Be- 
schränkungen und Verfalls -Bedingungen unterworfen wurde. Die 
letzte französische Gesetzgebung über Erfindungs- Patente vom 5ten 
Juli 1844 hat diese Inconsequenz vermieden, indem der Ausdruck 
„propri6t6" aus derselben ganz hinweggeblieben ist. 

Dagegen wurde in neuester Zeit, im Anlasse der jüngsten Ge- 
setzgebung über Erfindungs - Patente in Belgien (Gesetz vom 24. Mai 
1854) der Begriff des Eigenthums der Erfindungen von ausgezeich- 
neten belgischen Schriftstellern wieder heiTorgehoben und als leiten- 
des Prinzip aufgestellt. Jobard trat in einem eigenen Werke als 
Vertheidiger des vollen (also immerwährenden) Eigenthumsrechtes der 



1) Une d^couverle est Ja propri^t^ de l'auteur, eile est la plus sacröe de 
toutes , puisqu'elle est l'oeuvre du gdnie ; eile doit ßlre recueillie et 
respect^e, puisqu'elle ajoute^a la masse de nos richesses: le gouverne- 
ment doit donc la garantir entre les mains de Finventeur. ,,Üe lindus- 
trie franpaise T. 11 p. 373. 

2) ,fToute däcouverte ou nouvelle invention, dans ious les genres d'indus- 
trie est la propriötö de son auteur etc." 
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gewerblichen ErfinduDgen (Monautopol) auf >); Ti liiere adoptirte in 
der theoretischen Einleitung zu seinem Commentar des neuen belgi- 
schen Gesetzes^) gleichfalls den Begriff des Eigenthums als oberstes 
Prinzip der bezüglichen Patentgesetzgebung ; indem er jedoch , ob- 
wohl ungeme zugestand, dass überwiegende Gründe vorliegen, dieses 
Eigenthum nur für einen beschränkten Zeitraum gelten zn lassen. 

Die ganz entgegengesetzte Ansicht tritt in d.er englischen Ge- 
setzgebung, der ersten, welche über diese Materie in Europa erschien, 
hervor. Dieselbe gestattet ausschliessende Berechtigungen der Er- 
finder, ausnahmsweise von dem allgemeinen gesetzlichen Verbote aller 
Monopolien als temporäres Monopol*); allein in sämmtlichen 
englischen Statuten von den ältesten bis zu den neuesten wird die 
Verleihung von Erfindungspatenten ausschliessend vom Ermessen der 
Kegiemng ohne irgend eine Anerkennung rechtlicher Ansprüche der 
Erfinder auf Patentverleihung abhängig gemacht ; dieselbe wird viel- 
mehr allenthalben und ausdrücklich als ein Ausfluss der Kronrechte, 
als Prärogativ der Krone angesehen und erklärt („ex spedali gratia, 
certa scientia et mero motu regis"). 

Selbst die Verlängerung verliehener Erfindungspatente über die 
gesetzliche Dauer, wofür nach den früheren Statuten ein besonderer 
legislativer Akt erforderlich war, ist nach der neuesten englischen Ge- 



1) Nouvelle ^conomie sociale au l^onautopol industriel , artistique , com- 
mercial et lilteraire; fond^ sur la pi^rcnnilö des brevets d'invention, 
dessins, modeles et marques de fabrique , par Jobard, directeur du 
musce de Tindustrie beige. Paris 1844. 

2) Traitö thcoretique et pratique des Brevets dinvention , de perfecüonne- 
ment et d'importation etc. 

Par Tilliere, Broxelles et Leipzig 1854. 

3) Man siehe Unten die emleitenden Bemerkungen zur englischen Ge- 
setzgebung über Erfindungspatentc. 

Nach streng logischem Begriffe scheint die Bezeichnung eines Erfin- 
dungspatentes als Monopol nicht die richtige zu sein. Der allge- 
meine Begriff von Monopol besteht in der Beschränkung der Bewohner 
eines Landes oder bestimmten Bezirkes hinsichtlich gewisser Freiheiten 
im Handel und Wandel, welche sie vorher genossen haben. Ein Pa- 
tent dagegen involvirt Ausschliessungsrechte für eine n e u e Erfindung, 
für deren Benützung daher vorher eine allgemeine Freiheit nicht be- 
stand. 



Digitized by CjOOQIC 



11 

setzgebung nicht mehr an^s Parlament zu bringe, sondern wird dem 
Königlichen Ermessen allein anheimgestellt Zwar besteht diessfalJs 
die Vorschrift, dass über dergleichen Patentverlängenings- Gesuche 
das juristische Comit^ des Königlichen Geheimenrathes vernommen 
werden soll, jedoch soll dessen Gutachten dem Königlichen Willen 
keine Schranke bereiten. 

§• 2. 

Es bedarf keiner Ausführung, dass der Begriff des vollen, folg- 
lich inunerwährenden Eigenthumes einer neuen Erfindung, welcher 
einer speciellen Gesetzgebung über Erfindungs -Patente zu Grunde zu 
legen wäre, mit dem öffentlichen Wohle schlechthin unvereinbar sei. 
Da alle Fortschritte der Industrie auf neuen Entdeckungen und Er- 
findungen beruhen, so würde die Sicherung des vollen Eigenthums 
jeder derselben für ihren Erfinder den ganzen Industriebetrieb des 
Staates in eine endlose Keihe von Monopolen verwandeln, deren Fort- 
bestehen neben einander jede natttrliche Entwicklung der Produktion 
verhindern, deren rechtliche Aufrechthaltung an und für sich den vie- 
len sich durchkreuzenden Erfindungen und Verbesserungen wegen je- 
doch unmöglich sein wtlrde. Zugleich aber würde die Anerkenntniss 
des vollen Eigenthums neuer Erfindungen oder die Erschaffung eben 
so vieler immerwährender Monopole in einem Staate denselben in die 
ungünstigste Lage gegen alle übrigen Staaten versetzen, wo solche 
Monopole nicht existiren, vielmehr die Benützung eines jeden indus- 
triellen Fortschrittes der freien Conkurrenz überlassen ist. Obige 
Einrichtung wttrde daher für die letzteren Staaten die Wirkung einer . 
Prämie zur Einfuhr ihrer gleichartigen Erzeugnisse ausüben, welche 
unter allen Umständen wohlfeiler und besser als jene unter immer- 
währenden Monopolen verfertigten geliefert werden könnten. 

Der Begriff eines auf Zeit beschränkten Eigenthumes dagegen, 
in Verbindung mit anderweitigen positiven Vorschriften über die 4rt 
und Benützung desselben, umgeben von zahlreichen Präjudizien über 
Nullität und Verfall (worunter nach der bisherigen allgemeinen Praxis 
selbst die Nichtentrichtung der Taxe zum bestimmten Termine begrif- 
fen ist) erscheint nicht weniger unhaltbar im juristischen Sinne. Ein 
solcher Eigenthumsbegriff würde als blose Fiktion erscheinen, von 
welcher als Grundlage einer Gesetzgebung irgend praktische Folgen 
nicht zu erwarten sind. 
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Man hat häufig die neuen gewerblichen Erfindungen mit den 
litterärischen Geisteserzeugnissen in Parallele gebracht und die Urhe- 
ber beider als gleichberechtigt in Bezug auf Eigenthums -Ansprüche 
betrachtet. Allein zuvörderst bestehen zwischen Beiden sehr wesent- 
liche materielle Verschiedenheiten. Die freien Erzeugnisse der Litte- 
ratur haben durchaus keinen hemmenden Einfluss auf die Fortent- 
wicklung weder der geistigen, noch der materiellen Produktion der 
Mitwelt, wohl aber einen wenigstens grossentheils fördernden. Nie- 
mand ist durch eine litterärische Erscheinung gehindert, das näm- 
liche Thema oder ein verwandtes zur Aufgabe seiner geistigen Thä- 
tigheit zu wählen, indem die gleichzeitige Hervorbringung zweier oder 
mehrerer identischer litterärischer Produktionen dem Gebiete der Un- 
möglichkeit anheimfällt. Demungeachtet aber besteht auch im wei- 
ten Reiche der Litteratur kein immerwährendes geistiges Privateigen- 
thum oder Verlagsrecht. In allen Staaten wird dasselbe nur für ge- 
wisse Zeitperioden (als Berechtigung oder Privilegium nach älterem 
Ausdrucke) verliehen, welche aufs Höchste noch die nächstfolgende 
Generation des Autors umfassen. Für die Folgezeit werden die litte- 
rärischen Erzeugnisse Gemeingut und sind je nach ihrer Beschaffen- 
heit das edelste Besitzthum des ganzen menschlichen Geschlechtes. 

Völlig verschieden verhalten sich die industriellen Erfindungen. 
Je bedeutender sie sind, desto tiefer greifen sie ein in die materiellen 
Zustände und gewerblichen Verhältnisse der Gegenwart. 

Die bisherige Produktion gleicher oder ähnlicher Erzeugnisse, 
auf deren Verbesserung, Verschönerung oder wohlfeilerer Hervorbrin- 
gung die Erfindung beruht, wird theils gehemmt, theils nach Umstän- 
den auch ganz beseitiget; auch auf verwandte Zweige kann ihr Ein- 
fluss sich erstrecken. Daher, wie nicht selten vorgekommen, gewalt- 
same Angriffe auf deren Ausübung (Hargrave's und Arkwrights 
Maschinen wurden mehrfach zerstört); mit Sehnsucht sehen die Be- 
theiligten dem Ausflusse der verliehenen Patente entgegen, um den 
gleichen Weg der neuen Erfindung oder Verbesserung zu betreten. 

Gegen eine Verleihung von Eigenthumsrechten ist auch in Be- 
tracht zu ziehen, dass die meisten neuen Erfindungen auf die wissen- 
schaftlichen und technischen Fortschritte der Zeit überhaupt gestützt 
und durch dieselben vorbereitet sind ; dass daher eine Erfindung , zu 
welcher deren Urheber, nicht selten vom Zufalle begünstigt zuerst ge- 
langt ist, gleichzeitig oder bald darauf auch von Andern würde auf- 
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gefanden worden sein, welchen daher die Ausftbung durch das Patent 
für eine Eeihe von Jahren entzogen ist. 

Die höheren Bücksichten für das Gesammtvrohl lassen daher als 
unerlässlich erscheinen, dass dem Begriffe eines Privateigenthums der 
gewerblichen Erfindungen eine rechtliche Folge nicht gegeben werde. 

§. 3. 

Die Nothwendigkeit des Staatsschutzes für neue Entdeckungen 
und Erfindungen im Gesammtgebiete der Industrie beruht inzwischen 
auf anderweitigen höchst gewichtigen Motiven. 

Durch die Zurückweisung des Eigenthumsrechtes in juristischem 
Sinne wird der Bechtsschutz für neue Erfindungen im Gebiete der 
Technik nicht ausgeschlossen. 

Jeder Arbeiter beansprucht den Schutz des Staates für die 
Früchte seiner Arbeit und gleiche Ansprüche stehen auch dem Erfin- 
der zur Seite für, die seinigen. Er soll in der freien Benützung sei- 
ner Erfindung, der Frucht seiner Anstrengungen und Talente so weit 
geschützt werden , als nur immer mit dem "Wohle der Gesammtheit 
vereinbar ist. Dass aber dieser Bechtsschutz für die neue Erfindung 
weiter gehen müsse, als auf die blose Gestattung ihres Gebrauches 
unter den allgemeinen Garantien, welche der Staat allen seinen Ange- 
hörigen zu gewähren hat, folgt aus der Natur der Sache von selbst. 
Würde jedem Dritten überlassen sein, eine neue industrielle Erfin- 
dung oder Verbesserung sogleich nach ihrer Ausführung durch den 
Erfinder auch für sich zu benützen, so würden dem Nachahmer die 
grössten Yortheile über den Letzteren eingeräumt sein, indem ihm 
die Früchte des Aufwandes und der Arbeit für deren Hervorbringung 
ohne Entgelt zufallen würden und er hiedurch in den Stand gesetzt 
wäre, um soviel wohlfeiler zu produziren, da die Kosten der Erfin- 
dung im Preise seines Erzeugnisses nicht enthalten sind. Der Erfin- 
der würde daher , im Falle der Gegenstand seiner Erfindung irgend 
von praktischer Bedeutung ist, in Kurzem von einer zahlreichen Con- 
kurrenz sich umgeben und hienach genöthigt sehen, auch sein eigenes 
neues Erzeugniss um gleich niedere Preise abzulassen ; oder mit an- 
dern Worten, auf den Ersatz des Aufwandes für di^ Erschaffung sei- 
ner Erfindung und auf eine billige Belohnung ftlr die Bereicherung 
der inneren Betriebsamkeit mit einem neuen Gegenstande zu verzich- 
ten, was unter Umständen auch seinen Buin zur Folge haben könnte. 
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Um daher in Ansehung der gewerblichen Erfindungen dem Prinzipe, 
dass jeder Arbeit ihr Lohn gesichert werde, zu entsprechen, ist noth- 
wendig, dass ausser dem allgemeinen Staatsschutze noch ein besonde- 
rer Schutz Platz greifen müsse. 

Dieser rechtliche Anspruch der Erfinder ist auch bisher, seit 
die fortschreitende Entwicklung der industriellen Technik die Legisla- 
tion über Erfindungs- Patente hervorgerufen hat, von keiner Seite in 
Abrede gestellt worden. Derselbe wird jedoch im Gegensatze anderer 
Rechtsemsprüche wesentlich modifizirt durch gleichzeitig eintretende 
Kücksichten für die Gesammtheit, wesshalb hier nur von einer Auf- 
stellung rein konventioneller Bestimmungen die Sprache sein kann, 
wie in allen europäischen Staaten geschehen ist Diese Bestimmungen 
aber sind eine Schöpfung der industriellen Entwicklung der Völker 
und unabweisbares Bedürfniss derselben; sie gehen daher parallel mit 
dieser und folgen ihren Fortschritten. 

Für den besondem Staatsschutz zu Gunsten neuer Erfindungen 
sprechen femer Gründe der höchsten Billigkeit Jeder Urheber einer 
neuen Erfindung von einiger Bedeutsamkeit ist als Wohltbäter der 
Gesellschaft zu betrachten ; er eröfl^et Tausenden Aussicht auf neues 
Verdienst, bereichert den National -Haushalt mit neuen Werthen, zeigt 
neue Mittel und Wege für die Vermehmng der Bequemlichkeiten und 
Verschönerungen des menschlichen Lebens. Wie billig erwarten da- 
her die schöpferischen Ideen des Genie's, die Anstrengungen und der 
Aufwand für die Verwirklichung der Erfindung ihre Belohnung von 
der Staatsgesellschaft, welcher deren Früchte als Erbschaft zufallen. 
Die Geschichte der Erfindungen zeigt nicht selten Beispiele , dass die 
bedeutendsten und erfolgreichsten Schöpfungen für Industrie, Wissen- 
schaften und häusliches Leben ihren Urhebern selbst zum Verderben 
gereichten. 

Dem berühmten Lenoir, welcher zuerst die Verfertigung der 
physikalischen und mathematischen Instrumente auf einen nie zuvor 
gekannten Grad von Vollkommenheit brachte, wurden die Früchte 
seiner Arbeiten durch Zunftstreitigkeiten entzogen; Argand, der Er- 
finder der Lampe mit Luftströmung durch den hohlen Docht, einer 
unschätzbaren Bereicherung der Bequemlichkeiten des Lebens; Ful- 
ton, der Erfinder der Dampf schifiahrt, starben in tiefer Armuth, 
letzterer in dem Grade verschuldet , dass der amerikanische Congress 
dch bewogen fand, d^ Nationaldankbarkeit wenigstens dnrdi sorgen- 
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Ime Lage seiner Familie einen Ausdruck zu verleihen. Das gleiche 
Schicksal theilte Hargraves, der Erfinder der Spinning- Jenny, wo- 
mit der erste Grund zu der heutigen Entwicklung der Baumwollen - 
Manufaktur und eines grossen Theiles des Beichthumes der englischen 
Kation gelegt wurde, starb ebenfalls, sogar durch die Eifersucht sei- 
ner Gewerbsgenossen aus seiner Vaterstadt yertrieben, in tiefer Ar- 
mut^ 1). 

Yon nicht minderer Bedeutung endlich sind die national- 
ökonomischen Bücksichten für die Gewährung des Staats- 
schutzes , welche auch gewöhnlich an die Spitze der bestehenden Ge- 
setzgebungen Aber Erfindungspatente gestellt werden. Wie bereits 
angedeutet, beruht der Fortschritt aller Industrie auf technischen Er- 
findungen und Verbesserungen, ihr Schutz st^t daher in erster Reihe 
unter den Massregeln der Begierung zur Beförderung der Betriebsam- 
keit, indem dieselben als eine d^ ersten Quellen der Produktion ei- 
nes jeden Volkes zu betrachten ^d. Ein Staat jedoch, in welchen 
die industriellen Erfindungen nur unvollkommen oder gar nicht ge- 
schützt sind, ist auf zweifachem Wege Beeinträchtigungen ausgesetzt, 
indem entweder die Fortschritte seiner eigene Industrie gehemmt 
und wichtige Erfindungen im Keime erstickt werden; oder dergleichen 
von seinen Angehörigen gemachte werthvolle Erfindungen zur Auf- 
suchung besseren Schutzes ins Ausland wandern und somit deren Vor- 
theile fürs Erste dem Mutterlande entzogen werden. So wurden die 
wichtigen Erfindungen der verbesserten Papiermühle mit Cylinder, 
dann der Strumpfwirkerei, beide französischen Ui'sprunges, aus Mangel 
an Schutz in ihrem Vaterlande, die erstere zuerst in Holland, die 
letztere in England, zum grössten Vortheile beider Länder in Ausfih- 
rung gesetzt und erst nachdem diese Industriezweige dort längst zu 
grosser Entwickelung gelangt waren, erfolgte ihre Ausführung auch in 
Frankreich. 



1) Als ein neuesles hieher gehöriges, höchst aafifallendes Beispiel der trau- 
rigen Schicksale berühmter Erfinder ist San vage, der Schöpfer einer 
der wichtigsten neuen Errungenschaften für die SchiflTahrt, der Schraube 
zu erwähnen. Während seine geniale Erfindung bei allen Marinen die 
erfolgreichste Anwendung fand, lebte der Erfinder, alt und in tiefer Ar- 
muth , von einer geringen Pension Louis Philipp's; bis er in jüngster 
Zeit, mit zerrüttetem Geiste, Aufnahme in einem ölTentlichen Irrenhaose 
fand. (Zeitungs -Nachrichten). 
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Eine Unterscheidung endlich von Seite der Staatsbehörde, welchen 
industriellen Erfindungen der Staatsschutz zu gewähren sei, ob in 
Bezug auf die Arten derselben oder nach der Beurtheilung ihrer "Wich- 
tigkeit, würde dem Gepräge der Willkühr nicht entgehen und der 
ganzen Legislation den Charakter der Unsicherheit verleihen. Auch 
erscheint jede Beurtheilung über die Wichtigkeit einer Erfindung 
eben so unsicher an und für sich als der Begriff selbst ein relativer 
ist; indem was. dem Einen gering, dem Andern wichtig ist, sei es in 
Ansehung der möglichen Ausdehnung des Gebrauches, der Bedürfnisse 
des Erfinders oder der aufgewendeten Kosten. Ist die Erfindung 
werthlos, so liegt in der Gewährung des Schutzes keine Benachtheili- 
gung der Gesellschaft; besitzt dieselbe aber irgend einen Werth, so 
muss erinnert werden, dass auch die geringsten Werthe dem kleinen 
Besitzer eben so wichtig sind, als die grössten dem grossen Besitzer. 

Dagegen ist es eben so folgerichtig, dass solchen Erfindungen, 
deren Ausführung Rücksichten des allgemeinen Wohls, oder bestehende 
Gesetze entgegenstehen, der Staatsschutz durch verwahrende Bestim- 
mungen schon vornhinein versagt werde, wie solche in allen beste- 
henden Gesetzen über Erfindungs -Patente wirklich enthalten sind. 

§. 4. 

Die Frage über die Art und Weise des gewährten Staatsschutzes 
für gewerbliche Erfindungen ist sowohl durch die Natur der Sache als 
durch die allgemeine Praxis entschieden. 

Eine industrielle Erfindung besitzt einen materiellen Werth, wel- 
cher aus der Erzeugung eines neuen Produktes oder aus dem Nutzen 
einer verbesserten Methode der Herstellung entspringt und der aus- 
schliessende Gewinn dieses Werthes ist es, welcher dem Erfinder inso- 
weit gesichert werden soll, als mit den höheren Rücksichten der Staats- 
gewalt für das öffentliche Wohl vereinbar ist. Der Staatsschutz kann 
also nur bestehen in dem, dem Erfinder gesetzlich versicherten Rechte 
der ausschliessenden Benützung seiner Erfindung, beschränkt auf einen 
gewissen Zeitraum, welcher für zureichend erachtet wird, um eine dem 
Arbeits- und Kostenaufwande für die Erfindung angemessene Vergü- 
tung zu sichern, nach dessen Ablauf der Gegenstand der Benützung 
der Gesammtheit anheimfällt. 

Dieser vom Staate verliehene Schutz für die temporäie ausschlies- 
sende Benützung der Erfindung erfolgt durch eine besondere Urkunde 
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(Patent, Privilegium, Br^vet), deren Erlangung an gewisse Formalitäten 
geknüpft wird. Die Bedingungen hiefür umfasst die Lehre von den 
Erfindungspatenten, als eines Institutes , dessen Bedeutung in allen ci- 
vilisirten Staaten anerkannt ist; eines der wichtigsten Beförderungs- 
mittel der Industrie und gesammten Betriebsamkeit einer Nation, ein- 
wirkend auf den rascheren Umlauf der Kapitale und ihrer Verbindung 
mit der Arbeit, auf die Erschaffung neuer industrieller Unternehmun- 
gen und auf die Steigerung der Gesammtproduktion eines jeden 
Landes. 

Obwohl obiges, den Patentverleihungen zu Grunde liegende Prin- 
zip in allen Patentgesetzgebungen anerkannt ist, so erscheint doch 
dessen Verwirklichung in Ansehung der Hauptfrage, nämlich der Zeit- 
dauer des Schutzes noch keineswegs ausser Zweifel gesetzt und alle 
bisherigen gesetzlichen Bestimmungen sind eigentlich nur als Versuche 
zu betrachten, wie namentlich die diessfallsigen Anordnungen der neue- 
sten englischen Gesetzgebung darthun. 

Unverkennbar ist die Zeitbestimmung a priori für den Staats- 
schutz eine höchst schwierige, indem das Interesse der Erfinder jenem 
der Gesammtheit in umgekehrtem Verhältnisse gegenüber steht. 

Eine unter allen Umständen angemessene Bestimmung über die 
Dauer des Rechtsschutzes ist unmöglich. Selbst abgesehen von den 
unendlichen Abstufungen der Werthe der verschiedenen Erfindungen, 
von welchen das Erfordemiss einer längeren oder kürzeren Zeitperiode 
für die dem Erfinder gebührende Schadloshaltung grossentheils bedingt 
erscheint, treten auch die allgemeinen volkswirthschaftlichen Zustände 
des betreffenden Landes als wesentliche Faktoren bei einer derartigen 
Bestimmung auf. In einem reichen , zu grosser Konsumtion befähigten 
Lande werden die Gewinnste der Erfinder sich schneller realisiren als 
in einem armen, und ebenso in einem Lande, welches einen bedeuten- 
den auswärtigen Verkehr oder Welthandel besitzt, gegen andere Län- 
der von beschränkten Verkehrsverhältnissen. Andererseits wird das 
Interesse der Gesammtheit an dem möglich baldigen Erlöschen eines 
verliehenen ausschliessenden Benützungsrechtes einer bedeutenden neuen 
Erfindung ungleich grösser sein in einem Lande mit sehr entwickelter 
und in fortwährendem Aufschwimge befindlicher Industrie, als in an- 
deren Ländern, wo eine solche nicht besteht. Diese Erscheinung tritt 
besonders in England hervor, indem die dort verliehenen Patente den 

V. Kleinscbrod, Paten tgesetzgebung. 2 
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meisten Anfechtangen ausgesetzt tind stets zahlreiche Knlhfätsprozesse 
über Patentverleihnngen tot den Gerichten im Gange sind. 

In der Mehrzahl der europäischen Staaten ist die Dauer des 
Staatsschutzes auf 15 Jahre in maximo festgesetzt; unter Terschiedenen 
Modifikationen wegen geringerer Zeiträume gegen geringere Taxen, 
worauf später zurückzukommen sein wird. 

In England und Amerika besteht die gesetzliche Dauer für 
14 Jähre; in Bussland, Hannover, Königreich Sachsen und 
Württemberg für 10 Jahre; in Neapel gesetzlich nur für 5 Jahre^ 
mit dem Vorbehalte für die Regierung, nach Verdienst und Nutzen 
der Erfindung dieselbe bis auf 15 Jahre zu verlängern. 

In Dänemark^ woselbst gar kein Patentgesetz existirt, sondern 
Alles der obersten Administrativ-Gesetzgebung, für jeden besonderen 
Fall anheim gegeben ist , wird ein Zeitraum von 3 bis zu 20 Jahren 
für die Dauer des Schutzes, je nach Beschaffenheit der Sache vor- 
behalten. 

Das neue belgische Gesetz endlich bestimmt einen 20jährigen 
Zeitraum als Maximum. Höchst beachtenswerthe Bestimmungen über 
die vorliegende Frage siod in der neuesten englischen Legislation übet 
Erfindungspatente enthalten, Welchen zufolge dem Königlichen 
Ei"meßsen, ohne irgend einen weiteren gesetzlichen 
Vorbehalt anheim gegeben wird, unter vorgängiger 
Vernehmung des Geheimenrathes, dessen Gutachten 
jedoch nicht bindend sein soll, die gesetzliche Dauer 
eines verliehenen Patentes auf 7 und 14 Jahre zu ver- 
längern. Die Motive dieser Bestimmung sind Unten angedeutet 
worden *). 

Dass selbst in England , woselbst ein gesetzlicher Rechtsschutz 
für Erfindungen bereits im dritten Jahrhundert besteht, und wo bisher 
jede Veriängerung der Dauer eines Patentes über den gesetzlichen 
Termin an den Erlass eines, in den seltensten Fällen*) gewährten 



i) Man siehe die Darstellung der engl. Gesetzgebung; Abth. II. 

2) In den bekannlesten Commentaren über engl. Pafenlgesetzgebung finden 
sich nur zwei Fälle angeführt, in weichen Verlängerung von Patenten 
durch ein SpezialStatut bewilligt worden; jenes von Arkwright för 
<Ke Spinnmaschine und von Watt für die Verbesserung der Dampfma- 
schine ; erstere wegen der grossen Beschädigimgen, welche der Erfinder 
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Spezial - Statwtes gebunden war, das Parlament in jüngster Zeit frei- 
willig auf die eigene Bewilligung solcher Verlängerung verzichtete und 
dieselbe der höchsten Verwaltungsbehörde (oder vielmehr den König- 
lichen Prärogativen) unbedingt überliess, beweist zur Genüge, dass 
man faktisch aufgegeben habe, einen für alle Fälle angemessenen Zeit- 
r^i^n für die Dauer der Patente gesetzlich zu bestimmen und d^s 
durch das erkannte Bedürfniss für die Entwicklung der neuen Industrie 
diese Ei*weiterung der gesetzlichen Befugniss einfach dem Administra- 
tivwege zugewiesen worden sei. 

So wenig inzwischen die materielle Unsicherheit in der Beurthei- 
lung eines richtigen Zeitmaases über Verleihung des Patentschutzes zu 
verkennen, so ist demohngeachtet die gesetzliche Bestimmung eines 
solqhen nicht zu umgehen; ebensowohl zur Beseitigung zu grosser 
WiUkühr bei Verleihungen, als um den Erfindern gewissermassen schon 
im Voraus ein Anhalten für ihre Berechnung zu gewähren, welcher 
beiläufige Vortheil von der Ausübung ihrer Erfindung unter dem Pa- 
tentschutze in Aussicht stehe. Dagegen können zahlreiche Motive für 
eine VerUUigerung der gesetzlichen Dauer eintreten, als: grosse oder 
unvorherzusehende Schwierigkeiten der Ausführung, kostspielige Bau- 
ten und grösserer Zeitaufwand für die Vorbereitjungen; Hindernisse 
eines raschen Absatzes der Erzeugnisse und anderweitige einwirkende 
Umstände; endlich Rücksichten auf den besonderen Werth der Erfin- 
dung für die Gesellschaft, auf die speciellen Verdienste der Erfinder 
um die vaterländische Industrie u. s. w. Erwägungen dieser Art lie- 
gen der neuesten Gestaltung des englischen Patentwesens zu Grunde 
und bei dem Gewichte jener Motive erscheint es ohne Zweifel sehr 
wünschenswerth, dass auch in den Patentgesetzen anderer Staaten das 
Beispiel der neuen englischen Legislation Nachahmung finde und Vor- 
behalte der Kegierung, nach Umständen den gesetzlichen Termin ver- 
liehener Patente auf dem Administrativwege zu verlängern , in die . 
Patentgesetzgebung aufglommen werden; gleichwie diess auch bereits 
in einigen dergleichen Gesetzen anderer Staaten ausser England wirk- 
lich geschehen ist. 



durch Eingriffe in sein Patent erlitten halle und die zweite wegen der 
anerkannten grossen Opfer, welche der Erfinder für die Vervollkomm- 
nung der Dampfmaschine gebracht hatte und wegen seiner grossen Ver-. 
dienste um die Industrie. 

2 * 
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Immerhin jedoch wird von diesem Vorbehalte, zum Besten der 
Gesammtheit, nicht ohne gewichtige Gründe und nur unter ausserge- 
i¥öhnlichen Umständen oder bei eminenten Verdiensten der Erfinder 
Gebrauch zu machen sein. 

Von dem Gegenstande der Ertheilung von Erfin- 
dungspatenten. 

§. 5. 

Der ursprüngliche Ausdruck des ältesten europäischen Patent- 
gesetzes (von 1623) „any manner of new manufacture" erscheint vag 
und unklar und veranlasst, da dieses Statut noch gegenwärtig neben 
den späteren Gesetzen über diese Materie in Kraft besteht, eine fort- 
gesetzte Casuistik in der Anwendung, welche überhaupt eine so grosse 
Bolle in der englischen Rechtspflege spielt. 

Ungleich deutlicher und bestimmter drücken sich die Gesetze 
der Continentalstaaten über den Begriff eines zu patentirenden Gegen- 
standes aus; am präzisesten und vollständigsten das österreichische 
Gejsetz. (Art. 1) »). 

Auch die Bestimmung des neuen belgischen Gesetzes vom 24. 
Mai 1854 ermangelt nicht der Kürze und Präzision ^). 

Es handelt sich von Erfindungen und Entdeckungen, 
für welche der gesetzliche Schutz gewährt werden soll. Beide unter- 
scheiden sich dadurch, dass durch die Erfindung ein neues Erzeug- 
oder eine neue Methode zur Erzeugung schon bekannter Produkte 
geschaffen, durch die Entdeckung aber eine schon existirende, al- 
lein bisher der Wahrnehmung entrückte Sache beleuchtet und für einen 
industriellen Zweck nutzbar gemacht wird, flinen Unterschied zwi- 
schen beiden in der gesetzlichen Behandlung eintreten zu lassen , ist 
jedoch kein Anlass geboten. 

Die beiden wesentlichen Erfordernisse für den Gegenstand eines 
Erfindungspatentes sind: 



1) Siehe Unten die österreichische Gesetzgebung. 

2) Art 1. „11 sera accorde des droits exclusifs et temporaires, sous le nom 
de brevet d'invention, de perfcctionnement ou d'importation, pour toule 
d^couverte ou tout perfectionnement susceptible d'ßtre exploit(5 comme 
objet d'indttstrie ou de commerce." 
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1) dass derselbe einen industriellen Churafcter an sich trage, da- 
her auf die Hervorbringang von Gegenständen gerichtet sei, 
welche Tanschwerth besitzen ; 

2) dass derselbe neu sei, entweder hinsichtlich der Hervorbrin- 
gang eines neuen , bisher unbekannten Erzeugnisses , oder in 
Ansehung der neuen Methode in Hervorbringung schon be- 
kannter Industrieerzeugnisse. 

Tanschwerth und Neuheit sind also die beiden Hauptfak- 
toren; das Erfundene muss fähig sein, Yerkehrsobjekt zu werden, 
noch gar nie hergestellt worden sein, oder doch nicht auf die 
vom Erfinder angefahrte Methode. 

Aus der ersten Bedingung folgt zunächst und allgemein, dass 
abstrakte philosophische Prinzipien, Entdeckungen allgemeiner Natur- 
gesetze oder gewisser Eigenschaften der Körper, theoretische Lehrsätze 
der Mathematik oder anderer Zweige der Naturwissenschaften nicht 
fähig sind. Erfindungspatente zu erlangen; wohl aber ein aus solchen 
theoretischen Sätzen und Beobachtungen abgeleitetes Verfahren ihrer 
Anwendung auf die Hervorbringung eines Tanschwerth besitzenden 
Industrie- oder Kunstproduktes. 

Weder N e w t o n's Gravitationsgesetz, nach G a 1 i 1 e i's Entdeckung 
über die Schwere der Luft und des hiedurch ausgeübten Druckes auf 
luftleere Räume wären patentfähig, wohl aber Toricelli's Anwendung 
der letzteren Entdeckung auf die Verfertigung des Barometers , als 
eines werthvollen verkäuflichen Produktes. Ebenso würde die schöne 
Entdeckung Chladni's der Bildung der Klangfiguren kein Patent bean- 
spruchen können, als eines blosen physikalischen Versuches; wohl aber 
die Verfertigung der Lichtbilder als fixirbar und verkäuflich. 

Neilson's in England erlangtes Patent auf die in ganz Europa 
verbreitete Anwendung erhitzter Luft für das Gebläse des Hochofen- 
betriebes bei Eisenhütten wurde vor den Gerichten als nichtig ange- 
fochten, indem man diese Erfindung als ein bloses Prinzip dar- 
zustellen versuchte. Der Patentirte berief sich dagegen bei der ge- 
richtlichen Verhandlung auf seine für die Anwendung des Prinzipes 
erfundene Vorrichtung, darin bestehend: dass der Luftstrpm des Ge- 
bläses in einen bis zur Kothglühhitze erwärmten Kessel geleitet und 
von diesem mittelst besonderer Köhrenverbindungen in die Form des 
Hochofens gebracht werde und dass dieser Kessel in genauem Verhält- 
nisse zu dem erforderlichen Luftstrome sowohl als zur Ausdehnung 
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der Luft durch dien gegebenen Hitzgrad stehen mtlsse. Hierin er- 
kannten nunmehr die englischen Gerichte das Vorhandensein einer 
Verkörperung des neuen Prinzipes, welche zur Aufrechthaltung 
des verliehenen Patentes ftlr erforderlich erachtet wurde, indem nun 
nicht mehr das Prinzip als solches , sondern dessen praktische An- 
wendung für einen industriellen Zweck in Betracht kam. 

Der aus diesem letzten lehrreichen Beispiele der unmittelbaren 
Praxis hervortretende Gesichtspunkt erscheint massgebend für alle 
Patentverleihungen. Nur derjenige Gegenstand ist patentfähig, wel- 
cher die Hervorbringung nützlicher und somit werthvoUer Produkte 
bezweckt. Hieraus folgt endlich von selbst, dass die Henorbringung 
von Erzeugnissen ohne Werth im nationalökonomischen Sinne nicht 
Gegenstand von Patentverleihungen sein könne. 

Das zweite Haupterfordemiss des patentirbaren Gegenstandes 
ist Neuheit; wie schon der Ausdruck „Erfindungspat^nt" darthut. 
Das Opfer der Gesellschaft, eine gewisse Zeitperiode hindurch von 
der allgemeinen Benützung des privilegirten Gegenstandes ausgeschlos- 
sen zu sein, kann nur durch den Charakter der Neuheit der Erfindung 
oder Verbesserung kompensirt werden, womit die National-Industrie 
bereichert wird. Daher erscheint die Verleihung eines Patentes für 
Gegenstände, welche bereits bekannt sind oder deren Kenntniss Jeder- 
mann ohne besondere Schwierigkeit erlangen kann, völlig unzulässig. 
Produzenten und Consutnenten der Staatsgesellschaft haben Anspruch 
auf ungehemmte Produktion und möglich wohlfeile Consumtion , wel- 
che nur durch freie Conkurrenz erreicht wird. Die temporäre Hem- 
mung der freien Produktion und Conkurrenz als Folge jeden Erfin- 
dungspatentes für den betreffenden Gegenstand ist ein Akt der Noth- 
wendigkeit, damit durch die Verleihung der ausschliessenden Be- 
rechtigung die Landesindustrie mit einem neuen Erzeugnisse bereichert 
werde. 

Beim Mangel an Neuheit aber erscheint dieser Akt an und für 
sich als illegal und die Verleihung ist null und nichtig in Kraft des 
Gesetzes. Kein Gegenstand daher, welcher früher bereits in Ausübung 
gestanden, oder welcher, sei es durch Druckschriften oder in sonsti- 
ger Art, dergestalt zur öffentlichen Kunde gelangt ist, dass er von 
jedem Sachverständigen nachgeahmt werden kann, besitzt den Charak- 
ter der Neuheit und ist patentirbar. Auch der Umstand, dass der 
Erfinder selbst vor der Erwerbung seines Patentes die Veröffent- 
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iMhiing des patentirten Gegensta];ide8, sei es doreli Aosüfoiuig oder 
durch Mittheilung an dritte Personen, veranlasst habe, begründet kei- 
ften Untersehied zur Aufrechthaltung des Patentes, indem es allfällig 
an Charakter der Neuheit gebricht. Selbst dann endlidi, wenn das 
Geheimniss einer neuen Erfindung ihrem Schöpfer noch vor der Pa- 
tentertheilung durch Betrug entwendet und von Dritten veröffentlicht 
worden wäre, erscheint folgerichtig eine Ausnahme nicht zulässig, in- 
dem der Gesellschaft gegenüber der Charakter der Neuheit nicht mehr 
vorhanden ist; daher in solchem Falle dem Erfinder blos die gericht- 
\kAie Verfolgung des Entwenders auf Schadloshaltung übrig bleiben ' 
würde. 

Die Bedingung der Neuheit des zu patei^tirenden (xegenstandes 
wird in allen Legislationen streng festgehalten und diese Bestimmung 
ist auch, der Natur der Sache gemäss, die Hauptquelle der Anfech- 
tungen verliehener Patente. 

Nach der englischen Gesetzgebung hat der Bewerber um ein 
Erfindungspatent seinem Gesuche noch eine besondere gerichtlich be- 
glaubigte Erklärung des Inhalts beizulegen: „dass er der wahre und 
^rste Erfinder , und dass der Gegenstand nach seinem besten Wissen 
und Glauben noch von Niemand vorher benützt worden sei." 

Nach der Patentgesetzgebung der veremigten Staaten muss die 
vorbemerkte Angabe eidlich eriiärtet werden '). 

Eine derartige Deklaration oder Eidesleistung kann jedoch kei- 
neswegs als Bedtirfniss für die Patentgesetzgebung erkannt werden. 
Ftti' die Praxis genügt vielmehr die allgemeine Bestimmung, dass i^ 
Gegenstände, welche entweder durch frühere Ausübung oder durch 
Druckschriften, oder auf irgend anderen Wegen schon vor der Ver- 
leihung des Patentes in der Weise zur öffentlichen Kenntniss gelangt 
sind, dass solche von Sachkundigen nachgeahmt werden können, den 
Charakter der Neuheit nicht besitzen. In Kraft dieser gesetzlichen 
Bestimmung ist daher ganz allgemein, sowohl für das öffentliche Bß- 
nisterium als für jedes Privatinteresse die Möglichkeit gegeben, ein 



1) Die gesetzliche Vorschrift lautet: „The applicant shall also make oaih 
or afürmation, that he does verily believe that he is the original and 
first inventor or discoverer of the art, machine, composition or improve- 
ment for which he solltcits a patent and that he does not know or 
believe that the same was ever known or used." 
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verliehenes Patent wegen Mangels an Neuheit vor den Gerichten auf 
Nichtigkeits-Erklärung anzugreifen. 

In mehreren Patentgesetzen wird der Charakter der Neuheit 
auch dann noch aufrecht erhalten, wenn die Erfindung zwar früher 
schon existirte, jedoch im Inlande noch unbekannt geblieben ist 
(Oesterreich. Patentgesetz §. 1.) 

Dieser mildere Begriff der Neuheit hat auch in der englischen 
Gerichtspraxis Eingang gefunden. Bei der Anfechtung der bertlhmten 
Erfindung von Dollond ergab sich, dass dieselbe lange schon vor der 
Ertheilung des Patentes an ihn von einer anderen Person für ihren 
Privatgebrauch benützt worden war, jedoch ohne Bekanntwerdung 
oder Veröffentlichung; das Patent wurde hiemach vom Gerichtshofe 
aufrecht erhalten. 

Von den verschiedenen Arten der Patente. 

§. 6. 

Die bisherige Theorie und Praxis stellte für die Verleihung von 
Gewerbspatenten drei Arten solcher Verleihungen auf: 
Erfindungs-Patente, 
Verbesserungs-Patente, 
Einführungs-Patente. 

In Ansehung der Erfindungspatente ist im Allgemeinen zu 
bemerken, dass, den Charakter der Neuheit vorausgesetzt, jede sub- 
stanzielle oder materielle Benützung von Rohstoffen, Erzeugnissen, 
Prinzipien und Gesetzen aus dem ganzen Gebiete der Natur und der 
Naturwissenschaften überhaupt, welche entweder zur unmittelbaren 
Gewinnung eines mit Verkaufswerth begabten Produktes führt oder 
die Hervorbringung eines solchen erleichtert, beschleunigt oder mit 
geringerem Kostenaufwande bewirkt, fähig sei, ein Erfindungspatent 
zu erlangen. 

Dahin sind also namentlich zu rechnen: 

1) ein neues Erzeugniss, welches Verkaufswerth besitzt; gleichviel 
ob solches geeignet ist, unmittelbar konsumirt oder zur Her- 

, vorbringung verzehrbarer Produkte benützt zu werden; 

2) Maschinen und Werkzeuge jeder Art zum Zwecke erleichterter 
oder gewinnreicherer Erzeugung schon bekannter Produkte, 
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oder für Leisttmgen aller Art im menschlichen Haushalt über- 
haupt, welche einen Werth besitzen; 

3) ein neues Prinzip oder Verfahren in seiner Anwendung auf 
irgend einen industriellen oder auch wissenschaftlichen Zweck, 
wodurch Produkte oder Leistungen von Werth hervorgebracht 
werden. 

4) Chemische Prozesse zu gleichen Zwecken, welche inzwischen 
in der vorhergehenden Kategorie bereits enthalten sind. 

Sämmtliche Legislationen über Erfindungs - Patente statuiren 
gesetzlich gewisse Ausnahmen der Verleihung, nämhch solcher Gegen- 
stände oder Erfindungen, welche die öffentliche Ordnung und Sicher- 
heit zu bedrohen vermöchten, den bestehenden Staatsgesetzen zuwider 
laufen, oder deren Ausübung Unbequemlichkeit oder Störungen für 
die Bewohner veranlassen würde, oder welche gegen Vorschriften für 
Sanitätspflege Verstössen würden. 

In mehreren Patentgesetzen finden sich ausserdem noch einige 
besondere Gegenstände benannt, worauf allgemein Patente nicht er-\ 
theilt werden sollen, als: Patente auf die Bereitung von Lebensmitteln 
und Getränken, sowie für Arzneien, in Oesterreich; pharmazeuti- 
sche Zusammensetzungen und Medizinen aller Art, dann Credit- oder 
Finanzplane, in Frankreich. Im portugiesischen Patentgesetze 
ist ausgesprochen, dass für blose Veränderungen der Form, der Pro- 
portionen und Ornamente allgemein Patente nicht ertheilt werden 
sollen. 

Das Patentgesetz für das Königreich Sachsen bestimmt: 
dass für Medikamente jeder Art und ihre Zusammensetzung, für cos- 
metische Mittel, für Nahrungsmittel mit Einschluss von dahin gehöri- 
gen Luxus -Ai'tikeln, für Zeichnungsmodelle und im Allgemeinen für 
alle Prinzipien und wissenschaftliche Thesen Erfindungspatente nicht 
ertheilt werden. 

Die Ausnahme pharmazeutischer Compositionen jeder Art ist 
in der Vorsorge für die öffentliche Gesundheitspflege höchst begründet, 
zum Schutze gegen Charlatanerie und Verbreitung schädlicher Dro- 
guen; dessgleichen jene für die Bereitung von Lebensmitteln und Ge- 
tränken; theils aus allgemein polizeilichen Rücksichten, theils um auf 
die Volksnahrung einflussreiche und wichtige Entdeckungen und Be- 
reitungsarten der öffentlichen Benützung nicht durch Patentirung für 
eine eine längere Zeit zu entziehen. 
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Das grosse Verdienst, welches der Urheber einer solehen Ent- 
deckung oder Yerfahrungsweise sidi um die Gesellschtft erwerben 
wtrde, eignet sich vielmehr für eine Belohnung oder für die Erwer- 
bung derselben aus Staatsmitteln, damit solche baldmöglich der allge- 
meinen Benützung zu Gute komme. 

Die allgemein zu statuirenden Ausnahmen von d^ Verleihung 
von Erfindungspatenten bestimmen sich üb^haupt nach den verschie- 
schiedenen Gesetzen und bestehenden Verordnungen eines Jeden Staa- 
tes und es kann in denselben eine Benachtheiligung der Industrie 
nicht erkannt werden. Immerhin ist es vorzuziehen, die diese Aus- 
nafams-Gegenstftnde schon vorhinein gesetzlich zu bestimmen, als Ent- 
scheidungen über Verleihung oder Nichtverleihung für jeden einzelnen 
Fall vorzubehalten. 

§• 7. 

Verbesserungs-Patente, welche als solche in allenPatent- 
gesetzen eingeführt sind, nehmen Bezug auf jede V^rvoUkommnong scton 
bekannter Erzeugnisse , Verfahrungsweisen , Maschinen und Prozesse, 
wodurch ein reeller Vortheil für irgend einen industriellen Zweck er- 
langt wird und welche demzufolge Verkaufswertii besitzt. 

Im Allgemeinen betrachtet, ist jede industrielle Verbeseerong 
gleichfi^ls eme Erfindung. Wenn gleich hiegegen eingewendet werden 
könnte , dass eine neue Erfindung den Weg zuerst eröfinet und ge- 
zeigt hat, welchen die Verbesserung nur verfolgt; dass sonach eiae 
Verbesserung nicht auf gleicher Stufe des Verdienstes mit der Erfin- 
dung zu betrachten sei, so ist demohngeachtet nicht zu verkennen, 
dass es die Verbesserungen sind , denen in der Hegel jede bedeutende 
Erfindung ihre weitere Ausbildung und Vervollkommnung verdankt 
und dass durch dieselben die grössten industriellen Fortschritte von 
jeher erreicht worden sind. Wer würde z. B. den Verbesserungen der 
Dampfmaschine von Watt oder der Verbesserung 4er ers^nrErfindung 
der Gasbeleuchtung durch den Gasometer nicht gleichen Bang mit 
Erfindungen einräumen wollen! 

An und für sich betrachtet, kann daher zw^chen einer Bil- 
dung und einer Verbesserung, betreffe es ein Produkt, eane Maschiie 
oder eine Methode u. s. w., ein auf die gesetzliche Behandlung in- 
Auirender Unterschied nicht geltend gemacht werden; indem durdi 
die letztere ebensowohl als durch die erstere ein >neuer WerUi, oder 
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eine ErBpanmg an Arbeit;, oder dne Y^gröaseituig des Nutzens eines 
Gegenstandes, nämlich der schon vorhandenen Erfindung geschaffen 
witd. Dem Yet*besserer stehen also die nämlichen Ansprüche auf 
Staatsschatz zur Seite, me dem Erfinder. Auch ist es eben so der 
Fall, dass nicht selten eine geringfügig scheinende Verbesserung zu 
den folgereichsten Ergebnissen geführt hat; wesshalb auch keine 
Verbesserung als solche gering zu achten und in ihren Rechten gegen 
jene der Erfindungen zu verkürzen ist. 

Die Patentirung gewerblicher Verbesserungen und ihre Gleich- 
stelhing mit den Erfindungen gestaltet sich sehr dnfach, insofeme es 
sich von Verbesserung solcher Gegenstände oder Verfahrungsweisen 
handelt, welche in allgemeinem Gebrauche stehen, und durch kein 
Patent geschützt sind. In diesem Falle beschränkt sich das Patent 
auf die beschriebene Verbesserung, während das Erzeugniss oder die 
Verfahrungsweise etc. von deren Verbesserung es sich handelt, nadi 
wie vor in der ursprünglichen Gestalt dem allgemeinen Gebrauche 
verbleibt. Die grosse Mehrzahl der Verbess^ungspatente wird jedoch 
nachgesucht auf bereits pateitirte Erfindungen während der Schuta- 
periode. 

Im ersten Momente der Betrachtung dieses Falles scheint gleich- 
falls eine Schwierigkeit nicht zu bestehen. Dem patentirten Erfinde 
kann die ausschliessende Benützung seiner Erfindung durch die Pa^ 
tentverleihung auf eine Verbesserung derselben nicht entzogen wer- 
den; allein ebensowenig steht demselben ein Anspruch auf die Be- 
nützung der patentirten Verbesserung zur Seite. Kann die letztere 
seibstständig und unabhängig von der ersteren ausgeübt werden, so 
besteht keine weitere Beziehung zwischen dem Erfinder und dem Ver- 
besserer. Steht jedoch die Verbesserung mit der Erfindung in so 
«ngem Zusammenhange, dass sie nicht von derselben getrennt und 
selbstständig zu benützen ist^ so ist der Fall gegeben, dass Beide sich 
über die gemeinschaftliche Ausbeutung der Erfindung und der Ver- 
besserung verständigen. Erfolgt kein solches Verständniss , so ver- 
bleibt dem Erfinder der Genuss seines Patentes und die Benützung 
jenes für die Verbesserung ruht bis zur Erlöschung des ersteren, in- 
dem dem Erfinder seine erlangte Berechtigung niemals durdh eine 
späte!* angemeldete Verbesserung entzogen werden kann und der Ur- 
heber der letzteren ebensowenig eine erweiterte Berechtigung über die 
Verbesserung hinaus zu beanspruchen hat. 
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An diese Theorie der Frage reihen sich jedoch noch anderwei- 
tige, aas der Erfahrung geschöpfte Rücksichten. Die wenigsten neuen 
Erfindungen treten schon gleich zuerst in Vollkommenheit hervor; 
sie sind vielmehr in der Regel mehr als Versuche im Grossen zu be- 
trachten, welche nachfolgenden Verbesserungen unterliegen und all- 
mählig zu dem Grade von Vollendung, dessen sie fähig sind, durch 
die Ausübung selbst herangebildet werden. Die Erfinder finden es 
jedoch ihrem Interesse gemäss, sobald als möglich nach ihrer Conzep- 
tion der Hauptidee und nach den ersten gelungenen Versuchen ihre 
Rechte durch ein Patent zu sichern, um nicht während der längeren 
Fortsetzung bioser Versuchsarbeiten dem Zufalle überlassen zu müs- 
sen, dass eine vorzeitige Veröffentlichung oder Bekanntwerdung der 
Erfindung ihnen die Früchte derselben entziehe. Durch Verbesse- 
rungs-Patente Dritter jedoch, welche auf die Erfindung genommen 
werden, sehen sich die Urheber der letzteren in ihren eigenen Fort- 
schritten in der Vervollkommnung ihrer Erfindung gehemmt und aller 
Vortheile dieser Verbesserungen, welche sie vielleicht oder wahrschein- 
lich in der Folge selbst aufgefunden haben würden, beraubt. Hiemit 
aber werden dem ersten Erfinder auch zugleich die Früchte seiner 
für fortgesetzte Versuche aufgewendeten Kapitalien, Zeit und Arbeit 
grossentheils entzogen; abgesehen von den Collisionen und Streitig- 
keiten, welche durch die Ausübung der Verbesserungspatente so leicht 
hervorgerufen werden. Unter solchen Umständen kann nicht selten 
der Fall eintreten , dass dem ursprünglichen Erfinder, um seine Ent- 
deckung ohne fortgesetzte Störungen auszubeuten, keine Wahl übrig 
bleibt, als mit dem Besitzer eines Verbesserungspatentes auf erstehe 
einen Gesellschaftsvertrag einzugehen und die Früchte seiner Anstren- 
gungen mit ihm zu theilen. 

Diese soeben bezeichneten Uebelstände in Ansehung der Ver- 
besserungspatente waren Gegenstand ausführlicher Verhandlungen der 
belgischen Kammern über das frühere Patentgesetz vom Jahre 1844 *). 
Man brachte zu Gunsten der ersten Erfinder die Verleihung proviso- 
rischer Patente an dieselben für die zwei ersten Jahre in Vorschlag, 
mit gleichzeitiger • Ermässigung der Taxe für diese Periode, vor deren 
Auslauf sodann der Erfindet eine weitere Erklärung über die Beibe- 



1) Tilliere a, a. 0. S. 17 u. f. 
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faaltnng seines Patentes fQr die ganze gesetzliche Zeit (jedoch mit 
Einrechnung des zweijährigen Provisoriums) abzugeben hätte. Für 
diese zwei Jahre aber sollte dem Erfinder auch der Vorzug hinsicht- 
lich aller Modifikationen, Verbesserungen und Zusätze zu seiner ur- 
sprünglichen Erfindung gegen jeden Dritten zugestanden werden; indem 
ihm frei stehen solle, entweder durch Constatirung der Verbesserung 
ein einfaches, mit geringen Kosten verbundenes Certifikat für dieselbe, 
oder eia besonderes Verbesserungspatent zu erwerben. Der Unter- 
schied zwischen diesen beiden Wegen besteht darin, dass das Certi- 
fikat mit der ersten Patentverleihung erlischt, während das besondere 
Verbesserungspatent für die volle gesetzliche Zeit eines Patentes fort- 
besteht, sonach wenn später erworben über das erstere hinausreicht. 

Dieser Vorschlag war vollkommen geeignet, dem Erfinder einen 
ungleich grösseren Schutz für seine Erfindung zu gewähren, ihm die 
successive Vervollkommnung möglich zu machen und denselben gegen 
Verbesserungsgesuche Dritter, welche häufig nur gegen das Erfindungs- 
patent selbst gerichtet sind, zu schützen. Derselbe erlangte bei den 
Verhandlungen die Zustimmung der Pairskammer, allein nicht jene 
der Majorität der Deputirtenkammer. In letzterer wurde dagegen 
geltend gemacht, dass hiedurch dem Erfinder eine exorbitante Begün- 
stigung gewährt werden würde, welche den prinzipiellen einfachen 
Schutz weit überschreite; indem sie demselben für die Darbietung 
einer oft sehr einfachen und minder werthvollen Erfindung die Macht 
einräume, den Aufschwung industrieller Thätigkeit zu hemmen und 
selbst der Freiheit der Industrie entgegen zu treten. Es würde hie- 
durch gewissermassen ein Interdikt der Intelligenzen geschaffen und 
das Prinzip des Patentgesetzes selbst verletzt, welches die Ertheilung 
von Erfindungspatenten nur für bereits geschaffene Entdeckungen und 
Erfindungen, aber nicht für flüchtige Entwürfe und Versuche gewähre. 
Bei der Formulirung des damaligen Gesetzes (von 1844) wählte man 
daheV einen Mittelweg ; man bewilligte ein einjähriges Provisorium, wäh- 
rend dessen zwar jedem Dritten gestattet war , Verbesserungsgesuche 
auf die patentirte Erfindung einzureichen, welche jedoch erst nach 
ümfluss dieses Provisoriums zur Erwägung gelangten und abschlägig 
beschieden wurden, im Falle der Patentbesitzer selbst während des 
nämlichen Zeitraumes für die gleiche Verbesserung entweder ein Cer- 
tifikat oder ein Patent erlangt hatte. 

Das neue belgische Gesetz von 1854 hat inzwischen auch diese 
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frtthere Bestimmung nicht aufgenommen und eine neue an deren 
Stelle gesetzt, wodurch die beiderseitigen Befugnisse der Besitzer von 
Erfindungs-Patenten und dritter Personen, welche ein Verbesserungs- 
patent auf die nämliche Erfindung erlangt haben, dahin bestimmt wer- 
den, dass letztere ohne Bewilligung des Erfinders die primitive Erfin- 
dung, und der Erfinder ohne Zustimmung des Verbesserers die paten- 
tirte Verbesserung nicht in Anwendung bringen dürfen '). Mit dieser 
Bestimmung, welche aus der Natui* der Patentverleihung von selbst 
hervorgeht, ist jedoch keine Lösung der Frage gegeben. 

Eine günstigere Bestimmung für den Schutz der Erfinder gegen 
Verbesserungs-Patente enthält das französische Gesetz im Art. 18 *), 
welchem zufolge während des ersten Jahres eines verliehenen Patentes 
auf den nämlichen Gegenstand gar kein Verbesserungs- Patent an 
Dritte, sondern blos an den Patentbesitzer verliehen werden darf. Die 
diessfallsigen Gesuche dritter Personen werden hinterlegt und nach 
Umfluss des Jahres eröffnet, und für jene Verbesserungen, für welche 
der Erfinder selbst während dieser Zeit ein Certifikat nachgesucht 
hat, wird demselben der Vorzug eingeräumt. 

Diese Bestimmung ist allerdings dem Zwecke entsprechend, allein 
der Zeitraum eines Jahres , binnen welchem der Erfinder gegen Ver- 
besserungspatente auf seine Erfindung geschützt ist, erscheint im All- 
gemeinen zu kurz, um ihm eine ruhige auf fortgesetzte Versuche und 
Nachdenken basirte Fortbildung seiner ursprünglichen Idee zu gestsi- 
ten und diess um so mehr, je wichtiger und umfangreicher die Erfin- 
dung selbst ist und je bedeutendere Anlagen dieselbe für ihre Aus- 
führung erfordert 

Die englische Gesetzgebung gestattet zwar dem Erfinder und 



1) Belg. Gesetz vom 24. May 1854, Art 15: 

„En cas de modification a Tobjet de la d(^couverte, il pourra. elrc 
obtena un brevet de perfecUonnement , qui prendra fin en mdme lems 
que le brevet primitive." 

„Toutefois, si le possesseur du nouveau brevet n'est pas lo brevet^ 
principal, il ne pourra, sans le consentement de ce demier, se servirde 
la d^couverte primitive, et rdeiproquement, le brevet^ principal ne pourra 
exploiter le perfectionnement sans le consentement du possesseur du 
nouveau brevet." 

2) Siehe Unten, französische Gesetzgebung. 
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PaleiltbeBitzer zu jeder Zeit während der Dauer des Patentes zu der 
deponirten Beschreibung seiner Erfindung mittelst nachträglicher Ein- 
gaben Abänderungen und Verbesserungen zu konstatiren, welche als 
integrirender Theil der ursprünglichen Beschreibung gelten; daher 
dem Erfinder hiernach die Möglichkeit gewährt ist, jede spätere Ver- 
besserung seiner patentirten Erfindung dem Patente während der 
ganzen Dauer desselben einzuverleiben; eine Bestimmung, welche 
übrigens ebenfalls erst in der neuesten englischen Gresetzgebung Platz 
gefunden hat ^). Allein dieselbe gewährt dem ersten Erfinder keine 
Begünstigung gegen Verbesserungs-Patente Dritter auf seine Erfindung; 
im Gegentheile wird durch das nämliche so eben angeftlhrte Statut 
Jedermann die Befugniss eingeräumt, gegen Abänderungen einer be- 
reits patentirten Erfindung gerichtliche Verwahrung (Caveat) einzu- 
legen. Aus dieser Bestimmung ist ersichtlich, dass in der englischen 
Patentgesetzgebung dem in der belgischen Kammer geltend gemach- 
ten Grundsatze, dass durch eine eine Patentverleihung der Industrie 
keine Fessel angelegt werden dürfe, volle Eechnung getragen ist. 

Demohngeachtet stehen Billigkeitsrücksichten für den ersten Er- 
finder dieser Richtung der englischen Gesetzgebung entschieden gegen- 
über. Wie bereits oben angedeutet, geht aus der Geschichte der 
Erfindungen unwidersprechlich hervor, dass die einflussreichsten und 
bedeutendsten derselben sich nur allmählig vers'oUkommnet haben. 
Warum sollte dieser Erfahrung gemäss nicht dem ersten Erfinder 
auch der erste Anspruch zur Seite stehen, dass ihm, dessen Genie 
und Hingebung gegen die Gesellschaft zunächst der Vortheil einer 
neuen Bereicherung der Industrie verdankt wird, auch die erforder- 
liche Zeit und Gelegenheit vergönnt werde, unter dem Schutze des 
erworbenen Patentes, ungestört durch fremde Eingriffe, als welche 
Verbesserungspatente Dritter allerdings betrachtet werden können, 
seine Erfindung weiter zu vervollkommnen und die Verbesserungen, 
deren sie fähig ist, selbst aufzufinden, wozu ihm durch die Ausübung 
des Patentes der nächste Weg eröffnet ist! 

Es ist daher Aufgabe der Gesetzgebung, zwischen diesem Schutze 
des Erfinders für die successiven Verbesserungen seiner Erfindung 
einerseits, und den industriellen Bestrebungen der Gesammtheit ande- 



i) Siehe Unten, engl. Gesetzgebung; 5 et 6 Will IV. cap. 83, 



Digitized by CjOOQIC 



32 

rerseits zu vermitteln und die beiderseitigen Interessen in Einklang 
zu bringen. Der Lösung dieser schwierigen Aufgabe dürfte etwa durch 
die Bestimmung näher zu kommen sein, dass Yerbesserungs-Patente an 
Dritte für eine bereits patentirte Erfindung während des ersten Dritt- 
theils der gesetzlichen Dauer des Patentes nur dann ertheilt werden, 
wenn hierüber ein Einverständniss zwischen dem Verbesserer und dem 
ersten Erfinder, oder mit anderen Worten, die Einwilligung des letz- 
teren hiezu nachgewiesen wird. Für die übrigen zwei Dritttheile der 
Dauer des Erfinduugspatentes würden sodann diejenigen Bestimmungen 
Platz greifen können, welche im angeführten Artikel 15 des neuen 
belgischen Gesetzes enthalten sind. 

§. 8. 

Die dritte Gattung der gesetzlich verliehenen Gewerbspatente 
sind die Einführungs-Patente. 

Als Motiv für dieselben könnte im Allgemeinen das Nämliche 
angeführt werden, welches für die Erfindungspatente besteht, nämlich 
um der Landesindustrie hiedurch einen Industriezweig anzueignen, 
welcher bisher noch nicht vorhanden war. Dieser Gesichtspunkt lag 
der früheren englischen Gesetzgebung im weitesten Umfang zu Grunde, 
Nach den bis zum Jahre 1852 in Kraft bestandenen gesetzlichen Vor- 
schriften wurden Patente für alle „innerhalb dieses Reiches neue Er- 
findungen" (new manufacture within this realm) verliehen und folglich 
alle ausserhalb des Reiches bestehenden Ei-findungen gänzlich ignorirt; 
wesshalb es auch nicht darauf ankam, ob die zu patentirende auslän- 
dische Erfindung in einem anderen Staate durch Privilegien geschützt 
sei oder nicht. Diesem Verfahren in England lagen die Motive zu 
Grunde, dass man theils die Naturalisirung fremder Erfindungen als 
einen Gewinn für die inländische Industrie ansah, theils den Umstand 
berücksichtigte, dass ohne die gesetzliche Zulässigkeit von Patenter- 
theilungen für fremde Erfindungen die in England verliehenen Patente 
überhaupt weit mehreren Anfechtungen blos gestellt sein würden, wozu 
das Vorgeben , der patentirte Gegenstand sei im Auslande bereits be- 
kannt oder stehe dort in Ausübung, reichlichen Stoff für dergleichen 
Angriffe würde geh'efert haben. 

Bei der Frage über die Verleihung von Einführungspatenten 
überhaupt sind drei unter sich wesentlich verschiedene Fälle in Be- 
tracht zu ziehen: 
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1) Die Verleihung von Einführungs - Patenten für jede fremde Er- 
findung ohne Rücksicht, ob dieselbe im Anslande durch Privi- 
legien geschützt ist oder nicht; 

2) die Verleihung von solchen allgemein für fremde Erfindun- 
gen, wenn und für so lange, als dieselben auch im Auslande 
geschützt sind; endlich 

3) blos an die fremden Erfinder, unter der gleichen Bedingung 
wie im vorhergehenden Falle. 

Die Verwirklichung des ersten Falles bestand auch in der ersten 
französischen Patentgesetzgebung vom 7. Jänner 1791 ^). Zu Gunsten 
dieser Bestimmung ist angeführt worden, dass demjenigen, welcher 
eine solche Einführung beabsichtigt, manchfache Kosten für seinen 
Aufenthalt im Auslande , besondere Anstrengungen wegen Aneignung 
der Erfindung, grösserer Aufwand zur Naturalisirung derselben in der 
Heimath zur Last fallen ; femer für Herstellung der erforderlichen An- 
stalten, Heranbildung der Arbeiter u. s. w. Endlich sei auch ein 
grösserer Zeitaufwand nöthig, um den Verbrauch neuer Erzengnisse 
des Auslandes beim Publikum einzuführen und entgegenstehende Hin- 
dernisse zu beseitigen. Für diese Opfer und Bemühungen erscheine 
daher die Patentverleihung nur als eine billige Entschädigung. Gegen 
diese Motive bestehen jedoch wesentliche Bedenken. Zuvörderst ist 
der Grad des Verdienstes zwischen dem Erfinder und demjenigen, 
welcher eine fremde Erfindung blos nachahmt, ein sehr verschiedener. 
Der Erfinder ist Schöpfer eines neuen Industriezweiges und von ihm 
allein hing es ab, die Gesellschaft hiemit zu bereichern oder nicht, 
während zur blosen Einführung einer jeden irgend erheblichen neuen 
Erfindung Viele sich finden können. Ebenso sind die Opfer und Wag- 
nisse des blosen Einführers keineswegs mit jenen des Erfinders in eine 
Reihe zu stellen. Die Einführung einer fremden im Auslande bereits 
in Ausübung stehenden Erfindung ist für nicht mehr als eine blos kom- 
merzielle Operation zu betrachten, für welche dem Spekulanten schon 
eine sichere Basis über das Maass des Erfolges im Lande der Ent- 
stehung geboten ist, welche daher nur eine richtige Beurtheilung und 
Berechnung bezüglich ihrer Ausführung und ihres wahrscheinlichen 
Erfolges im Heimathlande erfordert, um das Gelingen zu sichern. 



1) Art. 3. „Qoiconque apportera le premier en France une d^couverle 
bangere, jooira des mdmes avantages quo s'il etait Tinvcnteur.*^ 
V, KleiDtehrod, Patentgesetzgebung. 3 
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Es erscheint daher ebensowenig angemessen, derartige Spekula- 
tionen durch Begünstigimg mit ausschliessenden Rechten auf eine Stufe 
mit den Erfindungen zu stellen, als billig gegen die Gesellschaft, der 
allgemeinen Landes -Industrie die freie Benützung einer werthvollen 
Erfindung für längere Zeit ohne Nothwendi^eit zu entziehen. 

Ebensowenig aber bedarf es zur Einführung einer fremden Er- 
findung einer solchen Prämie für den ersten Einführer. Ist dieselbe 
von reellem Werthe und bereits im ürsprungslande mit gtlnstigem Er- 
folge ausgeübt worden, gewährt sie gegründete Aussicht auf remune- 
rirende Ausbeutung im eigenen Lande , so lässt sich nicht bezweifeln, 
dass das Interesse und die industrielle Thätigkeit der inländischen In- 
dustrietreibenden sich dieselbe über kurz oder lang von selbst aneignen 
werden, wozu es keiner besonderen Ermunterung bedarf, und jede 
solche erscheint um so mehr überflüssig, je bedeutender die fremde 
Erfindung und je mehr sie geeignet ist, einen blühenden Industriezweig 
ipi Lande zu erschaffen. 

Diesen Eücksichten zufolge ist die allgemeine Verleihung von 
Einführungs- Patenten in Frankreich durch die neue Gesetzgebung be- 
seitigt worden. (M. s. Unten französ. Patent-Gesetzgebung.) 

Die vorstehenden, für den ersten Fall der Verleihung von 
Jlinführungspatenten vorgetragenen Bemerkungen sind im Wesentlichen 
auch anwendbar auf den zweiten Fall hinsichtlich der allgemeinen 
Ertheilung von Einführungspatenten fttr fremde Erfindungen, wenn 
und insolange sie auch im Auslande durch Privilegien geschützt sind. 
Auch in diesem Falle trifft der Schutz nicht den Erfinder, sondern 
es ist, wie im vorhergehenden jedem Dritten überlassen, sich eine im 
Auslande patentirte Erfindung anzueignen, was ihm durch die in den 
meisten Staaten veröffentlichte oder Jedermann zur Einsicht gestattete 
Beschreibung der patentirten Erfindung um so leichter wird; der Cha- 
rakter einer |}los kommerziellen Spekulation bleibt also der nämliche 
wie vorher. 

Die Ertheilung von Einfühnmgs- Patenten für diese beiden ge- 
gebenen Fälle erscheint daher stets nur als eine Hemmung der Landes- 
industrie, da bei dem regen Wechselverkehre aller Länder, der heu- 
tigen Leichtigkeit der Communikationen, sowie der rasch und allgemein 
verbreiteten Kenntniss einer jeden nur irgend bedeutenden Erscheinung 
im Gesammtgebiete der Industrie, welche überdiess durch die periodi- 
schen Industrie -Ausstellungen in so hohem Maasse gefördert wird, 
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keine erhebliche neue Erfindung der Aufmerksamkeit der Industrie- 
treibenden in jedem Lande entgehen kann; folglich auch deren An- 
eignung ruhig dem üntemehmungsgeiste der Privaten, ohne spezielle 
Zugeständnisse und Ausfliessungsrechte überlassen bleiben dai^. Diese 
Aneignung aber wird in vielen Fällen selbst zur unbedingten Noth- 
wendigkeit für die Industriellen anderer Länder, durch die Conkurrenz, 
um nicht hinter den Fortschritten des Auslandes zurückzubleiben. 

Der dritte Fall endlich begreift die Ertheilung eines Einfüh- 
rungspatentes an den Erfinder (oder seine Rechtsnachfolger), wel- 
cher für seine Erfindung bereits im Auslande, sei es in einem oder 
mehreren Ländern, temporäre Privilegien erlangt hat. 

Dass zunächst hinsichtlich der Ertheilung von Erfindungspatenten 
zwischen In- und Ausländern überhaupt ein Unterschied nicht zu ma- 
chen sei, wie auch die grösste Mehrzahl der europäischen Patentgesetze 
wirklich vorschreiben, wird Unten noch besonders dargethan werden. Es 
handelt sich daher gegenwärtig nur um die Frage der Patentertheilung 
an die Person des fremden Erfinders, welcher für seine Er- 
findung bereits ein Patent im Auslande erlangt hat, oder an seine 
Rechtsnachfolger, mit Ausschluss jedes Dritten, welcher bei der Er- 
findung selbst nicht betheiliget ist. 

Es ist nicht zu verkennen, dass eine derartige persönliche Yer- 
leihung von Einführungspatenten an den Urheber einer neuen Erfin- 
dung, welcher bereits im Auslande Privilegien hierauf erlangt hat, als 
eine grossartige Anerkennung und Belohnung des Talentes, ohne Un- 
terschied der Nationalität, und zugleich als eines der wirksamsten Be- 
förderungsmittel zur Hervorrufung wichtiger Entdeckungen und Erfin- 
dungen im Gesammtgebiete der Industrie betrachtet werden müsse. 
Die gegebene Gewissheit, ein Erfindungspatent gleichzeitig in mehreren 
Staaten erlangen zu können , ist der grösste Sporn für jeden Schöpfer 
neuer Ideen, um dieselben möglichst vollkommen für allgemeine Nütz- 
lichkeit heranzubilden, da ihm in solcher Weise vielfacher Gewinn in 
Aussicht steht. Hiedurch sieht sich der Erfinder auch in den Stand 
gesetzt, selbst die kostspieligsten Mittel für den Betrieb seiner Erfin- 
dung leichter aufzubringen, indem er seine in mehreren auswärtigen 
Staaten erworbenen Patente an Dritte verwerthet, wozu in Ländern 
mit entwickelter Industrie stets Gelegenheit geboten ist. Selbst die 
internationalen Yerhältnisse erscheinen gefördert, indem eineRegienmg 
jedem Talente, gleichviel von welcher Herkunft, einen Spielraum in 

3 * 
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ihrem Lande eröffiiet und durch ihren Schutz die Wohlthaten belohnt, 
welche der industriellen Welt aller Nationen durch geniale Erfindungen 
verschafft werden. 

In Bezug auf die Praxis hinsichtlich der £inftthrungspatente in 
verschiedenen europäischen Staaten ist anzuführen, dass nach dem 
österreichischen Gesetze nur dem Inhaber des ausländischen Patentes 
oder Jessen Rechtsnehmer ein solches verliehen werden soll; das fran- 
zösische Gesetz gesteht dasselbe nur dem Urheber der fremden Er- 
findung zu (Art. 29); in ganz gleicher Weise auch das belgische Ge- 
setz, sämmtliche jedoch nicht über die Dauer des ausländischen Pa- 
tentes hinaus sich erstreckend. 

Die Patentgesetze von England, Neapel und Russland be- 
willigen allgemein die Einführung der fremden Erfindung, wenn im 
Auslande geschützt und ebenfalls auf die Dauer des ausländischen 
Schutzes beschränkt. Im englischen Gesetze ist noch besonders vor- 
gesehen, dass im Falle das verliehene Erfindungs- Patent in mehre- 
ren auswärtigen Staaten zugleich geschützt ist, das verliehene Patent 
erlöschen soll, sobald eines der auswärtigen Patente seine Wirksamkeit 
verloren hat. 

Nach den Patentgesetzen von Niederland, Sardinien, Por- 
tugal, Spanien und Schweden werden Einführungspatente unbe- 
dingt und an jeden Dritten bewilligt, ohne Rücksicht, ob dieselben 
im Auslande patentirt sind, oder nicht; in den beiden letztgenannten 
Staaten jedoch nur für fünf Jahre , während für die übrigen Patente 
eine gesetzliche Dauer von fünfzehn Jahren besteht. 

Es lässt sich endlich die Frage stellen, ob demjenigen, welcher 
im Inlande ein Patent erlangt hat, gestattet werden solle, ein solches 
für die nämliche Erfindung auch im Auslande zu erwerben? Nach 
dem neuen belgischen Gesetze wird ein bereits verliehenes Patent, 
für dessen Gegenstand vorher schon ein Patent im Auslande erworben 
worden, als nichtig erklärt. Das französische Gesetz dagegen gestattet 
die Erwerbung von Patenten im Auslande für eine bereits im In- 
lande patentirte Erfindung. 

Obigen Bemerkungen gemäss kann diese letzte Bestimniung nur 
als vollkommen sachgemäss erkannt werden. 

Nach dem bisherigen Vortrage über die Verleihung von Erfin- 
dungspatenten ist daher im Allgemeinen zu folgern: 

dass die Verleihung von Erfindungspatenten für fremde Erfin- 
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dangen, ohne Bücksicht, ob dieselben im Auslande geschützt seien 
oder nicht, verwerflich sei; 

dass eben so wenig die allgemeine Verleihung von Einführungs- 
Patenten für fremde Erfindungen, obgleich auch im Auslande geschützt, 
an andere als die Erfinder selbst oder ihre Rechtsnachfolger sich 
empfehle ; 

dass endlich die persönliche Verleihung von solchen an die frem- 
den Erfinder und ihre Kechtsnachf olger, jedoch allfällig nicht über 
die Dauer des auswärtigen Schutzes hinaus, als eine der Industrie sehr 
förderliche Bestimmung sich darstelle, deren möglich allgemeine Adop- 
tirung nur wünschenswerth sein kann. 

Dieses Verfahren erheischt übrigens eine Ausnahme von dem 
Prinzipe, keine Sache zu patentiren, deren nähere Beschreibung be- 
reits veröffentlicht ist Da nämlich die Beschreibungen patentirter Er- 
findungen in vielen Staaten sogleich nach der Patentverleihung öffent- 
lich bekannt gemacht werden, so würden unter Festhaltung des obigen 
Prinzipes in den wenigsten Fällen Einführungs- Patente verliehen wer- 
den können, und es kömmt hier in Berücksichtigung, dass die Erfin- 
dung im Ursprungslande, ohngeachtet der publizirten Beschreibung, 
doch für die Dauer des inländischen Patentes der allgemeinen Benü- 
tzung entzogen bleibt. 

Das an den Erfinder verliehene Einführungs -Privilegium hat 
auch keinenfalls länger zu bestehen, als für die gesetzliche Dauer des 
eigenen Landes, indem kein Grund vorliegt, fremden Erfindungen ein 
grösseres Maass von Begünstigung zuzuwenden, als den eigenen. End- 
lich erlischt das Einführungspatent alsdann auch von selbst, wenn das 
betreffende Patent im Ursprungslande noch vor dem Ende der gesetz- 
lichen Zeit verfällt; da durch das Aufhören des auswärtigen Schutzes 
auch der Grund des für die Einführung verliehenen Patentes hinweg- 
fällt. 

Ueber die Verleihung der Patente von Seite der 
Staatsregierung. 

§. 9. 

Die Verleihung der Erfindungspatente erfolgt durch einen be- 
sonderen Akt der Staatsregierung, und zwar in Monarchien unter un- 
mittelbarer Fertigung oder mindestens Cognition des Souveräns, indem 
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die Verleihung der Erfindungspatente ausdrücklich oder stillechweigend 
als Prärogative der Krone betrachtet wird (in England ausdrücklich, 
nach dem Text der Statuten), daher keine Landesbehörde in eigener 
Competenz, ohne besondere Vollmacht dergleichen Patente verleihen 
kann. 

Gleichen Kücksichten gemäss gehört auch die Instruirung der 
Gesuche um Verleihung derselben zum Geschäftskreise der obersten 
Administrativbehörde (Staatsministerium). Dagegen erscheint es zweck- 
inässig, die Anmeldungen für Patentgesuche, wenigstens in grösseren 
Staaten nicht zu centralisiren , sondern die Pro vinzial -Verwaltungs- 
behörden (Kreisregierungen u. s. w.) hiemit zu beauftragen, gleichwie 
im österreichischen Patentgesetze und in mehreren anderen Staaten 
angeordnet ist. Ein wesentlicher Grund für diese Anordnung besteht 
neben der Erleichterung für die in entlegenen Theilen des Landes do- 
milizirenden Gesuchsteller in der Sicherstellung der Priorität, indem 
solche mit grösserer Verlässigkeit nach Tag und Stunde der Anmel- 
dung von Seite der Gesuchsteller bei der näher gelegenen Kreisbehörde 
konstatirt werden kann, als auf dem Wege der Versendung an das 
Ministerium. Auch die weitere Anordnung des österreichischen Patent- 
gesetzes wegen formeller Vorprüfung der bei den Provinzialbehörden 
eingelangten Gesuche erscheint sehr zweckmässig. Dessgleichen finden 
sich in Bezug auf die weitere formelle Behandlung der Patentgesuche 
bis zur Ausfertigung der Patente sowohl im österreichischen Gesetze, 
als im französischen vom 7. Juli 1844, endlich in der Vollzugsordnung 
zum belgischen Gesetze vom 24. Mai 1854 Detailvorschriften, welche 
sich zu allgemeiner Nachahmung empfehlen; worauf daher als mit den 
Verwaltungs - Organismen in jedem einzelnen Staate zusammenhängend, 
in gegenwärtiger Abhandlung nicht weiter zurückzukommen ist. 

Eine Frage allgemeineren Belanges ist jedoch, ob es angemessen 
erscheine, für die Instruirung der Patentgesuche und die Leitung des 
Patentwesens überhaupt eine Spezial-Commission zu kreiren, oder 
dieselbe dem einschlägigen Staatsministerium als Theil seines ordent- 
lichen Geschäftskreises zuzuweisen. 

Der Vorgang der neuesten englischen Gesetzgebung (vom 1. Oc- 
tober 1852), welche eine Spezial-Commission für das Patentwesen er- 
nannte, dürfte für die Continentalstaaten nicht massgebend erscheinen ; 
indem neben den Eigenthümlichheiten der englischen Staatsverwaltung 
und dem beschränkten Wirkungskreise der Ministerien für die inneren 
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Angelegenheiten noch das Bedürfniss gegeben war, Instruirungs - uöd 
Verwaltungsbehörden fttr das Patentwesen in den drei vereinigten Kö- 
nigreichen zu erschaffen, was nur auf diesem Wege erreicht werden 
konnte. Auch empfiehlt sich die Leitung des Patentwesens durch die 
Staatsministerien dadurch, dass keine besonderen Verwaltungskosten 
hiefür erwachsen, wie bei Creirung von Spezial - Commissionen der Fall 
sein würde. 

§. 10. 

Bei der Verleihung der Erfindungspatente kömmt in Betracht; 

1) an welche Personen, 

2) unter welchen Bedingungen dieselbe zu erfolgen habe. 

In Ansehung der Frage, welche Personen Patente erlangen kön- 
nen, müssen die allgemeinen Grundsätze über Erwerbung von Rechten 
entscheiden; denn die Verleihung eines Patentes schafft ein Privat- 
recht*); demnach muss jede rechtsfähige Person auch fähig sein, ein 
Patent zu erlangen. Daraus ergibjt sich, dass alle vom Rechte aner- 



1) Die rechtliche Naiur der Patente trifll auf bemerkenswerlhc Weise mit 
jener der gemeinrcchllichen sogenannten Privilegien im hesonde- 
r e n Sinne zusammen. Wie diese letzteren keine jura singularia (d. h. 
immer gültige gemeinrechlliche Ausnahmsbestimmmigen , z. B. beneficia 
minorum, mulierura, Pfandrechts-, Forderungsprivilegien) begründen, so 
begrandet auch ein Patent kein jus singulare ; ferner wie es die Natur 
der gemeinrcchllichen Privilegien im besonderen Sinne ist, dass hiedurch 
ein Recht ohne Consequenz für andere Fälle geschaffen wird, so 
findet dicss auch bei den Patenten statt; die praktische Folge hlevon 
ist, dass sich bei. einem Gesuche um Verleihung eines Patentes nicht auf 
frühere Verleihungen berufen werden darf, sondern die Begründung 
wieder von Neuem (gewissermassen ab ovo) erbracht werden muss. 
Wie ferner die gemeinrechtlichen Privilegien im besonderen 
Sinne sich überall nicht auf einen Rechtssatz stützen, sondern ihre 
Quelle nur haben in der constitutio personalis, d. h. in der Co n Zes- 
sion, so finden wir dieselbe Erscheinung bei dem Institute der Patente, 
und zwar besteht in diesem Punkte auch darin Congruenz obiger beiden 
Institute, dass diese Conzession nur von dem Regenten ertheilt wer- 
den kann. 

Die Erlöschungsartcn der gemeinrechtlichen Privilegien: Widerruf, a^js 
Rücksichten des Staatswohls z. B. wegen Missbrauchs, finden auch ent- 
sprechende Erlöschungsarlen bei den Patenten. 
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kannten Persönlichkeiten auch patentisirt sein können; also nicht blos 
der einzelne rechtsfähige Mensch, sondern auch Gesellschaften (sode- 
tates), und endlich drittens alle Rechtssubjekte, denen Corporations- 
rechte zukommen (sog. juristische Personen). 

Dagegen unterliegen Aktiengesellschaften, welche sich zur 
Ausübung eines Patentes gebildet haben, ausser der Yerleihungsfrage 
selbstverständlich den für die Bildung von Aktiengesellschaften in je- 
dem Staate bestehenden Spezialvorschriften. 

Hier kömmt jedoch weiter in Erwägung, ob das Patent aus- 
schliessend nur dem Erfinder zu verleihen sei, oder allgemein für 
die Erfindung, sonach abgesehen, ob der Bewerber auch der Er- 
finder ist oder nicht. Die rechtlichen Folgen zwischen beiden Fällen 
sind verschieden; indem nach ersterer Bestimmung jedes nicht an den 
Erfinder oder seinen Rechtsnachfolger verliehene Patent der Nullität 
ausgesetzt und somit der Regierung die Nothwendigkeit auferlegt sein 
würde, sich vor der Verleihung mit der Legitimation des Bewerbers 
für sein Gesuch zu befassen. 

Es ist in Vorgehendem bei Besprechung der Einführungspatente 
(§. 8.) der Wunsch ausgedrückt worden, dass solche nur dem Erfin- 
der oder dessen Rechtsnachfolger zu Theil werden dürften, welchem 
Wunsche jedoch anderweitige Motive und vorzüglich die Nothwendig- 
keit einer Beschränkung der Einführungspatente zu Grunde lag , da- 
her dieser Fall nur als Ausnahmsverfahren gelten kann. 

Bei der allgemeinen Verleihung von Erfindungs- und Verbesse- 
rungs-Patenten bestehen jedoch derartige Rücksichten nicht. Die Pa- 
tentverleihung für eine Erfindung von Seite der Regierung ist eigentlich 
nur als einfache Constatirung einer Thatsache zu betrach- 
ten, welche gewissermassen blos einregistrirt wird, ohne dass die Re- 
gierung für ihre Urheberschaft einzustehen hat. Das Patent wird auf 
den Grund der vorhandenen Erfindung verliehen und Demjenigen, 
welcher eine nähere Berechtigung für dasselbe als der Patentirte zu 
besitzen glaubt, steht der Rechtsweg offen; die Staatsverwaltung fin- 
det sich durch in Mitte liegende Privatinteressen nicht berührt. 

Das Interesse des Staates aber hängt nicht an der Person des 
Erfinders, sondern an der Erfindung, und insbesondere an dem Be- 
sitze der technischen Beschreibung derselben, als wesentlichem Bestand- 
theile der Eingabe. Es kann daher von Seite der obersten Adminis- 
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strativbehörde auch nur die Eingabe als golche berücksichtigt werden, 
welche die Grundlage der gesetzlichen Verleihung bildet. . 

Dass nach dem Wortlaute der gesetzlichen Bestimmungen in 
England und Amerika die Verleihung an die Person des Erfinders ge- 
knüpft wird, ist bereits §. 5 gelegentlich der Erörterung über den 
Charakter der Neuheit des zu patentirenden Gegenstandes bemerkt 
worden. 

Die grosse Mehrzahl der europäischen Patentgesetze verfährt 
jedoch der so eben ausgesprochenen Ansicht entsprechend , ohne auf 
die Eigenschaft des Gesuchstellers als Erfinder näher einzugehen. 
Diess ist nach Angabe der Commentatoren ^) auch bei der Praxis in 
Frankreich d^r Fall; obwohl die Fassung des Art. 1 des französi- 
schen Gesetzes: „Toute decouverte ou invention.... conf^re ä son 
auteur le droit exclusif etc.** auf das Gegentheil schliessen Hesse. 
Offenbar ist die letztere Verfahrungsweise auch weit mehr geeignet, 
um Verwicklungen und Anfechtungen der verliehenen Patente ferne 
zu halten , als wenn eine Legitimation des Bewerbers in der Eigen- 
schaft als wirklicher Erfinder vorher zu gehen hätte oder eine diess- 
fallsige Voraussetzung als gesetzliche Bedingung hiefür bestehen würde. 
Es ist daher unzweifelhaft, dass die Regierung im Anlasse einer Pa- 
tentverleihung in eine Untersuchung , ob der Gesuchsteller auch der 
wahre Erfinder sei, sich nicht einzulassen habe, gleichwie auch eine 
solche in keinem Patentgesetze vorgeschrieben ist. 

Eine weitere Frage vor der Patentverleihung ist, ob eingelegte 
Proteste dritter Personen gegen dieselbe in Folge eines eingereichten 
Patentgesuches von der Regierung zu berücksichtigen seien? Nach 
dem englischen Statute von 1852*). ist jeder Einspruch gegen eine 
Patent^erleihung gestattet und ein zugleich richterliche Funktionen 
(ausserhalb der Commission) bekleidendes Mitglied der Patent -Com- 
mission (Law - Officer) wird mit der Untersuchung des eingelegten Pro- 
testes beauftragt, worüber sodann die Commission entscheidet. Die 
eigenthümliche Stellung der für das vereinigte Königreich ernannten 
Patent -€ommission mag dieses Verfahren rechtfertigen, dessen Adop- 
tirung jedoch in anderen Staaten mit den erheblichsten Schwierigkeiten 



1) Renouard Traite des Brevets 1844. Nr. 83. 

2) 15 et 16 Viel. cap. 83, Artikel 12, 13, 14 und 15. 
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verknüpft, und mit dem Geiste der betreffenden Gesetzgebungen in den 
Continentalstaaten nicht vereinbar sein würde. Die Ministerialbehör- 
den, denen das Patentwesen übertragen ist, sind nicht in der Lage, 
sich auf weitläufige Untersuchungen über den Grund oder Ungrund 
eingekommener Proteste gegen ein Verleihungsgesuch einzulassen und 
in den wenigsten Fällen würde ihnen hierüber eine Entscheidung zu- 
stehen. Es besteht daher kein Ausweg in dieser Beziehung, als das 
in vorgeschriebener Form und unter den gesetzlichen Erfordernissen 
eingekommene Gesuch zu bewilligen und den Opponenten die Geltend- 
machuög ihrer vermeintlichen Rechte vor den Gerichten anheim zu 
stellen. Dieses Verfahren ist um so angemessener, als durch den Akt 
der Patentverleihung keinem Rechte Dritter Personen nahe getreten 
wird. Vielmehr bleibt den Gerichten den Patentverleihungen gegen- 
über jede Entscheidung unbenommen, entweder das Patent für nichtig 
zu erklären, falls in demselben eine Verletzung öffentlicher Interessen 
wahrgenommen worden, oder wenn eine Beeinträchtigung des wahren 
Berechtigten erwiesen wird , entweder diesem das Eigenthum des Pa- 
tentes zuzusprechen, oder nach Umständen anderweitige gesetzliche 
Bestimmungen über den Verfall des Patentes in Anwendung zu bringen. 

Endlich sind Erfindungs- und Verbesserungs- Patente auch an 
Ausländer, mit völlig gleichen Rechten und Befugnissen ohne Un- 
terschied gleichwie den Inländern zu verleihen. Dieser Grundsatz ent- 
spricht ebensowohl den allgemeinen Prinzipien der Nationalökonomie, 
als dem Staatszwecke aller Patentverleihungen. 

Die Einführung neuer Erfindungen von Belang ist stets eine 
wesentliche Bereichei-ung der Industrie und jedes Land, woselbst eine 
solche zuerst zur Ausführung und Reife gelangt , ist in wesentlichem 
Vortheile gegen die übrigen Länder. Welcher Gewinn z. B. würde 
ganz Deutschland durch die frühere Einführung der Maschinen -Flachs- 
Spinnerei von Seite der englischen Erfinder zugegangen sein , welche 
lange Jahre hindurch (seit dem Jahre 1811) ausschliessend in Eng- 
land gepflegt, gross gezogen und vervollkommnet worden, und in die- 
ser Weise so grossen Vorsprung erlangte, um die deutsche fcinnenfa- 
brikation, die erste Europa's während mehrerer Jahrhunderte, durch 
ihre Conkurrenz auf den Weltmärkten auf's Höchste zu beeinträch- 
tigen und derselben ihren so lange behaupteten Absatz in's Ausland 
grossentheils zu entziehen. Diese drückende Wirkung der englischen 
Linnen -Manufaktur auf die deutsche wird noch lange fortbestehen. 
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bis die mechanischen Flachsspinnereien in Deutschland so weit er- 
starkt und verbreitet sind, um den englischen das Gleichgewicht zu 
Jialten. Auch ist die Anlage fremder Kapitalien im Lande von Aus- 
ländern, welche Patente für das Inland erworben haben, stets als Ge- 
winn zu erachten. 

Die Verweigerung des Staatsschutzes an ausländische Erfinder 
und Unternehmer entzieht also ohneNoth dem Lande Vortheile, welche 
anderen Ländern zufliessen, während dessen Gewährung im Wege der 
Patentverleihung ohne Unterschied der Herkunft des Erfinders irgend 
einen Nachtheil nicht zur Folge haben kann, indem mit dem Patente 
ausser seinen temporären Befugnissen anderweitige politische Rechte 
und Zugeständnisse, als Heimathsrechte, Gewerbs-Conzessionenu. s. w. 
nicht verbunden sind. 

Unter den bekannten Gesetzgebungen über Erfindungs- Patente 
enthalten nur jene von Preussen und Schweden die gesetzliche 
Beschränkung der Verleihung derselben an Staatsangehörige; inzwi- 
schen steht in ersterem Staate eine Reform der Patentgesetzgebung 
bevor, von welcher die Aufgebung dieser Beschränkung erwartet wer- 
den dürfte. 

§. 11. 

Die Bedingung, an welche die Verleihung von Erfindungs- und 
Verbesserungs- Patenten allgemein geknüpft ist, besteht in der Einrei- 
chung des betreffenden Gesuches unter den durch die Patentgesetzge- 
bung vorgeschriebenen formellen und materiellen Erfordernissen. 

Bei den Patentgesuchen kömmt zu berücksichtigen : 

1) die Wahl des Titels, welcher der zu patentirenden Erfindung, 
Verbesserung u s. w. vollkommen entsprechen, eine richtige 
weder zu eng, noch zu allgemein gegriffene, kurz gefasste Be- 
zeichnung derselben ausdrücken soll ; 

2) jedes Gesuch darf nur» auf einen Gegenstand gerichtet sein; 
das Verlangen, der Patentirung zweier oder mehrerer Gegen- 
stände in einem Gesuche ist unzulässig; 

3) das Gesuch darf keine anderweitigen Bedingungen, Vorbehalte 
oder Beschränkungen irgend einer Art enthalten. Die mit der 
Patentverleihung verbundenen Rechte und Pflichten sind ge- 
setzlich festgestellt; anderweitige als diese Befugnisse kann der 
Gesuchsteller nicht beanspruchen und ist die Administrativ- 
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Behörde, dem Gesetze gegenüber nicht ermächtigt, auf Kosten 
der Gesellschaft zu gewähren. 
4) zugleich mit dem Gesuche und als Beilage desselben ist eine 
wahrheitsgetreue und vollständige technische Beschreibung der 
zu patentirenden Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung 
beizulegen. 

Von der Üebergabe einer technischen Beschreibung 
(Specification) der zu patentirenden Erfindung. 

§. 12 

Der Staat gewährt dem Entdecker, Erfinder oder Verbesserer 
temporären Schutz für die ausschliessende Benützung seiner Erfindung, 
jedoch unter der Voraussetzung, dass die Gesellschaft für dieses tem- 
poräre Monopol des Erfinders und die hieraus entspringende Be- 
schränkung der industriellen Freiheit durch den späteren Besitz und 
die allgemeine Benützung der Erfindung , nach Auslauf der Patent- 
dauer entschädigt werde. Der Weg hiefür ist die üeberlieferung der 
technischen Beschreibung der patentirten Erfindung u. s. w. in die 
Hände der Regierung, wodurch die spätere allgemeine Benützung der- 
selben sicher gestellt wird. Die Vorsorge für diese Garantie ist also 
eine der wichtigsten Rücksichten jeder Patentgesetzgebung und der 
hieraus entspringenden Vollzugsbestimmungen. 

In allen Patentgesetzen wird die üebergabe der technischen Be- 
schreibung (oder der aus der englischen Gesetzgebung adoptirten Be- 
nennung Spezifikation) als die erste und unerlässlichste Bedingung 
für die Verleihung betrachtet und die grösste Strenge des Gesetzes 
ist gegen untreue oder unvollständige Beschreibungen gerichtet. 

Die allgemeine Vorschrift für jede Beschreibung, worin alle übri- 
gen begriffen sind, besteht darin: dass das Geheimniss der neuen in- 
dustriellen Entdeckung, Erfindung oder Verbessening offen und ohne 
allen Rückhalt in der Weise dargelegt werde, dass jeder, mit gewöhn- 
lichen Geisteskräften und mit mittleren Kenntnissen des betreffenden 
Industriezweiges Begabte, ohne Voraussetzung ungewöhnlichen Scharf- 
sinnes oder umfassender gelehrter Kenntnisse hiernach in den Stand 
gesetzt wird, gleichwie der Patentirte selbst das betreffende Erzeug- 
niss hervorzubringen, die fragliche Maschine zu konstruiren oder das 
in Rede stehende Verfahren einzuschlagen. 
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Die Beschreibung ist also nicht als gültig zu erkennen : 

wenn dieselbe nicht vollständig mit der angegebenen Erfindung 
in Einklang steht; 

wenn sie nicht hinreichend präzis ist, oder zweideutige, oder 
schwer zu entziffernde Ausdrflcke enthält; 

wenn sie wesentliche Punkte für die Ausführung der Erfindung 
verschweigt. 

Der Erfinder ist ferner nicht befugt, mehr als seine eigene 
Erfindung in Anspruch zu nehmen. Die Beschreibung soll sich also 
über schon bekannte Gegenstände , welche zur Ausführung oder zum 
vollen Verständnisse der Erfindung erforderlich sind, nicht weiter als 
streng nothwendig verbreiten und dieselben nicht als mit in das Ge- 
such einbegriffen bezeichnen. Im Falle daher das Gesuch zugleich 
auf Patentirung schon bekannter und der öffentlichen Benützung an- 
heim gegebener Gegenstände gerichtet wäre, so würde dies die Nich- 
tigkeit des ganzen Patentes zur Folge haben. 

Ebensowenig dürfen zum Verständnisse nicht streng nothwen- 
dige oder der Wesenheit des Gegenstandes fremde Dinge in die Be- 
schreibung aufgenommen werden; indem hieraus die Absicht zu sub- 
sumiren wäre, die Aufmerksamkeit von dem wahren Geheimnisse der- 
Erfindung oder des Verfahrens abzulenken und solches zu verschleiern. 
In einigen Patentgesetzen ist auch ausdrücklich bestimmt , dass ge- 
lehrte Citationen und theoretische Demonstrationen in den Beschrei- 
bungen völlig unzulässig seien. 

Kann die Erfindung auf mehreren Wegen ausgeübt werden, so 
wflrde das Patent der Nullität verfallen, wenn erwiesen wird, dass 
in der Beschreibung die wirksamsten, einfachsten und wohlfeilsten 
Mittel umgangen, und dafüi* andere minder wirksame oder kostspieli- 
gere angegeben worden seien; indem hiedurch von selbst die üeber- 
tretung der ersten Pflicht des Erfinders konstatirt wäre, der Gesell- 
schaft die wahre Erfindung, mit allen ihren Vortheilen vor Augen zu 
legen. Ven den englischen Gerichtshöfen sind Patente und desswillen 
für nichtig erklärt worden , weil die Beschreibung bei Angabe der zur 
Ausführung erforderlichen Materialien den Beisatz enthielt: „oder irgend 
andere ftlr diesen Zweck brauchbare Stoffe oder Materialien;" nach 
derselben Rücksicht, dass jede Unbestimmtheit in der Beschreibung 
dazu beitrage , die Ausführung zu erschweren und dem Publikum die 
Mittel und Wege hiefür zu entziehen. Dahin ist ebenfalls zu rechnen, 
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wenn ein Bestandtheil der neuen Erfindung oder ein Punkt des pa- 
tentirten Verfahrens als besonders wichtig bezeichnet wird, was that- 
sächlich nicht der Fall ist. Auf den hierüber gelieferten Beweis er- 
folgte von englischen Gerichten das Erkenntniss der Nichtigkeit des 
Patentes, weil dadurch die Absicht an den Tag gelegt worden sei, das 
Publikum irre zu führen. 

Die nämlichen Vorschriften gelten für die Beschreibungen der 
Patente auf Verbesserungen und Zusätze; dieselben haben mit 
voller Grenauigkeit den oder diejenigen Gegenstände zu bezeichnen, 
welche hinsichtlich der Verbesserung oder des Zusatzes für neu und eigen- 
thümlich gelten sollen und für welche die Patentverleihung in Anspruch 
genommen wird. In der Beschreibung ist daher genau auszuscheiden 
zwischen denjenigen Theilen des industriellen Gegenstandes, welche 
schon bekannt sind und allgemein benützt werden , und jenen, welche 
als die neue Erfindung gelten sollen, auf letztere allein hat sich sodann 
die nähere Beschreibung zu beschr^^en. 

Der gleiche Fall ist es mit den Patenten für eine neue Verbin- 
düng schon bekannter Gegenstände. Es ist hier ausdrücklich zu er- 
klären, dass es sich blos um die Verbindung bereits bekannter Ge- 
genstände handle, welche genau anzugeben ist, das Patent würde je- 
doch gleichfalls der Nichtigkeit ausgesetzt sein, wenn die bekannten 
Gegenstände ohne ausdrückliche Bezeichnung als bekannt in die Be- 
schreibung aufgenommen würden. 

Im Falle die deutliche und vollständige Beschreibung einer Er- 
findung mit Worten zur gehörigen Versinnlichung nicht genügt, so 
müssen der Beschreibung Zeichnungen und Pläne und überhaupt alle 
zur vollständigen Darstellung des Wesens der Erfindung erforderlichen 
Hilfsmittel, als Modelle, Musterstücke u. s. w. beigegeben werden. Diese 
Gegenstände werden im Falle der Anfechtung des Patentes von den 
berufenen Sachverständigen als integrirender Theil der Beschreibung 
betrachtet und beurtheilt, wesshalb alle Vorschriften und Vorsichts- 
massregeln in Ansehung der ersteren auch für diese gelten und Ge- 
brechen derselben gleichfalls die Nullität des Patentes zur Folge ha- 
ben würden. 

Sehr zweckmässig ist endlich die in mehreren Patentgesetzen 
enthaltene Bestimmung, dass die Beschreibungen in der Landessprache 
verfasst sein müssen und dass die landesüblichen Maaseund Gewichte 
den betreffenden Angaben zu Grunde zu legen sein. (In Frankreich 
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sind Maas - .und Gewichtsangaben nur nach dem metrischen Systeme 
zulässig). 

Die soeben erwähnten Vorschriften erscheinen noth wendig im Inte- 
resse derGesellschsit; indem es Pflicht des Staates ist, Monopolsverleihun- 
gen in den gesetzlichen Schranken zu halten, und hiebei die allgemeine 
Eechtsregel in Anwendung kömmt, dass Privilegien und Ausnahmen 
im engsten Sinne auszulegen seien. 

Die Genauigkeit der Beschreibung bildet endlich die Grundlage 
der richterlichen Beurtheilung bei vorkommenden Eingriffen in die 
verliehenen Berechtigungen eines Patentes. Hier gilt allein der Text , 
der Beschreibung, um die Wesenheit der Erfindung genau zu würdigen 
und die Frage zu entscheiden, ob ein Eingriff in dieselbe wirklich 
stattgefunden habe. 

Wenn daher die Beschreibung dunkel und unklar befunden wird, 
wenn sie Lücken oder Zweideutigkeiten enthält, so kann die gericht- 
liche Interpretation nur gegen den Prtentirten erfolgen, daher der- 
selbe die Nachtheile einer fehlerhaften Beschreibung nur sich selbst 
zuzuschreiben hat ^). 

Die neueste englische Gesetzgebung^) gestattet, dass bei der 
ersten Anmeldung um eine Patentverleihung eine sogenannte provi- 
sorische Beschreibung übergeben werde, welche blos den Zweck 
hat, dem Erfinder und Bewerber um das Patent das Prioritätsrecht 
zu sichern; indem demselben zugleich volle sechs Monate Zeit gewährt 
wird, um die genaue und vollständig redigirte Beschreibung zu produ- 
ziren, da die wirkliche Verleihung des Patentes nach dem nämUchen 
Statute gesetzlich erst nach sechs Monaten von der ersten Anmeldung 
an erfolgt. Bei dieser Bestimmung ist von der Voraussetzung ausge- 
gangen worden, dass die meisten Erfindungen im Anfange noch nicht 
zu dem Grade von Vollkommenheit, deren sie fähig sind, gelangt 
seien, daher dem Erfinder ein genügender Zeitraum gewährt werden 
soll, um seine Beschreibung in ganz vollständiger und erschöpfender 



1) In der Praxis der franzosischen Gerichtshöfe kömmt für dergleichen Fälle 
der Artikel 1162 des Code civil inAnwendmig: „dans le doute, la Con- 
vention s'intcrprete contre ceiui, qui a stipule, et en faveur de cclui, qui 
a contractu robligaüon." 

Renouard, a. a. 0. 

Z) 15. et 16 Vict cap. 83, Art. 6 und 8. 
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Weise herzustellen. In letztere dürfen sodann auch die später aufge- 
fundenen Verbesserungen der Erfindung aufgenommen werden ; unter 
der Voraussetzung jedoch, dass diese Verbesserungen nur auf die Be- 
nützung desjenigen Gegenstandes beschränkt bleiben , welcher in der 
bereits eingereichten provisorischen Spezifikation als Wesenheit der 
neuen Erfindung bezeichnet wbrden ist 

Endlich wurde durch die nämliche neueste Gesetzgebung in Eng- 
land auch die Möglichkeit nachträglicher Abänderungen der einge- 
reichten Spezifikation eines Patentes noch in der Art erweitert, dass 
jedem Patentinhaber gestattet ist, auch nach der bereits erfolgten 
Ausfertigung eines Patentes Nachträge und Verbesserungen der Be- 
schreibung derselben mittelst besonderen Memorandums einzureichen, 
welche gleichfalls als integrirende Theile der ersten Spezifikation 
betrachtet werden sollen; unter der Bedingung jedoch, dass hiedurch 
eine Erweiterung der durch das bereits ertheilte Patent erlangten Be- 
fugnisse nicht bewirkt werde. 

Eine ähnliche Bestimmung enthält das französische Patentgesetz 
von 1844, durch Einftlhrung der sogenannten Zusatz-Certif icate, 
oder nachträglich mittelst besonderer Eingaben bei der Patentbehörde 
zu deponirenden Modifikationen und Zusätze zu der für das erlangte 
Patent bereits früher eingereichten Beschreibung, durch welche die 
Wesenheit der patentirten Erfindung nicht alterirt wird. 

Diese Zusatz -Certifikate dürfen während der ganzen Dauer des 
Patentes eingereicht weiden; wobei dem Patentirten die Wahl über- 
lassen ist, für einen Zusatz oder eine Verbesserung entweder einCer- 
tifikat gegen geringe Gebühr, oder ein besonderes Patent gegen die 
volle Patenttaxe zu nehmen. Die Wirkung des ersteren erlischt mit 
dem Hauptpatente, während das letztere als ein selbstständiges Patent 
betrachtet wird. 

Beiderlei Bestimmungen, sowohl die englische als die französi- 
sche sind als sehr angemessen und der Natur der gewerblichen Erfin- 
dungen entsprechend zu betrachten und empfehlen sich zu allgemeiner 
Adoptirung. 

Von der vorgängigen materiellen Prüfung der ein- 
gereichten Patent-Beschreibungen. 
§. 13. 
Die Frage über die Zweckmässigkeit einer vorgängigen materiel- 
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len Prüfang der eingereichten Patentbeschreibongen vor der wirklichen 
Verleihung von Seite der Regierung ist eine der wichtigsten der Pa- 
tentgesetzgebung, in welcher jedoch die Legislationen der verschiede- 
nen Staaten am Wesentlichsten von einander abweichen. 

Die Gesetzgebung, welche die Rechte der Erfinder und jene des 
Publikums gleichmässig zu vertreten hat, befindet sich in der Wahl 
zwischen zwei Systemen, dem Präventiv- und dem Repressivsysteme. 
, Das erstere fordert die vorgängige Prtlfung der Erfindung nicht 
nur aus allgemein staatspolizeilichen Rtlcksichten, sondern auch aus 
dem Gesichtspunkte des materiellen Werthes der Erfindung; 
inwieweit nämlich dieselbe erheblich genug sei, um die Verleihung des 
Staatsschutzes, oder die Bewilligung eines temporären Monopoles für 
die dadurch der Gesammtheit auf die Dauer des Patentes aufer- 
legte Entbehrung zu rechtfertigen, oder die nach der Erlöschung des 
Patentes der allgemeinen Industrie zu Gute kommende Bereicherung 
als Aequivalent für ersteres zu erachten. Auch mag bei Annahme 
des Präventiv - Systems nebenbei in Anschlag gebracht werden, um 
hiedurch ofenbar bedeutungslose Patentgesuche vorhinein zurückzu- 
weisen. 

Das Repressiv-System dagegen besteht darin, kein Patentgesuch 
als solches zu verweigern; jedoch vorbehaltlich der Rechte Dritter, 
welchen hiedurch eine Verletzung zugehen würde und der Einschrei- 
tung der öffentlichen Autorität, in den gegebenen und gesetzlich vor- 
gesehenen Fällen, um im sozialen Interesse und nach vorhergegange- 
nem kontradiktorischen Verfahren die Nullität oder den Verfall des 
verliehenen Patentes auszusprechen. 

Dieses letztere System geht von dem Gesichtspunkte aus, dass 
das verliehene Patent ein einfacher Titel, die blose Constatirung einer 
Thatsache ist, nämlich des in der gehörigen Form eingereichten Ge- 
suches; wobei die Regierung ihre eigene Ansicht, ihten Willen und 
ihre Würde in keiner Weise damit in Verbindung bringt, und ebenso- 
wenig das gefährliche Risiko übernimmt, das Schicksal eines solchen 
Gesuches von einer technischen Commission abhängig zu machen. 

Die Nachtheile und Schwierigkeiten für die Regierung sowohl 
als für die Erfinder, welche aus der Handhabung des ersteren Syste- 
mes entspringen, sind unverkennbar. Der durch dasselbe allein gebo- 
tene Vortheil, bedeutungslose, lächerliche oder frivole Gesuche sogleich 
zurückzuweisen, wird weit aufgewogen durch die Möglichkeit, dass un- 

T. Kleintehrod, Patentgetetzgebang. 4 
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ter zahlreichen zurückgewiesenen Gesuchen auch nur eine Erfindung 
von ErhebBchkeit befindlich sein könne , welche durch die Zurttckwei- 
snng unterdrückt werden und für die Industrie verloren gehen könnte. 
Ebensowenig aber ist die Patentirung erfolgloser Erfindungen mit ir- 
gend einem Nachtheile für die Gesellschaft verbunden. 

Für die Regierung aber erwächst aus der unternommenen mate- 
riellen Prüfung und Beurtheilung neuer industrieller Erfindungen eine 
Quelle Von Willkühr, Verlegenheiten, Irrthümern und vielfachen Un- 
rechts; eine Veranlassung langer und schwieriger Untersuchungen, 
deren Ergebnisse stets nur auf blosen Conjekturen und schwankenden 
Muthmassungen beruhen. Weder Verwaltungsbehörden, noch wissenschaft- 
liche oder technische Corporationen vermögen über neue Erfindungen 
m jeder begründeten Einwendung entrücktes Urtheil auszusprechen; 
indem abgesehen von den ersteren, auch keine wissenschaftliche Cor- 
poration^), oder eine technische Behörde in den Stand gesetzt sein 
kann, sich mit voller Gewissheit über die Neuheit und über den 
Werth oder Unwerth einer gewerblichen Erfindung auszusprechen, 
%ozu derselben das reichste Material über industrielle Erfindungen 
und Entdeckungen aller Zeiten und Völker zu Gebote stehen müsste. 
Allein auch diess würde für die Beurtheilung der Neuheit nicht aus- 
reichen und noch weniger steht es in der Macht irgend eines Mei^- 
schen oder einer Körperschaft, den Entwicklungsgang einer in ihren 
Anfängen oft unscheinbaren Erfindung vorher zu sehen und hieraus 
den Grad ihres Nutzens im Voraus zu bestimmen *). 



i) M. de Bouffiers, erster Berichterstatter im gesetzgebenden Körper über 
das Patenlgesetz vom 7. Jänner 1791 drückt sich in Bezug auf die in 
Frage gestellte vorgängige Prüfung der Patentgesuche durch eine Ge- 
lehrten-Coi-poration aus wie folgt: „ — des savants peut-^tre? plus 
encUns que tous les autres a d^daigner le merite des inventeurs, a 
leurs prdter des illusions exag^ri^es, des rdves insens^s, esclaves de 
r^tnde qni sont accoulumds a tracer les chemins mdthodiques qui menent 
a toutes les connaissances avec une lente rdgularitd et supposent diffici- 
lement, qu'on puisse y ötre arrivd a vol d'oiseau." 

2) In diesen Beziehungen ist auch der Vortrag des zweiten Berichterstat- 
ters der Asemblee Constituante über das franz. Patentgesetz von 1791, 
M. Ende sehr beachtens werth: „S'attacher ä ce que l'artiste qui aura 
mis en oevre une idee , a laquelle Ü attribue plus ou moins de mdrite, 
ne soit ni contraria ni entravö lorsqu'il voudra la mettre au jour, c*e8t 
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Wallte man endlich eine so wichtige Entscheidung über Zuläs- 
gigkeit oder Unzolässigkeit eines Erfindungspatentes einer Jury nicht 
zu souverainer Entscheidung überlassen, so würde noch eine zweite 
oder oberste technische InstJoiz hiefür kreirt werden müssen, wodurch 
die Schwierigkeiten sich verdoppeln. 

Die materielle Vorprüfung von Seite der Regierung erscheint 
zugleich eben so nachtheilig für den Erfinder wie für das Publikum. 
Für den Erfinder: weil derselbe genöthiget wird, das Geheimniss sei- 
ner Erfindung der Prüfungskommission Preis zu geben, bevor er der 
Verleihung des Patentes sicher ist. 

Derselbe ist hiedurch leicht dem Falle ausgesetzt, sein Fabrik- 
geheimniss, die Frucht vie^ähriger Arbeiten und erheblicher Kosten, 
vielleicht sein kostbarstes Eigenthum durch vorzeitige Bekanntwerdung 
zu verlieren und diess ohne Begress und Entschädigungs-Anspruch; 



la que se trouve la veritable cU d'une bonne l^g^slation en oette matiere. 
Le br^vet d'invention qu'il demande, n'est autre chose qu'un acte qui con- 
stale sa d^claration que l'id^e qu^il se propose d'utQiser est k loi seul Qu'eUe 
soit bonne ou mauvaise, qu'elle soit neuve ou ancienne, le point principal est 
de ne pas l'^toufler dans sa naissance et d'attendre, pour la jager, qu'elle 
ait re9u tous ses d^veloppements. 11 est juste, qu'il en recueille les pr4- 
mice», s'il dit vrai; et s'il dit faux, eile sera bientöt reclamee par ceux 
qui Tauront employt^e avant lui. Au premier cas, Tacte qu'on lui ac- 
corde l\d est indispensable, puisque sans lui, il n'aurait pas le tilre pour 
agir contre ceux qui voudraient la lui d^rober; dans le sccond, il lui 
sera absolument inutile, car il ne Tempechera pas d'^tre dechu du droit 
privaüf qu'il aurail, sans fondement essayd d'aquerir." 

„Les arts ne prosperent point dans les entraves; Üs 
exigent pour leur accroissement une libert^ pleine et entiere; il faut la 
leur garantir pas des lois tut^laires. Gardons - nous done de soumettre 
leurs productions a des formes tracassieres, et surlout a des v6rifications 
qui pourraient devenir tres souvent fallacieuses, II y a peu d'inconv^.- 
niens a ce que le charlatan se rende lui-mdme la dupe de son ineptie 
ou de sa mauvaise foi ; mais il y en aurait beaucoup , si le veritable 
inventeur se voyait sans cesse exposö a dlre supplantd par Tinlrigue et 
la coUusion. £t a quoi servirait de soumettre les demandes de brdvets 
a l'examen d'un jury? La proposiüon n^en avait ^ii prise que dans 
Finter^t de la soeidtö; des quHl demeure constant qu'il ne peut soulTrir 
de Tomission de ceUe fonnalitö, si eile n^dtait pas dangereuse, eile serait 
toute au moin inutile.'* 

4* 
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indem noch ausserdem durch die erfolgte Abweisung der Werth sei- 
ner Erfindung in den Augen des Publikums schon vorhinein herab- 
gesetzt und in vielen Fällen deren Ausführung dadurch erschwert 
wird. 

Für das Publikum aber entsteht hieraus der Nachtheil, dass es 
über den Werth derjenigen Erfindungen, welche auf den Grund einer 
vorhergegangenen Staatsprüfung patentirt worden, irre geleitet und 
der Lage ausgesetzt wird, durch die Erzeugnisse schwindelhafter Pa- 
tente, welche die Vorprüfung bestanden haben, so zu sagen unter 
öfientlicher Autorität übervortheilt zu werden; da ^e schon bemerkt, 
jede Prüfungsbehörde grossen Irrthümem ausgesetzt ist. Bei der 
üebung des Präventiv-Systemes stehen sich daher schwindelhafte, das 
Publikum benachtheiligende Unternehmungen, welche patentirt, und 
werthvolle Erfindungen, welche zurückgewiesen werden können gegen- 
über und die Begierung, die Erfinder und das Publikum haben glei- 
ches Interesse, dass solches ausser Anwendung bleibe. 

Die technische Vorprüfung ist ferner entschiedenes Hemmniss 
der Industrie; indem sie Talent und Erfindungskraft in ihrer freien 
Entwicklung hindert, denselben Zwang anlegt und sie von den Unter- 
suchungen und Urtheilen Dritter abhängig macht. 

In welche schwierige Lage endlich die Regierung sich versetzt 
sieht, wenn ein unter ihrer Autorität verliehenes und auf ^ den Grund 
vorhergegangener technischer Prüfung als neu erkanntes Patent mit 
Erfolg wegen Mangels an Neuheit angefochten und von den Gerichten 
als null erklärt wird, bedarf keiner näheren Ausführung; da keine 
offizielle Prüfung wirksamen Schutz gegen Anfechtungen und Nullitäts- 
Erkenntnisse von Seiten der Gerichte zu gewähren vermag *). 



1) Eine vorzügliche Darlegung der Motive, welche gegen jede matenelle 
Prüfung sprechen, findet sich in der Schrift: Geist der österreichi- 
schen Gesetzgebung zur Aufmunterung der Erfindungen 
im Fache der Industrie von EdL v. Krauss. Wien 1838. 

„Zur Prüfung einer Erfindung gibt es zwei treffliche Richter, der eine 
ist hellsehender als man glaubt und heisst: eigenes Interesse; der 
andere ist untrüglich und heisst: Erfahrung. Diese sind verlässiger 
als alle Kunstverständigen und Untersuchungs - Commissionen , welche 
über Sachen urtheilen sollen, deren Wirkungen und Ergebnisse sie nicht 
einmal noch kennet.** 
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Gegen die Ertheilung von Patenten dagegen, welche dem öffent- 
lichen Wohl zuwider laufen, wird am angemessensten in der Patent- 
gesetzgebnng selbst, wie auch allenthalben wirklich besteht, Vorsorge 
getroffen und ausserdem würde jedes verliehene Patent, welches sich 
bei seiner Ausübung als gemeinschädlich erwiese, ohnehin vom öffent- 
lichen Ministerium auf Nullität verfolgt werden. 

§. 14. 

Die Bestimmungen der verschiedenen Patentgesetze über die 
Prüfungsfrage sind zwar in Ansehung der Behandlung der Patentge- 
suche abweichend, jedoch in der grossen Mehrzahl darin überein- 
stimmend, dass eine materielle Vorprüfung der Erfindung durch die 
Kegierung nicht Platz zu greifen habe. 

Die englische Gesetzgebung bestimmt zwar im Art. 8 des Statu- 
tes vom Jahre 1852: dass ein Law-Officer der Patent -Commission 
die vom Gesuchsteller übergebene vorläufige Spezifikation einzusehen 
habe und ihm frei stehe, zu seiner Unterstützung eine wissenschaft- 
liche oder andere Person beizuziehen und wenn derselbe die üeber- 
zeugung gewinne, dass die Natur der Erfindung in der vorläufigen Spe- 
zifikation gehörig beschrieben ist, so habe er ein Certifikat über seine 
Zustimmung auszustellen. 

Ohngeachtet aus dieser Vorschrift auf eine wirklich technische 
Untersuchung gefolgert werden könnte, zumal die Beiziehung einer 
„wissenschaftlichen Person" hiebei gestattet wird, so lassen doch die 
bekannte Praxis der Patentverleihungen in England, sowie die Erläu- 
terungen der besten Commentatoren der betreffenden Gesetzgebung*) 
keinen Zweifel übrig, dass die Patent-Commission bei ihrem Verfahren 
nur eine rein formelle Prüfung vorzunehmen habe und bei derselben 
von einer Beuftheilung des materiellen und technischen Werthes oder 



„Ein Erfindungspatent ist und soll nichts anderes sein, als eine öf- 
fentliche Urkunde, welche bestätigt, dass der Bewerber um 
dasselbe eine Erklärung abgegeben habe, dass eine Idee von ihm 
aufgefasst worden sei, welche er nunmehr zur gemeinnützigen 
Ausführung bringen wolle'' u. s. w. S. 77. 
1) The Law of Patents for Inventions by W. Carpmael. London 1852. 
The Patenlee's Manual by James and Henry Johnson. London 
1853« 
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ünwerthes der einkommenden Pat^tgesnche niemals die Sprache sei. 
Erst dann, wenn über das verliehene Patent, sei es wegen Anfechtung 
seiner Gültigkeit oder wegen Eingriffen in dasselbe ein Eechtsstreit 
anhängig geworden ist, berufen die Gerichte nach Umständen eine 
ans Sachverständigen und Technikern gebildete Jury zur Unterstützung 
des richterlichen Erkenntnisses, wie in der Natur der Sache gelegen 
und wohl allenthalben geschieht 

Eine formelle Prüfung der eingelangten Patentgesuche be- 
züglich der Beschreibungen derselben kann übrigens im Allgemeinen 
Nirgends umgangen werden, woselbst durch die bestehende Patentge- 
setzgebimg Ausnahms-Eategorien festgesetzt sind, hinsichtlich welcher 
keine Verleihung stattzufinden hat; als Arzneien, Lebensmittel, Gegen- 
stände, welche der öffentlichen Ordnung widerstreben u. s. w. 

Dergleichen Prüfungen sind jedoch bloss auf die Beurtheilung 
des Gegenstandes hinsichtlich sdner Zulässigkeit der Unzulässigkeit 
für ein Patent beschränkt, mit Ausschluss jeder technischen Bücksicht. 

In diesem Sinne lautet die Vorschrift des §. 16 des österrei- 
chischen Patentgesetzes, wodurch dem Ministerium des Handels die 
formelle Prüfung der eingereichten Beschreibung in vorstehender Be- 
deutung übwtragen wird ; indem der darauf folgende §.17 zugleich 
jede technische Untersuchung für unstatthaft erklärt. 

Die nämlichen Vorschriften sind in den Patentgesetzgebungen 
von Frankreich und Belgien enthalten. 

Bei allen diesen Gesetzgebungen besteht zugleich der ausdrück- 
liche Vorbehalt, dass von Seite der Regierung keine Garantie , sei es 
in Ansehung der Neuheit, oder des Nutzens und Verdienstes der Er- 
findung übernommen werde *). 

Ajich die Vorschriften des russischen Patentgesetzes beab- 
sichtigen keine eigentlich technische Prtlfung; indem hieselbst (Art. 128) 
blos angeordnet ist, dass die Prüfung darauf gerichtet sein solle, ob 



1) Die VoUzugs-Instruction zum belgischen Gesetze vom H. Mai 1854 ver- 
ordnet diessfalls für die Ausfertigung des Patents Art. 14: „Le br^vet 
mentionnera expressement que la' concession en est faite sans examen 
pr^alable, aux risques et p^rils des demandeurs, sans garantie, soit de 
la r^alitö, soit de la nouveaut^ ou du m^nte de rinvention, soit de Fexac- 
titude de la dcscriptlon, et sans pröjudice des droits des tiers/* 
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nicht bereits ein früheres Patent für den nämlichen Gegenstand vec? 
liehen worden; ob die Beschreibung hinreichend klar, genau und Tol)- 
ständig sei; ob der Gegenstand keinen Nachtheil für Gesundheit, öffent- 
liche Sicherheit oder für die Staatsrevenüen enthalte und endlich: ob 
im Allgemeinen ein Vortheil von dessen Ausführung «u erwaar* 
ten sei. 

Nach den Bestimmungen des Niederländischen Gesetzes 
ist die Zusendung des Gesuches nebst Beschreibung der Erfindung an 
das Königliche Institut blos vorbehalten als fakultativ, aber 
nicht als unerlässlich vorgeschrieben. 

In Sardinien ist die Prüfung des Gesuches und die Entsohei* 
düng über dessen Statthaftigkeit ohne nähere Bestimmung dem StaatSr 
rathe übertragen. 

In Neapel werden Erfindungspatente ohne vorgängige Prüfung 
^heilt. 

Nach den bestehenden Vorschriften über Verleihung von Erfin- 
dungspatenten in Preussen, Hannover und Sachsen i9t eineviA- 
terielle Vorprüfung durch Experten angeordnet und in erstgenanntem 
Staate noch eine wiederholte Prüfung nach Ermessen des Ministeriumü 
des Innern vorbehalten. 

Bezüglich der bereits getroffenen Einleitungen über eine neqe 
Patentgesetzgebung in Preussen, auch in Ansehung dieses Punkte^ 
wird auf die Darstellung der preussischen Gesetzgebung in der zweitßij 
Abtheilung Bezug genommen. 

Die Gesetzgebung der vereinigten Staaten von Nprdr 
amerika enthält ebenfalls die Anordnung einer materiellen Prüfung 
der Erfindung durch die niedergesetzte Patentcommission. 

Es erscheint unzweifelhaft, dass die Aufgebung des Pr§.ventiv- 
Systems bei Patentverleihungen fortan mehr Boden in ajllen neuen 
Patentgesetzen gewinnen werde, wozu ausser den angeführten Erwä- 
gungsgiUnden in dem stets grösseren Aufschwünge der Industrie, alp 
jeder technischen Bevormundung mehr und mehr widerstrebend, 4riii- 
gende Aufforderung gegeben ist. 

Es ist endlich die Frage zu beantworten, ob der Regieru?^ das 
Kecht zustehe , auf den Grund befundener Unvollständigkeit oder son- 
stiger Mängel der eingereichten Beschreibung das Gesuch zurückzu- 
weisen. 

Die gesetzliche Aufstellung dieser Befugniss Würde zur Wijl- 
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ktthr des Verfahrens, oder zur materiellen Prüfimg führen. Wenn je- 
doch Präventiv-Massregeln solcher Art nicht gesetzlich vorgeschriehen 
sind, so liegt auch keine Pflicht oder Verbindlichkeit der Regierung 
vor, die Beschreibung in Bezog auf ihre Redaktion einer Vorprüfung 
zu unterwerfen; vielmehr bleibt es im Allgemeinen dem Bewerber über- 
lassen, die Beschreibung seiner Erfindung auf eigene Wagniss und Ge- 
fahr nach den bestehenden Vorschriften zu verfassen. 

Indess hat die Praxis gezeigt, dass in Staaten, woselbst die Pa- 
tentverleihung rein formell behandelt wird und auf die vorschriftmässig 
befundene Eingabe ohne Einsichtsnahme der verschlossen eingereichten 
Beschreibung erfolgt, die später bei erhobenen Streitigkeiten oder vor- 
gekommenen Eingriffen bei Gericht eröffnete Beschreibung nicht selten 
höchst mangelhaft oder ganz illusorisch befunden wurde. Obgleich die 
Nullität des Patentes als unmittelbare Folge solchen Gebrechens ein- 
zutreten hat, so sind derartige Vorgänge demohngeachtet mit Verlu- 
sten und Störungen verbunden, welche der^n thunliche Beseitigung 
wünschenswerth machen. 

Hiefür erscheint die Einschlagung eines Mittelweges, wie in den 
Patentgesetzen von England und Oesterreich vorgezeichnet ist, aller- 
dings sehr angemessen. Ferner trägt die in beiden Staaten bestehende 
Vorschrift, dass die Beschreibung der Erfindung von der Patent -Com- 
mission in ersterem und vom Ministerium in letzterem Staate vorher 
eingesehen und einer formellen Prüfung unterworfen werde, schon we- 
sentlich bei, um die Gesuchsteller zu einer sorgfältigen und vorschrifts- 
mässigen Redaktion ihrer Beschreibung zu veranlassen. Auch sind 
Rathschläge und EJrläuterungen der Mittelbehörden bei Eingabe der 
Gesuche, wegen sachgemässer Abfassung der Beschreibung nicht aus- 
geschlossen. 

Immerhin jedoch ist die allgemeine gesetzliche Vorschrift, welche 
die materielle Vorprüfung der Beschreibung von Seite der Regierung 
untersagt, aufrecht zu erhalten und den Gesuchsteller trifft die Folge 
seiner unvollkommenen Beschreibung. 

Von der Veröffentlichung der Beschreibungen 
(Specificationen) über neue Erfindungen. 

§. 15. 
Die Nothwendigkeit der Veröffentlichung der vom Erfinder der 
3taatsbehörde übergebenen Beschreibung seiner Erfindung und deren 
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Anwendung folgt von selbst aus dem Prinzipe der Patentverleihung, 
welcher die Hauptbedingung zu Grunde liegt, dass der Gegenstand des 
verliehenen Patentes der Gesellschaft zum Behufe künftiger allgemeiner 
Benützung angeeignet werde. Diese Aneignung aber kann nur mit- 
telst der Yeröffentlichung der Beschreibung erfolgen. 

Die hier in Mitte liegende Hauptfrage besteht blos darin, ob die 
Veröffentlichung sogleich nach der Ertheilung des Patentes, oder erst 
nach dessen Erlöschung zu erfolgen habe. 

Einige Gesetzgebungen haben sich für die letztere Alternative 
entschieden; vorzüglich aus dem Grunde, um durch Geheimhaltung 
des Wesens der Erfindung während der Dauer des Patentes mindere 
Gelegenheit zu Eingriffen in dasselbe zu bieten. Das österreichische 
Patentgesetz stellt es dem Patentbesitzern anheim , ob die Geheimhal- 
tung wdjirend der Dauer des Patentes gewünscht werde oder gegen 
dessen Veröffentlichung sogleich nach der Verleihung keine Einwen- 
dung bestehe. 

Für die Veröffentlichung der Beschreibung unmittelbar nach der 
Verleihung des Patentes sprechen überwiegende Gründe. 

Der Patentinhaber hat das Recht erworben, vom Staate eine 
Zeit lang in der ansschliessenden Benützung seiner Erfindung geschützt 
zu werden. Zu gleicher Zeit aber , sobald der Erfinder diesen ihm 
gebührenden temporären Besitztitel durch das Patent erlangt hat, tre- 
ten auch die durch die Patentertheilung für die Gesellschaft erworbe- 
nen Ansprüche auf die Erfindung in Kraft. So wenig daher der Pa- 
tentbesitzer berechtigt ist, die eingereichte Beschreibung seiner Erfin- 
dung zurückzunehmen oder in der Wesenheit zu verändern , ohne hie- 
durch des Patentes verlustig zu werden , eben so wenig steht ihm die 
Befugniss zu, die nähere Eenntniss der patentirten Erfindung der Ge- 
sellschaft zu entziehen. 

Allein die unmittelbar nach der Patentertheilung eintretende Ver- 
öffentlichung erscheint auch vortheilhaft für den Patentinhaber und 
zwar in zweifacher Beziehung. 

Zunächst wird hiedurch die neue Erfindung nebst ihren Erzeug- 
nissen oder anderweitigen Vortheilen dem Publikum schneller und ge- 
nauer bekannt, wodurch ihm eine raschere Verwerthung der Erfindung, 
iÄsofeme sie von reellem Werthe, gesichert wird. Femer bewirkt die 
rückhaltslose Veröffentlichung einen besseren Schutz gegen Nachah- 
mung von Seite solcher Personen, welche nicht aus betrügerischer Ab- 
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sifiht, sondern in gutem Glauben, ohne Eenntniss des Patentes etwa 
die nämliche Erfindung ausbeuten, oder sich gleichfalls um ein Patent 
hiefdr bewerben würden. Durch die sofortige Veröffentlichung der 
Beschreibung jedoch wird das Patent gleichsam unter den Schutz der 
öffentlichen Bechtlichkeit gestellt und hiedurch zugleich auch gegen 
betrügerische Eingriffe mehr gesichert. Der wesentlichste Vortheil der 
wiverzüglichen Veröffentlichung aber ist auf Seite der Gesellschaft; 
indem die Landesindustrie schon vor Ablauf einer längeren Zeitepoche 
von dem Wesen neuer Entdeckungen, Erfindungen oder Verbesserungen 
Kenntniss erlangt , also in häufig wichtigen industriellen Erfahrungen 
ohne Verzug bereichert wird, wodurch wieder anderweitige fruchtbrin- 
gende Ideen erzeugt, und die zweckmässigsten Vorbereitungen für all- 
gemeine Benützung wichtiger Erfindungen nach Ablauf der Schutzpe- 
periode begünstigt werden *). ^ 

Es ist daher die Bestimmung der englischen Gesetzgebung unbedingt 
zu empfehlen, welcher zufolge die technischen Beschreibungen der pa- 
tentirten Erfindungen eine Ausnahme unmittelbar nach Ausfertigung 
der Patenturkunde veröffentlicht und möglichst, unter Mitwirkung der 
Regierung verbreitet werden. 

Eine Ausnahme dieses Verfahrens würde nur mittelst einer be- 
sonderen Parlaments- Akte, mit sehr erheblichen Kosten, zu erwii^ea 
sein, welche bisher nur höchst selten vorgekommen ist ^). 

Die Veröffentlichung patentirter Erfindungen erfolgt in zweifa- 
cher Weise; erstens durch offene (restattung der Beschreibung zur 
Einsicht und Kopirung auf dem betreffenden Regierungsbureau für Je- 
dermann gegen geringe Gebühr; zweitens durch deren Beförderung 
zum Drucke von Regierungswegen. 



1) In der angef. Sdirift von Krauss (S. 87 u. f.) sind die Gründe für die 
unmittelbare Veröffentlichung patentirter Edlndungen eben so vollständig 
als überzeugend dargelegt. 

2) Die englischen Commentarien über das Patentwesen erwähnen nur eines 
Falles dieser Art: im 53ten Regierungsjahre Georg III. wurde die Spezi- 
fikation eines dem Mr. Lee verDehenen Patentes auf dem Kanzlei - Ge- 
richtshofe hinterlegt, um für den Zeitraum von 15 Monaten geheim ge- 
hahen zu werden; aus dem beigefügten Motiv, um dem Staate während 
der Kriegszeit die Wohllhat einer Entdeckung zu sichern, welche für die 
öffentliche Sicherheit von wichtigem Einflüsse sei. 
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In letzter Beziehung erscheint für öffentliehe Benützung derselbf« 
am zweckmässigsten, die Besehreibungen nebst dazu gehörigen Zeidi* 
nnngen periodisch in besonderen Heften erscheinen und am geringe 
Preise verkaufen zu lassen; indem Amtsblätter oder Zeitungen zur 
Aufnahme technische oft weitläufiger Beschreibungen und Abbildungen 
ndnder geeignet sind. Die durch niedere Yerkaufspreisse nicht herein- 
gebrachten Yerlagskosten würden aus Zuschüssen der in jedem Staate 
bestehenden Industriefonds zu decken sein, welche in solcher Weise 
eine sehr fruchtbringende Anwendung finden ^). 

Von den für Erfindungs - Patente bestehenden 

Taxen. 

§. 16. 

Eine für die Ertheilung von Erfindungspatenten erhobene Taxe, 
welche die Ausfertigungs- und Regiekosten namhaft übersteigt, ist eine 
Staatsauflage. Die Beschwerung der Patente mit einer besonderen 
Steuer widerstrebt jedoch dem doppelten Zwecke, welcher in der Er- 
theilung von Erfindungspatenten ausgesprochen wird; nämlich Ermun- 
terung der Industrie, deren vorzüglichster Aufischwung in neuen Er- 
findungen und technischen Verbesserungen liegt und Entschädigung des 
Erfinders für seine mit Opfern zum Besten der Gesellschaft erschaffene 
Erfindung. 

Es ist zu Gunsten der Taxerhebung von Patenten angeführt 
worden: dass durch dieselben nichts bedeutende und frivole Patentge- 
suche abgehalten werden ; femer dass die Taxe als eine Art Unterpfand 
der Nützlichkeit und des Erfolges angesehen werde, welche der Er- 
finder von der Ausübung seiner Erfindung erwartet; dass endlich die 
Taxe als eine Entschädigung der Gesellschaft für das gewährte tem- 
poräre Monopol anzusehen sei. 

Alle diese Motive erscheinen jedoch bei näherer Prüfung unhalt- 
bar. Für die Abhaltung bedeutungsloser Patente besteht kein Staats- 



1) Die neuesten Anordnungen der eng^lischen Patent-Commission in Bezug 
auf die Veroffentlichnng der veriiehenen Patente (IL Abth. Engl. Patent- 
Gesetzgebung) erscheinen in hohem Grade musterhaft und liefern den 
Beweis, welche hohe Bedeutung dem Institute der Erfindungspatente von 
der Regierung beigelegt wird, und in welcher Weise sie den Nutzen 
derselben zur Beförderung der allgemeinen Betriebsamkeit ausbeutet 
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Interesse; dieselben tragen ihren VerM in sich selbst und da durch 
ihre £rtheilung Niemand beschädigt wird, so ist auch eine Beschrän- 
kung der Freiheit ihrer Erwerbung nicht gerechtfertigt. Ebensowenig 
kann die Taxe als Unterpfand des Werthes einer Erfindung angesehen 
werden; indem das Patent blos in der Constatirung eines verliehenen 
temporären ausschliesslichen Nutzungsrechtes besteht, dessen Werth 
ausser der Beurtheilung des Staates gelegen ist; ausserdem würde die- 
ser Annahme gemäss die Taxe für jedes Patent eine verschiedene sein 
müssen, was ohnehin grossen Schwierigkeiten unterliegt ^). Endlich kann 
eine Taxe auch nicht unter dem Titel einer Entschädigung für das verlie- 
hene Monopol gefordert werden, indem die Verleihung selbst den Entgelt 
des Erfinders für seine Bereicherung der Landesindustrie ausmacht. 

Nachdem es femer, wie schon bemerkt, sehr schwierig sein 
würde , für die verschiedenen Erfindungspatente, deren Erfolg sich un- 
möglich im Voraus bestimmen lässt, verschiedene Taxen einzuführen, 
so muss die für alle Patente gleich hoch festgesetzte Taxe auf minder 
erhebliche Erfindungen, welche nur geringen Gewinn erwarten lassen, 
aber demohngeachtet für die Gesellschaft von Nutzen sind, sehr drü- 
ckend einwirken und viele dergleichen, wie auch die Erfahrung zeigt, 
in ihrer Entwicklung hemmen. Viele der nützlichsten und bedeutend- 
sten Erfindungen sind aus den Arbeiterklassen hervorgegangen, Talent 
und Beharrlichkeit waren die einzigen Faktoren ihrer Entstehung. 
Der Schöpfer einer Idee, deren Fruktifizirung später Nationen berei- 
cherte, verfolgt dieselbe, kämpfend mit Schwierigkeiten und Entbeh- 
rungen jeder Art endlich bis zu dem Grade der Ausführung, welcher 
die Erlangung eines Erfindungspatentes gestattet ^). Kaum im Besitze 
der nöthigen Mittel zur ersten Ausführung wird der Erfinder gleich 
im Beginne mit einer hohen Auflage betroffen, wodurch er in seinen 
Fortschritten gehemmt oder genöthigt ist, sich zu Aufbringung der 
Mittel dem Wucher in die Arme zu werfen. Hohe Patenttaxen wirken 
daher direkt hindernd auf die Entwicklung der Industrie überhaupt, 
und entbehren aller staatsökonomischen Begründung ^). 



1) Dieses Erhebungsprinzip besteht in Sardinien und Holland. S. Unten. 

2) Bernard de Palissy verbrannte seinen letzten Stuhl zu den Ver- 
suchen für die Erfindung einer Fayance- Glasur! 

3) Die Patenttaxe ist ausserdem eine sehr geringe Quelle für die Vermeh- 
rung der Staatseinnahmen und als solche nicht nennenswerth. 
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Auch die in einige neuere Gesetzgebungen, so insbesondere in 
die neuen Patentgesetze von Belgien und Frankreich eingeführten 
Annuitäten der Taxenzahlung erscheinen nicht geeignet, die gegen 
Patenttaxen überhaupt geltenden Motive zu entkräften; indem, wenn 
auch die Erleichterung durch allmählige Abtragung gegeben ist, dem- 
ohngeachtet die im Ganzen zu entrichtende Summe auf viele Patent- 
Ausübungen sehr drückend einwirken muss. 

Ein Beleg hiefür ist aus der unten folgenden französischen Pa- 
tentstatistik zu entnehmen, indem von dör Gesammtzahl der verliehenen 
Patente über die Hälfte schon nach der ersten fällig gewordenen An- 
nuität verfiel. 

Nach den bekannten Patentgesetzen besteht nur in Preussen 
und im Kirchenstaate die wohlthätige Einrichtung, dass von der 
Erhebung einer eigentlichen Taxe ganz Umgang genommen wird. In 
beiden Staaten kommen nur die Kanzleikosten nach einem höchst bil- 
ligen Maassstabe in Aufrechnung; in ersterem Staate mit beiläufig 4 
Thalem, in letzterem mit 10 römischen Thalem ffir Erfindungs- und 
15 römischen Thalem für Einführungspatente. 

Auch in den vereinigten Staaten von Nordamerika ist die Patent- 
taxe für Inländer nur auf 30 Dollars festgesetzt; dagegen für Eng- 
länder auf 500 Doli, und für alle übrigen Ausländer auf 300 Dollars. 

In Oesterreich beträgt die Taxe für ein Patent auf 15 Jahre 
700 fl. CM.; für die ersten 5 Jahre 100 fl.; für das 6te Jahr 30 fl.: 
bis zum loten Jahre je 5 fl. mehr; für das Ute Jahr 60 fl. und bis 
zum 15ten Jahre je 10 fl. mehr. 

In Russland werden für ein dreijähriges Patent 90 Rubel, für 
ein fünfjähriges 150 R. und für ein zehiy ähriges 450 R. erhoben; end- 
lich für Einführungspatente, welche überhaupt nur für sechs Jahre er- 
theilt' werden, 360 R. 

In Holland beträgt die Taxe je nach der Dauer und Wichtig- 
keit des Patentes (für jeden jeden speziellen Fall) nicht unter 150 fl. 
und nicht über 750 fl. 

In Sardinien ist die Maximal-Summe der Taxe, welche eben- 



Selbst in England , wo in neuerer Zeit die meisten Patente verliehen 
werden und die höchste Patenltaxe erhoben wird, erscheint ihr jährliches 
Erträgniss von 20-30000 L. St im Verhältnisse zu andern Einnahms- 
titek unbedeutend. 
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falls nach den näheren Umständen verschieden bestimmt wird, auf 
800 Francs festgesetzt. 

In Spanien wird erhoben: für ein fünQähriges Patent 1000 
Bealen; fOr ein zehnjähriges 5000 B., und für ein fünfzehnjähriges 
6000 R.; für Einführungspatente überhaupt 3000 R., endlich für die 
AusfertiguDg jedes Patentes noch 80 R. Eanzleikosten. 

In Frankreich beträgt die Taxe für ein zehnjähriges Patent 
1000 Fr., für ein fünfzehnjähriges 1500 Fr., welche in Annuitäten, vom 
Anfange des ersten Jahres an, erhoben werden. 

Nach dem neu^ belgischen Gesetze von 1854 beträgt die 
Taxe für das erste Jahr 10 Fr., welche für jedes folgende Jahr mit 
einem weiteren Zusätze von 10 Fr. erhoben wird, daher die Total- 
Bumme der Taxe für ein Patent auf 20 Jahre 2100 Fr. beträgt. 

In Portugal wird für ein Erfindungspatent, ohne Unterschied 
der Dauer, die Summe von 3200 Reis erhoben. 

In England endlich, woselbst nur Patente von einerlei Dauer 
(für 14 Jahre) verliehen werden, betragen die Kosten derselben an 
Taxe und Kanzleigebühren 140 L. St., dann für Stempelgebühren 
35 L. St., zusammen 175 L. St. 

Aus dem bisher Vorgetragenen ist die grosse Verschiedenheit 
der Taxbestimmungen in den einzelnen Staaten zu ersehen. In der 
Mehrzahl derselben ist es zugleich die Taxquote, auf welcher die Clas- 
sification der Patente ius Ansehung der längeren oder kürzeren Dauer 
derselben beruht. 

Patente für kürzere Dauer werden gegen geringere, jene für 
längere Dauer gegen höhere Taxe je nach der Wahl des Erfinders 
angeboten. Bei Bestimmung nur einer Taxquote, oder wenn, wie wün- 
schenswerth, die Taxe ganz beseitigt wird, fällt diese Classifikation 
hinweg und die Patente würden sämmtlich für gleich lange Dauer ver- 
liehen, wie in England wirklich geschieht. 

Wie schwierig überhaupt eine richtige Bestimmung über die 
Dauer eines Patentes sei, und dass es diessfalls an jeder sicheren 
Grundlage, selbst für jeden einzelnen Fall ermangle, ist schon Oben 
angedeutet worden. Irgend eine allgemeine Vorherbestimmung, binnen 
welcher Periode ein Erfinder durch die patentirte Ausübung der Er- 
findung den angemessenen Lohn für die aufgewendete Arbeit und Ko- 
sten zu deren Hervorbringung finden werde, und welche Patentdauer 
zugleich dem öffentlichen Interesse am Meisten entspreche, ist un- 
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xnögMch. Es ist daher einer Classifikation der Patente nach der Dau^ 
ein besonderer Werth nicht beizulegen, wesshalb auch in dieser Be- 
ziehung für die Beibehaltung der Taxe als Grundlage solcher Classi- 
üzirung ein Motiv nicht gefunden werdan kann. 

Von den mit der Verleihung der Patente verbunde- 
nen Rechten und Pflichten. 

§. 17. 

Obwohl eine neue Erfindung, wie bereits bemerkt, vom Staate 
nicht als Eigenthum im juristischen Sinne betrachtet werden kann, so 
werden doch nach allgemeiner Praxis den verliehenen Patenten für 
ihre Dauer die Rechte des Privateigenthums insoweit zugestanden, als 
von ihrer Ausübung den Ansprüchen Dritter und der Gesammtheit ge- 
genüber die Sprache ist Dieses Zugeständniss muss jedoch als reiner 
Ausfluss der Patentgesetzgebung betrachtet werden, in deren Macht 
es liegt, die Bedingungen vorzuschreiben, unter welchen der Erfinder 
die ihm verliehene ausschliessende Benützung seiner Erfindung aus- 
zuüben berechtiget ist. ' 

Die Wesenheit eines in Kraft bestehenden Patentes besteht also 
darin , dass dem Inhaber desselben die ausschliessliche Benützung der 
bezüglichen Erfindung für die bestimmte Zeit unter den gesetzlichen 
Bestimmungen zusteht. Diese Berechtigung bezieht sich auf alle Theile 
des patentirten Gegenstandes, aber nicht darüber hinaus; was nicht in 
der Beschreibung desselben als wesentlicher Theil der Erfindung be- 
zeichnet ist, ist nicht patentirt. 

Hieraus entspringt also andrerseits die Verbindlichkeit des Staa- 
tes, den Patentinhaber diese ausschliessende Benützung in wirksamer 
Weise zu gewährleisten; wesshalb jede Produktion oder Fabrikation, 
welche den ausschliessenden Charakter des verliehenen Patentes in ir- 
gend einer Art verletzt, durch das Gesetz als Eingriff in dasselbe er- 
klärt wird. Ein Eingriff findet dagegen nicht Statt, wenn die Pro- 
duktion dritter Personen zwar gleichartige Erzeugnisse mit der paten- 
tirten Erfindung, aber ohne Anwendung derselben, auf verschiedenem 
Wege und mit anderen Mitteln hervorgebracht hat. 

Da die ausschliessende Berechtigung sich auf jeden einzelnen 
wesentlichen Bestandtheil der Erfindung erstreckt, so wird auch jede 
Usurpation irgend eines Theiles derselben als Eingriff vom Gesetze 
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betrachtet. Diess ist jedoch nicht der Fall , wenn die Nachahmung 
keinen wesentlichen Theil der Erfindung betrifft. 

Der Patentinhaber ist zum ausschliessenden Verkaufe 
seiner patentirten Erzeugnisse berechtiget; jeder Verkauf eines Drit- 
ten von solchen unterliegt der gesetzlichen Strafe als Eingriff. Be- 
trifft der Gegenstand des Patentes eine Maschine, so ist nicht nur de- 
ren Gebrauch jedem Dritten untersagt, sondern auch der Verkauf 
derjenigen Erzeugnisse, welche von Dritten unter Anwendung dieser 
Maschine gefertiget werden, muss als Eingriff betrachtet werden. Dass 
übrigens von einer Handhabimg allgemeiner Verkaufsverbote patentir- 
ter Gegenstände durch Dritte von Staatswegen nicht die Sprache sein 
könne, bedarf heiner Ausführung; indem es dem Patentirten überlassen 
ist , auf den Grund des ihm gesetzlich gewährten Schutzes gegen die 
Uebertreter bei den Gerichten einzuschreiten. 

Der nämliche Fall ist es in Ansehung der Einfuhrverbote 
nachgeahmter Gegenstände einer bestehenden Patentverleihung. Dass 
jede Einfuhr von im Auslande nachgeahmten Erzeugnissen einer im 
Inlande patentirten Erfindung ebenfalls als Eingriff zu behandeln 
sei, versteht sich von selbst, und mehrere Patentgesetze enthalten 
hierüber auch ausdrückliche Bestimmungen i). Allein in der Praxis 
kann ein derartiges Einfuhrverbot gleichfalls nur durch den Patent- 
träger bei den Gerichten geltend gemacht werden, indem dessen Hand- 
habung durch die Douanengesetze unausführbar sein würde. Unmöglich 
könnten die betreffenden Einfuhr -Artikel im Tarif als in der Einfuhr 
verbotene Gegenstände Aufnahme finden, und derartige Verzeichnisse 
weder kurrent gehalten werden, noch wäre bei den Grenzzollbehörden 
die Eenntniss solcher im Inlande patentirten Gegenstände zu präsu- 
miren. Also weder Verkaufs - noch Einfuhrverbote werden auf prä- 
ventivem Wege in Vollzug gebracht, sondern lediglich auf repressivem; 
indem der Patentirte auf den Grund des gesetzlichen Verkaufs- oder 
Einfuhrverbotes und auf den geführten Beweis , dass das von Dritten 
zum Verhaufe gebrachte oder importirte Erzeugniss einen Patent -Ein- 
griff involvirt, dessen Beschlagnahme und die gerichtliche Verfolgung 
des unbefugten Verkäufers oder Einführers zu veranlassen in den 
Stand gesetzt wird. 



1) Art 41. des franz. Gesetzes vom Jahre 1844, dann Art 38. des Öster- 
reich. Patentgesetzes. 
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Das französische Gesetz erklärt ausserdem (Art. 32 Nr. 3) den 
Patentinhaber, welcher selbst diejenigen Erzeugnisse, worauf sein Pa- 
tent lautet, vom Auslande einführt, des Patentes verlustig. Als Mo- 
tiv dieser Bestimmung gilt, dass das Gesetz nicht beabsichtigen könne, 
fftr den Erfinder ein Monopol zu erschaffen , kraft dessen er befugt 
sei, fremde Erzeugnisse ohne Conkurrenz im Inlande, zur Beeinträch- 
tigung der National -Industrie zum Absätze zu bringen. 

Diese Bestimmung ist höchst angemessen und verdient allgemein 
adoptirt zu werden. Jedes Patent wird nur um desswillen verliehen, 
um zum Vortheile der nationalen Industrie und Arbeit ausgebeutet zu 
werden, ausserdem wäre es eine Prämie für eine fremde Industrie und 
das für die innere Fabrikation verliehene Monopol würde hiedurch 
in ein Monopol für den auswärtigen Handel umgewandelt werden. 
Auch wäre ein leichter Weg eröffnet, für einen gangbaren Artikel ein 
Patent im Inlande blos desshalb zu nehmen, um neben einer zum 
Scheine und in geringer Ausdehnung geführten Fabrikation im Inlande 
eine massenhafte und durch keine Conkurrenz bedrohte Einfuhr von 
Gegenden des Auslandes, woselbst wohlfeiler produzirt wird, zu be- 
wirken. 

Dem Patentirten steht femer zu, für die Ausbeutung seiner 
Erfindung: 

1) Allenthalben jede Art von Vor- und Einrichtungen zu treffen, 
jedoch unter allfälliger Berücksichtigung der bestehenden ge- 
werbspolizeilichen Vorschriften und Anordnungen; 

2) Hülfsarbeiter in unbeschränkter Zahl zu beschäftigen; 

3) Allenthalben im Lande Commanditen und Niederlagen für sei- 
nen patentirten Gegenstand zu errichten ^). 

Nach allen europäischen Patentgesetzen wird endlich ein verlie- 
henes Patent für die Periode seines gesetzlichen Bestandes als be- 
wegliches Eigenthum betrachtet, welches daher allen Regeln 
des gemeinen Rechtes unterworfen und als solches von den Gerichten 
beurtheilt wird. 

Die Eigenthümlichkeit dieses Besitzes erfordert übrigens in eini- 
gen Beziehungen gewisse Formalitäten, welche bei anderen Besitztiteln 



1) In den §§. 22 und 23 des Österreich. Patentgeselzes werden diese Be- 
fugnisse sehr klar und vollständig angegeben. 
Kleinschrod, Patentgesetzgebnng. 5 
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nicht Torkommen; so die besonderen Einregistriningeii bei Cessionen 
und, anderen Besitzyerftndenmgen zur Evidentbaltung der offiziellen 
Yerzeichnisse über bestehende Patente. 
Hieraus folgt: 

a) dass der Besitz eines Patentes nicht an den Erfinder, sondern 
an den Inhaber desselben gebunden ist. Das verliehene Patent 
ist der einzige legale Titel, auf dessen Grund die Gesellschaft 
die für die fragliche Erfindung verliehenen ausschliessenden Be- 
fugnisse anerkennt; 

b) dass auch an Ausländer dieses Besitzrecht übergehen könne; 
(§. 10.) 

c) dass das Eigenthum eines Patentes veräusserlich sei, wie jedes 
andere; 

d) dass dasselbe getheilt und an mehrere Theilhaber üb^ragen 
werden könne und dass diese Uebertragung an keine Beschrän- 
kung der Personen und des Ortes gebunden sei ; 

e) dass das Patent unter jedem Kechtstitel zedirt werden könne, 
.und zwar entweder vollständig durch den Wechsel des Besitzes 

des Patentes ; oder unter Beibehaltung des Besitzes des erst^i 
Patentinhabers n^ittelst Uebertragung der Befugnisse der Aus- 
übung des patentirten Gegenstandes von Dritten; welche lieber* 
tragung sich unbeschränkt auf den ganzen Umfang der paten- 
tirten Erfindung oder nur auf gewisse einzelne Befugnisse 
erstrecken kann. 

Die Uebertragung der Befugnisse eines Patentes , unter Vor- 
behalt des Eigenthumes hat eine ausgedehnte praktische Be- 
deutung in England erlangt (Licenses under the Patent). Die- 
selben werden häufig auf kürzere Zeit als jene der Patentdauer 
beschränkt; nicht selten auch nur auf einzelne Theile des Pa- 
tentes, wie aucli bisweilen auf einzelne Districte der Ausübung*)* 
Als Gegenleistung für die verliehenen License wird entweder eine 
Summe im Ganzen, oder periodische Zahlung gewisser Beträge 



1) In diesem Sinne wird unten ,,exQlusive License" eine solche verstan- 
den, durch welche der Patentinhaber sich verpflichtet, keine weitere 
Uebertragung der Befugniss an dritte Personen, entweder überhaupt 
oder nur innerhalb eines gewissen Bezirkes vorzunehmen. 
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naiok Yerliältiiiss der Ansdehming, in uTelcher £e License be« 
nützt wird,, ausbednngen. Letztere Art ist die gewöhnlichste, 
f) dass endlich das Patent, in der Weise, wie jedes andere Eigen« 
tham vererbt werden könne. 

§. 18. 

Unter den Verpflichtungen derPatentirten besteht die 
ei*steund wesentlichste, dass derPatentirte der Gesellschaft treu und voll- 
ständig die Mittel und Wege an die Hand zu geben habe, wodurch sie 
in den Stand gesetzt wird, sich nach Auslauf des Patentes in den Be- 
sitz der neuen Erfindung zu setzen. Diess geschieht durch die zü 
übergebende Beschreibung der Erfindung, worüber §. 12 das Nähere 
enthält. 

Eine weitere Verpflichtung des Patentirten, dem Staate gegen- 
über besteht in der, in den meisten europäischen Patentgesetzen dem- 
selben auferlegten Verbindlichkeit, dass die patentirte Erfindung inner* 
halb eines gewissen Termines von der Verleihung des Patentes an 
gerechnet, ausgeführt werden müsse, widrigenfalls das Patent der 
Nullität verfällt. Das Motiv, worauf diese Bestimmung beruht, ist als 
vollkommen richtig anzuerkennen*). 

Es kann nicht die Absicht des Staates sein, ausschüessende Be- 
rechtigungen für sterile und resultatlose Ideen zu verleihen, wodurch 
dem Publikum kein Vortheil gewährt, wohl aber anderen Erfindungs-* 
kräften und Bestrebungen das Feld gesperrt wird. Der Inhaber eines 
Patentes, welcher von demselben keinen Gehrauch macht, legt das Be- 
kenntniss ab, dass er entweder sein Gesuch gar nicht ernstlich, oder 
blos zur Verfolgung irgend eines Nebenzweckes gemeint habe; oder 
dass ihm die Fähigkeit oder das Interesse zur Ausführung nicht inne 
wohne. Er verzichtet also stillschweigend auf seine erworbene Be- 
rechtigung, und obwohl dergleichen Verzichtleistungen nicht präsumirt 
werden hönnen , so ist doch die Gesetzgebung befugt , diese Voraus- 



i) Hiefür findet sich eine analoge Besümmong' im römischen Rechte; in^ 
dem nach L. 1 Dig. de nundinis (50, 11) die Conzession, einen Jahr- 
markt zu halten, (ebenfalls ein Privilegium im besonderen Sinne) durch 
Niehtgebrauch von 10 Jahren erlischt. Aber nicht alle Privilegia im 
R. R. ectöscheu durch nonusus. 

5* 
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Setzung geltend zu machen; in der Erwägung, dass die Unthätigkeit 
des Patentirten dem Publikum zum Kachtheile gereicht und irrthüm- 
liche Meinungen verbreitet werden. 

Diese Bestimmung aber erscheint besonders dafOr geeignet, um 
gegen die Möglichkeit Vorsorge zu treffen, dass nicht von rivalisiren- 
den Fabrikanten mittelst blos zum Schein erworbener Erfindungspa- 
tente verwandte Industriezweige in ihrer Entwicklung gehemmt und be- 
drohliche Conkurrenten schon vorhinein abgehalten werden. 

Aehxdiche Motive für die Verfallserklärung eines Patentes be- 
stehen, wenn die Ausübung der Erfindung während der Patentperiode 
für längere Zeit unterbrochen wird. Indess lassen sich für diesen 
Fall mit grösserer Wahrscheinlichkeit wirkliche und unvorhergesehene 
Hindemisse präsumiren, welche bei der Ausführung sich ergeben ha- 
ben. Für beide Fälle erscheint es jedoch billig, dass sowohl an die 
Nichtausübung binnen eines gewissen Zeitraumes, als an die längere 
Unterbrechung nicht unbedingt und ipso jure der Verfall des Paten- 
tes geknüpft, sondern dem Patentirten zuvor eine Rechtfertigung ge- 
stattet werde. 

In den einzelnen Patentgesetzen finden sich sehr verschiedene 
Bestimmungen über die Frist, welche für die Ausführung der paten- 
tirten Erfindung unter der gesetzlichen Folge der Nullität des Paten- 
tes anberaumt ist. Am Kürzesten ist dieselbe in Hannover und 
Preussen, indem dort nur sechs Monate für die Nichtausübung oder 
Unterbrechung anberaumt sind. 

In anderen Patentgesetzen werden Fristen von einem, zwei, 
auch drei Jahren gewährt. Für eine allgemeine auf jedes Patent an- 
wendbare Bestimmung solcher Art dürfte immerhin eine längere, min- 
destens zwe^ährige Frist, nach dem französischen Gesetze sich eignen. 

Die Patentgesetze von England, Kussland und Nordame- 
rika nehmen von jeder Fristenbestimmung Umgang. 

Das neue belgische Gesetz (Art. 23) enthält über diesen Punkt 
eine eigenthümliche Bestimmung des Inhaltes : dass der Patentirte nur 
in dem Falle, wenn die nämliche Erfindung auch im Auslande ausge- 
übt wird, gesetzlich verpflichtet werden könne, bei Strafe des Verfalles 
seines Patentes dasselbe auch im Inlande, und zwar binnen Jahresfrist 
in Ausführung zu setzen. Insolange jedoch diese Vorbedingung nicht 
besteht, ist dem Patentinhaber, gleich jedem anderen Eigenthümer 
überlassen, von seinem Eigenthume Gebrauch zu machen oder nicht. 



Digitized by CjOOQIC 



69 

Man beabsichtigte durch diese Bestimmung , die inländische Indnstrie 
so viel möglich zu begünstigen und vom Auslande unabhängig zu er- 
halten. Auch wollte man zugleich antinationalen Tendenzen entgegen- 
treten, welche versucht sein könnten, unter gesetzlichen Formen wich- 
tige Erfindungen dem Inlande nach Möglichkeit verborgen zu halten 
und -solche zum alleinigen Gewinne des Auslandes auszubeuten. 

Unter die Verpflichtungen der Patentirten wird ferner die Ent- 
richtung der Patenttaxe innerhalb der gesetzlichen Termine gezählt 
und in allen Patentgesetzen, durch welche überhaupt dergleichen Ta- 
xen vorgeschrieben smd, ist für deren Nichtentrichtung die Fol^e der 
Nullität des Patentes ausgesprochen. 

Wenn schon, wie Oben bemerkt, gegen die Erhebung von der- 
gleichen Taxen wesentliche Gründe vorliegen, so ist diess in noch 
höherem Grade der Fall in Ansehung der soeben erwähnten Bestim- 
mung, welche Nirgends anderswo als in der Patentgesetzgebung vor- 
kömmt. 

Ein verliehenes Erfindungspatent wird für die Periode seines 
Bestandes vor den Gerichten als Eigenthum angesehen und der Staat 
erkennt dasselbe als Entschädigung des Erfinders für die der Landes- 
industrie zugebrachte Bereicherung mit seiner Erfindung. Welche 
Motive aber können bestehen, um diese Art Eigenthum oder vom 
Staate verliehene Entschädigung mit ungleich grösserer Härte zu be- 
handeln, wie jedes andere Besitzthum und dasselbe für den Fall der 
der Nichtentrichtung der darauf haftenden Staatsauflage mit unmittel- 
barer Entziehung zu bedrohen? Kein Eigenthum verfällt wegen Nicht- 
entrichtung der Steuern, dasselbe kann höchstens, nach vorhergegan- 
gener fruchtloser Aufforderung, für die treffende Steuerrate mit Exe- 
kution belegt werden. 

Obige Bestimmung dagegen setzt den Patentinhaber der bestän- 
digen Gefahr aus, durch bloses Uebersehen eines Yerfallstermines, 
oder durch momentane Zahlungs-Unfäbigkeit die Früchte seiner Ta- 
lente und langjährigen Arbeiten, vielleicht sein ganzes Vermögen mit 
einem Male, selbst ohne Möglichkeit eines Rekurses zu verlieren. 
Diese Strenge erscheint nicht gerechtfertiget und steht in Widerspruch 
mit der öffentlich kundgegebenen Bedeutung aller Patentverleihungen 
als Ermunterung der Industrie. 

Die Absicht des Gesetzes, um alle Weitläufigkeiten wegen der 
Beitreibung der Taxen im Voraus zu beseitigen und den Staat vor 



Digitized by CjOOQIC 



70 

Yerliut der Einnahme zu sichern, erscheint fttr die Rechtfertigung 
einer so erheblichen Ausnahmsbestimmnng gleichfalls nicht genügend, 
indem das allenthalben fttr die Erhebung von Staatsanflagen bestehende 
snmmarische Verfahren auch hinsichtlich der Patenttaxen in Anwen* 
düng gebracht werden kann. Auch die Exekutionsmittel würden in 
den meisten Fällen nicht fehlen, indem für die Ausübung der grössten 
Mehrzahl von Patenten der Besitz von Vorrichtungen und Werkzeu- 
gen, oft auch Immobilien erfordert wird. 

Selbst die Auferlegung einer Kaution für die Taxentrichtung 
bei gewissen Verleihungen, welche einer Gefährde Baum geben, würde 
dem bestehenden Verfahren vorzuziehen sein. Anders verhält sich 
die Sache bei freiwilliger Verzichtleistung des Patentinhabers anstatt 
der Taxzahlung, wogegen von keiner Seite eine Erinnerung besteht. 

Jeder Patentinhaber ist endlich zur Entrichtung deijenigen 
Staats- und Communal- Abgaben und Tragung der Lasten verpflichtet, 
welche in jedem Staate auf dem Gewerbsbetriebe ruhen und welche 
den bestehenden Einrichtungen gemäss nach der Art und 'Weke der 
Ausbeutung der Erfindung, ob durch Fabrik- oder Handwerkstrieb, 
mittelst Niederlagen und Commanditen oder in irgend anderer Weise 
bemessen werden. > 

Diese Steuererhebung ist von der Patenttaxe unabhängig ; sie 
trifft den Patentinhaber nicht als solchen, sondern als Gewerbetrei- 
benden. 

Von der Erlöschung der Patente. 

§. 19. 

Kein verliehenes Patent kann länger in Kraft bestehen, als für 
die gesetzliche Dauer desselben und für deren Verlängerung, insofeme 
eine solche nach besonderen Bestimmungen und unter gewissen Vor- 
bedingnissen erfolgt ist. 

Die Erfindungspatente können jedoch auch vor der gesetzlichem 
Verfallszeit zessii*en, und zwar entweder durch Nichtigkeits- oder 
Verfalls-Erklärung. Beide sind sowohl in ihrem Ursprünge als 
in den rechtlichen Folgen wesentlich verschieden. 

Die Nichtigkeit (Nullität) eines Patentes entspringt aus einem 
Grundgebrechen desselben, welches seinem Bestehen überhaupt gesetz- 
lich widerstrebt; während der Verfall als Folgo einer erst später, wäh- 
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rend der Patentperiode eingetretenen Thatsache oder . Handlnng des 
Patentinhabers eintritt. 

Der Verfall verhindert die vorhergegangene Gflltigkeit des Pa- 
tentes nicht; indem er blos ans dem Mangel einer wesentlichen Bedin- 
gung für die Forterhaltung des Rechtes entspringt; die Nichtigkeit 
aber greift die Berechtigung als solche an und wandelt das Patent in 
einen Titel ohne Werth und Begründung um, weil befunden wordeiti, 
dass ihm ein wesentliches Element für seine Gültigkeit mangelt. 

Ein Patent wird z. B. für nichtig erklärt, weil durch Anfech- 
tung desselben vor den zuständigen Gerichten erwiesen worden, dass 
es der patentirten Erfindung am Charakter der Neuheit, oder der 
eingereichten Beschreibung an Wahrheit oder Vollständigkeit gebricht; 
dagegen als verfallen, weil der Patentinhaber die Taxe am gesetz- 
lichen Termine nicht entrichtet, oder dessen Ausübung über die be- 
stimmte Zeit hinaus ohne gehörigen Nachweis unterlassen hat ^). 

Den rechtlichen Wirkungen nach verliert der Patentirte durch 
den Verfall eine besessene Berechtigung, während der Inhaber eines 
als nichtig erklärten Patentes niemals ein Recht besessen hat, indem 
der Rechtstitel aller Gültigkeit beraubt ist. Die Nullität wirkt daher 
bis zum Momente der Patentverleihung zurück , während der Verfall 
nur von dem Tage an gerechnet, an welchem er erklärt ist, seine 
Wirkung äussert 



1) Nichtigkeit eines Patentes lässt sich mit einem unter einer Resolutiv- 
bedingung abgeschlossenen Rechtsgeschäfte vergleichen; dieses gilt als 
nie dagewesen, wenn die Resolutivbedingung eintritt; alle bestanden 
habenden Folgen des Rechtsgeschäfles werden rückwärts zu wieder 
aufgelöst. Der Verfall eines Patentes trifil zusammen mit dem histi- 
tute der Conventionalstrafe. Der Patentirte muss nämlich bei Erhaltung 
des Patents offenbar als einwilligend betrachtet werden in die gesetz- 
lichen Patentvorschriflen desjenigen Staates, in welchem er dn Patent 
zu erhalten wünscht Für gewisse Fälle, z. B. Nichtentrichtung der 
Taxen etc. haben diese Vorschriften als Strafe den Verfall vorgesehen; 
solange daher diesen Vorschriften der Patentirten nicht zuwider gehan- 
delt wird , muss alles Dasjenige , was vom Patentirten im Kreise seiner 
Befugnisse ausgeführt worden, als gültig angesehen werden, und erst 
vom Momente des Üeberschreitens seiher Befugnisse tritt der Ver- 
fall ein. 



Digitized by CjOOQIC 



72 

In Bezug auf ein in Verfall erklärtes Patent behalten alle , vor 
der Verfallserklärung vorgekommenen Akte und Austlbungen ihre 
Wirksamkeit, weil sie auf einem wirklich bestandenen Rechtszustande 
beruht haben; während bei der Nullitätserklärung alle auf das Patent 
bezüglichen Vorgänge an der Nullität partizipiren. 

Bezüglich des Verfalles, als Strafe oder gesetzliche Folge der 
Ausserachtlassung der für die verliehene Berechtigung festgesetzten 
Bedingungen sind in den Patentgesetzen gewisse Fälle im Voraus und 
im Allgemeinen bezeichnet, in welchen der Verfall einzutreten hat. 

Für den Eintritt dieser in der Gesetzgebung selbst vorgesehe- 
nen Fälle dürfte der Erlass der Verfallserklärung durch die obere 
Administrativ-Behörde keinem Anstände begegnen; indem es sich hier 
lediglich um den Vollzug einer gesetzlichen Bestimmung über einen 
Gegenstand der öffentlichen Verwaltung handelt, welcher den zur obe- 
ren Leitung des Gewerbswesens berufenen Behörden kompetenzmässig 
zusteht. 

Die Behandlungsweise in vorhegender Beziehung ist in den ver- 
schiedenen europäischen Staaten sehr verschieden, und nur wenige Pa- 
tentgesetze enthalten hierüber nähere Bestimmungen. 

In England fallen sowohl die NuUitäts- als die Verfallserklä- 
rungen wegen verliehener Patente in das Gebiet der Civilgerichte ; 
dagegen enthalten die englischen Patentgesetze über diejenigen Fälle, 
in welchen allgemein der Verfall einzutreten hat, gar keine näheren 
Bestimmungen und überNuUität nur einen Fall, nämlich für dieNipht- 
bezahlung der Tax- und Stempelgebühren. 

Auch in Frankreich ist die NuUitäts- sowohl als die Verfalls- 
Erklärung dem richterlichen Bescheide anheimgegeben; jedoch wird 
das öffentliche Ministerium, als Vertreter der allgemeinen und Collek- 
tivinteressen der Staatsgesellschaft, gleichzeitig zur Theilnahme an 
diesem Akte berufen. Der Art. 37 des französischen Patentgesetzes 
ertheilt dem öffentlichen Ministerium unbedingte Vollmacht zur Inter- 
vention in allen Fällen der Nichtigkeits - oder Verfallserklärung eines 
Patentes und beauftragt dasselbe zur prinzipiellen Einschreitung in 
gewissen Fällen, welche der Art. 30 des Patentgesetzes mit der Strafe 
der Nullität belegt hat, nämlich: 

wenn der Gegenstand einer Patentertheilung nicht fähig ist; 

wenn derselbe als der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, den 
Sitten oder den Gesetzen des Staates zuwiderlaufend erkannt wurde; 
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endlich wenn der Titel des Patentes betrügerischer Weise einen 
anderen Gegenstand als das währe Objekt der Frfindung bezeichnet. 

Die ausführlichsten Bestimmungen über diese Frage sind durch 
die Praxis des Niederländischen Patentgesetzes vom 25. Januar 
1817 gegeben, dahin lautend: im Falle der Anfechtung eines Patentes 
anf den Grund der Bestimmung des Art. 2 des Gesetzes, nach welchem 
ein Patent der Nullität verfällt, wenn die frühere wirkliche Ausübung 
der betreffenden Erfindung erwiesen wird, sollen die Gerichte zu 
entscheiden haben. Dagegen sind die nachstehenden Fälle, für welche 
der Art 8 des Gesetzes ebenfalls die Nullität des Patentes ausspricht, 
der Begierung zur Entscheidung zugewiesen: 

1) Wenn der Patentirte in der eingereichten Beschreibung seiner 
Erfindung absichtlich einen Theil des Geheimnisses verschwiegen, 
oder falsch angegeben hat; 

2) wenn nashgewiesen , dass die patentirte Erfindung schon früher 
in einem gedruckten Werke beschrieben und veröffentlicht 
worden ; 

3) im Falle das verliehene Patent binnen zwei Jahren vom Tage 
der Ausführung an nicht ausgeübt wurde, ohne Nachweisung 
begründeter Ursachen; 

4) wenn der Erfinder später für die nämliche Erfindung ein Patent 
im Auslande erworben hat *) ; 

5) wenn die Ausübung der Erfindung als gefahrdrohend für die öf- 
fentliche Sicherheit sich erweist. 

Das spanische Patentgesetz erklärt, dass in fünf Fällen 
ein verliehenes Patent ausser Wirkung zu treten habe, nämlich: 

1) nach XJmfluss der Zeit der Verleihung; 

2) wenn der Bewerber drei Monate nach der ersten Gesuchstellung 
sich zur Empfangnahme des Patentes nicht gemeldet hat; 

3) wenn er binnen Jahresfrist (einem Jahr und einem Tag) nach 
dem Datum des Patentes keinen Gebrauch davon gemacht hat; 

4) wenn die Ausübung' der patentirten Erfindung eben solange un- 
terbrochen worden; 

5) wenn bewiesen worden, dass die Erfindung schon vor der Pa- 
tentverleihung in einem gedruckten Werke beschrieben, oder 
im In- oder Auslande ausgeübt worden ist. 



1) Die gleiche Bestimmung enthält das neapolitanische Patentgesetz. 
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Eine von allen ttbrigen Patentges^tzgebitngen yöllig abweichende 
nnd eigenthümliche Bestimmung ttbef die Verfalls -Erklärung der Fat 
tente enthält das swdinische Patentgesetz vom 21. Juni 1826, nach 
welcher das Patent in dem Falle als ausser Wirkung gesetzt erklärt 
wird, wenn die Leistungen des patentirten Industriezweiges als man- 
gelhaft erkannt werden, worüber die Akademie der Wissenschaften in 
Turin an das Staatssekretariat Bericht zu erstatten hat Zu diesem 
Ende enthält das Patentgesetz die Vorschrift, dass die Patentinhaber 
nicht nur alljährlich speziell vor dem Handelsgerichte die fortgesetzte 
Ausübung der patentirten Erfindung nachzuweisen haben, sondern auch 
insoferne durch die Ausübung der fraglichen Erfindung unmittelbw 
Produkte erzielt werden , jedesmal zugleich ein Muster hievoü an die 
Akademie der Wissenschaften in Turin einzusenden sei. Abgesehen 
davon, dass bei dem Vollzuge dieses Artikels die grösste Willkühr und 
Unsicherheit nicht ausgeschlossen und der Patentirte in seinen erwor- 
benen Berechtigungen, den Ausprüchen einer rein wissenschaftlichen 
Corporation gegenüber völlig rechtlos gestellt ist, so hat die Regierung 
sich durch diese gesetzliche Bestimmung nlit einer Arbeit überbürdet, 
welche eben so nutzlos als benachtheiligend für alle industriellen Be- 
strebungen erscheint. 

Das österreichische Patentgesetz unterscheidet im Art. 24 
sehr klar die beiden, im juristischen Sinne wesentlich verschiedenen 
Arten der Einziehung verliehener Patente; indem Ziff. 1. lit. a. b. c. 
dieses Artikels die Fälle der Nullität, und Ziffer 2. lit. a. b. c. jene 
des Verfalles (oder der Erlöschung) aussprechen. Beiderlei Bestimmun- 
gen umfassen die wichtigsten allgemeinen Bücki^chten und Beziehungen, 
welche hier einzutreten haben. 

Was die Competenz wegen Nullitäts- und Verfalls -Erklärung 
^anbelangt, so werden hiernach sämmtliche, gesetzlich bestimmte Fälle 
(^so jene Ziff. 1 und 2 des Art. 24) ausschliessend der obersten Ad- 
ministrativ -Behörde, dem Ministerium für Handel und Gewerbe zuge- 
wiesen. 

In Vorstehendem sind diejenigen Patentgesetzgebungen hervorge- 
hoben worden, welche die ausführlichsten Bestimmungen über Nullität 
und Verfall von Erfindungspatenten enthalten. Ausführlichkeit und 
Präzision der gesetzlichen Bestimmungen über diese Materie ist 
nicht allein als ein wesentlicher Gewinn für die Praxis der Patentge- 
setze, sondern besonders auch für die Patentinhabep zu erachten, um 
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diefielben übet die wichtigsten Punkte tat Walmmg ihrer Interessen 
stets in Kenntniss zu erhalten. 

Uebrigens erscheinen die alle|irten Bestimmungen des österrei* 
chischen Gesetzes vorzugsweise znr Berücksichtigung »nch In anderen 
Patentgesetzen geeignet 

Dass endlich Anträge TOn Privaten auf Nnllitftt oder Yerfall 
bestehender Erfindungs- Patente im weitesten Umfange nnd ohne 
Beschränkung zulässig seien, geht aus der Natur und den Wirkungen 
der Patente von selbst hervor. Es könnte vieUeicht als Härte oder 
Inkonsequenz erscheinen, die Erflndungspatente während der ganzoi 
Periode ihrer gesetzlichen Dauer fortan Jedem Angriffe Dritter Preis 
gegeben zu sehen. Wenn jedoch der Staat einerseits, im höheren In* 
teresse der Gesammtheit, für neue Erfindungen gewisse aussshliessende 
Bechte verleiht, so muss es auch andererseits Denjenigen, welche 
hiedurch in ihren eigenen Interessen und Bestrebungen beeinträchtiget 
werden, um so mehr gestattet sein, die Grundlagen und Yorbedin« 
gungen, auf welchen die Ausschliessungsrechte beruhen, scharf im 
Auge zu fassen und für den Fall vorhandener Gebrechen bei diesen 
Vorbedingungen die verliehene Berechtigung mit allen zuständigen 
Mitteln zu bekämpfen. 

Allein die Betheiligung dritter Personen an verliehenen Patenten 
ist nicht etwa nur auf die Genossen verwandter Gewerbe und Industrie- 
zweige beschränkt, sondern dieselbe ist vielmehr einer sehr weiten 
Verbreitung fähig; indem sowohl Produzenten als Consumenten ein 
gleiches Interesse haben, ausschliessende Berechtigungen entfernt zu 
halten, oder vielmehr nützliche Erfindungen, welche patentirt sind, 
so bald als möglich dem allgemeinen Gebrauche überantwortet zu 
sehen. Diese durch einen eigenen Zweig der Gewerbsgesetzgebung ge- 
regelten Wirkungen und Gegenwirkungen aber, einerseits die Erwer- 
bung einer nützlichen industriellen Erfindung für den allgemeinen Ge- 
brauch der Gesellschaft durch die Verleihung temporärer Monopol- 
rechte, und andererseits die gewährte volle Freiheit für Jedermann, 
die Grundlagen und Voraussetzungen, worauf das Monopol ruht, auf 
dem Hechtswege anzufechten, um den allgemeinen Gebrauch der Er- 
findung für die Gesellschaft unmittelbar zu vindiziren, gewähren volle 
Ausgleichung der sozialen Interessen und verleihen der Patentgesetz- 
gebung ihre wahre Bedeutung, als Sporn des Talentes und Wiege des 
industriellen Fortschrittes. — 
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hx Vorstehendem glaubt Yerfasser die .wesentlichsten Momente, 
welche bei einer Patentgesetzgebung in Betracht kommen, berührt zu 
haben, und die Formulirung eines derartigen Gesetzes unter den ge- 
gebenen Andeutungen, mit Benützung der neuesten legislativen Akte 
dieses Zweiges in mehreren der grossen europäischen Industriestaaten 
dürfte keiner Schwierigkeit unterliegen. Dagegen fällt die Aufrecht- 
haltung und ein Theil des Vollzuges der Patentgesetzgebung in das 
Gebiet der Gerichte; indem jede Verleihung ausschliessender Berech- 
tigungen ein todter Buchstabe sein würde, ohne zugleich dem Patent- 
träger die Waffe positiver Rechte in die Hand zu geben, mit welchen 
er vor den zuständigen Gerichten jeden Eingriff in dieselben zu ver- 
folgen in den Stand gesetzt wird Die näheren diessfallsigen Bestim- 
mungen sind abhängig von der Gerichtsverfassung jedes einzelnen 
Staates, von den Competenz - Verhältnissen zwischen Justiz und Ver- 
waltung, von dem Charakter, welcher den Eingriffen in verliehene 
Patente und wiederholten Uebertretungen gesetzlicher Vorschriften 
durch die Patentgesetze gegeben werden, um hierauf deren strafrecht- 
liche oder blos korrektionelle Natur zu beurtheilen; endlich von den, 
den Patentträgern gesetzlich verliehenen Spezialbefugnissen in Behaup- 
tung ihrer Berechtigungen und der Abwehr von Eingriffen. 
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ZWEITE ABTHEILUNG. 



DIE PATENT-GESETZGEBUNGEN 



VON 



ENGLAND, FRANKREICH, OESTERREIH UND 
PREUSSEN 

mit geschichtlichen Erläuterungen und der Patent-Statistik 
dieser Staaten *). 



1) Die Patentstatistik von England wurde aus den an das Parlament erstat- 
teten Reports, jene von Frankreich, Oesterreich und Preussen nach den 
dem Verfasser gütigst mitgetheilten amtlichen Angaben vorgetragen. 
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I. 
Englische Patent-Gesetzgebung, 

. Die englische Industrie wurde nrsprünglicli durch Ausländer ge- 
schaffen und gross gezogen (insbesondere durch fortgesetzte Auswun- 
derungen industrieller Familien ans den Niederlanden) , indem öi$ 
Eingebornen noch über die Zeiten des späteren Mittelalters hinaus 
ihren kriegerischen Sinn behielten und gegen die Beschäftigungen der 
Industrie eine Art Verachtung hegten. Erst durch die fortgesetzten 
Bestrebungen mehrerer Kegenten, namentlich Eduard VI., Heinrich Ym. 
und der Elisabeth wurde ffir die grössere Entwickelung der Industrie 
Boden gewonnen durch Einfährung neuer Produkte, fortgesetzte Be- 
rufungen fremder Arbeiter , (flammändische Tuchmacher waren zuerst 
Ton Eduard IQ., 1381 nach England berufen worden) und durch Tiel- 
fache den damaligen Verhältnissen und Begriffen über Förderung der 
Industrie entsprechende Kegierungs- Massregeln. 

unter den letzteren befanden sich umfassende Monopole für 
einzelne Industriezweige , welche durchaus einen korporativen Oharak* 
ter trugen und gewöhnlich für einzelne, grössere und kleinere Landes* 
distrikte verliehen wurden. IMe steigenden Bedürfnisse der Regierung 
und die Schwierigkeiten dieselben durch Erhöhung der Abgaben zu 
befriedigen, lenkten zugleich die Aufmerksamkeit auf die Industrie als 
eine reiche Quelle für die Vermehrung der öffentlichen Gelder. IMe 
erwähnten Bistrikts-Monopole war^ lediglich auf die Beförderung der 
Landesindustrie, nach damaligen Prinzipien gerichtet; sie untersdieoi«* 
den sich wesentlich von einer anderen Art Monopole, denen blos per- 
sönliche Begünstigungen zu Grunde lagen und welche zu dem Ende 
geschaffen wurden, um einzelnen P^sonen, theils aus Hofgunst, theils 
zur Belohnung für geleistete Di^ste eioe habere Elftuahlfte m ver- 
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schaffen. Dieselben yermehrten sich ungemein und hatten in den 
letzten Begienmgsjahren der Elisabeth eine solche Ausdehnung ge- 
wonnen, dass die meisten und wichtigsten Bedürfnisse des Lebens in 
Anwendung der Prärogative der Krone in Monopole umgewandelt 
waren. 

Die fortgesetzten Beschwerden der Nation und des Parlamentes 
über die durch diese Monopolverleihungen der Gesammtheit zugehende 
Beschädigung bewirkten ihre Abschaffung und gaben zugleich den er- 
sten Begriffen über die Verleihung, von Erfindungspatenten ihre Ent- 
stehung. 

Verf. hat diese Vorgänge an einem anderen Orte ausführlicher 
dargestellt ^), worauf Bezug zu nehmen und hier nur kurz anzuführen 
-st, dass nach der in jiene Epoche fallenden Gesetzgebung über Mo- 
nopolienwesen Kings Charters, welche allgemeine Gewerbsbeschränkun- 
gen zum Gegenstande'' haben, oder besondere Bewilligungen an einzelne 
Personen oder Gesellschaften, wodurch ein Alleinkauf oder Verkauf, 
ausschliessende Fabrikationszweige, Arbeiten, oder der alleinige Ge- 
brauch irgend eines gemeinnützigen Gegenstandes auf unbestimmte Zeit 
gestattet und eine Beeinträchtigung der öffentlichen Betriebsamkeit be- 
wirkt würde, als den Gesetzen und Bechten des Publikums entgegen 
laufend, für immer abgeschafft worden sind. 

Zu gleicher Zeit aber wurde anerkannt und vorbehalten, dass 
wenn Jemand durch Talent und Fleiss zu emer dem öffentlichen Wohle 
zusagenden neuen Entdeckung oder Erfindung gelangt ist, welche einer 
allgemeinen Anwendung fähig ist, es in den Königlichen Vorrechten 
begriffen sei, dem Erfinder oder seinem Bevollmächtigten in Berück- 
sichtigung seiner aufgewendeten Mühe und Arbeit ein Privilegium zu 
aosschliessender Benützung derselben für einen gewissen Zeit- 
raum zu verleihen. In diesem Prinzipe wurde die Bedeutung der 
Gewerbs-Privilegien bereits vollständig ausgesprochen. Dasselbe wurde 
durch das bekannte Statut Jacob I. von 1623, wovon der betreffende 
Auszug unten folgt , verwirklicht. 

Dieses Statut, das älteste Gesetz in Europa über den hier be- 
sprochenen Gegenstand , ist noch gegenwärtig im vereinigten König- 



1) Grossbritanniens Gesetzgebung über Gewerbe , Handel und innere Com^ 
munikationsmittel 1836, S. 54 u. t 
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reiche in Kraft bestehend. Alle späteren Statuten über Erfindungs-- 
patente sind nur als eine Fortbildung der Praxis, nach den hiebei er- 
kannten ßedtlrfnissen zu betrachten; der grösste Theil derselben den 
neuesten Zeiten angehörig. 

Eine der wichtigsten Neuerungen in der englischen Patent - Ge- 
setzgebung gegenwärtiger Zeit besteht in der Gestattung nachträglicher 
Abänderungen der mit dem Patentgesuche eingereichten Beschreibun- 
gen der Erfindung (Specifikation) , welche durch das (unten folgende) 
Statut Wilhelm IV., den sogenannten Broughams-Akt, zuerst eingeführt 
und durch das umfassende Statut von 1852 noch weiter ausgebildet 
wurde. Früher konnte in der ursprünglichen Fassung der Specifikation 
nicht die mindeste Veränderung oder nachträgliche Verbesserung Platz 
greifen. Enthielt dieselbe Gebrechen, welche die Gültigkeit des Pa- 
tentes im Falle der Anfechtung aufs Spiel setzten, so musste hiernach 
der Richterspruch erfolgen. In Eingriffsfällen gegen das Patent war 
der Patentirte nicht in der Lage, mit einer fehlerhaften Spezifikation 
erfolgreich gegen die Verletzer seines Privilegiums aufzutreten; viel- 
mehr war Letzteren durch die Gebrechen der Beschreibung das beste 
Mittel an die Hand gegeben, die Nichtigkeit des Patentes zu bewirken. 
Wegen Gebrechen eines Theiles und nicht selten eines sehr geringen 
Theiles vom Gegenstande der Patentirung ging daher das Ganze ver- 
loren. 

Diese Strenge des Gesetzes wurde wesentlich gemildert durch 
die Zulässigkeit für den Patentirten , in jedem Zeitpunkte der Patent- 
Periode einzelne Theile seiner Erfindung, welche in der Spezifikation 
beschrieben sind, zu widerrufen, abzuändern und zu verbessern. Diese 
gestattete Abänderung bezieht sich auch auf den Titel des Patentes. 

Bei dieser Gewährung einer grösseren Sicherheit für den Paten- 
tirten sind auch die Rechte des Publikums nicht unbeachtet geblieben. 

Die Gestattung einer Abänderung des Titels oder der Spezifika- 
tion des Patentes ist an die vorgängige Sanktion eines Law-Officers 
der Commission gebunden, ehe dieselbe als zulässig erklärt wird ; auch 
dürfen die Abänderungen die Gränzen der Erfindung, wie solche in 
der ersten Spezifikation bezeichnet sind j resp. die ausschliessende Be- 
rechtigung, welche durch das Patent verliehen worden, nicht über- 
schreiten. Die so eben erwähnten Bestimmungen sind für jeden Pa- 
tentbesitzer von hohem Wdrthe. Es ist ihm dadurch die Möglichkeit 
gewährt, jeden Theil seiner angegebenen Erfindung, welcher wegen 

▼. Kleintchrod, PatentgeteUgebung. Q 
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Mangels an Neuheit oder Nützlichkeit den gesetzliehen Bestimmnngien 
zuwider läuft und im Falle der Anfechtung das Patent selbst gefährden 
würde, zu entfernen; unkorrekte Stellen seiner Beschreibung zu Ter- 
bessern, ändere mehr zu verdeutlichen. Die Sanktion der Law- Offi- 
cers -bezüglich nachträglicher Abänderungen wird in der Voraussetzung 
niemals verweigert, dass der Patentirte in gutem Glauben handelt; 
Betrug und absichtliche Entstellung oder Verheimlichung eines Theils 
der Erfindung würde die entgegengesetzte Wh*kung hervorbringen und 
dem Patentirten die Mittel benehmen, gegen Eingriffe mit Erfolg auf- 
zutreten. Andererseits jedoch ist auch die Emlegung von Verwahrun- 
gen (caveats) gegen beabsichtigte Abänderungen verliehener Patente 
gestattet und die Opponenten müssen gleichfalls gehört werden. 

Nach der üebung der Gerichtshöfe wird gegen Eingriffe , welche 
hinsichtlich eines Patentes mit ursprünglich defekter Spezifikation Statt 
fanden, eine Reklamation nicht als zulässig erkannt; dieselbe ist erst 
dann von "Wirkung , wenn die Eingriffe gegen das verbesserte Patent 
gerichtet waren, worüber die Jury sich auszusprechen hat 

Ein von der Jury in der ursprünglichen Form seiner Spezifika- 
tion als unhaltbar erkanntes Patent kann durch nachträglich zulässige 
Verbesserungen aufredit erhalten werden. 

Diese Abänderung der Gesetzgebung und Praxis ging aus gros- 
sen praktischen Erfahrungen hervor. Man hatte erkannt, dass die be- 
deutendsten Erfindungen, welche zum Aufschwünge der englischen In- 
dustrie am "Wesentlichsten beigetragen hatten, so z. B. Arkwrights 
Spinnmaschine und Daniells grosse Verbesserungen in der "WoUentuch- 
Manufaktur ihre Schutzrechte verloren, weil bei ihrer Anfechtung der 
Beweis geliefert worden, dass in den Beschreibungen des mechamsehen 
Theils dieser Erfindungen einzelne Thcile begriffen waren, denen der 
Charakter der Neuheit gebrach und dass solche schon früher in Ge- 
brauch gestanden hatten. Ihre Hinweglassung aus der Spezifikation 
würde die Patente unfehlbar aufrecht erhalten haben. 

Das Gesetz vom Jahre 1835 gewährte auch dem Patentirten 
grösseren Schutz gegen Anfechtungen, welche in England besonders 
häufig vorkommen, durch die Bestimmung, dass bei Erlangung eines 
rechtskräftigen Urtheils zu Gunsten des Patentirten bei einem Rechts- 
streite oder einer Provokationsklage (scire facias) der Richter befugt 
sein soll, dem Patentträger über den Erfolg des zu seinen Gunsten 
ausgetragenen Streites ein Zeugniss auszustdlen, auf dessen Grand 
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derselbe oder dessen Rechtsnachfolger befugt sein soll, bei jedem 
femer entstandenen Anfechtungs - Prozesse gegen sein Patent den 
dreifachen Betrag der festgesetzten ordentlichen Gerichtskosten anzn* 
sprechen. 

Durch eine weitere neue Bestimmung der Lord Broughams-» 
Akte wurde der Krone das Recht verliehen, nach vorgängiger Ver- 
nehmung des richterlichen Committe des Königlichen Geheimenrathes 
ein Erfindungspatent auf weitere sieben Jahre über den gesetzlichen 
(14jährigen) Termin zu verlängern, was früher nur auf dem höchst 
kostspieligen und im Erfolg unsicheren Wege durch das Parlament 
(mittelst eines Gesetzes ad hoc) geschehen konnte. Diese Ermächti- 
gung der Krone wurde durch das nachfolgende Statut 7 et 8 Vict. 
cap. 69 auf den doppelten Zeitraum, auf 14 Jahre, ausgedehnt; in 
der Weise also , dass ein in England erworbenes Patent nunmehr für 
einen Zeitraum von 28 Jahren, nämlich 14 Jahre durch das Gesetz 
und 14 Jahre durch besondere Königliche Bewilligung aufrecht erhal-. 
ten werden kann. 

Keine anderweitige neuere Bestimmung vermag mehr als diese 
Zeugniss abzulegen über die hohe Wichtigkeit und Bedeutung, welche 
von der englischen Regierung der Verleihung von Erfindungspatenten 
beigelegt wird. Es liegt derselben die Erwägung zu Grunde, dass 
für gewisse Erfindungen, welche dem Publikum grossen Nutzen und 
bleibende Vortheile gewähren, das ausschliessende Nutzungsrecht auf 
14 Jahre keine verhältnissmässige Belohnung sei; oder dass in ande- 
ren Fällen die grossen Kosten, welche die Ausführung und allmählige 
Emporbringung eines patentirten Industriezweiges erfordert, inneiiialb 
dieses gesetzlichen Termines nicht zum vollen Ersätze für den Erfin- 
der g^angen können. 

Es ist daher nunmehr durch das Gesetz s^bst in die Hände 
der obersten Verwaltungsbehörde gelegt, grosse Verdienste um die 
Industrie und Nationalwohlfahrt durch längeren Genuss ausschliessen- 
der Nutzung der neuen Erfindung nach Verhältniss zu belohnen. 

Das Hauptgesetz, nach welchem gegenwärtig im vereinigten Kö- 
nigreiche hinsichtlich des Patentwesens verfahren wird, ist das Statut 
lö et 16 Vict. cap. 83, in Kraft getreten am 1. October 1852. 

Durch dasselbe wurde eine besondere Commission für die Ver- 
leihung von Erfindungspatenten sowohl für England, als für Schott- 
land und Irland gebildet, in welche die Träger der höchsten richter- 

6* 
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liehen Wtirden in jedem der drei Königreiche, nebst anderen, der Kö- 
niglichen Ernennung auf Kuf und Widerruf anheimfallenden Personen 
berufen wurden. 

Alle Patentgesuche sind an diese Commission, je nach ihren 
drei Abtheilungen ftlr England, Schottland und Irland zu richten, de- 
ren Wirksamkeit und Befugnisse in erwähntem Statute genau bezeich- 
net sind. Alle Streitigkeiten und Entscheidungen über Anfechtuüg 
der Patente , sowie alle das Eigenthum betreffenden Fragen sind einem 
der höheren englischen Civil - Gerichtshöfe (dem Chancery- Court) zu- 
gewiesen. 

Dieses Statut beweist schon durch seine Ausführlichkeit den 
hohen Grad von Sorgfalt, welcher vom gesetzgebenden Körper die- 
sem Zweige der industriellen Legislation beigelegt worden ist. Das- 
selbe enthält ausser einer grossen Anzahl der genauesten Detailvor- 
schriften über Vollzug und Verfahren auch früher nicht bestandene 
Erleichterungen für die Erwerbung von Erfindungs- Patenten und neue 
gesetzliche Bestimmungen von erheblicher Wichtigheit. Unter den 
ersteren sind zu erwähnen die Verminderung der Kosten, dann die 
Bestimmung, dass jedes verliehene Patent für das ganze vereinigte 
Königreich (auf besondere Applikation auch für die englischen Kolo- 
nialherrschaften) gilt, während früher für England, Schottland und 
Irland besondere Patente erlangt werden mussten. 

Eine Neuerung des Statutes ist die Erwähnung von Einfüh- 
rungs-Patenten (art. 25). 

Die früheren Statuten bezogen die Bestimmung „new manufac- 
ture" als Gegenstand der Patent -Ertheilung blos auf das Inland. Was 
an industriellen Erfindungen im Inlande neu war , konnte ein Patent 
erwerben. Der Zustand der Industrie des gesammten Auslandes 
wurde von der Gesetzgebung nicht berücksichtiget; oder es wurde, 
wie sich subsumiren lässt, für gleich vortheilhaft mit einer neuen 
inländischen Erfindung erachtet, eine solche des Auslandes, welche 
bis dahin im Inlande nicht ausgeübt worden, zur Anwendung zu 
bringen. 

Das neue Gesetz erwähnt nun ausdrücklich der Einführung aus- 
ländischer Erfindungen und gewährt denselben Patentschutz nur in 
dem Falle, wenn dieselben auch im Auslande temporäre Ausschlies- 
sungsrechte oder Privilegien gemessen und nur insolange, als diese 
bestehen; so zwar, dass im Falle für einen Gegenstand in mehreren 
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Staaten des Auslandes Priyilegien erworben worden, das in England 
erworbene Patent nur bis znm ersten Erlöschen eines in einem aaS" 
wärtigen Staate erworbenen Schutzes bestehen soll. Mit dieser Be* 
Stimmung hat also die englische Gesetzgebung die Prinzipien über 
Einführungs - Patente adoptirt, welche in den meisten übrigen euro- 
päischen Staaten seit lange bestehen. 

In Ansehung der Yorschritte und Einleitungen zur Erlangung 
eines Erfindungspatentes wurden durch das Statut von 1852 (Art. 6 — 12) 
völlig neue und eigenthümliche Bestimmungen in die Praxis eingeführt 
Es wird vorgeschrieben, dass die betreffende Petition an die Königin, 
mit der feierlichen Deklaration in Bezug auf die Neuheit der Erfin- 
dung und einer summarischen und resp. provisorischen Darlegung der 
Natur der Erfindung auf dem Bureau der Patent - Commission hinter» 
legt werden solle. Diese Dokumente werden einem der Commis- 
sionsmitglieder , welche zugleich Law-Officers der Krone sind, zur 
Einsicht zugestellt. Im Falle derselbe mit der Darleguog der Erfin- 
dung sich befriedigt erklärt, so erhält der Bewerber ein von der Pa- 
tent-Commission ausgestelltes Certifikat, durch welches der Erfindung 
ein sechsmonatlicher provisorischer Schutz gewährt und dem Erfinder 
überlassen wird , unter demselben von seiner Erfindung Gebrauch zu 
machen, auch solche zu publiziren ; ohne Präjudiz der Gültigkeit eines 
künftig etwa verliehenen wirklichen Patentes. 

Wenn endlich der Bewerber vorzieht, anstatt der obenerwähn- 
ten blos summarischen und provisorischen Darlegung der Natur seiner 
Erfindung sogleich eine vollständige, allen gesetzlichen Bedingungen 
und Vorschriften entsprechende Beschreibung der Erfindung mit sei- 
nem ersten Gesuche um provisorischen Schutz beizulegen, so erwirbt 
er ausser dieser Protektion für sechs Monate noch das Recht, im ge- 
setzlichen Wege gegen jeden Eingriff, auch noch vor der Erlangung 
des wirklichen Patentes einzuschreiten. 

Dieser Punkt der neuesten Patentgesetzgehung steht mit der 
wichtigen Bestimmung der Broughams-Akte wegen Zulässigkeit nach- 
träglicher Abänderung der Spezifikation in engem Zusammenhange. 
Die Legislation wollte dem Bewerber, nachdem seine Erfindung durch 
den provisorisch gewährten Schutz für den Moment gesichert worden, 
noch im letzten Momente vor der wirklichen Patentertheilung einen 
kurzen Zeitraum gewähren , um das Wesen und die Bedeutung seiner 
Erfindung genau zu prüfen, sich mit Sachkundigen darüber zu bera- 
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tben, Versuche anznstellen u. s. w. und gewissermassen die letzte Hand 
an seine Erfindung und deren genaue Beschreibung zu legen , um als 
wirklicher Patentbesitzer den Anforderungen und auch den Anfech- 
tungen dagegen um so sicherer gewachsen zu sein. Es erhellt hier- 
■Äus zugleich, wie sehr die Regierung von der Wichtigkeit eines I^a- 
tentes durchdrimgen ist, um auch den Bewerber in den Stand zu 
setzen, während einer Art Uebergangsperiode von einem kurzen pro- 
visorischen bis zum vollen gesetzlichen Schutze für eine Reihe von 
Jahren sich den vollständigen Besitz aller Mittel zum vollen Genüsse 
der Vortheile seiner Erfindung zu sichern. 

Das Gesetz gewährt femer bei Patentverleihnngen, auch in An- 
sehung der Beschreibungen der neuen Erfindung, die vollste Oeffent- 
Jichkeit. Von einer Geheimhaltung der Beschreibung während der 
Schutzperiode, auch auf Ansuchen des Patentirten, ist nirgends die 
Sprache. Die Patent -Commission ist vielmehr ausdrücklich angewie- 
sen, für die möglichste Verbreitung der neuen Erfindung von Amts- 
wegen Sorge zu tragen. Wenn diese unbedingte Oeffentlichkeit einer- 
seits dem Erfinder insoweit zum Vortheile gereicht, dass Niemand 
wegen Eingriffen Unwissenheit des Bestehens der patentirten Erfin- 
dung vorzuschützen vermag, so findet derselbe hiedurch um so mehr 
Aufforderung, bei Abfassung der Beschreibung seiner Erfindung die 
grösste Vorsicht eintreten zu lassen und jede Blosse zur Anfechtung 
desselben möglichst zu vermeiden. 

Endlich ist nicht zu verkennen, dass durch die zugleich mit der 
Verleihung des Patentes erfolgende Veröffentlichung des Wesens der 
neuen Erfindung dem gewerblichen Publikum, wenn ihm auch die un- 
mittelbare Benützung derselben noch für eine Reihe von Jahren ent- 
zogen bleibt, doch der grosse Vortheil erwächst, von der Entdeckung 
neuer Agentien für die Industrie, oder von der neuen Anwendung 
schon bekannter Naturkräfte oder mechanischer Hilfsmittel unmittel- 
bare und sichere Kenntniss zu erlangen ; wodurch wieder neue Ideen 
erweckt, neue Bereicherungen der industriellen Produktionskräfte vor- 
bereitet werden. 

Die neueste Patentgesetzgebung hat endlich die früheren gesetz- 
lichen Beschränkungen bezüglich der Anzahl der Personen, welchen 
ein Patent in Gemeinschaft verliehen werden soll, aufgehoben und 
gestattet eine unbeschränkte Zahl derselben. Hiemit ist auch zugleich 
das frühere Verbot, dass auf ein Patent keine Aktiengesellschaften 
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gegründet werden sollen, ausser Wirkung gesetzt worden, indem die 
Beschränkung der Zahl der Theilnehmer blos zum Zwecke hatte , die 
Bildung von Aktiengesellschaften überhaupt zu beschränken. Die 
Aufhebung einer so lästigen und unmotivirten Beschränkung der In- 
dustrie ist um so mehr anzuerkennen, als manche Erfindungen wegen 
der grossen Kosten ihrer Ausführung am leichtesten durch Aktienge- 
gesellschaften verwirklicht werden. 

Nach der früheren Gesetzgebung erloschen alle Berechtigungen, 
wenn der Bewerber in der Periode zwischen der Einreichung der Be- 
schreibung seiner Erfindung und der wirklichen Ausfertigung des Pa- 
tentes verstarb und die bis dahin aufgewendeten Kosten waren verlo- 
ren. Die neue Gesetzgebung dagegen gestattet den Erben oder Bechts- 
nachfolgem des Bewerbers innerhalb drei Monaten nach eingetretenem 
'Todesfalle desselben die Erlangung des Pateutes weiter zu verfolgen. 

Die in den meisten Patentverordnungen des Continents enthaltene 
Bedingung, dass die patentirte Erfindung binnen eines gewissen Zeit- 
raumes, bei Strafe der Nullität des Patentes in Ausführung gebracht wer- 
den müsse, kennt das englische Gesetz nicht. Die Nichtigkeit eines er- 
theilten Patentes ist gesetzlich überhaupt nur an die drei Fälle ge- 
knüpft: 

1) der Nichtbezahlung der Taxe; 

2) des Beweises, dass das Patent durch Betrug und zum Nachtheile 
eines schon früher bestandenen Patentes gleicher Art erworben 
worden; 

3) wenn die Erfindung schon vor dem Patent-Gesuche im In- oder 
Auslande veröffentlicht und in Anwendung gebracht worden 
war. 

Patent-Statistik. 

Verf. dieses hat in seiner Oben bezeichneten über englisches Ge- 
werbswesen *) die Statistik der im vereinigten Königreiche während der 
Zeitperiode von 1672 — 1828 im vereinigten Königreiche verliehenen 
Erfindungspatente gegeben, welcher zufolge im Gesammtdurchschnitte 
dieses 156jährigen Zeitraumes alljährlich 36 Patente verliehen worden 



1) Grossbritanniens Gesetzgebung über Gewerbe, Handel u s. w. 1836. 
S. 71-72. 
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sind ; die bd Weitem grösste Mehrzahl der Yerleihungen fällt jedoch 
in die spateren Zeiten dieser Epoche. So treffen auf den 13 jährigen 
Zeitraum vom Jahre 1816 an als dem ersten nach wiederhergestelltem 
allgemeinen Frieden bis zum Jahre 1828 allein 1757 Patente, was 135 
Patente im jährlichen Durchschnitte beträgt, indem unmittelbar nach 
Beendigung 'des Krieges der grosse Aufschwung der englischen Indu- 
strie begann. 

Unter den Parlaments -Rapporten über Patentwesen, welche vom 
Jahre 1829 an bis zum Erscheinen des Statutes vom Jahre 1852 ver- 
öffentlicht worden, hat Verf. nur in jenem vom 14. August 1848 (von 
Mr. Bouverie) statistische üebersichten über die Verleihung von Er- 
findungspatenten aufgefunden, welche den zehnjährigen Zeitraum von 
1838 — 1847 umfassen. Die Verleihungen hatten in jener Periode noch 
besonders für England, Schottland und Irland zu geschehen, indem 
erst durch das Statut von 1852 die ausgestellten Patente als gültig 
für das ganze vereinigte Königreich erklärt worden sind. Nachfolgende 
üebersicht enthält die Anzahl der in jedem dieser Jahre in den drei 
Königreichen verliehenen Erfindungs -Patente: 

Anzahl der verliehenen Erfindungs-Patente. 





in 


in 


in 




Jahr 


England. 


Schottland. 


Irland. 


Bemerkungen. 


1838 


407 


133 


64 


Unter den sämmt- 


1839 


412 


160 


87 


lichen hier verzeich- 


1840 


441 


163 


69 


neten Patenten iür 


1841 


440 


152 


52 


die benannten zehn 


1842 


372 


135 


69 


Jahre befanden sich 


1843 * 


420 


125 


64 


nur fünf, welche 


1844 


449 


151 


60 


zugleich für die eng- 
lischen Colonialiän- 


1845 


572 


205 


95 


der ausgestellt wor- 


1846 


494 


178 


90 


den. 


1847 


498 


168 


76 





Aus vorstehender üebersicht ist zuvörderst die ungemein grosse 
Zunahme der Patentverleihungen in dem bezeichneten Zeiträume, gegen 
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•die Periode Von 1816 — 1828 zu ersehen; indem während der letzteren 
Periode nur 135 Patentverleihungen auf ein Jahr derselben treffen; 
dagegen während der Periode von 1838 — 1847 alljährlich in den drei 
vereinigten Königreichen zusammen 680; als Folge grossen Aufschwun- 
ges^ der Industrie in jener Periode, welcher stets von zahlreichen Er- 
findungen und Verbesserungen im Gebiete der industriellen Technik 
begleitet ist. 

Die Anzahl der in derselben 10 jährigen Periode unter Zulässig* 
keit der s. g. Broughams-Akte (5 et 6 Will. IV. cap. 83) eingekomme* 
nen Nachträge und Verbesserungen zu den eingereichten Spezifikationen 
der verliehenen Patente betrug im Ganzen 191. 

Die während dieser 10jährigen Periode für die verliehenen Pa- 
tentz entrichteten Tax-, Stempel- und Eanzleigebühren betrugen: 

A. In England: 

Vorgetragen nach den verschiedenen früher bestandenen Ge- 
schäftsbureaus für Patentverleihungen, woselbst die Einnahmen erfolgt 
sind: 

Office of the Secretary of State for the 

Home departement 73,888 L. St. 

Great Seal Patent Office 217,466 „ „ 

Privy Seal Office 24,824 „ „ 

Enrolement Office 

a) für Einrollirung der Spezifi- 
kationen . . 7040 L. St. 

b) für Eim-oUirung ) . . . . 7,147 „ „ 
der Nachträge u. 
Verbesserungen 107 „ „ 

Summe der zehnjährigen Einnahmen für 

Patentverleihungen in England 323,325 L. St. 

sonach für ein Jahr dieser Periode 32,332 L. St. 

B. In Schottland. 
Summe der zehnjährigen Patent-Einnahmen . . 27,332 L. St., 

sonach für ein Jahr dieser Periode .... 2,733 „ „ 

C. In Irland. 
Summe der zehnjährigen Patent-Einnahmen . . . 5568 L. St., 

sonach für ein Jahr dieser Periode 556 „ „ 
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Der erste von der neaemaiinten Patent - Commitsioii imter der 
Wirksamkeit des Statutes 15 et 16 Yict. cap. 83 an dag Parlament 
erstattete Rapport umüasst den Zeitraum vom 1. Oktober 1852 bis 
zum 31. Dezember 1853 *). 

Binnen dieses Zeitraumes wurden 4256 Anmeldungen um proid- 
florischen Schutz für 6 Monate (nach Art. VI des neuen Statutes) ein- 
gereicht; die hierauf wirklich verliehenen Patente betrugen die Anzahl 
von 3099 und 1157 Anmeldungen blieben ohne Wirkung, weil die ge- 
setzlichen Eingaben um Ausfertigung der Patente innerhalb des sechs- 
monatlichen Termines von der ersten Anmeldung an unterblieben wa- 
ren. Aus dieser Angabe ist die ungemein grosse Zunahme der Patent- 
verleihungen in den ersten 15 Monaten der Wirksamkeit des neuen 
Gesetzes gegen die früheren Epochen zu ersehen. 

Endlich betrugen die Anmeldungen während der ersten sechs 
Monate des Jahres 1854 die Anzahl von 1440; woraus sich gegen den 
nämlichen Zeitraum des Jahres 1853 eine Abnahme von 165 Anmel- 
dungen ergab. 

Binnen der angegebenen 15 monatlichen Periode betrugen die 
gesammten Einnahmen an Taxen, Stempel- und Kanzlei -Gebühren 
72,911 L. St.; die gesammten auf das Patentwesen erlaufenen Ausga- 
ben 47,599 L. St.; es ergab sich sonach die Netto -Einnahme für den 
Staatsschatz von 25,312 L. St. 



Die Veröffentlichung der verliehenen Patente und der technischen 
Beschreibungen (Spezifikationen) derselben wird von der neuen Patent- 
Commission in sehr umfassender Weise betrieben. Der Rapport gibt 
an, dass die sämmtlichen Spezifikationen der vom 1. October 1852 
mit Schluss des Jahres 1853 verliehenen 3099 Patente mit den dazu 
gehörigen Zeichnungen bereits gedruckt und veröffentlicht worden seien, 
und zwar zu dem geringen Selbstkostenpreisse von 8 Pf. für den Druck- 
bogen. Ausserdem wurden noch besondere Sammlungen und Ausgaben 
von Spezifikationen früherer Epochen für besonders wichtige und ge- 
meinnützige Gegenstände durch die Commission veranstaltet 



1) The Report of the Commissloners of palenls for inventions , pursuant to 
Ihc Act 15 et 16 Viel. cap. 83. from the 1. Oct. 1852 to Ihe 31 st Dec. 
1853. Ordered to be printed 7tb. August 1854. 
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Eine dergleichen Sammlung, in einem besonderen Bande veröf- 
fentlicht, enthält die Spezifikationen sämmtlicher vom Jahre 1799 an 
l^is auf die gegenwärtige Zeit verliehener Patente auf Erndtemaschinen 
aller Art, welche in der Landwirthschaft angewendet werden; nebst 
einem Commentare von Woodcroft, worin unter Benützung der vor- 
züglichsten Werke diese landwirthschaftlichen Geräthe von den frühe- 
sten Zeiten bis auf die neuesten Fortschritte dargestellt sind. 

Eine weitere besondere Sammlung enthält die Beschreibungen 
sämmtlicher verliehener Patente auf die Verfertigung von Kanonen, 
Kugeln, Bomben, Kartätschen, Gewehren und anderen Kriegswaffen 
mit Zubehör, dann der für ihre Verfertigung erfundenen Maschinen, 
vom Jahre 1718 an bis auf die neueste Zeit; ein Commentar hiezu 
ist in der Veröffentlichung begriffen. 

Vom Ministerium des Innern wurden ähnliche Sammlungen ver- 
langt der Patentbeschreibungen rauchverzehrender Oefen und Feuer- 
stellen; dann über Anfertigung der Röhren für die Brainirung; femer 
vom Marine -Departement die Sammlung der Spezifikationen für Ver- 
besserungen in der Bewegung der Schiffe. 

Chronologische und alphabetische Verzeichnisse sämmtlicher Spe- 
zifikationen der vom Jahre 1617 an bis 1. Oktober 1852 verliehenen 
Patente wurden in drei Bänden veröffentlicht zu dem Verkaufspreisse 
von 50 Sh. , als dem Betrage der Selbstkosten für Papier und Druck. 
Die Gesammtanzahl der in dieser 235 jährigen Periode verliehenen und 
auf dem Kanzlei - Gerichtshofe einroDirten Patente beträgt 14359. 

An diese Verzeichnisse reihen sich die Fortsetzungen aus der 
Gegenwart, welche periodisch erscheinen. 

Sämmthche ältere wie neuere Patentbeschreibungen werden auch 
einzeln oder parthienweise, nach Zeitperioden und Gegenständen ge- 
ordnet, auf Verlangen besonders gedruckt und zu dem Selbstkosten- 
preisse auf dem Patent -Office verkauft. 

Seit Anfang des Jahres 1854 erscheint ferner eine eigene Zeit- 
schrift unter dem Titel; „The Commissioners of Patents Journal" in 
zwei Nummern wöchentlich, über alle Angelegenheiten des Patentwe- 
sens, nebst nützlichen Anweisungen und Notizen für die Bewerber 
von Erfindungs - Patenten und den fortlaufenden Verzeichnissen über 
die erloschenen Patente. 

Endlich hat die Patent ^Commission eine umfassende technische 
Bibliothek zum öffentlichen Gebrauche auf ihrem Bureau angelegt und 
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mit den besten Werken über Mechanik und industrielle Technik aller 
Nationen versehen; um das Studium und die Recherchen fUr Erfin- 
dungen und Verbesserungen im G^sammtgebiete der Industrie zu 
erleichtern. 



Statuten '}. 
I. 

Das englische Grundgesetz über die Verleihung von Erfindungs- 
patenten, welches noch gegenwärtig in Kraft besteht, ist Sect. VI des 
Statutes 21. James I. cap. 3, also lautend: 

„Beschlossen, dass die vorhergehenden Erklärungen (wegen Ver- 
botes der Monopole) keinen Bezug haben sollen auf alle Patentbriefe 
und Bewilligung von Privilegien, welche künftighin auf einen Zeitraum 
von vierzehn Jahren oder darunter ertheilt werden für die ansschlies- 
sende Verfertigung oder Hervorbringung neuer Industriegegenstände 
irgend einer Art iunerhalb dieses Königreiches, deren Verfertigung 
daher für die Zeit der Gültigkeit dieser Patentbriefe jeder anderen 
Person untersagt ist; mit dem Vorbehalte jedoch, dass diese neuen 
Industriegegenstände nicht den bestehenden Gesetzen entgegen laufen, 
oder dem Staate nachtheilig sind durch Erhöhung der Preise für 
innere Bedürfnisse, oder den Handel beeinträchtigen oder eine allge- 
meine Belästigung und Benachtheiligung des Publikums zur Folge 
haben. Die erwähnten 14 Jahre sollen gezählt werden vom Datum der 
ersten Patentbriefe oder Bewilligung der betreffenden Privilegien." 

n. 

6 et 6 Will, rv c. 83, Akt über die Verbesserung des Ge- 
setzes über die Erfindungspatente. 

1) Jedem Inhaber eines Patentes wird gestattet, in Bezug auf 
einzelne Theile der eingereichten Spezifikation seines Patentes Abän- 



1) Für die Kenner der englischen Gesetzessprache bedarf es nicht der Be- 
merkung, dass eine wortgetreue Ucbersctzung von engl. Statuten 
und Parlamentsakten ins Deutsche eben so ermüdend als selbst sinn- 
störend ausfallen würde. Dagegen sind alle betreffenden Bestimmungen 
ihrer Bedeutung nach mit Sorgfalt und Treue gegeben worden. 



Digitized by CjOOQIC 



93 

derungen in der Beschreibung seiner Erfindung bei der Patentbehörde 
in einem besonderen Memorandum einzureichen, welche, wenn gehörig 
abgefasst, als wesentlicher Theil der ersten Spezifikation betrachtet 
werden sollen; unter der Voraussetzung jedoch, dass diese nachträg- 
lichen Zusätze zu der Spezifikation keine Ausdehnung öder Erweiterung 
der durch das bereits verliehene Patent erworbenen ausschliessenden 
Berechtigungen zur Folge haben. 

Es wird zugleich Jedermann gestattet, eine gerichtliche Verwah- 
rung (Caveat) in der üblichen Weise der Vorbringung der Caveats 
gegen derartige Abänderungen der Spezifikation eines bereits verliehe- 
nen Patentes einzulegen, wodurch dem Einleger des Caveat das Recht 
verliehen wird, dass dasselbe von dem Attomey-general oder Solicitor- 
general oder Lord Advocate in Kenntniss und Erwägung genommen 
werde. Dergleichen Abänderungen der Spezifikation sollen jedoch 
nicht angenommen werden, wenn bereits Klagen gegen die Patentver- 
leihung anhängig sind; diese sollen vielmehr nach dem ursprünglichen 
Titel des Patentes und seiner ersten Spezifikation beschieden werden, 
wovon dem Patentirten Eröffnung gemacht werden soll. 

2) "Wenn durch eine Anfechtung des verliehenen Patentes mit- 
telst Verdicts der Jury sich herausstellt, dass der Inhaber eines Paten- 
tes nicht der erste Erfinder des patentirten Gegenstandes ist, dass 
vielmehr schon vor der Verleihung des Patentes andere Personen den 
Gegenstand erfunden haben, oder derselbe bereits anderwärts, ohne 
Kenntniss des Patentes benützt worden ist, so soll es dem Patentirten 
frei stehen, um eine Bestätigung des Patentes, oder um die Verleihung 
eines neuen mit einer Bittschrift einzukommen, welche sodann durch 
die richterliche Committe des Königlichen Geheimenrathes zur Unter- 
suchung gezogen wird. 

Im Falle sich hierdurch ergibt, dass der Patentirte in gutem 
Glauben als der erste Ei^finder gehandelt hat und der Gegenstand 
selbst nicht in öffentlichem und allgemeinem Gebrauche schon vor der 
Patentverleihung gestanden hat, so steht es dem Committe frei, in einem 
Berichte an Seine Majestät zu Gunsten des Patentirten die Bestätigung 
des Patentes zu bevorworten und es ist Seiner Majestät überlassen, 
dieselbe zu gewähren. 

Jedoch soll jede Person, welche dem Gesuche entgegen strebt, 
vorher bei dem Committe gehört werden. 
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3) Wenn in einer gegen ein verliehenes Patent anhängig ge- 
machten Klage oder gerichtlichen Verhandlung ein Urtheil zu Ckinsten 
des Patentirten erfolgt, so ist der Richter ermächtiget, demselben ein 
Certifikat auszustellen, auf dessen Grund der Patentirte das Recht er- 
langt, bei einem weiteren Rechtsstreite über sein Patent, welcher 
abermals gtlnstig für ihn entschieden wird, den dreifachen Kostenersatz 
anzusprechen, wenn nicht vom Gerichte anders hierüber entschie* 
den wird. 

4) Den Inhabern von Patenten ist gestattet, bei dem Königlichen 
Geheimenrathe um ^ne Verlängerung des Patentes über den gesetz- 
lichen Termin einzukommen; unter der Bedingung, dass diese Absicht 
vorher in den öffentlichen Blättern der Umgegend des Wohnorts oder 
der Fabrikanlagen des Patentirten bekannt gemacht worden ist. 

Ueber das eingereichte Gesuch, sowie über die etwa dagegen 
eingehenden Verwahrungen dritter Personen finden Vernehmungen so- 
wohl des Bittstellers als von Zeugen für und gegen denselben Statt, 
worauf nach gehöriger Untersuchung des Falles von dem richterlichen 
Ausschusse des Geheimenrathes Bericht und Gutachten erstattet wird, 
welches Letztere sich auf eine Verlängerung des Patentes für weitere 
sieben Jahre erstrecken darf. 

Dem Könige ist die Macht anheimgegeben, neue Patente für die 
nämliche Erfindung auf weitere sieben Jahre über den gesetzlichen 
Termin zu verleihen, vorausgesetzt, dass das bezügliche Gesuch noclf 
vor Ablauf des erst verliehenen Patentes eingereicht und mit Erfolg 
instruirt worden ist. 

5) Bei gerichtlichen Klagen gegen Patenteingriffe sollen die 
Gründe und Einwendungen von beiden Seiten, sowohl vom Kläger als 
vom Beklagten angekündigt, speziell bezeichnet und bewiesen werden, 
ehe vom Gerichtshofe vorgeschritten wird. 

6) Die Gerichtskosten für Klagen auf Eingriffe sollen nach Ver- 
hältniss wie jede Parthei obgesiegt hat oder unterlegen ist, vertheilt 
werden. 

7) Die Nachahmung der Zeichen, Ankündigungen, Holzschnitte 
oder Kupferstiche, Stempel u. s. w. der Patentirten hinsichtlich der 
Gegenstände ihrer Patente wird bei Strafe von 50 L. St. untersagt. 
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m. 

2 et 3 Vict. cap. 67, Akte zur Verbesserung dea vorher- 
gehenden Stat Utes. 

Dieses Statut widerruft die Bestimmung des vorhergehenden, 
welcher zufolge eingekommene Gesuche um Verlängerung von Patenten 
tlber den gesetzlichen Termin auch vor Auslanf desselben vollständig 
instruirt sein müssen und stellt es dem Königlichen Ermessen anheim, 
auch dann noch diese Verlängerung des Pantentes auf weitere sieben 
Jahre zu gewähren, wenn ohne eignes Verschulden des Gesuchstellers 
die Instruirung des Verlängeiningsgesuches vor dem Königlichen Ge- 
heimenrathe nicht vor Auslauf des ersten Patentes beendigt werden 
konnte; unter der Voraussetzung jedoch, dass das Verlängerungsge- 
such selbst noch vor dem Auslaufe des ersten Patentes eingereicht 
worden ist. 

rv. 

7 et 8 Vict. cap. 69. Akte zur Verbesserung des Statuts 4 
Will. IV betitelt: Akte zur Verbesserung der Justizver- 
waltung im Königlichen Geheimenrathe und zur Erweite- 
rung seiner Jurisdiktion und Amtsgewalt. 

II. Da es für die weitere Ermunterung der industriellen Erfin- 
dungen dienlich erscheint, die Zeit des Monopols in der Patentverlei- 
hung in solchen Fällen zu verlängern, wenn zur Genüge nachgewiesen 
wird, dass der Kostenaufwand für die Ausführung der Erfindung 
grösser ist, als während der gesetzlichen Zeit des Monopols wieder 
ersetzt werden kann, so wird bestimmt: 

Jedermann, welcher ein Erfindungspatent erlangt hat, ist gestat- 
tet, vor dessen Ablauf eine Petition an den Königlichen Gehei- 
menrath einzureichen, in welcher dargethan wird, dass der Patentbe- 
sitzer ausser Stand war, einen angemessenen Lohn für seine Arbeit 
vmd Kosten bei Ausführung während der gesetzlichen Zeit zu erlangen 
und dass auch eine Verlängerung des Patentes auf weitere sieben 
Jahre hieför nicht ausreichen würde. 

Diese Petition soll im richterlichen Ausschusse des Königlichen 
Geheimenrathes in der für Patentangelegenheiten üblichen Weise er- 
wogen und berathen und wenn die Eingabe für Wohl begründet erkannt 
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wird, mit empfehlendem Gutachten an Ihre Majestät gebracht werden. 
Es ist sodann in der Königlichen Macht gelegen, eine weitere Verlän- 
gerung des Patentes, jedoch nicht über vierzehn Jahre zu bewilligen. 

III. Dem Geheimenraths-Comitte steht frei, auch einen minde- 
ren Termin der Verlängerung, als erbeten worden, zu bewilligen. 

IV. Es soll Ihrer Majestät frei stehen, eine solche Patentver- 
längerung auch denjenigen zu gewähren, auf welche das Patent von 
dem ursprünglichen Erwerber übertragen worden ist, oder beiden 
zusammen. 

V. Bei Uebertragung von Patenten auf dritte Personen ist 
demohngeachtet gestattet, dass der ursprünglich Patentirte, in Ge- 
meinschaft mit dem neuen Erwerber des Patentes ein Memorandum 
wegen Zurücknahme oder Abänderungen einzelner Theile seiner Be-^ 
Schreibung unter den Bestimmungen der gegenwärtigen Akte erwirke 
und diese Abänderungen sollen auch für jeden Andern, auf welchen 
sogleich oder in der Folge die Rechte des Patentirten übertragen 
werden in Kraft bestehen. 

VI und VII enthält die Bestimmungen, dass die in Vorstehen- 
dem für üebertragungen von Patenten gewährten Rechte auch auf 
jene Verleihungen und nachträgliche Abänderungen anwendbar seien, 
welche bereits unter dem Statute 6 Will. IV stattgefunden haben. 

V. 

15 et 16 Vict. cap. 83. Akte, Verbesserung der Gesetz- 
gebung über Verleihung von Erfindungs-Patenten. 

1) Als Mitglieder der Commission für die Verleihung von Er- 
findungs-Patenten werden ernannt; der Lord Kanzler, der Master of 
the Rolls (Urkundenbewahrer) , der Attorney General für England, 
der Lord Advocate, Ihrer Majestät Solicitor General für Schottland, 
der Attorney General und der Solicitor General für Irland; indem es 
zugleich Ihrer Majestät frei steht, unter Königlicher Unterschrift und 
Siegel andere Personen ihrer Wahl zu Mitgliedern der Commission 
für beliebige Zeit zu ernennen. 

Die der Commission zustehenden Amtsbefugnisse können von je 
drei oder mehr ernannten Mitgliedern ausgeübt werden, jedoch muss 
der Lord Kauzler oder der Master of the Rolls unter der Zahl dieser 
^tglieder sich befinden. 
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2) Die Oommission hat ein eigenes Siegel zu führen. 

3) Derselben steht zu, Regulative und Vorschriften für die lau- 
fenden Geschäfte und Erfordernisse des Dienstes zu erlassen, insoweit 
dieselben mit den gesetzlichen Bestimmungen in Einklang stehen. Sie 
ist jedoch verpflichtet , diese Anordnungen jedesmal den beiden Häu^ 
sem des Parlaments vorzulegen und aUjährlich hat dieselbe einen 
Rapport über ihren ganzen Yerwaltungszweig an das Parlament zu 
bringen. 

4) Das Schatzmeisteramt ist ermächtiget, für die Errichtung und 
Unterhaltung der zum Dienste der Oommission benöthigten Lokalitäten 
oder Gebäude Sorge zu tragen. 

ö) Der Commission steht zu, das untere Dienstpersonal für ihre 
Geschäftsführung zu ernennen und zu entlassen. 

6) Jedes Gesuch um ein Erfindungspatent und die demselben 
beizulegende Deklaration ist im Bureau der Commission zu hinterie« 
gen, woselbst ein schriftlicher Akt über das Gesuch aufgenommen 
wird, enthaltend: eine schriftliche Darlegung, genannt die vorläufige 
Spezifikation über die Natur der Erfindung und den Tag der Ein- 
reichung des Gesuches, worüber dem Gesuchsteller oder seinem Agen- 
ten ein Certifikat ausgestellt wird. Das Ganze wird zugleich in die 
Commissionsregister eingetragen. 

7) Das Gesuch wird von der Commission einem ihrer Mitglieder, 
welches die Eigenschaft eines Law Officers *) besitzt, übertragen. 

8) Die vorläufige Spezifikation wird vom Law Officer eingesehen, 
welchem frei steht, zu seiner Unterstützung eine wissenschaftliche oder 
andere Person (auf Kosten des G^suchstellers) beizuziehen. Wenn 
derselbe die Ueberzeugung gewinnt, dass die Natur der Erfindung in 
der vorläufigen Spezifikation gehörig beschrieben ist, so stellt er ein 
Certifikat über seine Zustimmung aus. Dieses Certifikat wird nach 
gehöriger Fassung im Commissionsbureau dem Gesuchsteller zugestellt, 
welchem hieraus die Befugniss erwächst, während sechs Monaten vom 
Tage der Eingabe gerechnet davon Gebrauch zu machen und dasselbe 
zu veröffentlichen; unpräjudizirlich der wirklichen Patentverleihung, 
indem der Schutz nur als ein provisorischer gewährt wird. 



1) Als Law Officers für diese Sache bezeichnet das Gesetz den Attorney 
General für England, den Lord Advocate oder Solicitor General für 
Schottland und den Attorney General oder Solicitor General für Irland. 
T. Kleinschrod, Patentgesetzgebung. 7 
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9) Dem Geßucbsteller iteht frei, anstatt dieser proVisoHschen 
Spezifikation sogleich nnter Unterschrift und Siegel eine vollständige 
Spezifikation seiner Erfindung dem Gesuche beizulegen; 

^ Demselben wird hiemach für die ersten sechs Monate vom Tage 
der Eingabe an der nämliche gesetzliche Schutz in Bezug auf diö 
Rechte und Privilegien der Erfindung wie durch das Patent selbst 
gewährt; unpräjudizirlich der wirklichen Verleihung. 

Das nachfolgende Patent enthält sodann den Vorbehalt, dass es 
als null und nichtig zu betrachten sei, im Falle diese mit dem Ge- 
suche eingereichte Spezifikation die richtige und vollständige Beschrei- 
bung der Erfindung nicht enthalten würde. 

Dieise BeschrÄbung wird gleichfalls sogleich geöftnet und der 
Einsicht des Publikums überlassen. 

10) Patente, wekhe dem ersten Erfinder verliehen worden, kön- 
nen durch den provisorischen Schutz einer neuen Eingabe und Hinter- 
legung einer voUstftndigen Spezifikation, welche betrügerischer Weise 
gegen den ersten und wahren Erfinder gerichtet ist, nicht unwirksam 
gemacht werden. 

11) Wenn eine Erfindung einen provisorischen Schutz unter den 
Bestimmungen der gegenwärtigen Akte mittelst Hinterlegung einer 
vollständigen Spezifikation erlangt hat, so bleibt der Commission über- 
lassen, eine Eundmachui^ oder Anzeige über diesen Schutz nach Gut- 
dünken zu verfügen. 

12) Der Bewerber um ein Patent hat nach der Erlangung des 
provisorischen Schutzes auf dem Bureau der Commission seine Absicht 
weiteren Vorschreitens um Erlangung des wkklichen Patentes. kund zu 
geben, welche die Commission nach Gutdünken zur öffentiichen Kennt- 
niss bringt und Jedermann steht es hiemach frei, gegen die fragliche 
Patentertheihing einzukommen und die dagegen sprechenden Motive 
darzulegen. 

13) Sobald die für Einwendungen gegen die Patentertiieilung 
von der Commission bestimmte Zeit verflossen ist, werden die (provi- 
sorische oder vollständige) Spezifikation und die Spezialitäten der da- 
gegen etwa vorgekommenen Proteste dem betreffenden Law Officer 
zugestellt. 

14) Dem Law Officer der Commission, welchem Proteste zu 
Händen kommen, steht die Bestimmung darüber zu, wer die Kosten 
der hiedurch veranlassten Untersuchung zu tragen habe. 



Digitized by CjOOQIC 



99 

15) Der Law-Officer ist befogt, über die AnsstellHng v<» Paten- 
ten besondere Vollzugsbefehle (Warrants) mit denjenigen Vorbehalten, 
Bedingungen und Beschränkungen , welche er nach den gesetsdichen 
Bestimmungen der Akte fftr entsprechend oder nothwendig erachtet 
auszufertigen. Dieselbe Befugniss steht dem Lord Kanzler zu. Diese 
Warrants sind mit dem Siegel der Commission zu versehen. 

16) Der Inhalt dieser Warrants darf jedoch die Prärogativ« der 
Krone in Bewilligung oder Vorenthaltung des Patentes in keiner Weise 
beeinträchtigen; gleichwie der Königin das Recht zusteht, die Zurück- 
nahme des Warrant durch Erlass mit Königlicher Unterschrift zu be- 
fehlen. 

17) Alle verliehenen Erfindungspatente unterliegen der Nichtig- 
keit und dem V^alle bei Nichtbezahlung der Taxen und Stempel an 
den. gesetzlichen Terminen, nach drei und sieben Jahren der erfolgten 
Verleihung., wie solche in dem der gegenwärtigen Akte beigefügten 
Schedul angegeben sind. 

18) Die unter dem grossen Siegel erlassenen Erfindungspatente 
gelten für das ganze vereinigte Königreich , mit Einschluss der Kanal- 
Inseln und der Insel Man. Auch können dieselben auf Ansuchen auf 
die englischen Colonien oder einzelne dersellum erstreckt werden, wo- 
rüber jedoch im Patente besondere Erwähnung geschehen muss. 

19) Keine Patente (mit Ausnahme der zerstörten und zu Verlust 
gegangenen) sollen in Gemässheit des unter Ziffer 15 erwähnten War- 
rant ausgestellt werden, wenn nicht innerhalb drei Monaten von Aus- 
stellung des Warrant das Gesuch um Ausfertigung des Patentes ein- 
^gangen ist. 

20) Nach ümfluss des Schutzes, welchen die gegenwärtige Akte 
einem Patente gewährt, darf keine Ausstellung eines solchen mehr 
erfolgen. 

21) Im Todesfalle eines Patentbewerbers während der Periode 
des ihm verliehenen provisorischen Schutzes ist die Verleihung des 
Patentes an seine Rechtsnachfolger, innerhalb drei Monaten nach dess^ 
Tod gestattet. 

.22) Zu Verlust gegangene oder zerstörte Patenturkunden dürfen 
durch neue ersetzt werden. 

23) Die Patente können vom Tage der ersten Anmeldung an 
datirt werden. 

24) Vordatirte Patenturkunden sollen die. nämliche Kraft haben, 

7 * 
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als wenn sie an dem nämlichen Tage gesiegelt worden wären, welcher 
in der Yerleihnngs- Urkunde ausgedrückt ist. 

25) Wenn Patente unter den Bestimmungen der gegenwärtigen 
Akte fflr das vereinigte Königreich für eine Erfindung verliehen wor- 
den, welche zuerst im Auslande gemacht und dort mit einem Pa- 
tente oder besonderen Schutzrechten versehen worden ist, so wird das 
englische Patent mit allen seinen Rechten und Privilegien von |dem 
Zeitpunkte an als unmittelbar erloschen und nichtig erklärt, wenn das 
auf die nämliche Erfindung im Auslande erworbene Schutzrecht er- 
lischt. Im Falle auf eine solche ausländische Erfindung in mehreren 
auswärtigen Staaten Patente oder besondere Schutzrechte erworben 
worden, so soll das englische Patent gleichzeitig mit dem ersten Pri- 
vilegium erlöschen, welches im Auslande seine Kraft verliert. Auch 
soll kein Patent für das vereinigte Königreich, welches nach dem Er- 
löschen eines ausländischen Patentes auf die nämliche Erfindung er- 
worben worden, irgend in Kraft bestehen. 

26) Die verliehenen Patente haben sich nicht zu erstrecken auf 
fremde Schiffe, welche in Gewässern brittischer Herrschaft sich befin- 
den, wenn nicht die betreffende Erfindung auf denselben für den Ab- 
satz der patentirten Erzeugnisse im vereinigten Königreiche oder deren 
Export aus brittischem Gebiete angewendet wird. 

Diese Bestimmung gilt nicht in Bezug auf Schiffe fremder Staa- 
ten, in deren Häfen brittischen Schiffen der Gebrauch fremder Erfin- 
dungen untersagt ist. 

27) Die unter diesem Statute verliehenen Patente (mit Ausnahme 
jener, für welche schon vor der Verleihung eine vollständige Spezifi- 
kation eingereicht worden) verpflichten zur Abfassung der Spezifikation 
auf dem Kanzleigerichtshofe, anstatt der blosen Inrollirung. 

28) Für die Abfassung der Spezifikationen, sowohl der proviso- 
rischen als der vollständigen, soll im Kanzlei - Gerichtshofe ein beson- 
deres Bureau, nach der von Zeit zu Zeit durch den Lord Kanzler zu 
erlassenden Anordnung errichtet werden. 

Im Falle auf Zeichnungen für die Erläuterung der Spezifikation 
Bezug genommen wird, so soll eine besondere Kopie derselben mit 
der Spezifikation hinterlegt werden. 

29) Die Kommission hat für die Herstellung getreuer Abschrif- 
ten Sorge zu tragen von allen Spezifikationen, Zurücknahmen und Mo- 
difikationen derselben, welche sodann nach Ablauf des für den provi- 
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sorischen Schutz der Erfindung gewährten Termines unter den von der 
Commission festzusetzenden Anordnungen der Einsichtsnahme des Pu- 
blikums überlassen werden. 

Diese Einsicht für das Publikum soll eben sowohl auf dem Bu- 
reau der Commission in London, als auf den biefQr bestimmten Bureaus 
in Edinburg und Dublin, wohin Abschriften der Beschreibungen zur 
Einrollirung gesendet werden, stattfinden; und diese Einrollirungen 
sollen die nämliche Wirkung haben , als wenn solche im Original ein- 
rollirt worden wären. 

30) Die Commission hat femer Sorge zu tragen für den Druck 
der Spezifikationen, deren Zusätze, Nachträge und Verbesserungen, 
wekhe nach Umfluss des provisorischen Schutzes für die von der Com- 
mission zu bestimmenden Preise dem öffentlichen Verkaufe und den 
Buchändlern überlassen werden. 

Den Hinterlegern der Spezifikationen wird eine Anzahl von Ab- 
drücken, nicht über 25, nach Ermessen der Commission unentgeltlich 
verabfolgt. 

31) Enthält Bestimmungen über die Bureaus verschiedener Ge- 
richtshöfe, wo die Einrollirungen der Spezifikationen, Nachträge u. 
s. w. nach den Anordnungen des Lord Kanzlers deponirt werden 
sollen. 

32) üeber sämmtliche unter den Bestimmungen dieser Akte ein- 
gegangenen Spezifikationen sollen Inhaltsverzeichnisse angefertiget und 
diese ebenfalls gedruckt und zum Verkaufe grbracht werden. 

33) Die in der Königlichen Druckerei gedruckten Spezifikationen 
besitzen Gültigkeit (prima facie evidence) bei allen Gerichtshöfen. 

34) Im Kanzlei-Gerichtshofe soll ein fortlaufendes Register über 
aUe unter dieser Akte verliehenen Patente in chronologischer Ordnung 
gehalten werden , welches der Einsicht des Publikums offen steht. 

35) Eben daselbst soll auch ein Eegister über die Eigenthümer 
von Patenten gehalten werden. 

36) Ohne Rücksicht auf irgend einen Vorbehalt, welcher wegen 
der Anzahl von Theilnehmern in früher verliehenen Patenten enthalten 
sein mag, soll gesetzlich erlaubt sein, dass von nun an mehr als zwölf 
Personen an der Benützung eines Erfindungspatentes Autheil nehmen. 

37) Falsche in betrügerischer Absicht gemachte Eintragungen in 
die Patent-Register sollen als Vergehen angesehen und mit Geldstrafen 
und Gefängniss geahndet werden. 
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38) Wer sich durch die FtQmmg des Registers der Patent -Bi'' 
genthümer beeinträchtigt glaubt, kann seine Beschwerde bei einem der 
Civilgerichtshöfe zu Westminster einbringen. Nach Begründung der- 
selben soll die angemessene Abänderung oder Ausstreichung im Regi- 
ster verfügt werden. 

39) Die früheren gesetzlichen Bestimmungen über Nachträge und 
Abänderungen von Patentgesuchen werden auch unter dieser Akte 
aufrecht erhalten. 

Alle dergleichen Eingaben, sowie Einsprüche dagegen sollen an 
das Bureau der Commission gerichtet werden. 

40) Für Yerlängerungsgesuche gelten nur die Bestimmungen der 
gegenwärtigen Akte. 

41) Die eingereichten Klagen gegen Eingriffe in verliehene Pa- 
tente sollen mit der Erklärung auch die Angabe der speziellen That- 
sachen verbinden und kein Zeugniss (evidence) soll diessfalls zugelas- 
sen werden, welches nicht in gelieferten speciellen Thatsachen begrün» 
det ist. 

42) Die Civilgerichtshöfe können bei Klagen auf Eingriffe Inter- 
lokute erlassen, Einsicht und weitere Berichtserstattungen anordnen., 

43) Enthält einige Bestimmungen über die Taxirung der Ge- 
richtskosten bei den höheren Gerichtshöfen von Westminster und Dublin. 

44) Die Bezahlung der Kosten und Stempeltaxen bezüglich der 
Patentverleihungen wird nach den im Anhange gegebenen Bestimmun- 
gen angeordnet. 

4Ö) u. 46) Zuweisung der anfallenden Gelder theils an die Com- 
missioners of the Inland Revenue, theils an den Consolidated- Fund 
des Königreiches. 

47) Die Kosten der Verhandlungen über Nachträge und Verän- 
derungen hinsichtlich der Patentgesuche, sowie über Proteste gegen 
die nachgesuchte Verleihung, welche bei der Commission durch die 
Law-Officers gepflogen werden, sind an die Law-Officers zu ent- 
richten. 

48) Die Gebühren der Law-Officers und die Gehalte des ünter- 
personals der Commission werden auf das Königliche Schatzmeisteramt 
zur Zahlung überwiesen. 

49) Die für die Unterhaltung der Commission erforderlichen 
Summen sollen vom Schatzmeisteramte von Zeit zu Zeit festgestellt 
und es soll vom Parlamente für ihre Deckung Sorge getragen werden. 
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50) Das Schatzmeisteramt wird ermächtiget, denjenigen Perso- 
nen, lyelchen unter der Wirksamkeit dieser AJcte irgend eine Beschä- 
digung an Gebührc'ii, Emolumenten nder sonstigen Vortheilen verur- 
sacht wird^ angemessene Entschädigung zu leisten. 

öt) Eine Rechnung Über sämmtlichc Kosten, welche die Patent- 
Yerieihungen unter dieser Akte verursachen, soD alljährlich dem Par- 
lamnnt vorgelegt werden. 

52} Vor dem Eintritte der Wirksamkeit dieser Akte können 
Patentferleihuugen nach den fi'öheren gesetzlicUcii Bestimmungen Statt 
finden, 

53) Bestimnmugen tlber die Gebühren fttr Patente, welche vor 
dem Erlasse der gegenwärtigen Akte fflr das vereinigte Königreich er- 
lassen worden sind. 

54) Allegation der Formularien und Anhänge, welche der Akte 
beigefügt sind, 

55) Erklärung einiger im Texte des Gesetzes gebrauchten Aus- 
drücke und Benennung der Akte als „Patent Law Amendment" 
Aete 1852, 

56) Der Eintritt der gesetzlichen Wirksamkeit der Akte wird 
auf den 1. Oktober 1852 festgesetzt, 

Anhang zur Akte* 

L Stempel und Gebühren, 
Die zu cntrichlendcn Gchohren^ 



Für die Petition um Yerleihnng eines Patentes 
Ftir die Eröffnung der Absicht, die wirkliche Ver^ 

leihüDg zu erlangen ..,,», 
Für die Siegelung des Patentes . . , 
Für die Abfassung der Spezifikation 
Bei oder vor dem Ablaufe des dritten Jahres 
Bei oder vor Ablauf des siebenten Jahres 
Ftir die Eröffnung ein gekommen er Proteste 
Für jede Recherche oder Einsichtsnahme . 
Für ein Protokoll wegen Uobertragung der 

cenzen des Patenlirtcn 

Für die Eingabe wegen Zmttcknahine , , 
Yorbehalt gegen Zurücknaiüne . . , . 
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Die Stempelgebühren. 

Für den Warrant des Law-Officers für ein Patent 
Für das Certifikat über die Bezahlung der mit dem 

dritten Jahre fälligen Patent-Taxe .... 
Für das Certifikat über die Bezahlung der mit 

dem siebenten Jahre fölligen Patent-Taxe . . 



2. Gesetzlich vorgeseschriebenes Formular der mit 
dem Patentgesuche einzureichenden Deklaration. 

Ich ... . (Name und Wohnort) erkläre offen und feierlich, dass 
ich im Besitze der Erfindung . . . (Benennung derselben) bin, von 
welcher ich glaube, dass sie zu grossem öffentlichen Nutzen gereicht, 
dass ich der wahre und erste Erfinder derselben bin, dass diese Er« 
findung, nach meinem besten Wissen und Glauben noch von Niemand 
Anderem in Anwendung gebracht worden ist, und dass das beiliegende 
unter meiner Hand und meinem Siegel ausgefertigte Instrument die 
Natur und Beschaffenheit dieser Erfindung und die Art und Weise 
ihrer Ausführung genau darstellt'). 

Diese Deklaration gebe ich ab in wissentlicher Ueberzeugung 
ihrer vollkommenen Wahrheit und in Kraft der gesetzlichen Bestim- 
mungen der 

(folgt die Bezugnahme auf die Statuten über Ertheilung der Erfin- 

dungs- Patente) 

Datum und Unterschrift. 

Bestätigung dieser Erklärung durch die Unterschrift eines Master 
in Chancery oder Friedensrichters. 



1) Diese Bezugnahme auf die Spezifikation hat nur bei jenen Eingaben 
statt zu finden, mit welchen sogleich auch die vollständige Be- 
schreibung der Erfindung vorgelegt wird. (Siehe Art. 6 und 9 des 
Statutes. 
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Französische Patent-Gesetzgebung, 

Die von früLen Zeiten des Königthums in Frankreich her ver- 
liehenen Gewerhs - Privilegien nnd Mtinopole waren in der Regel vna 
unüestimnater Dauer und erfolgten unter den Tei^cliie den artigsten Be- 
stimmungen. 

Erst die Königliche Deklaration vom Jahre 1762 beschränkte 
dieselben auf eine Zeit von höchsteuB 15 Jahren, nebst einigen ande- 
ren BeBtimmungen , worunter die wesentlichste, dass tlas verliehene 
Privilegium nach dem Tode des Inhabers vor dessen Erlöschung nur 
dann auf seine Erben oder Legatare übertragbar ist, wenn sie den 
Kacbweis persönlicher Befähigung für dessen Betrieb geliefert haben '). 



1) Der Eingang dieser KönigÜcben Deklaration (Versailles 24. Decüuiber 
17 (>3) erwäbnt in der Kärze die Uebelstände des bisherigen Verfah- 
rens. Derselbe lautet: 

,,Les privileg-cji , en fait de commerce^ qni out pour cbjet de recom- 
penser rindustne des Invcntcurs, ou d'exciter celle qui lan^issait dans 
üne coneurrence sans emulalioo , n^ont pas Ioüjouts le soeces qu^on en 
peul altendre , soi t parceqae C€S privÜeges^ aceordeü pour des iemps 
ilümil^ST semblent pluldt elrc un palrimoinQ h^reditaire quune rt^com- 
pense personelle a rinventeur, seil partec^ue le privilege ptjut elre sou- 
vant cedc k des ^ersonnas qui n'ont pas Ja capacUe requise , soll enfm 
liarceque les enfanSf successeiirs et ayan^canse du privil^^gi^^ appeile& 
par la loi ä la jouissance du privilege , UL^gligent d'acquerir les taten s 
necessaires. Le defatat d^cxerciee de ces privil^ges peul avoir aussi 
d*aulanl plus d'inconv^niens, qv,'\h gtsnenl Ja bberle, sans fournir au pu- 
hhe les ressources qu'Q en doit altendre; eüJln le dtlfaul de publicil(§ 
des titres du privilege donne souvent lieu au privilegid de rdtendre et 
de gen er abusivenient Tindustrie et le travail de dos sujets/' 
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Hiernach wurde bis zur Beform der gesammten Oewerbsverfassung 
und Legislation durch die gesetzgebenden Körper der Revolutions- 
Epoche verfahren. 

Die Gesetze vom 7. Jänner und 25. Mai 1791 adoptirten mit 
der Aufhebung der Meisterschaften und gewerblichen Geschwomenge- 
richte (Jurandes) das Prinzip der Handels- und Gewerbefreiheit und 
gestatteten für neue Erfindungen ihre temporäre ausschliessende Be- 
nützung. Für derartige Privilegien wurden nach der Wahl des Erfin- 
ders Zeiträume von fünf, zehn und fünfzehn Jahren als Maximum 
festgesetzt, welches Letztere nur durch einen besonderen Akt des ge- 
setzgebenden Körpers übersehritten werden darf. 

Den Erfindern wurde der volle Genuss ihrer Erfindungen, als 
temporären Eigenthumes durch zugefertigte Patente in bestimmter ge- 
setzlicher Form (Brövets d'invention) versichert. 

Die. nämlichen ausschliessenden Bechte wurden auch für die 
Einführuung im Auslande gemachter neuer Erfindungen gewährt. 
Den Patentirten wurde zugleich das Becht der Uebertragung ihrer in 
Kraft des Patentes bestehenden Bechte und Befugnisse an Dritte, so- 
wie die freie Disposition über das Patent gleich jedem anderen be- 
weglichen Eigentfaum verliehen. Erlangte Brevets für Gegenstände, 
welche den Gesetzen zuwider laufen, die öffentliche Sicherheit gefähr- 
den oder anderweitigen polizeilichen Verordnungen entgegen stehen, 
werden von den Gerichten für null und nichtig erklärt, mit Vorbe- 
halt anderweitiger Einschreitungen. Die Einziehung des Brevets wurde 
femer bestimmt für die Fälle: wenn die brevetirte Erfindung aJs nicht 
neu erkannt wird; oder wenn der Erfinder erweislich wesentliche Theile 
der Erfindung oder des Verfahrens verheimlicht hat ; wenn er inner- 
halb zwei Jahren nach erlangtem Brevet die {^rfindnng nicht ausge- 
führt hat; endlidi wenn derselbe nach erlangtem PatoBt i« Frank- 
reich ein Patent im Auslaade für den nämlichen Gegenstand «rlangt 
h«t. 

Es wurde feniCT vorgeschrieben, dass das Patent-Gesuch sich 
nur auf einen Hauptgegenstand erstrecken dürfe, dass jedoch dem 
Brevetirten zustehe, für spätere Veränderungen und Vervollkommnung 
seiner Erfindung Zusatz-Brevets (Brevets d'addition) zu erlangen, 
welche gleiche Kraft wie das erste besitzen ui^d gleichzeitig mit dem- 
selben erlöschen. Au Ta:y:en wurden fe^tgeset^ : %00 Fr. für ein 
Brevet auf ß Jahre; 800 Fr. für zeto und IMO Fr. fftr fünfzehn 
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Jahrü. Ausserdem waren bocIi 50 Fr. Aiisfertigting^kostcn m. ent- 
richten, wovon die Hälfte der Taxe nebst <]en ganzen Ausfertigungs- 
kosten sogleich, die andere TaxKälfte iuuerhalb sechs Monaten nach 
der Verleihung, hei Strafe der Erlöschnng der Brevets zu bezahlen 
waren. 

Die Taxe för Ädditional-BreYets wurde auf 24 Fi\ festgesetzt. 
Dem Brevetirtcn wurde die gesetaliehe Bcfu^iss verliehen, ge- 
gen ausreichende und sichere Kaution hei den zuständigen Behörden 
die Eeschlagnahme der nachgeühmten Gegenstände des Ercvet-e zu 
beantragen und die Nachahmer vor Gencbt zu ziehen. 

Durch das Gesetz Yom 20. September 1792 wurde bestimmt, 
dass liüjaftighin kdne Erevets auf Finanzgegenstände mehr verliehen 
werden dßrfen und 14 dergleichen früher verliehene Brevets solcher 
Art wurden aufgehoben. 

Die Ordonnanz vom 17. Vendcm. Jahr Yll der Republik be- 
fiehlt die Veröffentlichung der Beschreibungen über erloschene Brevets 
nnd deren Hinterlegung im Conservatoire des arts et des ni^tiers. 

Eine weitere Ordonnanz vom 5 Yendem. Jahr IX d. R, ertheilt 
die wörtliche Vorschrift einer Erklärung, welche zur Vorbeugung ge- 
gen Missbrauch der Titel der Brevetirten am Schlüsse einer jeden 
Brevets - Ausfertigung beigesetzt werden solle, lautend : ,Xe gouverue- 
njent en accordant uu brevet d^invention saus cxamen prealable n'en- 
iend garantir en aucnnc maruere ni la priorite, ni le merite, ni le 
ßUccess d'une invention," 

Die wesentlichs^ten Prinzipien dieser iu kurzem Umrisse bezeich- 
neten Gesetzgebung haben in der Zeit und Erfahrung ihre Bestätigung 
gefunden i allein die Bedürfnisse der neueren Industrie erheischten 
einige I^achhillcn, deren Gewühmng durch das neuCj gegenwärtig in 
Frankreich gültige Gesetz vom 5£en Juli 1844 bezweckt wm'de. 

Die wichtigsten neuen Bestimmungen dieses Gesetzes betreffen : 
die Aufliebung der Verleihung von Einführungs- Brevets; die den fran- 
zösischen Brevets -Inhabern gewährte Erlaubniss, füi' die uümlichea 
Gegenstände auch Patente im Auslande erwerben zu dtirfen; endlich 
die Zulassung von Annuitäten für die Entiichtuug der Privilegiums- 
Taxen. 

Die neuere franztisische Gesetzgebung betrachte tete die Ein- 
fülirnngs -Patente lediglich als Prümien für diejenigen, welche 
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auf neue Erfindungen in fremden Ländern Jagd machen, um solche 
für sich auszuheuten. 

Dagegen wahrt das neue Gegetz vollständig die Interessen des 
Erfinders, gleichviel aus welchem Lande er stamme; während dasselbe 
in der Einführung ausländischer Erfindungen nur eine Spekulation 
er))lickt, welche bei richtiger Berechnung durch ihren günstigen Er- 
folg lohnend werden kann, welcher man jedoch von Seite der Kegie- 
rung irgend ein Privilegium nicht zuzuwenden Willens ist. 

Das neue französische Gesetz kennt nur Erfindung^- Patente 
und solche für neue Zusätze zu einer bereits patentiii;en Erfindung 
(Certificats d'addition, früher brevets d'addition nach dem Ge- 
setze von 1791). Für letztere ist nur eine Gebühr von 20 Fr. fest- 
gesetzt. 

Das Gesetz von 1844 gestattet übrigens denjenigen Eingebornen, 
welche ein französisches Brevet besitzen, auch im Auslande ein Pa- 
tent auf den nämlichen Gegenstand zu erwerben, ohne hiedurch des 
ersteren verlustig zu werden, wie nach dem Gesetze von 1791 be- 
stimmt war. Jedem Ausländer steht ebenfalls frei, in Frankreich Er- 
findungs- Patente unter den nämlichen Bedingungen wie die Inländer 
zu erwerben. Endlich gestattet das- Gesetz dem ausländischen Erfin- 
der, welcher in seinem Heimathlande ein Patent erlangt hat, auf den 
nämlichen Gegenstand ein französisches Brevet zu erwerben, welches 
letztere jedoch die Dauer des ausländischen Patentes auf denselben 
Gegenstand nicht überschreiten darf. 

Die Verbindlichkeit zur unmittelbaren Entrichtung der Taxen 
nach der Vorschrift der Legislation von 1791 erschien fftr die Erfin- 
der sehr drückend, indem die grosse Mehrzahl derselben hiedurch ab- 
gehalten war, Brevets für längere Zeitdauer zu erwerben. 

Dagegen enthält das neue Gesetz die in solcher Hinsicht sehr 
günstigen Bestimmungen, dass die früheren Expeditionskosten ganz 
abgeschafft sind und in Ansehung der Taxen zu 500 Fr. für em 
Brevet auf 5 Jahre, 1000 Fr. für 10 und 1500 Fr. für 15 Jahre ge- 
stattet wird, dieselben in jährlichen Fristen zu 100 Fr. zu erlegen; 
jedoch mit der Folge des Verfalles des Brevets, wenn eine Frist ohne 
Entrichtung der fälligen Taxrate verstrichen ist. 

Unter diesem Systeme ist jedem Erfinder die Möglichkeit ge- 
währt, ein Brevet für die längste Zeitdauer zu erwerben, indem der- 
selbe stets nur eine gleiche Summe jährlich zu entrichten hat und 
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ihm frei steht, diese Zahlung nur so lange zu leisten, als er die Er^ 
haltung des Brevets selbst mit seinem Intei*esse überhaupt vereinbar 
findet. 

Zum Schutze der Patentirten gegen unbefugte Nachahmung hat 
das Gesetz dieses Vergehen mit Strafen belegt, welche im Wiederho- 
lungsfalle und unter gewissen anderen Umständen eine angemessene 
Steigerung begreifen. 

Letztere Umstände betreffen Untreue der im Dienste des Breve- 
tirten stehenden Lohnarbeiter und die Mitschuld des unbefugten Nach- 
ahmers mit denselben. Jede unbefugte Nachahmung einer brevetirten 
Erfindung soll mit einer Geldstrafe von 100 bis 2000 Fr., je nach 
der Bedeutung des Gegenstandes belegt werden und in Wiederholungs- 
föllen, sowie unter den vorbemerkten besonderen Umständen gestattet 
das Gesetz noch ausserdem Gefängnissstrafen von einem bis zu sechs 
Monaten. Zugleich ist die Confiskation der nachgeahmten Gegen- 
stände und der zu ihrer Verfertigung dienlichen Werkzeuge sowohl 
gegen den Nachahmer, als gegen alle diejenigen ausgesprochen, welche 
die Nachahmung verheimlichen, befördern oder sich mit dem Verkaufe 
der nachgeahmten Gegenstände befassen. 

Von anderweitigen veränderten Bestimmungen des Gesetzes von 
1844 gegen die frühere Gesetzgebung ist zu erwähnen: 

Der Artikel 3 des neuen Gesetzes, welcher von der Brevet-Er- 
theilung allgemein ausschliesst : 

1) Gegenstände der Pharmazie und Heilmittel jeder Art ; 

2) Pläne und Entwürfe für Credit- und Finanzwesen. 

Das Gesetz von 1791 gestattete der Administrativ-Behörde die 
Verlängerung von Brevets, welche ursprünglich für kürzere Zeit (5 
oder 10 Jahre) verliehen worden , auf einen Zeitraum von 15 Jahren 
und nur die Verleihung über diesen letzten Zeitraum hinaus war dem 
gesetzgebenden Körper vorbehalten. Dagegen bestimmt der Art. 15 
des neuen Gesetzes, dass in allen Fällen kein verliehenes Brevet in 
anderer Weise verlängert werden solle als durch ein besonderes Gesetz. 

Femer ist durch den Art. 33 des neuen Gesetzes unter Andro- 
hung einer Geldstrafe von 50 bis 1000 Fr., welche im Wiederho- 
lungsfalle verdoppelt werden kann, anbefohlen, dass die Aufschrift 
eines jeden Brevets, wie aUe hierauf bezüglichen Ankündigungen, Pro- 
spektus, Affichen, Etiquetten etc. die Worte enthalten sollen: „Sans 
garantie du gouvemement'S Diese ganz neue Anordnung bezweckt 
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nur missbräichli(^e Operationen des ^ Oharlatanism ferne zu halten, 
welchem hei der mühelosen und in den Kosten sehr erleichterten Er- 
werbung von Brevets ein grosses Feld geboten wäre. 

Nach Massgabe des Artikels 34 sind alle Klagen auf NuUität 
oder Einziehung eines Brevets, so wie alle Streitigkeiten über das 
Eigenthum derselben den Civilgerichten erster Instanz zugewiesen. 
Der Administrativ -Behörde steht keinerlei Erkenntniss in Patent -An- 
gelegenheiten zu, sie vermögen ebensowenig ein Brevet in Verfall zu 
erklären, als ein verfallenes wieder in Geltung zu bringen. In Folge 
dessen steht auch den Administrativbehörden die Annahme der Ge- 
suche nicht zu , welche um Erstreckung von Zahlungsfristen zur Ver- 
meidung des Verfalles des Brevets eingereicht werden. 

Die ganze Wirksamkeit der Administration in Ansehung der 
Erfindungs - Patente ist mit einem Worte darauf beschränkt, die ver- 
langten Brevets nach gesetzlicher Vorschrift den Erfindern auf ihre 
Wag und Gefahr und ohne vorgängige materielle Untersuchung zu 
überliefern. 

Irgend eine Verantwortlichkeit der öffentlichen Verwaltung ist 
daher bei den Verleihungen der Erfindungs-Patente in keiner Weise 
gegeben. 

Nach getroffenem' Einverständnisse mit dem Finanz -Depar- 
tement übersenden die General -Einnehmer der Steuern dem Ministe- 
rium der Agrikultur, des Handels und der öffentlichen Arbeiten mo- 
natlich den Etat der Einnahmen aus ang^allenen Taxen für Erfin- 
dungspatente. 

Die eingezahlten Jahresfristen werden auf den betreffenden Bre- 
vets vorgemerkt und die Titel derselben, insoweit sie auf richtiger 
Einzahlung der Annuitäten beruhen , werden in solcher Art stets evi- 
dent gehalten. 

Die Gesuche um ein Erfindungs-Brevet werden verschlossen, mit 
der Quittung über bezahlte 100 Fr. als erste Annuität auf dem Ge- 
neral-Sekretariat einer Präfektur des Reiches hinterlegt. DiePräfekten 
sind verpflichtet, jedes derartige Gesuch innerhalb fünf Tagen nach 
der Einreichung an das Ministerium einzusenden. Dort eiiolgt die 
Eröffnung der Eingabe, deren Einregistrirung und die Ausfertigung 
des Brevets nach der Ordnung, wie die Gesuche eingegangen sind. 

Das Brevet selbst besteht in einer Ausfertigung des Ministeriums, 
durch welche die vorschriftsmässige Form der Eingabe, begleitet von 
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einem Duplikate derselben nebst techniscber Bescbreibnng der Erfin- 
dung selbst und den hiezu erforderlichen Zeichnungen und Planen 
konstatirt wird. Alle drei Monate werden durch ein Kaiserliches De- 
kret die während dieses Zeitraumes verliehenen Erfindungspatente im 
Bulletin des Lois publizirt. 

Die Beschreibungen und Zeichnungen ttber die verliehenen Bre- 
vets bleiben bis zur Eiiöschung derselben auf dem Ministerium depo- 
nirt und werden daselbst Jedermann ohne Kosten zur Einsicht auf 
Verlangen vorgelegt. 

Nach Einzahlung der zweiten Annuität werden die Beschreibungen 
und Zeichnungen publizirt und werden diese Publikationen den Prä- 
fekturen und Unterpräfekturen, den Handelskammern und allen Öffent- 
lichen Etablissements mitgetheilt. 

Im Anfange eines jeden Jahres wird femer ein Katalog über die 
Titel aller im vorhergegangenen Jahre verliehenen Brevets veröffent- 
licht; endlich werden dieCessionen von Brevets vierteljährig durch ein 
Kaiserliches Dekret im Bulletin des Lois zur Kenntniss des PubMkums 
gebracht. 



Statistik der verliehenen Brevets. 

Die Anzahl der in Frankrei'ch verliehenen Erfindungs - iPätente 
vom Anfange der Wirksamkeit der Patentgesetze von 1791 an bis auf 
die Gegenwart ist in den beiden nachfolgenden Uebersichten verzeichnet: 
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Uebersicht der in der ersten Periode der Patentgesetz- 
gebung vom Jahre 1791 bis zum 9. Oktober 1844 ver- 
liehenen Erfindungspatente. 





Anzahl der yerliehenen Brevets 


Gesammtan- 
zahl der 

verliehenen 
Brevets. 


Jahre 


fflr 
fünf Jahre 


far 
zehn Jahre 


far 

fünfzehn 
Jahre 


für Verbes- 
serungen u. 
Zusätze 


1791 


10 


10 


14 


»1 


34 


1792 


9 


6 


14 


»> 


29 


1793 


3 


9? 


1 


« 


4 


an 2 


2 


n 


2 


5» 


4 


« 3 


1) 


3 


. 1 


1 


5 


,, 4 


1 


3 


4 


?> 


8 


«5 


« 


1 


3 


>9 


4 


„ 6 


2 


1 


6 


1 


10 


,, 7 


10 


2 


5 


5 


22 


«8 


8 


3 


5 


?» 


16 


«9 


12 


7 


9 


6 


34 


„10 


13 


6 


- 7 


3 


29 


«11 


16 


18 


2 


2 


45 


«12 


21 


9 


3 


11 


44 


«13 


20 


11 


16 


16 


63 


1806 


40 


23 


16 


22 


101 


1807 


30 


8 


11 


17 


66 


1808 


31 


8 


15 


7 


61 


1809 


22 


12 


11 


7 


62 


1810 


53 


19 


14 


7 


93 


1811 


31 


10 


10 


15 


66 


1812 


55 


15 


11 


15 


96 


1813 


47 


15 


15 


11 


88 


1814 


22 


13 


9 


9 


53 


1815 


33 


11 


12 


21 


77 


1816 


54 


26 


15 


20 


115 


1817 


81 


27 


32 


22 


162 


1818 


62 


21 


38 


32 


153 
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Anzahl der verliehenen Brevets 


Gesammtan- 
zahl der 

verliehenen 
Brevets. 


Jahre 


für 
fünf Jahre 


für 
zehn Jahre 


für 

fünfzehn 

Jahre 


für Verbes- 
serungen u. 
Zusätze 


1819 


67 


27 


11 


33 


138 


1820 


70 


24 


24 


33 


151 


1821 


75 


42 


32 


31 


180 


1822 


72 


33 


28 


42 


175 


1823 


88 


35 


31 


33 


187 


1824 


79 


44 


43 


51 


217 


1825 


92 


86 


68 


75 


321 


1826 


95 


63 


60 


63 


281 


1827 


132 


74 


51 


76 


333 


1828 


182 


73 


43 


90 


388 


1829 


179 


98 


65 


110 


452 


1830 


128 


73 


66 


99 


366 


1831 


80 


39 


33 


68 


220 


1832 


113 


48 


42 


84 


287 


1833 


183 


79 


70 


99 


431 


1834 


230 


126 


70 


150 


576 


1835 


187 


97 


90 


182 


556 


1836 


206 


128 


83 


165 


582 


1837 


316 


178 


114 


264 


872 


1838 


420 


221 


248 


423 


1312 


1839 


252 


162 


125 


191 


730 


1840 


706 


372 


234 


635 


1947 


1841 


376 


189 


84 


252 


901 


1842 


442 


241 


258 


590 


1531 


1843 


407 


208 


231 


489 


1325 


1844 


419 


207 


238 


423 


1287 


Samme 


6284 


8255 


2750 


5001 


17,290 



V. Kleintchrod, Patentgetetzgebnng, 
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n. 

üeb^rsicht der in der gegenwärtigen Periode der Pa- 
tentgesetzgebung vom 9. Oktober 1844 bis zum 1. Jän- 
ner 1854 yerliehenen Erfindungs-Patente. 





Anzahl der verliehenen Prevets. 


JS « 

SS 


all 




Jahre 


för 

fünf 

Jahre 


für 

zehn 

Jahre 


für 

fünf. 

zehnJ, 


der Brevets, wel- 
che zugleich im 
Auslände mit aus- 
schliessenden Pri- 
vilegien Tersehen sind 


Total- 
Summe. 


Vom9.0ct. 
















1844 bis 
















zum I.Jän- 
















ner 1846. 


68 


173 


2359 


135 


2735 


653 


3388 


1846 


50 


89 


1801 


148 


2088 


662 


2750 


1847 


37 


83 


1883 


147 


2150 


787 


2937 


1848 


12 


21 


739 


81 


853 


338 


1291 


1849 


13 


29 


1320 


115 


1477 


476 


1953 


1850 


iB 


44 


14S2 


143 


1687 


585 


2272 


1851 


25 


41 


1612 


158 


1836 


626 


2462 


1852 


17 


57 


2247 


148 


2469 


810 


3279 


1853 


16 


47 


2719 


329 


3111 


954 


4065 




256 


584 


16,162 


1404 


18,406 


5891 


24,297 



Den vorstehenden üebersichten zufolge wurden daher unter der 
Herrschaft der ersten Patentgesetzgebung (von 1791) während einer 
Periode von 54 Jahren 17,290 Brevets verliehen; unter dem neuen 
Gesetze (von 1844) dagegen während nicht vollen 9 Jahren 24,297 
Brevets, was theils den Fortschritten der Industrie in der letzten Epo- 
che, theils aber und zwar in noch grösserem Maasse der neuen gesetz- 
lichen Bestimmung zugeschrieben wird, dass die Taxe für dieBrevets- 
Ertheilung in Annuitäten eingezahlt werden darf. Die nähere Betrach- 
tung der beiden ersten Vollzugsjahre unter dem neuen Gesetze führt 
zu lehrreichen Ergebnissen. 

Im ersten VoUzugsjahrc, d. i. vom 9. Oktober 1844 bis zum 

1. Jänner 1846, also während 15 Monaten weniger 8 Tagen wurden 

2735 Erfindungspatente ausgefertiget ; wovon 68 für fünf Jahre, 173 

für zehn Jahre, 2359 für fünfzehn Jahre; endlich 135, deren Dauer 

'Von jener eines im Auslande verliehenen Brevets abhängig ist. 
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5» 


sechs 


« 


sieben 


9J 


acht 


5» 


daher 


2487 
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Diese 2735 ausgefertigten Brevets zeigten im Verlaufe von nicht 
vollen zehn Jahren in Bezug auf ihren wirklichen Bestand folgend« 
Verhältnisse ; 

1235 Brevets, für welche von den Besitzern nur die erste Annuität einge- 
zahlt worden war; 
Ö83 „ „ „ „ „ „ nur zwei Annuität, bezahlt wurden; 

•^^^ « » ?> » ?j ?5 ti drei „ „ ,) 

1 ^^ 

•^^"^ » 5> 5» » 9? « 

64 

*^" J5 ?5 ?? J? ?» M 
*^^ )5 5? « Ji 9» ?> 
•^^ 5} 5? 95 95 59 99 

Dieser Uebersicht zufolge waren daher 2487 Brevets wegen 
Nichtentrichtung der gesetzlichen Taxen verfallen; von 156 wurden 
die Annuitäten bis zur Verfallzeit und von 92 Brevets sämmtliche An- 
nuitäten entrichtet; es verblieben folglich von den in der 
ersten Periode 1844 — 45 verliehenen 2735 Brevets im 
Anfange des Jahres 1854 nur 248 Brevets in Kraft. 

Während des Jahres 1846 wurdeu 2088 Brevets verliehen, wovon 
50 auf fünf Jahre, 89 auf zehn Jahre, 1801 auf fünfzehn Jahre und 
148, deren Dauer von jener eines im Auslande erworbenen Brevets 
bedingt ist. 

Nach Verruf von acht Jahren ergab sich in Ansehung dieser 
2088 verliehenen Brevets: 

1011 Brevets, für welche von den Besitzern nur die erste Annuität bezahlt 

worden war; 
539 „ „ „ „ „ „ „ „ zwei ersten Annuität. 

bezahlt worden waren ; 
drei ersten Annuität, 
bezahlt worden waren ; 
75 „ „ „ „ „ „ „ „ vier ersten Annuität. 

bezahlt worden waren ; 
56 „ „ „ „ „ „ „ „ fünf ersten Annuität. 

bezahlt worden waren; 
34 „ „ „ „ „ „ „ „ sechs ersten Annuit. 

bezahlt worden waren ; 
86 ,. „ „ ,) ,, „ „ „ sieben ersten Annuit. 

bezahlt worden waren. 
8 * 



148 „ „ „ „ „ „ „ „ drei ersten Annuität 
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Hiemach waren also 1899 Brevets wegen unterlassener Zahlung 
der Annuitäten verfallen; von 140 Brevets waren die Annuitäten bis 
zur Verfallzeit und . für 49 Brevets waren dieselben vollständig be- 
zahlt. Von den sämmtlichen, im Jahre 1846 erworbenen 
2088 Brevets bestanden daher im Anfange des Jahres 
1854 nur noch 189 Brevets in Kraft. 

Vorzüglich bemerkenswerth erscheint in vorstehender Analyse 
der Brevetsverleihungen in den ersten beiden Jahren der Wirksamkeit 
des neuen Gesetzes die Zahl jener Brevets-Besitzer, welche sich nur 
auf die Einzahlung einer Annuität der Taxe beschränkt haben. 

Es ist hieraus ersichtlich, dass die Hälfte sämmtlicher in beiden 
Jahren verliehenen Brevets schon im ersten Jahre ihres Bestandes 
freiwillig aufgegeben worden ist. 



Französisches Patentgesetz» 

Neuilly, 5. Juli 1844. (PubL 8 JuH) «). 

Louis Philippe etc. 

Nach Unserem Vorschlage und unter Zustimmung der Kammern 
haben Wir beschlossen und verordnen, wie folgt: 

ErstcrTitel. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Artikel I. 

Jede neue Entdeckung oder Erfindung in allen Gattungen der 
Industrie gewährt ihrem Urheber unter den Bedmgungen und für den 
Zeitraum wie in Folgendem bestimmt wird, ein ausschliessendes Recht 
auf die Benützung der gedachten Entdeckung oder Erfindung zu sei- 
nem Vortheile. 

Dieses Recht wird konstatirt durch die unter der Benennung 
„Brevets d'invention" von der Regierung verliehenen Titel. 



1) Das gegenwärtig in Frankreich in Kraft bestehende Patentgesetz wörtlich 
übersetzt aus dem Bulletin des lois. 
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Art, U. 

Als neue Ei^findaDgen oder Entdcckungeu werden betrachtet: 

iliö Erfindung neuer Industrie - Produkte ; 

die Erfindung neuer Mittel und Wege, oder einer neuen Anwen- 
dung bekannter Mittel, um ein industrielies Ergcbniss oder ein Pro- 
dukt zu erlangen, 

Art, m, 

Unf^liig zur Erlangung von Brevets sind: 

1) PbarmazeutiscLe Zusamniensetzungeu oder Heilmittel jeder Art, 
weklio fortan den Spezial - Gesetzen und Verordnungen in die- 
sem Betreffe und namentlich dem Dekrete vom 8, August 1810 
über die heimlichen Heilmittel anheimfallen. 

2) Alle Plane und Combinationen , welche Credit- und Finanjf- 
Gegen stände betreffen. 

Art. IT. 
Die Zeitdauer der Brevets wird auf fünf, zehn oder fünf- 
zehn Jahre festgestellt 

Für jedes Brevet ist eine Taxe zu entrichten, welche bestimmt wird: 

auf 500 Fr, für ein Erevet von £ünf Jahren » 

j, 1000 Fr. „ „ „ „ zehn „ 

,3 1500 Fr. „ ,, ,j ,3 fünfzehn „ 

Diese Taxe ist in Annuitäten von Je 100 Fr, zu bezahlen; bei 
Strafe des Yerfalles des Brevet, wenn der Inhaber desselben einen 
fälligen Termin ohne Zalüung verstreichen lässt. 

Zweiter Titel. 
Von den Formalitäten der Ausstellung der Brevets, 

Erste Sektion, Von den Gesuchen um Erthciliuig eines Brevet> 

Art. V. 
Wer ein Erfindungs - Brevet nachsuchen will , hat unter ver- 
schlossenem Siegel auf dem General- Sekretariate der Präfcktur im 
Bepartcment seines Domizil Fi oder in jedem anderen Departement, 
woselbst er zu. domizihrcn gedenkt, zu hinterlegen: 
••1) das an den Minist<^r der Agrikultur und des Handels gerichtete 
Gesuch ; 



1 
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2) die Beschreibung der Entdeckung , Erfindung oder Anwendung, 
welche Gegenstand des Brevet sein soll; 

3) diejenigen Zeichnungen oder Mustersücke, welche zum vollen 
Verständnisse der Beschreibung nothwendig sind; 

4) das Yerzeichniss der deponirten Stücke. 

Art. VI. 

Das Verlangen soll nur auf einen Hauptgegenstand gerichtet 
sein, nebst den Detailgegenständen, welche auf den ersten sich bezie- 
hen und den hiebei in Betracht kommenden Anwendungen. 

Die Eingabe hat die Dauer des verlangten Brevets nach den im 
Art. IV bestimmten Grenzen anzugeben und es darf dieselbe keinerlei 
Vorbehalte, Beschränkungen oder Bedingungen enthalten. 

Dieselbe hat femer den Titel anzugeben, welcher die summarische 
und präzise Benennung des Gegenstandes der Erfindung begreift. 

Die Beschreibung darf nicht in einer fremden Sprache gegeben 
werden. Sie soll einfach und nicht überladen sein. Durchstrichene 
Worte werden gezählt und konstatirt, die Seiten und Anmerkungen 
paraphirt. 

Bei Angabe von Maasen und Gewichten dürfen nur diejenigen 
gebraucht werden, welche in dem, dem Gesetze vom 4. Juli 1837 bei- 
gegebenen Tableau enthalten sind. 

Die Zeichnungen sollen mit Tinte und nach dem Meter-Massstabe 
ausgeführt sein. 

Beschreibung und Zeichnungen müssen der Eingabe in duplo 
beiliegen. 

Alle Stücke der Eingabe müssen von dem Gesuchsteller oder 
einen Mandatar desselben unterzeichnet sein, dessen Vollmacht als 
Beilage bei der Eingabe zu verbleiben hat. 

Art. VU. 

Keine Hinterlegung dieser Art darf angenommen werden, ausser 
gegen Vorzeigung einer Quittung über geschehene Bezahlung von 
100 Fr. als Abschlagszahlung an der Taxe des Brevet. 

Ein kurzes Protokoll, welches vom General-Sekretaire der Prä- 
fektur kostenfrei aufgenommen und in ein für diesen Zweck vorlie- 
gendes Register eingetragen, sowie von dem Gesuchsteller unterzeidi- 
üet wird, konstatirt die geschehene Hinterlegung des Gesuches nebst 
Tag und Stunde seiner üebergabe. 
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Dem Gesuchsteller wird eine Ausfertigung dieses Protokolles, 
gegen Erlag der Stempelgebühr zugestellt. 

Art. Vra. 
Die Dauer des Brevet läuft vom Tage der Hinterlegung des 
Gesuches nach Art. V. 

Zweite Sektion. Von der Ausstellung der Brevets. 
Art. IX. 

Alsbald nach der Einregistrinmg der Eingabe und innerhalb fünf 
Tagen vom Datum derselben haben die Präfekten dieselbe, mit dem 
Siegel des Gesuchstellers versehen, dem Minister der Agrikultur und 
des Handels einzusenden ; unter Beifügung einer beglaubigten Abschrift 
des Hinterlegungs- Protokolles, des Bezepisse über die entrichteten 
100 Fr. und in vorkommendem Falle der im Art. "VT erwähnten Voll- 
macht. 

Art. X. 

Nach Eintreffen der Stücke im Ministerium des Ackerbaues und 
Handels wird zur Eröffnung der Eingabe und Ausfertigung der Bre- 
vets in der Ordnung des Empfanges der Gesuche geschritten. 

Art XI. 

Diejenigen Brevets, deren Gesuche in formellen Beziehungen 
vorschriftsmässig und richtig befunden worden sind, werden ohne vor- 
gängige materielle Untersuchung, auf Wagniss und Gefahr der Gesuch- 
steller, ohne Garantie sowohl hinsichtlich der Realität, Neuheit oder 
des Verdienstes der Erfindung, als bezüglich der Treue und Genauig- 
keit der Beschreibung verliehen. 

Ein Erlass des Ministers, in welchem die Begelmässigkeit der 
Eingabe konstatirt wird, bildet das Erfindungs-Brevet. 

Diesem Erlasse wird das beglaubigte Duplikat der Beschreibung 
und der Zeichnungen, welche der Art. VI erwähnt, beigelegt; nachdem 
dasselbe hinsichtlich seiner Uebereinstimmung mit dem Originale ge- 
prüft und für richtig erkannt worden. 

Die erste Expedition der Brevets erfolgt kostenfrei Für spiU- 
tere Ausfertigungen des nämlichen Brevets, welche vom Erfinder oder 
seinen Vertretern verlangt werden, sind 25 Fr. Taxe zu entrichten. 

Die Eopialkosten für Zeichnungen hat der Gesuchsteller zu tragen. 
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Art. Xn. 
Jeder Eingabe, in welcher die im Art. Y Kümmern 2 und 3 und 
im Art. VI vorgeschriebenen Formalitäten ausser Acht gelassen wor- 
den sind , wird keine Folge gegeben. Die Hälfte der mit dieser Ein- 
gabe erlegten Summe verbleibt dem Staatsschatze; es wird jedoch 
für den Gesuchsteller die ganze Summe in Eechnung gebracht, wenn 
er innerhalb drei Monaten von der Zurückweisung des ersten Gesu- 
ches an dasselbe erneuert. 

Art. Xm. 
Wenn in Anwendung des Art. DI die Ausstellung eines Brevet 
verweigert wird, so erfolgt die volle Zurückgabe der erlegten Taxe. 

Art. XIV. 
Eine Königliche Ordonnanz wird alle drei Monate die verliehe- 
nen Brevets im Bulletin de Lois veröffentlichen. 

Art. XV. 
Kein verliehenes Brevet kann in anderer Weise verlängert wer- 
den, als durch ein Gesetz. 

Dritte Sektion. Von den Certifikaten über Zusätze zu der ein- 
gereichten Beschreibung. 

Art. XVI. 

Dem Brevetbesitzer und seinen Theilhabem oder Rechtsnach- 
folgern steht während der ganzen Zeitdauer des Brevets das Eecht zu, 
die Befugnisse des Brevets auch für spätere Veränderungen, Verbes- 
serungen und Zusätze der ursprünglichen Erfindung in Anspruch zu 
nehmen, mittelst Hinterlegung der betreffenden Eingabe unter den in 
den Art. V, VI und VH vorgeschriebenen Formalitäten. 

Diese Abänderungen, Verbesserungen oder Zusätze werden durch 
in der nämüchen Form gleich dem Haupt-Brevet ausgestellte Certifi- 
kate konstatirt und sind vom Datum der betreffenden Eingabe und 
ihrer Erledigung an gerechnet von der nämlichen Wirkung, wie das 
ursprüngliche Brevet, mit welchem sie gleichzeitig erlöschen. 

Für jedes Gesuch um ein Zusatz -Certifikat ist eine Taxe von 
20 Fr. zu entrichten. 

Wenn von einem der Theilhaber an einem Brevet ein Zusatz- 
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Gertifikat nachgesucht wird, so erstreckt sich dessen Wirkung auch 
anf die übrigen Theilhaber. — 

Art. XVn. 
Im Falle der Besitzer eines Brevet vorziehen würde, für Abän- 
derungen, Verbesserungen oder Zusätze zu seinem Brevet ein eigenes, 
selbstständiges Brevet für 5, 10 oder 15 Jahre anstatt eines blosen 
Zusatz-Certifikates , welches mit dem ursprünglichen Brevet erlischt, 
zu nehmen, so hat derselbe die in den Artikeln V, YI und VU gegebenen 
Vorschriften zu erfüllen und die Taxe nach Art. IV zu entrichten. 

Art. XVm. 

Niemand als der Brevetirte und seine Genossen kann in der 
vorbezeichneten Weise binnen Jahresfrist ein gültiges Brevet auf Ab- 
änderung, Vervollkommnung oder Zusätze der Erfindung erlangen, 
welche den Gegenstand des primitiven Brevets ausmacht. 

Demohngeachtet ist es Jedermann, welcher ein Brevet auf Ver- 
änderung, Zusätze oder Verbesserungen einer bereits brevetirten Er- 
findung zu erwerben wünscht, gestattet, im Verlaufe des gedachten 
Jahres seine Eingabe zu deponiren, welche sodann bei dem Ministe- 
rium des Ackerbaues und Handels unter Siegel verbleibt. 

Nach ümfluss' des Jahres wird das Siegel gelöst und das Brevet 
ertheilt. 

In allen Fällen ist dem ui*sprtLnglich Brevetirten der Vorzug 
eingeräumt für die Veränderungen, Verbesserungen und Zusätze, für 
welche er während dieses Jahres ein Zusatz-Certifikat oder ein Brevet 
verlangt. 

Art. XIX. 

Wer ein Brevet für eine Entdeckung, Erfindung oder Anwen- 
dung eines neuen Verfahrens bezüglich auf den Gegenstand eines an- 
deren Brevets erlangt hat, ist in keiner Weise berechtiget, die bereits 
brevetirte Erfindung auszubeuten. 

Ebenso ist dem Besitzer des primitiven Brevets nicht gestattet, 
sich die Verbesserungen und Vortheile des neuen Brevets anzueignen. 

Vierte Sektion. Von der Uebertragung und Cession der Brevets. 

Art. XX. 
Jeder Brevetirte kann sein Brevet ganz oder theilweise cediren. 
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Die ganze oder theilweise Cession eines Breret, gleiohviel ob 
dieseibe unentgeltlicb oder unter onerosem Titel stattfindet, muss durch 
einen Notariats-Akt vollzogen worden und hat die Entrichtung der 
ganzen, Art. IV vorgeschriebenen Taxe zur Folge. 

Keine Cession hat Dritten gegenüber Gültigkeit, bis dieselbe 
auf dem Sekretariate der Präfektur, in deren Departement der Ces- 
sions-Akt stattgefunden, einregistrirt worden ist. 

Zu diesem Behufe aber muss ein authentischer Auszug des 
CessiojDs- oder Veränderungs-Aktes produzirt werden. 

Eine Ausfertigung des Registrirungs-ProtokoUes mit Anlage des 
obenerwähnten Aktes ist von den Präfekten innerhalb fünf Tagen 
vom Datum des ProtokoUes an gerechnet an das Ministerium des 
Ackerbaues und Handels einzusenden. 

Art. XXI. 
Auf dem Ministerium des Ackerbaues und Handels wird ein 
Register gehalten für die Eintragung aller bei jedem Brevet vorge- 
kommenen Veränderungen, welche vierteljährig durch eine Königliche - 
Ordonnanz nach der im Art. XIV vorgeschriebenen Form veröffentlicht 
werden. 

Art. XXII. 

Den Cessionären eines Brevet und denjenigen, welche von einem 
Brevetirten die Befugniss erlangt haben, seine Entdeckung oder Er- 
findung auszubeuten, steht auch die volle Berechtigung zu, die von 
dem Brevetirten oder seinen Mitberechtigten später erlangten Zusatz^ 
Certifikate zu benützen. Dagegen dürfen der Brevetirte und seine 
Mitberechtigten auch von denjenigen Zusatz - Certifikaten Vortheil zie- 
hen, welche ferner von den Cessionären erlangt worden sind. 

Alle diejenigen, welche zur Benützung von Zusatz - Certifikaten 
berechtiget sind, können gegen die Gebühr von 20 Fr. eine Abschrift 
hievon auf dem Ministerium des Ackerbaues und Handels erhalten. 

Fünfte Sektion. Von der Mittheilung und Veröffentlichung der 
Beschreibungen und Zeichnungen von Erfindungs-Brevets. 

Art. XXni. 
Die Beschreibungen, Zeichnungen, Musterstücke und Modelle 
von verlieh^ien Brevets verbleiben bis zur Erlöschung der letzteren 
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beim Ministerium des Ackerbaues und Handeis hinterlegt, woselbst 
ihre Einsichtsnahme auf Verlangen Jedermann kostenfrei gestat- 
tet wird. 

Jedermann darf auf seine Kosten Copien dieser Beschreibungen 
und Zeichnungen nehmen, unter Einhaltung der in der Vollzugs- 
Inistruktioii Art. 50 vorgeschriebenen Formalitäten. 

Art. XXIV. 
Nach erfolgter Zahlung der zweiten Annuität für das Brevet 
werden die Beschreibungen publizirt; theils wörtlich, theils im Aus- 
zuge. Zu Anfang jedes Jahres wird ausserdem ein Katalog der Titel 
sämmtlicher während des vorhergegangenen Jahres verliehenen Bre- 
vets publizirt. 

Art. XXV. 
Die gedruckten Sammlungen der Beschreibungen und Zeichnun- 
gen, sowie die publizirten Jahres-Kataloge werden beim Ministererium 
des Ackerbaues und Handels und auf dem Sekretariate der'Präfektu- 
ren jedes Departements hinterlegt, wo solche kostenfrei eingesehen 
werden können. 

Art. XXVI. 
Nach Erlöschung der Brevets werden die Originale der Beschrei- 
bungen im Conservatoire des arts et metiers hinterlegt. 

Dritter Titel. 

Von den Rechten der Ausländer. 

Art. XXVH. 

Den Ausländern ist gestattet. Erfindungspatente in Frankreich 
zu erwerben. 

Art. XXVin. 

Für den Vollzug des vorhergehenden Artikels kommen die in ge- 
genwärtigem Gesetze vorgeschriebenen Bedingungen und Formalitäten 
für die Gesuche um Brevets und deren Ertheilung gleichfalls in An- 
wendung. 

Art. XXIX. 

Der Urheber einer Erfindung oder Entdeckung, welche bereits 
im Auslande privüegirt ist, kann hierauf auch ein Brevet in Frank- 
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reich erlangen. Die Dauer desselben kann jedoch jene für das im 
Auslande früher erworbene Brevet nicht übersteigen. 

Vierter Titel. 

Von der Nichtigkeit und dem Verfalle der Brevets und 
den hierauf Bezug habenden gerichtlichen Klagen. 

Erste Sektion. Von der Nichtigkeit und dem Verfalle. 

Art. XXX. 

Ertheilte Brevets sind null und nichtig in folgenden Fällen: 

1) wenn die betreffende Entdeckung, Erfindung oder Anwendung 
nicht neu ist; 

2) wenn die Entdeckung, Erfindung oder Anwendung nach den 
Bestimmungen des Art. III ftlr ein Brevet nicht geeignet ist; 

3) wenn Brevets sich über Prinzipien, Methoden, Systeme, Ent- 
deckungen und theoretische Darlegungen verbreiten, ohne deren 
Anwendung für industrielle Zwecke nachzuweisen; 

4) wenn erkannt wird, dass der Gegenstand des Patentes der öf- 
fentlichen Ordnung oder Sicherheit, der öffentlichen Sittlichkeit 
oder den Landesgesetzen zuwider läuft; vorbehaltlich ausserdem 
in diesen und den in vorhergehendem Ziffer bezeichneten Fäl- 
len der für die Fabrikation oder den Verkauf verbotener Ge- 
genstände gesetzlich bestimmten Strafen, welche hier in An- 
wendung kommen könnten; 

5) wenn der Titel, unter welchem das Brevet verlangt wurde , be- 
trügerischer Weise einen anderen Gegenstand begreift, als das 
wahre Objekt der Erfindung; 

6) wenn die zum Brevet gehörige Beschreibung für die Ausfüh- 
rung der Erfindung ungenügend befunden wird, oder wenn die- 
selbe nicht in loyaler und vollständiger Weise die wahren Mit- 
tel des Erfinders angibt ; 

7) wenn das Brevet auf eine den Vorschriften des Art. XVIII zuwi- 
derlaufende Weise erworben worden ist. 

Endlich werden auch diejenigen Certifikate über Veränderungen, 
Verbesserungen oder Zusätze, welche mit dem Haupt -Brevet nicht im 
engen Zusammenhange stehen, für null und nichtig erklärt. 
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Art. XXX r 

Als nicht neu wird jede Entdeckung, Erfindung oder Ajiwendußg 
erklärt j welche in Frankreich oder im Auslande Tor dem Tage der 
Anmeldung um ein Brcvet hie für eine Veröffentlichung in solcher 
Weise erlangt hat, daüs dieselbe liienacli wirklich ausgeführt wer- 
den kann. 

Art. XXXn. 
Aller Rechte des Brevets verlustig wird erklärt: 

1) der Besitzer eines Brcvets^ welcher nicht vor Eintritt eines je- 
den Jahres der Dauer desselben die treffende Annuität an der 
Tase entrichtet hat; 

2) derjenige, welcher seine patentirte Entdeckung oder Erfindung 
binnen zwei Jahren vom Tage des ausgestellten Brevets an 
nicht ausgeführt hat, oder weicher während der Zeitperiode 
deb Brevet zwei Jahre hintereinander dasselbe nicht benützt 
hat, ohne wohl begründeten Nachweis über die Ursachen die- 
ser Unterbrechung geliefert zu haben; 

3) der Besitzer eines Brevets, welcher Erzeuguisse des Auslandes 
gleicher Art, wie jene durch das Brevet ge schütz: te, nach Frank- 

^ ^ ^ reich einführt. 

Ton der Anordnung des vorstehenden Ziffer sind Maschinen - 
Modelle ausgenommea, deren Einfuhr vom Auslande vom Mii^isterium 
für Agrikultur und Handel in dem Art. XXIX vorgesehenen Falle be- 
willigt werden kann* • ^ 

Art. XXXm. 

Wer in öffentlichen Anzeigen, Prospektus, Affich en, Marken oder 
Fabrikzeichen sich die Eigenschaft eines Brevetirten beilegt, ohne ein 
Brevet für die Iraglicheir Gegenstände zu besitzen oder nach der Er- 
löschung eines besessenen Brevets; oder wer als wirklicher Brevetbe- 
sitzer diese Eigenschaft auf seinem Anzeiger etc. erwähnt ohne den 
Beisatz „saus garantie du Gouvernement,'* verfällt in eine 
Strafe von 50 bis lOöO Francs, welcke im "Wiederholungsfalle ver- 
doppelt werden kann. 
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Zweite Sektion. Von den gerichtlichen Klagen auf Nichtigkeit 
und Verfall des Brevets. 

Art. XXXIV. 

Gerichtliche Klagen auf Nichtigkeit und Verfall können von Je- 
dermann, wer hiebei Interesse hat, erhoben werden. 

Diese Klagen, wie alle Anfechtungen des Eigenthums von Erim- 
findungs - Patenten sind an die Civil - Gerichtshöfe erster Instanz zu 
bringen. 

Art. XXXV. 

Wenn die Klage zugleich gegen den Titelbesitzer des Brevet und ge- 
gen einen oder mehrere Conzessionäre gerichtet ist, so muss dieselbe bei 
der Gerichtsbehörde des Domizils des Titelbesitzers angebracht werden. 

Art. XXXVI. 

Die Sache wird instruirt und abgeurtheilt nach den durch die 
Art. 405 u. f. des Code de procedure civile gegebenen Vorschriften. 
Der Staatsprokurator ist davon in Kenntniss zu setzen. 

Art. XXXVn. 

In jeder lustanz eines Rechtsstreites , welcher auf Nullität oder 
Verfall eines Brevet gerichtet ist, kann das öffentliche Ministerium In- 
tervention ergreifen und Aufforderungen zur Verfallserklärung des 
Brevets erlassen. Demselben steht auch die direkte Klagstellung auf 
Nullität zu in den durch die Nummern 2, 4 und 5 des Art. XXX 
hezeiclmeten Fällen. 

Art. XXXVin. 

In den im Art. XXXVn vorgesehenen Fällen sind alle Rechtstheil- 
haber am Brevet, deren Titel im Ministerium des Ackerbaues und 
Handels einregistrirt sind, zur Streitsache beizuziehen. 

Art. XXXIX. 

Wenn die Nullität oder der absolute Verfall eines Brevets durch 
richterliches ürtheil ausgesprochen worden und in Rechtskraft getreten 
ist, so wird das Ministerium des Ackerbaues und Handels hievon in 
Kenntniss gesetzt und die Nullität oder der Verfall in der Art. XIV 
für die Proklamation der Brevets bestimmten Form publizirt. 



Digitized by CjOOQIC 



1 



127 

Fünfter Titel 

Von d er KacliahmuDiE,' der Erevets, deren gerichtlichür 
Verfolgung und Strafen, 

Art, XL. 

Jeder Angriff auf die Rechte eines Brevetbesitzers , sei es durch 
Verfertigung vod Produkten oder durch Anwendung von Mitteln, wel- 
che Gegenstand seines Brevets sind , gilt als Vergehen der Nach* 
ahmung. 

Dieses Vergehen unterliegt einer Geldstrafe von 100 bis 2000 
Francs, ^ 

Art. XLL 

Diejenigen, welche wissentlich nachgeahmte Gegenstände verhör- 
gen, verkauft oder isüm Verkaufe ausgestellt oder in fianzösisches Ge- 
biet eingeführt haben, unterliegen den gleichen Strafen wie die Nach- 
ahmen 

Art. XLÜ. 

Die durch das gegenwärtige Gesetz bestimmten Strafen können 
nicht kummulirt werden. 

Die stärkste Strafe , welche hei der ersten ge riebt liehen Verfol- 
gung ausgesprochen wird, gilt für alle > orhergegaugenen Fälle, 

Art, XLin. 

Im Rückfalle wird ausser den in den Artikeln XL und XLI aus- 
gesprochenen Strafen noch eine Gefänguissstrafe von einem bis sechs 
Monaten verhängt. 

Als Rückfall wird betrachtet, wenn gegen den einer Nachahmung 
Ueberwiescaeu innerhalb der fünf vorhergegangenen Jahre bereits eine 
Verurthcilung nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes er- 
folgt ist. 

Gefängni SS strafe von einem bis zu sechs Monaten kann auch er- 
kannt werden, wenn der Nachahmer als Arbeiter oder Angestellter in 
den Werkstätten oder Aulagen des Brevetbe sitzers verwendet war oder 
wenn derselbe mit einem solchen Arbeiter oder Augestellten assoziirt 
war und auch diesen von den brevetirten Prozeduren Kenntniss er- 
langt hatte. 

Im letzten Falle kann der Arbeiter oder Angestellte als Mit- 
schuldiger verfolgt werden* 
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Art. XLIV. 
Bei den vorstehend erwähnten Vergehen kann der Art. 463 des 
Straf- Codex in Anwendung gebracht werden. 

Art. XLV. 
Der korrektioneilen Klage auf Anwendung der in Vorgehendem 
ausgesprochenen Strafen kann vom öffentlichen Ministerium nur auf 
erhobene Klage des verletzten Theiles Folge gegeben werden. 

Art. XL VI. 
Das Correktions-Tribunal, bei welchem eine Klage auf das Ver- 
gehen der Nachahmung gestellt ist, begründet seinen Ausspruch auf 
die Exzeptionen des Beklagten, sei es in Bezug auf Nullität oder Ver- 
fall des Brevet oder hinsichtlich solcher Fragen, welche auf das Ei- 
genthum des betreffenden Brevets Bezug nehmen. 

Art. XLVn. 

Die Brevets - Besitzer können auf erlassene Ordonnanz des Prä- 
sideuten des Gerichts erster Instanz die genaue Beschreibung oder 
Designation der als nachgeahmt angesprochenen Gegenstände durch 
den Huissier mit oder ohne Beschlagnahme herstellen lassen. 

Die Ordonnanz . wird auf einfaches Anrufen , unter Vorlage des 
Brevet erlassen, in derselben kann im erforderlichen Falle auch ein 
Expert zur Unterstützung des Huissiers in der Beschreibung benannt 
werden. 

Bei einer Beschlagnahme kann demjenigen, welcher die Beschlag- 
nahme verlangt hat, durch die gedachte Ordonnanz eine Kaution, noch 
vor der Ausführung der Beschlagnahme auferlegt werden. Diese 
Gaution ist jederzeit zu stellen , wenn die Beschlagnahme von einem 
brevetirten Ausländer verlangt wird. 

Demjenigen, welcher die beschriebenen oder in Beschlag genom- 
menen Gegenstände in Verwahr gnnommen hat, wird eine Abschrift 
der Ordonnanz und des die Kautionserlegung konstatirenden Aktes, 
wenn eine solche stattgefunden, zugestellt; bei Strafe der Nullität und 
des Erlages von Entschädigungs- Zinsen gegen den Huissier. 

Art. XLVIU. 

Im Falle der Anrufende sich hiemit binnen acht Tagen, sei es 
auf dem zivilgerichtlichen oder korrektionellen Wege nicht versehen 
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hat, so ist die Beschlagnahme oder Beschreibimg von Rechtswegen 
null, ohne Präjudiz wegen Anspruches von Entschädigongs- Zinsen im 
gegebenen Falle, nach der im Art 36 yorgeschriebenen Form. 

Art. XLIX. 
Neben der Aburtheilung des Nachahmers, Hehlers oder Einfüh- 
rers patentirter Gegenstände wird die Konfiskation der nachgeahmten 
Gegenstände und vorkommenden Falles auch der zu ihrer Verfertigung 
bestimmten Utensilien und Instrumente verhängt. 

Sechster Titel. 

Besondere und transitorische Bestimmungen. 

Art. L. 
Die Vollzugs - Anordnungen für die Administrativbehörden über 
das gegenwärtige Gesetz, welches nach drei Monaten von seiner Ver- 
öffentlichung an in Kraft tritt, werden durch Königliche Ordonnanzen 
erlassen werden. 

Art. LI. 

Ordonnanzen gleicher Art werden für die Anwendung des ge- 
genwärtigen Gesetzes in den Colonien, unter etwa weiter ftlr angemes- 
sen erachteten Modifikationen erlassen werden. 

Art. LH. 

Von dem fTage, an welchem das gegenwärtige Gesetz in Kraft 
tritt, werden die Gesetze vom 7. Jänner und 25. Mai 1791, vom 
20. September 1792, das Arrßt6 vom 17. Vend^miaire An 7, das Ar- 
r^t6 vom ö. Vend^miaire An 9, die Dekrete vom 25. November 1806 
und 25. Jänner 1807 nebst allen früheren auf die Ertheilung von 
Brevets für Erfindungen, Verbesserungen und Einführungen bezüglichen 
Anordnungen ausser Wirkung gesetzt. 

Art. Lm. 

Die gegenwärtig in Kraft bestehenden Brevets , welche nach den 
früheren gesetzlichen Bestimmungen ertheilt worden sind, verbleiben 
für die Dauer ihrer Verleihung. 

Art. LIV. 

Die vor der Publikation des gegenwärtigen Gesetzes begonnenen 

V. Kleintchrod, Patentgetetxgebnng. 9 
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gerichilicken Prozeduren werden nach den früheren gesetzliehen Be- 
stümanngen za Ende geführt 

Jede Klage auf Nachahmung, Nullität oder Verfall eines Brev^ 
welche noch nicht anhängig gemacht ist, soll nach den Bestimmungen 
des gegenwärtigen Brevets behandelt werden, auch wenn es sich von 
frülier verliehenen Brevets handelt. 

Das gegenwärtige Gesetz, vorgängig berathen und angenommen 
m den Kammern der Pairs und der Deputirten und unter dem Heu- 
tigen von Uns sanktionirt, soll als Staatsgesetz in Yollzug treten. 

Folgen die Unterschriften. 
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Oesterreichische Patent-Gesetzgebung* 

Gleichwie in England und Frankreich , so gieng auch im Oes* 
terreich. Kaiserstaate der entwickelten Gesetzgebung über die Erthei- 
lung von Erfindungs - Privilegien das System gewerblicher Monopole 
lange vorher. Dasselbe fand jedoch in ungleich beschränkterem Maasse 
Statt als in den beiden vorgenannten Staaten und Niemals wurden der- 
gleichen Monopole als persönliche Begünstigung, oder aus anderweiti- 
gen den nationalökonomischen Rücksichten fremden Motiven verliehen. 
Dergleichen früher bestandenen Gewerbsmonopolen lag vielmehr jeder- 
zeit die Absicht zu Grunde, grössere industrielle Unternehmungen für 
die Wohlfahrt des Landes zu sichern und emporzubiingen, oder neue 
Fabrikationszweige einzuführen und im Innern des Reiches zu ver- 
breiten. Solche Monopole wurden vorzüglich von der Mitte des 
17ten Jahrhunderts an von Kaiser Leopold I, dann unter den nach- 
folgenden Regierungen Karl VI., Maria Theresia's, Joseph 11., und 
zwar jedesmal nur auf bestimmte Zeiträume von 20 — 30 Jaliren 
verliehen. Als Beispiele derselben sind zu erwähnen: eine der 
ersten dergl. Verleihungen die Linzer Wollenzeug -Fabrik (1672), fer- 
ner die Neuhauser Spiegelfabrik, die zahlreichen Gewerbsprivilegien 
verschiedener Art an die 1719 errichtete orientalische Handels- Com- 
pagnie, die Wiener Porssellain- Fabrik, die Wiener Fabrik für Gold- 
und Silber-Gespinnste und die Fabrik der s. g. Opera» Stoffe, dann 
verschiedene Seide-, Stahle und Eisenfabriken. 

In nächster Verbindung mit diesen Massregeln standen das Sy- 
stem der Prämien für vorzügKche inländische Fabrikate, wofür 
im Voraus bestimmte Summen, je nach der Wichtigkeit der Fabri- 
kate, für die inländische Industrie öffentlich auegeschrieben worden; 

9* 
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besonders in Anwendung während der Regierangsperiode des Kaisers 
Joseph U.; endlich die Einfuhr-Verbote zu Gunsten und zur 
Emporbringung inländischer Manufakturen und Fabriken ^). 

Die Begünstigungen der damaligen Privilegien-Besitzer erstreck- 
ten sich ausser dem aUgemeinen Einfuhrverbote der privilegirten Ar- 
tikel noch weiter auf die Berechtigung, allenthalben Niederlagen zu 
erriditen, Arbeiter in beliebiger Zahl zu unterhalten, Künstler und 
Gelehrte aus dem Auslamle für ihre Fabriken zu berufen; femer auf 
die Befreiung von Militärlasten, auf die Verleihung eines eigenen Ge- 
richtsstandes (des Merkantil- und Wechsel - Gerichts) u. m. a. In- 
zwischen wurden derartige Gewerbs- und Fabrik-Privilegien schon 
von der Mitte des 18ten Jahrhunderts an wesentlich beschränkt; in- 
dem der Grundsatz Geltung gewann, im Gebiete der Industrie durch 
möglichste Freiheit dem Monopolgeiste einen Damm entgegen zu 
setzen '). 

Unter Kaiser Josephs IL Regierung sollten besonders auf die 
Erzeugung solcher Gegenstände, welche dem gemeinen Verkehr die- 
nen und deren ürstoffe im Inlande vorkommen, keine weiteren Pri- 
vilegien ertheilt werden ; wohl aber auf Luxusgegenstände. Auf ein- 
zelne industrielle Unternehmungen (z. B. auf eine Spinn-Maschine) 
erfolgten noch bis gegen das Ende des 18ten Jahrhunderts Privilegien, 
jedoch ohne eine systematische Gesetzgebung, blos durch Spezial-Ver- 
ordnungen. 

Die Ertheilung von Erfindungs-Patenten begann mit dem 
Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts im Kaiserstaate Boden zu 
gewinnen. Im Jahre 1802 wurden sämmtliche Landesstellen durch 



; 1) ,,Im Jahre 1699 wurde Jedem, welcher eine neue Fabrik errichtete, ein 
Privilegium ertheilt und die Einfahr der von ihm erzeugten Artikel ver- 
boten. Dieses Verbot haUe die Seidenfabrikate ganz besonders im 
Auge, ^eren Einfuhr aber auch untersagt wurde , weil eine Gesellschaft 
mit diesen Artikeln das Inland vollends zu versehen sich anbot. Um 
die Industrie za befordern, wurden auf die Erzeugung aller neuen Ge- 
genstände und auf den Verkauf gewisser aus dem Auslande einzufüh- 
ren erlaubter Artikel Privilegien ertheilt. Dies war der Zustand des 
Oesterreichischen Privilegienwesens von 1657 bis 1*305.** Skarda, das 
österreichische Privilegien-Recht Wien 1842. 
2) Skarda a. a. 0. 
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ein Hofdekret aufgefordert, über die Ertheilnng ansschliessender Pri- 
vilegien für neue Erfindungen im Gebiete der Industrie, unter Einver- 
nehmung der Fiskalämter ausführliche Gutachten zu erstatten. Durch 
Hofkammerdekret vom 22sten Jänner 1810 wurde zuerst die Erthei- 
lnng ansschliessender Privilegien ,4n ausserordentlichen, besondere 
Rücksicht verdienenden Fällen^^ ausgesprochen; unter Bezeichnung 
der allgemeinen Grundsätze , nach welchen hiebei zu verfahren. Als 
Gegenstände fOr diese Privilegien wurden hauptsächlich „Maschinen 
und Erfindungen im Fache der Mechanik*' bezeichnet. Bei Erfindun« 
gen, welche in die Chemie einschlagen, ,,sei behutsam zu verfahreui 
weil es mehreren Schwierigkeiten unterliege , dieselben genau zu indi-* 
vidualisiren.'* Auf Erfindungen im Felde der Landwirthschaft 
endlich sollten in keinem Falle ausschliessende Privilegien ertheilt 
werden; ,4ndem die zur Verbesserung des Landbaues führenden Er- 
findungen zu gemeinnützig, zu sehr der allgemeinen Offenbarung un- 
terworfen und überhaupt schon ihrer Wesenheit nach zu wenig zum 
ausschliessenden Gebrauche geeignet sind, um Gegenstand eines Pri- 
vilegiums zu werden." 

Die Dauerzeit der Privilegien solle nach dem jedesmaligen Be*- 
funde bestimmt werden; doch sei im Allgemeinen ein Dezennium als 
das Maximum dieser Dauerzeit anzunehmen und die blosse Uebertra- 
gung einer im Auslande schon bekannten Erfindung sei durch die 
Dauerzeit des Privilegiums weniger als eine ganz neue Erfindung zu 
begünstigen. 

Auf den Grund der Erfahrungen, welche unter der Wirksamkeit 
dieser aUgemeinen Grundsätze bei der Verleihung von Erfindungspa- 
tenten während der Periode von 1810—1820 gesammelt worden sind 
und mit Berücksichtigung zahlreicher während dieser zehnjährigen 
Vollzugsperiode durch besondere Hofkammerdekrete gegebenen Direk- 
tive erschien unter dem 8ten Dezember 1820 das erste Kaiserliche 
Allerhöchste Patent über Erfindungs-Privilegien für die gesammte ös- 
terreichische Monarchie, mit dem Motiv im Eingange : „Um in allen 
Provinzen des österreichichen Staates ein gleichförmiges System der 
Verleihung ausschliessender Privilegien auf Entdeckungen, Erfindun- 
gen und Verbesserungen im Gebiete der Industrie einzuführen und 
durch dasselbe auf die Aufmunterung des Erfindungs- 
geistes und auf die Belebung der National-Betriebsam- 
keit günstig zu wirken.^* 
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Diesem ersten Eaiseriichen Patente folgte unter 4em Slsten 
März 1882 ein zweites, mit zahlreichen Zusätzen und Verbesserung^! ; 
endlich nach weiterem zwanzigjährigen Verlaufe das Allerh. Eaieerl. 
Patent vom löten August 1852 ^), welches die heutige Gesetzgebung 
über diesen Zweig der industriellen Legislation in Oesterreich ent* 
hält. 

Unter Bezugnahme auf den Inhalt dieses im Anhange abge- 
druckten Gesetzes mögen hier einige Bestimmungen desselben hervor- 
gehoben werden, welche theils seit dem Erlasse des Patentes vom 
Jahre 1820 hinzugekommen sind, theils im Vergleiche mit den Pa- 
t^tgesetzen anderer Staaten besonders beachtenswert^ erscheinen. 

Allgemein ausgenommen von jeder Patentertheilung sind : 
Bereitungen von Nahrungsmitteln und Getränken, dann von Arzneien; 
femer alle Entdeckungen, Erfindungen oder Verbesserungen, deren 
Ausübung aus öffentlichen Rücksichten für Gesundheit, Sittlichkett, 
Sicherheit oder im allgemeinen Staatsinteresse gemäss den gesetzlichen 
Anordnungen unzulässig ist. 

Hierüber findet eine Vorprüfung durch die einschlägige Statthal- 
terei Statt, wohin die Privüegiums-Gesuche entweder direkt oder durch 
die Eireisämter und diesen analoge politische Behörden einzusenden 
sind. Diese Vorprüfung hat sich jedoch ausser der Cogoition bezüg- 
lich der gehörigen Erfüllung der formellen Bedingungen lediglich auf 
die Untersuchung zu beschränken, ob der Gegenstand des Gesuches 
nicht etwa zur Ertheilung eines Privilegiums unbedingt ungeeignet sei ; 
in welchem Falle sogleich unmittelbar die Zurückweisung erfolgt. In 
allen übrigen Fällen gelangt das in Bezug auf die Erfüllung der for- 
mellen Vorschriften nicht beanstandete Gesuch an das Ministerium für 
Handel und Gewerbe, welches zur Ueberprüfung aller für ein 
Privilegiums-Gesuch vorgeschriebenen Erfordernisse berufen ist und 
welchem die ausschliessende Befugniss zusteht, die gesiegelte tech- 
nische Beschreibung der Erfindung zu öffnen und zu untersuchen. 
Diejenigen f*unkte, worauf diese amtliche Untersuchung sich zu erstre- 
cken hat, sind im §. 16. des Gesetzes genau bezeichnet; dieselben 
gind rein formeller Natur bis auf den Punkt lit. d, nach welchem zu 
entscheiden, ob der zu privilegirende Gegenstand weder in Sanitäts- 



1) Allgemeines Reichs-, Gesetz- und Regierungsblatt für das Kaiserthum 
Oesterreich LYII. Stück vom 25sten September 1852. — 
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Beziehuiigen noch in anderweitigeB , im dffentlicken Interesse gelege- 
nen Rficksichten den bestehenden Gesetzen nnd Anordnungen zu- 
läuft. Es wird daher auch in Ansehung dieses Punktes auf 
bereits bestehende Gesetze und Anordnungen aus- 
drücklich Bezug genommen und in solche Weise dem Bereiche 
allgemeiner Erwägungen, nadi welchen Patentertheihmgen im 
weitesten Umfange ausgeschlossen werden könnten, keine Wirksamkeit 
«ingeräumt. Ueber die Sanitäts-Beziehungen werden tech- 
nische Gutachten von der Medizinal -Behörde erhoben. Ausserdem 
jedoch soll nach ausdrücklicher Vorschrift des §. 17. irgend eine ma- 
terielle Prüfung über die Neuheit und Nützlichkeit der Erfindung 
in kmem Falle Statt finden ; wogegen auch jede Haftung des Staates 
ausgeschlossen und das Privilegium lediglich auf Gefahr, Schaden und 
Kosten des Privilegirten ertheilt wird 

Als besonders wichtige Bestimmung ist jene über die ErÜm' 
Inng ausschliessender Privilegien für solche Erfindungen zu bezeich- 
nen, welche aus dem Auslande eingeführt werden sollen. Die Er- 
theihmg von Einführungs - Privilegien kann, gleichwie schon im 
Patente vom Jahre 1832 vorgeschrieben worden, nur dann Statt fin- 
den, wenn die Ausübung derselben auch im Auslande an ein aus- 
schliessendes Privilegium geknüpft ist. Das neue Gesetz enthäH 
jedoch den wichtigen Zusatz : dass eine solche Verleihung nur dem 
Inhaber eines ausländischen Privilegiums oder dessen Rechtsnehmer 
zu Theil werden könne. 

Diese folgerichtige und grossartige Begünstigung, welche hier- 
nach jedem Erfinder des gesammten Auslandes im Kaiserstaate, ohne 
aUe Reziprozität gewährt wird, bewirkt nicht nur jene allgemeine 
Ermunterung des Talentes und der Erfindungskraft in den gewerb- 
lidien Künsten überhaujrti, wovon bereits in der ersten Abthlg. §. 8. 
Erwähnung geschah, sondern dieselbe erleichtert zugleich wesentlich 
eine Uebereinkunft mit dem Zollvereine oder den Deutschen Bundes- 
staaten wegen gleichförmiger Behandlung der Legislation über Erfin- 
dungs-Patente. 

Die Dauer der Gewerbsprivilegien ist gesetzlich auf 15 Jahre in 
Maxime festgesetzt, gleichwie in der Mehrzahl der europäischen Staa- 
ten. Zugleich steht Jedermann frei, auch Pateute auf die Dauer von 
5 und 10 Jahren zu erwerben. Die Taxen sind nach der Dauer des 
Schutzes berechnet und für die ersten fünf Jahre auf einen gleichen 
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Betrag bestimmt. In besonders rflcksichtswtlrdigen Fällen endlich 
dürfen von den Behörden Gesuche um eine weitere ausserordentliche 
Verlängerung über die längste gesetzliche Dauer hinaus an S. M. den 
Kaiser gebracht werden. Hiednrch erscheinen die Rficksichten ftlr 
besonders wichtige und das Landeswohl wesentlich fördernde Erfin- 
dungen Behufs deren angemessener Remunenrung mittelst verlängerten 
Schutzes gewahrt, und es ist den Unternehmern grosser und kostspie- 
liger Anlagen zum Betriebe einer patentirten Erfindung die Aussicht 
eröffnet, eine ftlr den vollen Eostenersatz ausreichende Verlängerung 
ihrer Patente zu erlangen. 

Die Competenz für Untersuchung und Bestrafung der im Gesetze 
näher bezeichneten Uebertretungen ertheilter Gewerbsprivilegien ist, 
vom gewerbspolizeilichen Standpunkte ausgehend, den politischen Be- 
zirksbehörden in erster und den politischen Landesbehörden in zweiter 
Instanz zugewiesen; bei vorkommenden Abweichungen der Bescheide 
erster und zweiter Instanz ist mittelst Rekursgestattung an das Han- 
delsministerium noch eine dritte Instanz eröfbet. 

Dagegen sind die Entscheidungen über das streitige Eigenthum 
von Privilegien, so wie alle privatrechtlichen Ansprüche, dessgleichen 
alle Vorfragen bei Untersuchungen über Straffälle, worüber nur die 
Civilgerichte zu entscheiden haben, an die letzteren gewiesen worden. 
Diesen Gerichten ist zugleich die Befugniss eingeräumt, auf glaubwür- 
dige Bescheinigung des Bestandes eines Eingriffes oder dessen Con- 
statirung durch Augenschein auf Verlangen des Beschädigten unbedingt 
,oder gegen Kaution die unmittelbare Beschlagnahme der nachgeahm- 
ten Gegenstände des Privilegiums anzuordnen. 

An Klarheit und Präcision der Fassung für die Erleichterung 
des Vollzuges, an Vollständigkeit, so wie an den für die Ermunterung 
der Industrie und Erfindungskraft günstigen Bestimmungen dtlrfte wohl 
diese neueste österreichische Patentgesetzgebung von keiner andern der 
gegenwärtigen Zeit übertroffen werden und als Muster zur Adoptirung 
auch für andere deutsche Staaten unter den ihrer innem Verfassung 
und den Kompetenzbestimmungen der einschlägigen Behörden entspre- 
chenden Modifikationen zu empfehlen sein. 
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Patent - Statistik, 
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Anzahl der unter der Wirksamkeit des Allerhöchsten Patentes 
vom 8. Dezember 1820 verliehenen ausschliessenden Privilegien. 



Im Jahre 


A 


nssabl der 
Patente. 


1820 




3i 


1821 




59 


1822 




151 


1823 




207 


1324 




138 


1825 




181 


1826 




149 


1827 




166 


1828 




135 


1829 




125 


1830 




14a 


1831 




100 


1832 




106 




Summe 


1721 



Mit IlinwGgksRUTJg ^er kurzen Periode im Jahre 1820 von dem 
Tage des allerhöchsten Patentes an his zum Jahresschlüsse wurden 
während des zi^^ölfj ährigen Zeitraumes van 1821— 1832 in jedem Jahre 
durchsehnitthch 141 Patente verliehen. Hinsichtlich der Zahl der 
Verl ei huu gen in den einzelnen Jahren scheinen die po litis che» Vor- 
gänge des Jahres 1S30 etwas ungtinstig auf den industriellen Unter- 
nehmungsgeist in der Ausführung neuer Erfindungen während der nächst- 
folgenden heiden Jahre eingewirkt zu hahen; gleichwe ein ähnhches 
Ergebniss in der nächstfolgenden Heb ersieht bezüglich der Jahre 1848 
nnd 1849 herv^ortritt " • 
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n. 

Anzahl der unter der Wirksamkeit des Allerhöchsten Patentes 
vom 31. März 1832 verliehenen ausschliessenden Privilegien. 



Im Jahre 


Anzahl der 




Patente. 


1833 


136 


1834 


147 


1835 


157 


1836 


180 


1837 


202 


1838 


249 


1839 


275 


1840 


286 


1841 


233 


1842 


285 


1843 


297 


1844 


315 


1845 


296 


1846 


289 


1847 


374 


1848 


139 


1849 


168 


1850 


224 


1851 


331 


1852 


376 



Summe 4959 

Der Durchschnitt dieses zwanzigjährigen Zeitraumes beträgt zu- 
nächst 248 Yerleihui^en jährlich. 



ni. 

Für die Zeitperiode vom Erlasse des gegenwärtig in Wirksam- 
keit bestehenden Allerhöchsten Patentes vom 15. August 1852 
bis zur Gegenwart. 

Für diese Periode stehen dem Verf. nur die Ergebnisse des 
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Jahres 1853 zu Gebote, nach dem hierüb^* veröffentlichten amtli- 
chen Verzeichnisse *). 

In diesem Jahre wurden 406 neue Gewerbsprivilegien verlieben 
und für 57 dergleichen wurde eine weitere Yerlängerung bewilligt. 
Gegen die Durchschnittszahl von 248 Privilegien- Verleihungen in einem 
Jahre der nächst vorhergegangenen zwanzigjährige Periode zeigt sich 
demzufolge für das Jahr 1853, als das erste nach dem Erlasse des 
neuen Patentgesetzes eine Zunahme von 158 Patenten, was nebst dem 
fortschreitenden Aufschwünge der Industrie der Wirksamkeit der neuen 
Gesetzgebung zuzuschreiben sein dürfte. 



Oesterreichisches Patentgesetz» 

Wir Franz Joseph der Erste 

von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich 

etc. etc. 

Von dem Wunsche geleitet, dem Erfindungsgeiste auch in den*- 
jenigen Kronländern Unseres Reiches, welche bisher eines Privilegien- 
gesetzes entbehrten, den erforderlichen Schutz angedeihen zu lassen, 
und in Berücksichtigung der seit dem Patente vom 31. März 1832 
gewonnenen Erfahrungen, welche manche Verbesserung und Vervoll- 
ständigung der bisherigen Privilegiengesetze als nothwendig erkennen 
Hessen, haben nach Vernehmung Unserer Minister und Anhörung Un- 
seres Reichsrathes, für den ganzen Umfang Unseres Reiches Folgendes 
festzusetzen befunden: 

1. Abschnitt. 
Vom Gegenstande eines ausschliessenden Privilegiums. 

§• 1. 

Ein ausschliessendes Privilegium kann unter den, in den nach- 
folgenden §§. 2, 3, 4 und 5 enthaltenen Beschränkungen auf jede neue 
Entdeckung, Erfindung eder Verbesserung ertheilt werden, welche 



1) Verzeichniss der im Jahre 1853 vom K K. Privüegicn-Archive ainregi- 
strirten, verliehenen, verlängerten, übertragenen und ausser Kraft ge- 
tretenen ausschliessenden Privilegien. Aus der R. K Hof- und Slaats- 
druckerei. 185,4. 
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a) ein neues Erzengniss der Industrie, oder 

b) ein neues Erzeugungsmittel, oder 

c) eine neue Erzeugungsmethode zum Gegenstände hat, das Privile- 
gium mag von einem österreichischen Staatsangehörigen oder von 
einem Ausländer angesucht werden, wenn sie nicht zu den in den 
folgenden Paragraphen (2 — 5) als nicht privilegirbar bezeichneten 
gehört. 

Man versteht aber unter Entdeckung jede Auffindung einer zwar 
schon in früheren Zeiten ausgeübten, aber wieder ganz verloren ge- 
gangenen, oder überhaupt einer im Inlande unbekannten industriellen 
Verfahrungsweise. 

Unter Erfindung wird jede Darstellung eines neuen Gegenstandes 
mit neuen Mitteln, oder eines neuen Gegenstaüdes mit schon bekannten 
Mitteln, oder eines schon bekannten Gegenstandes mit anderen, als 
den bisher für denselben Gegenstand angewendeten Mitteln verstanden. 

Als eine Verbesserung oder Veränderung wird jede Hinzufügung 
einer Vorrichtung, Einrichtung oder Verfahrungsweise zu einem be- 
reits bekannten oder privilegirten Gegenstande angesehen, durch wel- 
che in dem Zwecke des Gegenstandes, oder in der Art seiner Erzeu- 
gung ein günstigerer Erfolg oder eine grössere Oekonomie erzielt wer- 
den soll. 

Als neu wird irgend eine Entdeckung, Erfindung oder Verbesse- 
rung betrachtet, wenn sie bis zur Zeit des angesuchten Privilegiums 
im Inlande weder in der Ausübung steht, noch durch ein veröffent- 
lichtes Dinickwerk bekannt ist. 

§. 2. 
Auf Bereitungen von Nahrungsmitteln , Getränken und Arzneien, 
dann auf Entdeckungen, Erfindungen oder Verbesserungen, deren Aus- 
übung aus öffentlichen Rücksichten für die Gesundheit, Sittlichkeit oder 
Sicherheit oder im allgemeinen Staatsinteresse gemäss den gesetzlichen 
Anordnungen unzulässig ist, findet ein Privilegium nicht Statt. 

§. 3. 
Auf eine neue Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung, welche 
aus dem Auslande in das österreichische Staatsgebiet eingeführt werden 
will, kann nur dann ein ausschliessendes Privilegium verliehen werden, 
wenn die Ausübung derselben auch im Auslande noch auf ein aus- 
schliessendes Privilegium beschränkt ist. Eine solche Verleihung kann 
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aber nur dem Inhaber des ausländischen Privilegiums oder dessen 
Bechtsnehmer zu Theil werden. Ohne diese Beschränkungen ist ein 
Privilegium auf eine im Auslande gemachte, im Inlande aber noch 
nicht in Ausübung stehende Erfindung, Entdeckung oder Verbesserung 
unstatthaft. 

§• 4- 

Auf die Verbesserung eines schon bekannten oder durch ein 

ausschliessendes Privilegium geschützten Gegenstandes wird nur in der 

Beschränkung ein Privilegium ertheilt, dass sich dasselbe nicht auf den 

ganzen Gegenstand, sondern nur auf den verbesserten Theil bezieht. 

§. 5. 
Auf ein wissenschaftliches Princip , oder einen rein wissenschaft- 
lichen Satz wird ein ausschliessendes Privilegium nicht ertheilt, selbst 
wenn das Princip oder der Satz einer unmittelbaren Anwendung auf 
Gegenstände der Industrie fähig ist; wohl aber ist jede neue Anwen- 
dung eines solchen Principes oder Satzes, wedurch ein neues Erzeug- 
niss der Industrie, ein neues Erzeugungsmittel, oder eine neue Erzeu- 
gungs- Methode zu Stande kommt, privilegirbar. 

§.6. 
Die Vereinigung zweier oder mehrerer unter sich verschiedener 
Entdeckungen, Erfindungen oder Verbesserungen in ein einziges Privi- 
legium ist nur dann gestattet, wenn diese Entdeckungen, Erfindungen 
oder Verbesserungen auf einen und den nämlichen Gegenstand als Be- 
standtheile oder wirkende Mittel Bezug nehmen. 

IL Abschnitt 
Von den Bedingungen zur Erlangung eines ausschlies- 
senden Privilegiums und dem Verfahren Behufs dessen 

Erlangung. 

§. 7. 
Wer ein ausschliessendes Privilegium auf eine neue Entdeckung, 
Erfindung oder Verbesserung erlangen will, muss die in diesem Gesetze 
vorgeschriebenen Bedingungen erfüllen. 
Diese Bedingungen sind: 
a) Ansuchen bei einer competenten Behörde, mittelst eines gehörig 
eingerichteten, und mit den vorgeschriebenen Beilagen versehenen 
Gesuches ; 
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b) Entrichtang einer bestimmten Taxe; 

c) die ErfOlhmg der Verpflichtung,, die neue Entdeckung, Erfindui^ 
oder Verbesserung so deutlich und vollständig zu beschreiben, und 
wenn es zur Erlangung einer hinreichenden Deutlichkeit nöthig 
ist , durch Beigabe von Zeichnungen oder Modellen zu versinnU- 
chen, dass es, wenn dieselbe nach Ablauf der Dauer des Privile* 
giums zur allgemeinen Eenntniss gebracht wird, jedem Fachmann 
möglich ist, dieselbe nachzumachen. 

§. 8. 

Gesuche um ein ausschliessendes Privilegium können bei den 
Statthaltereien, oder wo politisdie Ereisbehörden (Kreisämter, Delega- 
tionen, Comitatsbehörden) bestehen, bei diesen eingebracht werden. 

§. 9. 

Diese Gesuche sind nach dem Formulare A einzurichten. Sie 
können durch den Privilegiumswerber selbst, oder durch einen von 
ihm Bevollmächtigten überreicht werden. 

Jedes solche Gesuch muss enthalten : 

a) den Vor- und Zunamen, Charakter, Wohnort des Privilegiums- 
werbers, und falls er nicht im Inlande seinen bleibenden Wohn- 
sitz hat, auch den Namen, Charakter und Wohnort eines im In- 
lande wohnhaften Bevollmächtigten. Die Angabe des Vor- und 
Zunamens, Charakters etc. ist von Seite des Privilegiumswerbers 
auch dann nothwendig, wenn das Privilegium unter einer vom 
wahren Namen des Privilegienbesitzers abweichenden Firma aus- 
geübt werden soll. In diesem Falle ist auch die gewählte Firma 
namhaft zu machen. Dieselbe darf aber mit einer schon beste- 
henden Firma ohne Zustimmung des Firmaführers nicht überein- 
stimmen ; 

b) die Benennung (den Titel) der Entdeckung, Erfindung oder Ver- 
besserung in ihrer Wesenheit; 

c) die Anzahl Jahre , auf welche das Privilegium zu erhalten ge- 
wünscht wird. Diese Zahl von Jahren kann ohne Allerhöchste Be- 
willigung fünfzehn nicht überschreiten, und ist bei Privilegien, 
die bereits im Auslande bestehen, und vom Inhaber eines solchen 
oder dessen Cessionär ins Inland übertragen werd^ woU^, auf 
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die noch aickt abgelaufene Anzahl Jahre des suslftndiachen Privi- 
leginms zu beschränken; 
d) den Umstand, ob die Geheimhaitang der Entdeckung, Erfindung 
oder Verbesserung gewünscht werde oder nicht. 

Dem Ge&ucbe um ein aasschüesseades Pn^ücgiuBi müssen bei- 
geschlossen sein: 

a) die entfaUeiide PriYileglunistaxc , oder die Bestätigung , dass die- 
selbe bei einer k. k. Casse bereits erlegt worden sei. Ausser die- 
ser Taxe ist für die Ertheilmig eines Privilegiums, auch im Falle 
einer vorausgegahgenen Uotei^uchuiig in Bezug auf dessen Zu- 
iässigkeit aus öffentlichen Kücksichten, keine weitere wie immer 
geartete Gebühr zu entrichten; 

b) falls der Privilegiumswerber das Gesuch durch einen Bevollmäeh- 
tigten überreicht (§. 9), die dem Letzteren ausgestellte rechts- 
kräftige Vollmacht; 

c) bei EntdeekuDgen, Erfindungen oder Verbesseningeii, die aus dem 
Auslände eingcfahrt werden wollen, die ausirmdischo Privilegiums- 
Urkunde im Originale oder in beglaubigter Abschrift; 

d) die oben (§, 7, c.) voi'geschriebene Besclireibung des Pri\ilegiums- 
Crcgenstandes im versiegelten Zustande und mit einem Umschlage 
versehen, auf welchem die zu privilegirende Entdeckung, Erfin- 
dung oder Verbesserung aach ihrer Wesenheit übereinstimmend 
mit der Angabe im Gesuche und mit Benennung der Wohnung 
des Privilegienwerbers oder dessen Bevollmächtigten enthalten ist, 

i. 11. 

Die Privilegiumstaxc wird naeh der Dauer des Privüeginms be- 
messen, und besteht in gleicher Grösse, das Privilegium mag auf eine 
Entdekung, Erfindung oder Verbesserung von einem Ausländer oder 
Inländer angesucht werden. Sie betrfi:gt für die ersten fünf Privile- 
giumsjahre Einhundert Gulden, für die nächstfolgenden fünf Jahre 
Zweihundert Gulden und für die letzten fünf Jahre Vierhundeit Gul- 
den, wovon auf jedes Jahr einzeln, und zwar auf jedes der ersten 
fünf Jahre 20^0., mithin auf 
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diese fünf zusammen obige 100 fl. 

auf das sechste Jahr 30 „ 

„ siebente „ 35 „ 

„ achte „ 40 „ 

„ neunte „ . 45 „ 

„ zehnte „ 50 „ 

« eilfte „ 60 „ 

„ zwölfte „ 70 „ 

„ dreizehnte „ 80 „ 

„ vierzehnte „ 90 „ 

„ fünfzehnte „ 100 „ 

folglich auf alle fünfzehn Jahre als die 

gestattbare längste Dauerzeit .... 700 fl. 
entfallen. 

Diese so entfallende Taxe muss für die gesammte Anzahl Jahre, 
für welche das Privilegium angesucht wird, auf Einmal erlegt, oder 
der geschehene Erlag ausgewiesen werden, widrigenfalls das Gesuch 
alsogleich zurückgestellt wird, ohne es zur Amtshandlung zu nehmen. 

Eine Zui*ückstellung der erlegten Taxe findet nach Gewährung 
des dieser Taxe unterliegenden Ansuchens nur in dem Falle statt, 
wenn das Privilegium aus einer nach dessen Ertheilung eintretenden 
öffentlichen Rücksicht annullirt wird, und zwar nur im Verhältnisse zu 
der noch nicht abgelaufenen Privilegiumsdauer. 

§. 12. 

Die Beschreibung (§. 10), welche als wesentliche Bedingung zur 
Erlangung eines ausschliedsenden Privilegiums angesehen wird, muss 
folgenden Anforderungen entsprechen: 

a) Sie muss in der deutschen oder Geschäftssprache des Kronlandes, 
wo das Gesuch eingereicht wird, verfasst und von dem Privile- 
giumswerber oder dessen im Gesuche genannten Bevollmächtigten 
unterfertiget sein; 

b) sie muss die zergliederte Darstellung der in dem Gesuche in der 
Wesenheit angegebenen Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung 
enthalten; 

c) sie muss so abgefasst sein, dass jeder Sachverständige den Ge- 
genstand nach dieser Beschreibung zu verfertigen im Stande ist, 
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ohne neue Erfindungen, Zugaben oder Verbesserungen beifftgen zu 
müssen. 

d) Dasjenige, was neu ist, also den Gegenstand des Privilegiums 
ausmacht, muss in der Beschreibung kennbar hervorgehoben oder 
genau unterschieden sein; 

e) die Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung muss klar und 
deutlich und ohne Zweideutigkeiten die irre leiten könnten und 
dem in c) angegebenen Zwecke entgegen sind, dargestellt sein; 

f) es darf weder in den Mitteln, noch in der Ausftthrungsweise et- 
was verheimlichet werden; es dürfen daher weder theuerere, oder 
nicht die ganz gleiche Wirkung hervorbringende Mittel angege- 
ben, noch Handgriffe, welche zum Geliiigen der Operation gehö- 
ren, verschwiegen werden; 

g) sind zur Verständlichkeit der Beschreibung Zeichnungen, Muster 
oder Modelle nothwendig, so sind erstere in haltbarer Farbe 
beizuschliessen ; ausserdem mögen solche, insofeme die Deutlich- 
keit der nach dem in c) ausgedrückten Erfordernisse abgefassten 
Beschreibung dadurch noch gewinnen kann, nach Gutbefinden des 
Privilegiumswerbers beigefügt werden. 

§. 13. 

Die Behörde, bei welcher ein Privilegiumsgesuch überreicht 
wird , hat dasselbe in Gegenwart des Ueberreichers in der Beziehung 
zu untersuchen: 

a) ob das Gesuch gehörig abgefasst und unterzeichnet; 

b) ob es mit den nöthigen Beilagen versehen ist; 

c) ob die vorgeschriebene Taxe beigelegt oder der geschehene Erlag 
derselben ausgewiesen ist. 

Findet die Behörde das Gesuch in den genannten Beziehungen 
in Ordnung, so wird von derselben auf dem Umschlage der Beschrei- 
bung der Tag und die Stunde der Ueberreichung und der erlegte 
Taxbetrag unter Mitfertigung des Privilegiumswerbers oder seines 
Bevollmächtigten angemerkt und sodann dem Ueberreichenden über 
die übernommene Eingabe ein Empfangschein (Certifikat) eingehändi- 
get, welcher nebst dem Namen imd Wohnorte des Privilegiumswerbers, 
sowie des allfälligen Bevollmächtigten Tag und Stunde der Ueberrei- 
chung, die Bestätigung des geleisteten Tax-Erlages und die in dem 

T. Kleinschrod, Patentgetetzgebong. IQ 
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Gesuche in der Wesenheit angegebene Entdeckung, Erfindung oder 
Verbesserung enthält. 

Von diesem Tage und dieser Stunde an hat die Priorität der 
angezeigtten Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung zu gelten; das 
ist, jede Einwendung einer, nach diesem Termine gemachten oder 
ausgeübten gleichen Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung wird 
als ungiltig betrachtet und kann die Neuheit der von dem Privile- 
giumswerber ordnungsmässig angezeigten und beschriebenen Ent- 
deckung, Erfindung oder Verbesserung nicht widerlegen und aufheben. 
Ergibt sich bei der Prüfung des Gesuches ein Mangel oder ein 
anderes Oebrechen, so wird dasselbe dem Privilegienwerber zum Be- 
hufe der Ergänzung oder der Behebung des bemerkten Gebrechens 
einfach zurückgestellt, ohne es in eine Amtshandlung zu nehmen. 

§. U. 
Das zur Amtshandlung übernommene Privilegiumsgesuch sammt 
allen Belegen wird in jedem Eronlande, wenn es nicht unmittelbar 
bei der Statthalterei überreicht wird, von der Behörde, wo dieUeber- 
reichung stattgefunden hat, ohne Verzug und zwar längstens binnen 
drei Tagen an die Statthalterei übersendet. 

§. 15. 
Die Statthalterei prüft jede solche Eingabe in nachstehenden Be- 
ziehungen : 

a) ob der Gegenstand des Privilegumsgesuches nicht etwa zur Er- 
theilung eines Privilegiums unbedingt ungeeignet sei; 

b) ob die Beilagen den vorgeschriebenen Bedingungen entsprechen, 
namentlich, ob auf dem Umschlage der Beschreibung der Privi- 
legiumsgegenstand mit der im Gesuche gemachten Angabe über- 
einstimme und ob dieselbe gehörig unterzeichnet seL 

Findet die Statthalterei den Gegenstand des Privilegiumsge- 
suches zur Ertheilung eines Privilegiums nach §§. 2 — 6 unbedingt 
ungeeignet, so verständiget sie den Bittsteller davon mit der Auffor- 
derung, die mit dem Gesuche überreichte versiegelte Beschreibung 
gegen Empfangsbestätigung wieder zurücknehmen, sowie die erlegten 
Taxgebühren wieder zu erheben oder sonst den Weg der der höheren 
Berufung ap das Ministerium ftlr Handel .und Gewerbe binnen der in 
.Gewerbe-Angelegenheiten eingeräumten Rekursfrist zu betreten. 
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Zeigt es sich, dass die Beilagen des Gesaches den yorgeschrie- 
nen Bedingungen nicht entsprechen, oder dass der Gegenstand des 
Privilegiums auf dem Umschlage der gesiegelten Beschreibung nicht 
übereinstimmend mit dem Inhalte des Gesuches angegeben sei; so 
leitet die Statthalterei unter Zurückbehaltung der Eingabe die Yervoll- 
ständigung derselben binnen angemessener Frist ein. Wird diese 
Frist nicht eingehalten, so stellt sie die Eingabe zurück. 

Alle vorschriftmässig eingerichteten und nicht unbedingt zur~Er- 
theilung des Privilegiums ungeeignet befundenen Gesuche, sowie auch 
jene, von denen die gedachte Vervollständigung der Erfordernisse 
binnen der anberaumten Frist bewirkt wird, werden von .der Statthal- 
terei mit den versiegelten Beschreibungen und allen übrigen Belegen 
dem Ministerium für Handel und Gewerbe vorgelegt. 

§. 16. 

Das Ministerium für Handel und Gawerbe ist zur üeberprüfung 
aller für ein Privilegiengesuch vorgeschriebenen Erfordernisse berufen; 
es ist demselben aber ausschliessend vorbehalten, die gesiegelte Be- 
schreibung zu öffnen und zu untersuchen: 

a) ob die Beschreibung in einer als zulässig erklärten (§. 12) Sprache 
abgefasst, und ob sie gehörig unterfertiget sei; 

b) ob der Gegenstand wofür ein Privilegium angesprochen wird, 
nicht in zwei oder mehrere unter sich verschiedene Gegenstände 
(§. 6) zerfällt und eine Zertheilung erheischt; 

c) ob die Angabe des Privilegiumsgegenstandes in dem Gesuche, auf 
dem Umschlage der beigelegten Beschreibung, und in dieser Be- 
schreibung selbst genau zusammen passen ; femer ob die Beschrei- 
bung jene Klarheit und Verständlichkeit besitze, welche der §. 1^ 
verlangt, ob insbesondere die ztt ihrer Verständlichkeit nothwea- 
digen Zeichnungen, Muster oder Modelle vorhanden, und ob alle 
rein formellen Erfordernisse derselben beobachtet worden seien; 

d) ob der zu privilegirende Gegenstand, sowie er in der Wesenheit 
in dem Gesuche und auf dem Umschlage der Beschreibung an- 
gegeben ist, weder in Sanitäts-Beziehungen y noch in einer andern 
öffentlichen Hinsicht den bestehenden Gesetzen und Anordnungen 
zuwider und deshalb zur Ertheilung eines Privilegiums gar nicht, 
oder nur unter bestimmten Bedingungen oder Beschränkungen 
geeignet ist. Es ist übrigens dafür zu sorgen, dass dabei die 

10* 
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gehörige Geheimhaitang strenge beobachtet und alle Sichemngs- 
mittel gegen mögliche Verletzung derselben angewendet werden. 

§. 17. 
Eine wie immer. geartete Untersuchung über die Neuheit oder 
Nützlichkeit der angegebenen Entdeckung, Erfindung oder Verbesse- 
rung findet vor der Ertheilung des Privilegiums in keinem Falle 
Statt; wogegen aber auch eine Haftung dafür von Seite der Staats- 
verwaltung durchaus nicht eintritt, sondern das Privilegium in dieser 
Hinsicht lediglich auf Gefahr, Schaden und Kosten des Privilegirten 
ertheilt wird. 

§. 18. 
In allen jenen Fällen, wo aus der Würdigung und Untersuchung 
nach §.16 kein Hindemiss zum Vorschein kommt, erfolgt die Erthei- 
lung des Privilegiums durch den Minister für Handel und Gewerbe 
mittelst Ausstellung einer besonderen Urkunde; in anderen Fällen 
aber wird das zur Gewährung nicht geeignete Gesuch des Privilegiums- 
werbers mit Angabe der Ursache und unter Anordnung der Zurücker- 
stattung der erlegten Privilegientaxe zurückgewiesen. Sind aber An- 
stände vorhanden, die behoben werden können, so wird die Zurück- 
weisung erst dann verfügt, wenn der Privüegiumswerber unterlassen 
hat, jene Anstände binnen der ihm hiezu anberaumten angemessenen 
Zeitfrist zu beheben. 

§. 19. 
Ein ertheiltes Privilegium entbindet in keinem Falle von den 
gesetzlichen Anordnungen und Vorschriften, die in öffentlichen Ge- 
sundheits-, Sicherheits- oder Sittlichkeitsrücksichten oder im allgemei- 
nen Staatsinteresse bestehen oder erlassen werden; es bleibt folglich 
die Ausübung des Privilegiums von allen derartigen Anordnungen und 
Vorschriften abhängig, wonach dieselbe, je nachdem sie durch jene 
eingeschränkt oder selbst ganz untersagt wird, nur beschränkt oder 
auch gar nicht stattfinden darf, ohne dass das Privilegium eine Aus- 
nahme davon zu begründen vermag. 

§. 20. 
Die eingelegten zu den Privilegien gehörigen Beschreibungen 
sammt Beigaben (§. 16) werden zur Aufbewahrung und zum weiteren 
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Gebrauche dem CentTal- Archive für Privilegien übergeben, wovon der 
Y. Abschnitt dieses Gesetzes die näheren Bestimmungen enthält. 

ni Abschnitt 

Y on den mit den ausschliessenden Privilegien verbun- 
denen Yortheilen und Befugnissen. 

§. 21. 
Ein ausschliessendes Privilegium sichert und schützt dem Privi- 
legirten den ausschlies senden Gebrauch seiner Entdeckung, Erfindung 
oder Yerbesserung, sowie sie in seiner vorgelegten Beschreibung dar- 
gestellt worden ist, für die Anzahl von Jahren, auf welche sein Privi- 
legien lautet 

§. 22. 

Der Privilegiite ist berechtiget, alle jene Werkstätten zu errich- 
ten und jede Art von Hilfsarbeitern für dieselben, welche zur vollstän- 
digen Ausübung des Gegenstandes seines Privilegiums in der beliebi- 
gen weitesten Ausdehnung nöthig sind, aufzunehmen, folglich überall 
im ganzen Reiche Etablissements und Niederlagen zur Yerfertigung 
und zum Yerschleisse des Gegenstandes seines Privilegiums zu errich- 
ten und Andere zu ermächtigen, seine Entdeckung, Erfindung oder 
Yerbesserung unter dem Schutze seines Privilegiums auszuüben, be- 
liebige Gesellschafter anzunehmen und die Benützung seines Privile- 
giums-Gegenstandes nach jedem Massstabe zu vergrössem, mit seinem 
Privilegium selbst zu disponiren, es zu vererben, zu verkaufen, zu ver- 
pachten oder sonst nach Belieben zu veräussem, und auch im Aus- 
lande auf den nämlichen Gegenstand ein Privilegium zu nehmen. 

Diese Rechte sind aber strenge auf den eigentlichen Gegen- 
stand der privilegirten Entdeckung, Erfindung oder Yerbesserung ein- 
geengt und dürfen daher nicht auf verwandte Gegenstände ausge- 
dehnt, noch den bestehenden Gesetzen oder anderen Gerechtsamen 
zuwider ausgeübt werden. 

§. 23. 
Betrifft das Privilegium eine Yerbesserung oder Yeränderung 
eines privilegirten Gegenstandes, so bleibt es einzig und allein auf die 
individuelle Yerbesserung oder Yeränderung selbst beschränkt und 
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gibt dem pri^legirten Yerbesserer und Yeränderer auf die übrigen 
Theile des bereits privilegirten Gegenstandes oder einer schon be- 
kannten Verfahrungsart kein Becht, wogegen der Privilegial- Berech- 
tigte, auf dessen Privilegiums -Gegenstand die von einem Anderen ge- 
machte privilegirte Verbesserung oder Veränderung Bezug hat, eben 
80 wenig diese letztere benützen darf , wenn er sich nicht mit dem* 
selben darüber einversteht 

IV. A b s c h n i l t. 

Voa dem Umfange und der Dauer ausschliessender Pri- 
vilegien, dann von der Kundmachung derselben. 

§. 24. 
Der Umfang der gesetzlichen Wirksamkeit jedes Privilegiums 
erstreckt sich auf das gesammte österreichische Eeichsgebiet. 

§. 25. 
Die höchste Dauerzeit der Privilegien wird auf fünfzehn Jahre 
festgesetzt. Die Bewilb'gung auf eine längere Dauerzeit behalten Wir 
Uns vor , und soll diese von den Behörden nur in besonderen rück- 
sichtswürdigen Fällen bei Uns angesucht werden. 

§. 26. 
Jedes ausschliössende Privilegium beginnt von dem Tage der 
Ausfertigung der Privilegiums - Urkunde. Die Kundmachung des er- 
theilten Privilegiums hat aber in der Art und mit jenem Zeitpunkte 
der Wirksamkeit stattzufinden,* wie es für die Gesetze überhaupt vor- 
gezeichnet ist. 

§. 27. 
Jeder Privilegirte, dessen Privilegium auf kürzere als die höchste 
Dauer (§. 9 — c) ertheilt ist, hat Anspruch auf die ein oder mehr- 
jährige Verlängerung desselben innerhalb der festgesetzten längsten 
Dauer, wenn er vor Erlöschung seines Privilegiums (§. 29 — 2 a, b) 
darum einschreitet. Um eine solche Verlängerung zu erlangen, ist 
das Gesuch um die Verlängerung unter Beilegung der Privilegiums- 
Urkunde rechtzeitig zu überreichen und derselben die volle 
Tjßce für die angesprochene Verlängerungszeit (§. 11), oder die Be- 
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st&tigung, dass der Erlag dieser Taxe bei einer k. k. Casse bereits 
stattgefunden hat, beizuschliessen. 

Die Verlängerung geschieht von dem Ministerium für Handel 
und Gewerbe, und wird auf der Privilegiums-Ürkunde selbst amtlich 
bestätiget. 

§. 28. 
Jedes vom Ministerium für Handel und Gewerbe ertheilte oder 
verlängerte Privilegium, dann jede Abtretung eines Privilegiums, so- 
wie das erfolgte Aufhören seiner Giltigkeit wird nach Vorschrift des 
§. 26. kundgemacht. 

§. 29. 
Die Privilegien verlieren ihre Giltigkeit: 
1) Durch Nullitäts- oder Nichtigkeits-Erklärung (Cassirung, Aufhe- 
bung oder Erkenntniss.) 
a) Eine solche Nullitäts-Erklärung kann eintreten , wenn es sich 
herausstellt, dass die gesetzthchen Erfordernisse zu einem aus- 
schliessenden Privilegium nicht vorhanden sind ; insbesondere 
aa) wenn es sich zeigt, dass die Beschreibung des Privilegiums 
mangelhaft und insbesondere nicht mit den im §. 12. c— f 
vorgezeichneten Erfordernissen versehen und daher ungenü- 
gend sei; 
bb) wenn Jemand gesetzmässig erweiset, dass die privilegirte 
Entdeckung, Erfindung und Verbesserung schon vor dem Tage 
und der Stunde des ausgefertigten amtlichen Certificates die 
Eigenschaft der Neuheit im Inlande nach den Bestimmungen 
des §. 1. nicht mehr hatte, oder dass die privilegirte Entde- 
ckung, Erfindung oder Verbesserung aus dem Auslande eip- 
geftihrt und das inländische Privilegium hierauf nicht dem 
Inhaber des auf den nämlichen Gegenstand früher erwirk- 
ten ausländischen Privilegiums oder dessen rechtmässigen 
Cessionarien (§. 3) ertheilt wurcje; 
cc) wenn der Eigenthümer eines in Kraft bestehenden Privile- 
giums nachweiset, dass die später privilegirte Entdeckung, 
Erfindung oder Verbesserung mit seiner eigenen früher ord- 
nungsmässig angezeigten und privilegirten Entdeckung, Er- 
findung oder Verbesserung identisch' sfei; 
b) wenn eine Verpflichtung, welche die Giltigkeit des Privilegiuifas 
bedingt, nicht erfüllt wird ; 
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c) ir&m es mit öffentlichen Bücksichten in Widerstreit tritt (§. 19.). 
2) Durch Erlöschung. Eine solche tritt ein: 

a) wenn der Privilegirte nicht längstens binnen Einem Jahre vom 
Tage der Ausfertigung der Privilegiums -Urkunde an gerechnet, 
seine Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung im Inlande aus- 
zuüben angefangen, oder^ wenn er diese Ausübung durch volle 
zwei Jahre g&nzlich unterbrochen hat, dann 

b) wenn die ursprüngliche oder nachträglich verlängerte Dauer des 
Privilegiums abgelaufen ist; 

c) wenn das Privilegium freiwillig zurückgelegt wird. 

Es versteht sich von selbst, dass diese Arten , wodurch die Gil- 
tigkeit eines Privilegiums aufhört oder erHscht , für Jedermann , der 
ein Privilegium später an sich bringt, eben so wie für den ursprüng- 
lich Privilegirten gelten. 

§. 30. 

Sobald ein Privilegium seine Giltigkeit verloren hat , steht die 
Benützung der bezüglichen Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung 
unter Beobachtung der bestehenden Gewerbegesetze und sonst ein- 
schlägigen Anordnungen allgemein frei. 

V. Abschnitt 

Von der Begistrirung der Privilegien und Aufbewahrung 

der Privilegienbeschreibungen. 

§. 31. 

Jedes Privilegium wird, sobald es verliehen ist, in ein beim 
Ministerium für Handel und Gewerbe befindliches Begister eingetragen. 
Wird das Privilegium unter einer gewählten, vom wahren Namen des 
Privilegiums - Eigenthümers verschiedenen Firma ausgeübt, so wird 
auch diese Firma im Begister vorgemerkt. 

Daselbst werden in einem besonderen Archive auch die dazu 
gehörigen Beschreibungen, Zeichnungen, Modelle etc. aufbewahrt. Jede 
im Bestände eines Privilegiums eingetretene Aenderung wird im obigen 
Begister bemerkt. 

§. 32. 
Es steht Jedermann frei, bei dem Privilegien -Archive münd- 
liche oder schriftliche Auskunft über die ertheilten Privilegien einzu- 
holen, und zu diesem Ende selbst persönliche Einsicht in das Begis- 
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ter zu nehmen. Ebenso kann Jedermann die allda aufbewahrten Be- 
schreibungen sammt Beigaben, deren Geheimhaltung nicht angesucht 
wurde , oder die von nicht mehr giltigen Privilegien herrühren, ein- 
sehen, endlich sich von einzelnen Theilen solcher Privil^en aus dem 
Register, oder den nicht geheim zu haltenden Privilegien Abschriften 
nehmen oder auf eigene Kosten nehmen lassen. Dabei wird aber aus- 
drücklich auf diejenigen Bestimmungen hingewiesen , die über Privile- 
gien-Eingriffe (§. 44.) in diesem Gesetze enthalten ist. 

§. 33. 

Das Privilegien-Archiv wird mit Ablauf jeden Monates dem Mi- 
nisterium für Handel und Gewerbe eine Uebersicht der in diesem Zeit- 
abschnitte in dem Privilegienstande durch neue Ertheilungen, Verlän- 
gerungen, Besitzverändemngen und das Aufhören ihrer Giltigkeit sich 
ergebenen Veränderungen vorlegen. Von jeder solchen Uebersicht 
wird Ein Exemplar den politischen Landesstellen, dann den Gewerbe- 
und Handelskammern in den sämmtlichen Eronländem zur Anlegung 
eines Nachschlage-Registers für Auskunfts-Ertheilungen in Privilegien- 
Sachen übermittelt, welche Auskunfts-Ertheilungen auf Begehren in ge- 
eigneter Weise zu vollziehen sind. 

Mit Ablauf eines jeden Jahres wird eine ähnliche jährliche 
Uebersicht durch den Druck veröffentlichet. 

§. 34. 
Die Beschreibungen der Privilegien , deren Giltigkeit aufgehört 
hat, werden jährlich nach Befund der Nützlichkeit in Druck gelegt 
und angemessen verbreitet. 

VI. Abschnitt. 
Von der Uebertragung der Privilegien. 

§. 35. 
Jedes erlangte ausschliessende Privilegium kann sowohl unter 
Lebenden, als auch für den Todesfall ganz oder theilweise an Andere 
übertragen werden. 

§. 36. 
Jede Uebertragungs- Urkunde muss entweder unmittelbar oder 
durch die Statthalterei des Kronlandes, in welchem die Uebertragung 
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erfolgt ist, oder wo der Gesuchsteller seinen Wohnort hat, anter An- 
schluss der Priyileginms- Urkunde dem Ministerium ffir Handel und 
Gewerbe vorgelegt werden, und zu diesem Ende, wenn .sie nicht von 
einer öffentlichen Behörde ausgefertiget ist, in gesetzmässiger Form 
legalisirt sein. 

Wird der Ausweis der Uebertragung von der Statthalterei oder 
dem Ministerium mangelhaft befanden, so ist er zur Verbesserung 
zurückzustellen. 

Ist dagegen die Uebertragung gehörig ausgewiesen, so hat das 
Ministerium dieselbe in das dazu bestimmte Register (§. 31.) eintra- 
gen und diese Eintragung auf der Privilegiums-Urkunde sielbst be- 
stätigen und im Falle einer nur theilweisen Uebertragung überdiess 
ein besonderes Certifikat darüber ausfertigen zu lassen. 

§. 37. 
Die registrirten Privilegiums-Uebertragungen sind ohne Verzug 
öffentlich kund zu machen. Nach erfolgter Kundmachung kann sich 
Niemand mit der Unkenntniss der geschehenen Uebertragung ent- 
schuldigen. 

VII. A b s c h n i t t. 

Von den Eingriffen in ein Privilegium und dem Verfah- 
ren in Privilegienstreitigkeiten. 

§. 38. 
Als ein Privilegiums-Eingriff oder als die Verletzung eines Pri- 
vilegiums ist anzusehen, wenn Jemand ohne Zustimmung des Privile- 
legirten 

a) den Gegenstand des Privilegiums auf die in der eingelegten Be- 
schreibung dargestellte Art nachmacht oder nachahmt, selbst in 
dem Falle, als die Nachmachung oder Nachahmung auf Grund 
eines ihm jedoch später verliehenen ganz oder theilweise identi- 
schen Privilegiums stattfinden sollte; 

b) nachgemachte oder nachgeahmte Gegenstände eines inländischen 
Privilegiums zum Zwecke eines gewerbmässigen Verschleisses oder 
zur Aufbewahrung oder Ausstellung für einen solchen Verschleiss 
aus dem Auslande einführt oder bezieht, oder endlich 

c) den Verschleiss oder auch nur die Aufbewahrung oder Ausstel- 
lung solcher Gegenstände zum Verschleisse besorgt oder über- 
nimmt. 
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§. 39. 

Ist die Beschreibung eines Privilegiums in die offen stehenden 
Register eingetragen , so begründet schon der erste Eingriff, ist aber 
die Beschreibung geheim gehalten worden, jede Wiederholung des 
bereits untersagten Eingriffes in dasselbe eine Gesetzübertretung, und 
ist auf Verlangen des Verletzten an dem Schuldigen nebst dem Ver- 
falle (Confiscation) der vorhandenen nachgemachten oder nachgeahm- 
ten Gegenstände mit einer Geldstrafe von 25 fl. bis 1000 fl. zu be- 
strafen. Im Falle der Zablungsunvermögenheit des Straffälligen ist 
statt der Geldstrafe eine Arreststrafe von je Einem Tage für fünf 
Gulden zu verhängen. Rücksichtlich der zur Ausführung der Nach- 
machung oder Nachahmung ausschliessend dienlichen Werkzeuge und 
Hilfsmittel ist, insoferne nicht ein üebereinkommen zwischen dem Ver- 
letzer und dem Verletzten etwas Anderes festsetzt, nach Beschaffen- 
heit derselben die Zerlegung, Umgestaltung oder Unbrauchbarmachung 
zu verfügen. 

Die Geldstrafe fällt dem Armenfonde des Ortes zu, wo die 
Uebertretung begangen wurde. Die für verfallen erklärten Gegen- 
stände sind, wenn nicht zwischen dem Verurtheilten und dem Privile- 
girten ein Üebereinkommen wegen deren Ueberlassung auf Abrech- 
nung des dem letzteren zuerkannten Schadenersatzes zu Stande 
kommt, zu vertilgen. 

Hat der Schuldige dio im Dienste oder durch das Vertrauen des 
Privilegirten erlangte Kenntniss von dessen Entdeckung, Erfindung 
oder Verbesserung zu dem Eingriffe benutzt, so ist dieses bei Bemes- 
sung der Strafe insbesondere als ein erschwerender Umstand anzusehen. 

§. 40. 
Will der Verletzte die strafgerichtliche Verfolgung nicht einlei- 
ten, oder handelt es sich lediglich um den ersten Eingriff in ein Pri- 
vilegium, dessen Beschreibung geheim gehalten wird, so ist der Ver- 
lezte blos auf die Einstellung der ferneren Nachmachung oder Nach- 
ahmung und des ferneren Verschleisses der nachgemachten oder 
nachgeahmten Gegenstände zu dringen und Sicherstellung zu fordern 
berechtiget, dass die bei dem Verletzer betretenen oder nachgeahm- 
ten Gegenstände, in so ferne sie im Inlande erzeugt sind, während 
der Dauer des Privilegiums weder gebraucht noch veräussert, in so 
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ferne sie aber aus dem Aaslande zum Yerschleisse eingeführt worden, 
wieder in dasselbe ausgeftlhrt werden. 

§. 41. 
Bei allen Streitigkeiten in Privilegien-Angelegenheiten ist die 
Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung nur nach der mit dem Pri- 
vilegiumsgesuche eingelegten Beschreibung zu beurtheilen , diese Be- 
schreibung muss daher in allen Fällen, in welchen die Entscheidung 
von dem Inhalte der Privilegiumsbeschreibung abhängt, ohne Rück- 
sicht auf deren Geheimhaltung zum Grunde gelegt, und es darf hiebei 
keine wie immer geartete nachträgliche Aenderung 'Oder Darstellung 
des Privilegiumsgegenstandes berücksichtiget werden. 

§. 42. 
Ueber die Frage, ob ein ertheiltes Privilegium aus irgend einem 
gesetzlichen Grunde als ungiltig zu erklären oder als erloschen (§. 29.) 
anzusehen sei, erkennt ausschliessend das Ministerium für Handel und 
Gewerbe. Es entscheidet daher insbesondere über die Frage der 
Neuheit einer privilegirten Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung, 
femer über die Frage, ob sie aus dem Auslande nur eingeführt wurde, 
und zu einem Privilegium nicht geeignet war , endlich bei Streitigkei- 
ten zwischen zwei Privilegirten über die Frage hinsichtlich der voll- 
ständigen oder theilweisen Identität ihrer Privilegien. 

§. 43. 
Die Untersuchung und Bestrafung der in den §§. 38 und 39 
bezeichneten Uebertretüngen steht, in so ferne künftig nicht andere 
Bestimmungen erfolgen, der politischen Bezirksbehörde, in deren Be- 
zirke dieselben stattgefunden haben , nach den für das Verfahren bei 
Gewerbeübertretungen bestehenden Vorschriften zu. Gegen die diess- 
fälligen Verfügungen und Erkenntnisse der politischen Bezirksbehörde 
steht Jedem, der sich dadurch beschwert glaubt, der Becurs an die 
vorgesetzte politische Landesstelle, und wenn hiedurch eine Abände- 
rung der ersten Entscheidung verfügt wurde, weiterhin an das Han- 
delsministerium offen; jedoch muss dieser Recurs in dem einen und 
andern Falle längstens binnen 14 Tagen nach dem Zustellungstage 
der Entscheidung, wogegen recurrirt wird, eingelegt werden. 

Wird gegen ein Straferkenntniss recurrirt , so ist die VoUstrek- 
kung desselben bis zur rechtskräftigen Entscheidung aufzuschieben. Er- 
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gibt sich während der Untersuchung, dass die Entscheidung von einer 
Vorfrage abhängt, worüber nur die Civilgerichte zu sprechen haben, 
so verweiset die Strafbehörde die Parteien an das zuständige Civil- 
gericht, und selbe kann im solchen Falle nur nach hierüber vorge- 
legtem rechtskräftigen civilgerichtlichen Urtheile ihre eigene Entschei- 
dung schöpfen. Uebrigens dient dem Verletzten die rechtskräftige 
Entscheidung der Strafbehörde, womit Jemand der Uebertragung des 
Privilegiengesetzes schuldig erklärt und zu einer Strafe verurtheilt 
worden ist, zur Grundlage der vor dem Civilrichter etwa geltend zu 
machenden Ersatzansprüche. 

§. 44. 

Die Strafbehörde kann, wenn hinreichende Gründe vorhanden 
sind, die Yomahme eines Augenscheins oder Kunstbefundes anordnen, 
und wenn hiedurch oder auf andere Weise der Bestand eines straf- 
baren Eingriffes glaubwürdig dai-gethan ist, auf Verlangen des Ver- 
letzten die unverzügliche Beschlagnahme oder andere zwedunässige 
Verwahrung der nachgemachten oder nachgeahmten Gegenstände des 
Privilegiums und der zur Nachahmung ausschliessend dienlichen Werk- 
zeuge und Hilfsmittel verfügen. 

Hiebei ist jedoch stets darauf Rücksicht zu nehmen, dass dem 
Beschuldigten ohne dringende Noth kein unersetzlicher Schadq zuge- 
fügt werde, und daher nöthigenfalls von dem Verletzten die Leistung 
einer angemessenen Sicherstellung für Schimpf und Schaden zu fordern. 

§. 45. 

Ergibt sich während der Untersuchung, dass die Entscheidung 
von Vorfragen abhängt, über welche das Erkenntniss dem Ministerium 
für Handel und Gewerbe zusteht (§. 42), so ist dieses Erkenntniss 
von Amtswegen einzuholen und das strafbehördliche Verfahren bis zu 
dem Einlangen desselben auszesetzen. 

Die etwa bereits verhängte Beschlagnahme oder die getroffenen 
anderweitigen provisorischen Vorkehrungen können jedoch bis zur Ent- 
scheidung über die Fortsetzung des Verfahrens aufrecht erhalten 
werden. 

§. 46. 

Insofeme es sich bei Eingriffen in ein Privilegium nicht um die 
Verhängung einer Strafe, sondern nur um die im §. 40 erwähnte Ein- 
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Stellung des Eingriffes handelt, oder wenn es nur um die Entscheidung 
über das Eigenthum eines Privilegiums, es möge wegen der Priorität 
der Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung oder aus einem privat- 
rechtlichen Titel streitig sein , oder um privatrechtliche Ansprüche des 
Beschädigten zu thun ist, welche von der Strafbehörde auf den Rechts- 
weg verwiesen worden sind , ist darüber von dem Civilgerichte , und 
zwar in jenen Kronländern, in welchen das summarische Verfahren in 
Civilrechtssachen eingeführt ist, nach den darüber bestehenden Vor- 
schriften zu verhandeln und zu erkennen. 

§. 47. 

Auch der Civilrichter kann, wenn der Bestand eines Eingriffes 
glaubwürdig bescheiniget ist, oder durch die Vornahme eines Augen- 
scheines oder Kunstbefundes dargethan wird, auf Verlangen des Be- 
schädigten entweder unbedingt oder gegen Leistung einer angemesse- 
nen Sicherstellung für Schimpf und Schaden die unverzügliche Be- 
schlagnahme oder andere zweckmässige Verwahrung der nachgemach- 
ten oder nachgeahmten Gegenstände des Privilegiums (§. 40) unter 
der im §. 44 erwähnten Vorsicht verfügen. 

Jede solche Vorkehrung muss jedoch gleich einem Verbote bin- 
nen acht Tagen nach den Vorschriften der Gerichtsordnung mittelst 
Klage gerechtfertiget werden, widrigenfalls dieselbe auf Begehren des 
Gegners sogleich aufzuheben und die gebührende Genugthuung für 
Schimpf und Schaden zu leisten sein würde. 

§. 48. 

Wenn die Entscheidung einer vor den Civilrichter gehörigen 
Klage von Vorfragen abhängt, über welche das Erkenntniss dem Mi- 
nisterium für Handel und Gewerbe zukommt (§. 42), so liegt es den 
Parteien ob, hierüber das Erkenntniss desselben zu erwirken und im 
Laufe des Rechtsstreites beizubringen. 

§. 49. 
Eingriffe in Gewerbsrechte dritter Personen, welche der Inhaber 
eines Privilegiums bei der Ausübung desselben durch üeberschreitung 
des ümfanges seiner in demselben gegründeten Rechte begeht, sind 
von jenen Behörden, welche über die üebertretungen der Gewerbevor- 
schriften zu erkennen berufen sind, nach den hierüber bestehenden 
besonderen Vorschriften zu bestrafen. 
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Der Umstand, dass er das Privilegium zur Gewerbestörung miss- 
brauchte, ist hiebei als ein besonderer Erschwerungsumstand anzusehen. 

§. 50. 
In wie ferne derjenige, welcher sich unerlaubter Weise der Ur- 
heberschaft der Entdeckung, Erfindung oder Verbesserung eines Ande- 
ren anmasset, um hierauf selbst oder durch dritte Personen ein Privi- 
legium zu erwirken, hiedurch sich eines Betruges oder einer anderen 
strafbaren Handlung schuldig macht, ist nach den Strafgesetzen zu 
beurtheilen. 

YIIl. Abschnitt 

Besondere Bestimmungen in Betreff der vor der Wirk- 
samkeit des gegenwärtigen Gesetzes ertheilten noch 
giltigen ausschliessenden Privilegien. 

§. 51. 
Um den Besitzern der auf der Grundlage des Patentes vom 
31. März 1832 ertheilten noch gütigen ausschliessenden Privilegien 
den Vortheil einer ausgedehnteren Wirksamkeit derselben gleich den 
nach dem gegenwärtigen Gesetze ertheilten Privilegien zu verschaffen, 
wird ihnen die Berechtigung ertheilt, ihre Privilegienrechte mit dem 
Eintritte der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes auch in jenen 
Kronländern des Reiches, wo das Privilegien -Gesetz vom 31. März 
1832 nicht eingeführt war, zur Geltung zu bringen. Jedoch kann 
diese Ausdehnung der Wirksainkeit des Privilegiums auf Kronländer, 
in denen das Patent vom 31. März 1832 nicht eingeführt wurde, den- 
jenigen nicht nachtheilig sein, welche daselbst die privilegirte Ent- 
deckung, Erfindung oder Verbesserung bereits vor Kundmachung die- 
ser Ausdehnung wirklich ausgeübt haben. 

§. 52. 
Die wirkliche Erlangung des erweiterten Privilegiums - Umfanges 
erfolgt jedoch für den Besitzer eines auf dem Privilegiengesetze vom 
Jahre 1832 beruhenden Privilegiums nicht früher, als bis sich der- 
selbe bei der obersten politischen Landesbehörde (Statthalterei) für das 
Kronland, wo er in den Genuss der Privilegienrechte zu treten wünscht, 
über seinen Privilegiumsbesitz genügend ausgewiesen und durch diese 
Behörde die ämtliche Verlautbarung des Privilegiums in diesem Lande 
stattgefunden hat. 
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§. ö3. 
Die Erweiterung des Privilegiums-Ümfanges wird von jeder neuen 
Tax -Entrichtung oder Taxnachzahlung frei erklärt. 

§. 54. 

Alle Gesuche um Verlängerung eines im Grunde des Privilegien- 
gesetzes vom 31. März 1832 ertheilten Privilegiums fallen unter die 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, sobald dieses seine Wirk- 
samkeit erlangt hat 

§. ÖÖ. 

Die vor dem Eintritte der Wirksamkdt des gegenwärtigen Ge- 
setzes begangenen Privilegiums-Eihgriffe und Verletzungen sind in je- 
nen Eronländem, in welchen das Privilegienpatent vom 31. März 
1832 in Wirksamkeit war, nach den Bestimmungen des letzteren zu 
behandeln. 

§. Ö6. 
Ueberhaupt tritt fflr alle Angelegenheiten , welche auf früher er- 
theilte Privilegien Bezug nehmen, dieselben mögen deren Ausübung, 
Fortdauer, üebetragung, Giltigkeit oder Aufhebung betreffen, das ge- 
genwärtige Gesetz unter 4en in den vorstehenden Paragraphen ange- 
gebenen Beschränkungen sogleich nach seinem Anfange an die Stelle 
des bisherigen Privilegiengesetzes vom 31. März 1832 in volle Kraft; 
jedoch bleiben die Begistrirungen der vor dem Eintritte des gegen- 
wärtigen Gesetzes ertheilten oder verlängerten Privilegien davon un- 
berührt. 

Gegeben in Unserer Haupt- und Residenzstadt Wien am 

15. August im achtzehn hundert zwei und fünf zigsten, 

Unserer Beiche im vierten Jahre. 

(L. S.) 

Franz Joseph m. p. 
Gr. Buol Schauenstein m. p. Ch. Baumgartner m. p. 

Auf allerhöchste Anordnung Seiner k. k. apostolischen Majestät 
Bansonnet m. p. 
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Formulare A. 
Privilegiums- Gesuch. 
Löbliche oder Hochlöbliche 
(Hier ist die politische Ereis-Comitats-Delegations-Behörde oder Statt- 
halterei, au die mau sich weudet zu nemien). 

Ich (Wir) N. N. (Vor- und Zuname, Charakter, Wohnort des 
oder der Privilegienbewerber) zeige (zeigen) hiermit geziemend an, eine 
neue Entdeckung (Erfindung, Verbesserung) gemacht zu haben, welche 
in der Wesenheit darin besteht, dass (hier hat die Darstellung der- 
selben zu folgen). 

Die genaue, nach der Vorschrift des §. 12 des Allerhöchsten 

Patents vom abgefasste Beschreibung wird in der Nebenlage 

beigeschlossen. 

(Wenn der Privilegiumsbewerber die Geheimhaltung der Besdirei- 
bung wünscht, so hat er diess beizusetzen, und wenn Zeichnungen, 
Modelle, Muster etc. zugleich beigebracht werden, ist dieses mit ge- 
nauer Angabe der Anzahl der Stücke anzusetzen). 

Auf diese angezeigte und vorschriftsmässig beschriebene Ent- 
deckung (Erfindung, Verbesserung), welche ich (wir) unterzeichneter 
(unterzeichnete) Privilegiumswerber nach bestem Wissen und Gewissen 
für privilegirbar und neu nach den Bestimmungen des gedachten Aller- 
höchsten Patentes, und folglich auf meine (unsere) Gefahr und Ver- 
antwortung zur Erlangung eines ausschliessenden Privilegiums gesetz- 
mässig geeignet halte (halten); suche ich (suchen wir) hiemit um ein 
solches Privilegium auf die angezeigte Entdeckung, (Erfindung, Ver- 
besseinmg) in der Art wie sie in der beigeschlossenen, vei*siegelten 
Beschreibung dargestellt ist unter den gesetzmässigcn Glauseln und 
Bedingungen auf . . . Jahr, an, zu welchem Ende die nach §.11 des 
gedachten Allerhöchsten Patents entfallende Privilegiumstaxe mit . . • 
Gulden Conventions-Münze vollständig von mir (uns) entrichtet und 
um die Ausfertigung des ämtlichen Certifikates, zur Sicherung meiner 
(unserer) Prioritäts -Ansprüche gebeten wird. 

(Ort, Jahr und Tag der Ausfertigung). 
Unterschrift (ten). 



Kleintehrod, Patentgetetzgebuug. H 
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IV. 

Preussische Patent-Gesetzgebung. 

Die preassische G^setzgebnng über Erfindungs - Patente beruht 
auf dem Pnblicandum über die Ertheiloog von Patenten vom 14. Ok- 
tober 1816 und den Mezn erlassenen Erläuterungen, Zusätzen 
und Abänderungen, welche beide unter Anlage 1 und 2 abge- 
«bruckt sind. 

Die wesentlichen Bestimmungen, nach welchen im Königlich 
Preussischen Staate Erfindungs -Patente verliehen werden, bestehen 
hiemach in Folgenden: 

1) Jede Sache kann Gegenstand einer Patentirung werden, wenn 
sie nur neu erfunden, reell verbessert, oder im Falle der blossen 
Einführung ausländischer Erfindungen, wirklich durch den Bitt- 
steller im Lande zuerst bekannt gemacht und zur Anwendung 
gebracht worden ist. Jeder ist zur Erlangung eines Pa- 
tentes geeignet, der irgendwo im Staate Bürger 
oder stimmfähiges Mitglied einer Gemeinde ist. 

2) Das Gesuch wird bei der Provinzial- Regierung angebracht und 
demselben eine ganz genaue Beschreibung und Darstellung der 
zu patentirenden Sache durch Modelle und Zeichnung oder 
Schrift, und, soweit es möglich ist, durch diese drei Mittel zu- 
gleich, beigefügt, mit der Erklärung, ob das Patent für die 
ganze Monarchie, oder für einen bestimmten Theil derselben 
und für welchen Zeitraum gewünscht wird. 

3) Die Eegieiiing veranlasst demnächst eine Prüfung der angezeig- 
ten Erfindung oder Yerbesserung durch Sachverständige nnd be- 
richtet über die Gewährung des Gesuches an das Ministerium 
des Innern, welches entweder eine neue Prüfung vornehmen 
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lässt, oder auf den Grund der durch die Regierung angestellten 
Prüfung über das Gesuch entscheidet, das Patent ausfertiget, die 
Erthdlung desselben in der Staats -Zeitung und resp. in den 
Amtsblättern bekannt machen, die eingereichten Modelle, Zeich- 
nungen und Beschreibungen aber sorgfältig aufbewahren lässt. 

4) Patent -Gesuche über neue Zusammensetzungen von Nahrungs- 
rungs- und Genussmitteln, Chokoladen, Rauch- und Schnupf- 
tabaken etc. sind bei denselben Behörden, nicht aber bei dem 
Ministerium der Medizinal -Angelegenheiten anzubringen. 

5) Die kürzeste Frist der Dauer eines Patentes ist auf 6 Monate, 
die längste auf 15 Jahre bestimmt. Es erlischt, wenn der Be- 
rechtigte nicht binnen 6 Monaten von dem ihm ertheilten Rechte 
Gebrauch macht. 

6) Ausser den gewöhnlichen tarifmässigen Stempel- und Sportel- 
Kosten wird keine besondere Patent -Steuer, sondern nur die 
gesetzmässige Gewerbesteuer gezahlt. 

7) Vermag Jemand vollständig zu erweisen, dass er die nämliche 
Sache, worüber ein Patent ertheilt worden, früher oder gleich- 
zeitig mit dem Patentirten erfunden, oder in derselben Art ver- 
bessert hat, so ist demselben das Recht, seine gleichzeitige oder 
frühere Erfindung oder Verbesserung zu benutzen, durch das 
ertheilte Patent in keiner Weise beschränkt. 

8) Glaubt Jemand gegen den Gewerbetrieb des Patentirten auf Grund 
früherer Verträge einen Widerspruch durchführen oder eine Ent- 
schädigungsforderung begründen zu können, so steht ihm der 
Weg Rechtens oflfen. 

9) Hält der Patentirte dafür, dass Jemand ihn in seinem Rechte 
beeinträchtige, so bringt er seine Beschwerde bei der Regierung 
der Provinz an, und diese entscheidet darüber mit Vorbehalt 
des Rekurses an das Ministerium; die Materialien zur Beur- 
theilung der Sache, welche in dem Gutachten der technischen 
Gewerbe -Deputation enthalten sind, hat die Regierung sich von 
dem Ministerium zu erbitten. Ergibt sich, dass Jemand ein 
durch ein Patent erlangtes Recht beemträchtiget habe, so wird 
ihm, unter Zurlastlegung der Untersuchungskosten, die Benutzung 
oder Anwendung der patentirten Sache auf so lange, als das 
Patent besteht, untersagt, ihm auch bekannt gemacht, dass er 
im Wiederholungsfalle mit Consfiskation der vorgefundenen Werk- 

11 * 
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zeuge, Materialien und Fabrikate bestraft werden würde. Bleibt 
die Drohung fruchtlos , so wird diese Strafe dergestalt zur Aus- 
fflhrung gebracht, dass sämmtliche confiszirte Gegenstände dem 
Patentirten zur weiteren Benutzung übergeben werden. Dem 
Letzteren bleibt ausserdem überlassen, im Wege des Civil-Pro- 
zesses den ihm zugefügten Schaden gegen den Beeinträchtiger 
geltend zu machen. 
10) Ein erworbenes Patentrecht kann auch Andern , welche dazu 
persönlich qualifizirt sind, abgetreten werden. Auch geht es 
auf die Erben über, welche dessen Ausübung einem Dritten 
übertragen können. 



Die preussische Patentgesetzgebung weicht von jenen der Mehr- 
zahl der übrigen europäischen Staten und namentlich der bedeutend- 
sten Industrie -Staaten in drei wesentlichen Punkten ab: 

Erstens, dass nach derselben keinem Ausländer, sondern 
nur solchen Personen Patente verliehen werden können, welche irgendwo 
im Staate Bürger oder stimmfähige Mitglieder einer Gemeinde sind. 

Zweitens, dass die Bewilligung des Patentes von einer vor- 
gängigen materiellen Prüfung der zu patentirenden Erfindung, Entde- 
ckung oder Yerbesserung abhängig gemacht wird. Diese Yorprüfung 
ist der sogenannten technischen Deputation, einer aus Räthen 
des Handelsministeriums und des Landes-Oekonomie-Collegiums zu- 
sammengesetzten gemischten Commission übertragen. Eine zweite 
Prüfung auf Anordnung des Ministeriums des Innern, gewissermaassen 
eine Revision der ersten durch die technische Deputation vorgenom- 
menen Prüfung ist näherem Ermessen vorbehalten. 

Drittens endlich, dass ausser den gewöhnlichen tarifmässigen 
Stempel- uud Sportein -Kosten keine eigentliche Patenttaxe, wie in 
den meisten Staaten erhoben wird; dass demzufolge eine der wichtig- 
sten Bestimmungen der übrigen Patentgesetzgebungen über den gesetz- 
lichen Verfall der Patente (im Falle der Nichtentrichtung der Taxe) 
hier nicht Platz greifen kann. Dagegen wird der Patentirte für die 
Ausübung seines Patentes als gewerbsteuerpflichtig erklärt. 

In Ansehung dieser sämmtlichen Punkte hat Yerfasser seine An- 
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sichten in der ersten Abtheilong der gegenwärtigen Schrift im Allge- 
meinen ausgesprochen, worauf daher hier Bezug zu nehmen ist 

Dass die preussische Patentgesetzgebung einer zeitgemässeii Re- 
form bedürfe, ist noch von keiner Seite in Abrede gestellt worden; 
zumal seit deren auf einen Zeitraum von vierzig Jahren zurttckgehen- 
den Erlass die Industrie, namentlich auch in Preussen einen im Ver- 
gleiche jener Periode unermesslichen Aufschwung genommen hat, wess- 
halb auch ein so wesentliches Beförderungsmittel der Industrie, als 
welches die Gesetzgebung über Erfindungspatente stets zu betrachten, 
den Bedürfm'ssen der Gegenwart gemäss umzugestalten sein wird. Mit 
den Einleitungen hiefür ist die Königliche Regierung bereits vorange- 
gangen durch einen Erlass des Ministers für Handel, Ge- 
werbe und öffentliche Arbeiten an sämmtliche k. Regierungen 
und Handelskammern vom 8. Juli 1853, wodurch diese Behörden, unter 
Mittheilung einer Denkschrift über die Frage der vorgängigen mate- 
riellen Prüfung der Patentgesuche zu Gutachten aufgefordert werden. 
Dieser Erlass nebst der bezüglichen Denkschrift sind unter Anlage 3 
und 4 der gegenwärtigen Bemerkungen beigegeben worden. Den 
weiteren legislativen Vorschriften über diese Materie ist hienach ent- 
gegen zu sehen. 
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Patent - Statistik. 



Statistische Uebersicht der im Königlich Preussischen Staate seit 
Erlass des Publikandums vom 14. Oktober 1815 wegen Erthei- 
long von Erfindungs-Patenten bis 1853 incl. verliehenen Patente: 





Zahl der 




Zahl der 




Zahl der 


Jahr 


verliehenen 


Jahr 


verliehenen 


Jahr 


verliehenen 




Patente 




Patente 




Patente 


1815 


9 


1828 


23 


1841 


55 


1816 


8 


1829 


19 


1842 


55 


1817 


14 


1830 


11 


1843 


55 


1818 


15 


1831 


8 


1844 


67 


1819 


7 


1832 


12 


1845 


72 


1820 


6 


1833 


34 


1846 


55 


1821 


6 


1834 


25 


1847 


77 


1822 


4 


1835 


23 


1848 


72 


1823 


16 


1836 


31 


1849 


80 


1824 


17 


1837 


18 


1850 


87 


1825 


10 


1838 


40 


1851 


, 57 


1826 


11 


1839 


46 


1852 


82 


1827 


14 


1840 


53 


1853 


84 



Die ungemein geringe Zahl von Patenten, welche vorstehender 
Uebersicht zufolge bisher in Preussen verliehen worden ist, und wel- 
che weder zur Ausdehnung des Staatsgebietes und noch minder zu 
der auf so hoher Stufe stehenden Landes -Industrie in richtigem Ver- 
hältnisse steht, dürfte zweifelsohne dem Prüfungs-Systeme, sowie auch 
zum Theil der bisherigen Verweigerung der Patentverleihungen an 
Ausländer zuzuschreiben sein. 
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Anlage l znr preosslschen Palentgeset^geMing. 

P u b 1 i c a n d 11 ni 
über die Ertheilung von Patenten. 

Da e& miWig ist^ das Pablicum über die Bedmgaiif^ün näher zu untef- 
richien, unter Wült^bcn könflSg Palcnte, als auf einen besiimtnlen Zeitraum be- 
schrankte E e rech Ü ganzen ^ zur ansschliesshehen Eenüizung einer neuen selbst 
errnadenen, betraehtlich verbesserten , oder vom Auslände zuerst angeführten 
und zur Änwt^uduniE^ gL^bradileti flacher ^nr Ermunterung und Belohnung des 
KunBtfleis^**s in dem gosammten UmfaDg-e df^r kynig^Üchen Staalen ertbeiU wei- 
den Sollen, so bringe ich hierdurch mit allerbäcbeter königlicher, in der Cabi- 
neU-Ordre voni 21. September [1. J. ausgesprochener üenchmigiiiig Folgendes 
über diesen Gog^ensfand i;ur allgemeinen Kennlniss. 

1) Yon der Fähigkeit ^ ein Patent iti obigen verschiedenen Beziebung^en 
zu erhallen , ml Niemand pei-sönlich ausgcHclilossen » der irgendwo im Staate 
Bürger oder sümninibi^es Milglied einer Gemeinde ist. 

2} Jede Sache kann der Gegenstand einer PatenÜning werden^ wenn 
sie nur neu erfunden, reel verhesseit, oder im Falie der blossen Einführung 
ausländischer £rfltu1un£;en , ^-iiklieh durch den Impetranlen im Lande zuerst 
bekannt gciuaebt und zur Anwendung gebracht werden soll. 

3) Wer ein Patent i^rhallen will^ ninss das die^ifailsig'e Gesuch bei der 
Provinzial-Regicrung anbringen , diesem Üiisuche eine ganz genaue Beschrei- 
bung und Darelellung der ^u palenlirenden Sache durch Modelle, Zeichnungen 
oder ScbriflT und so weit es möglich »üt^ dureh diese drei Millel zugleich » bei- 
fügen, auch sieh erklären , ob er das Patent für die ganze Monarchie oder für 
einen hesümjutcn Tb eil derselben, und für welchen Zeitraum zu haben 
wünscht 

Die Regierung veranlasst t^iue Profan g der angezie Igten Erfindung oder 
Verbesserung durch Saehversländige, und berichtet über die Gewährung des 
Gesuchs an das Finanzniiniülyriuni , welches cntw^eder eine neue Prüfung vor- 
nehmen lässt, oder auf den Grund der durch die P rov in zial-Re gierung ange- 
slelhen Prüfung über das Gesnch sowohl in Absicht der Palentirnng im AUge- 
mejDen , als über den Umfang und die Dauer des Patents entscheidet , und 



Digitized by CjOOQIC 



168 

demnächst das Patent selbst ausfertigt und vollzieht, die eingereichten Modelle, 
Zeichnungen und Beschreibungen aber sorgfaltig aufbewahren lässt 

4) Die kürzeste Zeit der Dauer eines Patents wird auf 6 Monate, die 
längste auf 15 Jahre bestimmt. 

5) Jeder Patentirte muss spätestens innerhalb sechs Wochen nach Voll- 
ziehung des Patents in den Amts- und Intelligenz-Blättern jeder Provinz , auf 
welche «ich das Patent erstreckt , bekannt machen , dass und worüber er ein 
Patent erhalten habe, und auf die niedergelegte Beschreibung verweisen. 
Ueberall, wo die Bekanntmachung binnen obiger Frist nicht erfolgt ist, 
wird das durch das Patent verliehene Recht lur erloschen angenommen. 

6) Der Patentirte muss von dem ihm verliehenen Rechte längstens vor 
Ablauf von sechs Monaten Gebrauch zu machen anfangen, widrigenfalls sein 
Recht ebenfalls für erloschen erachtet 'wird. 

7) Ausser den gewöhnlichen tanfmässigen Stempel- und Sporteln-Kosten 
soll zur Belebung des Kunstfleisses keine besondere Patentsteuer bezahlt wer- 
den, Vogegen es sich von selbst versteht, dass der Patentirte die gesetzmässige 
Gewerbesteuer, gleich allen übrigen Gewerbetreibenden, entrichten muss. 

8) Wenn Jemand vollständig zu erweisen im Stande ist, dass er die 
nämliche Sache , worüber ein Patent ertheilt worden , früher oder gleichzeitig 
mit dem Patentirten erfunden, oder in der nämlichen Art verbessert hat; so 
Wird demselben das Recht, seine gleichzeitige oder frühere Erfindung oder 
Verbesserung zu benutzen, durch das ertheilte Patent in keiner Art be- 
schränkt. 

9) Wird von Seiten des Patentirten behauptet, dass er von Jemandem 
in seinem Rechte beeinträchtigt worden, so muss er seine Beschwerde bei 
der Regierung derjenigen Provinz, in welcher der Beeinträchtiger seinen 
Wohnsitz hat, anbrmgen, und gebührt der Regierung mit Vorbehalt des Re- . 
curses an das Finanzministerium, die definitive Entscheidung über die Be- 
schwerde, nach der unten folgenden Bestimmung. 

10) Wer überführt wird , ein durch ein Patent erlangtes Recht beein- 
trächtigt zu haben, dem wird, unter Zulasllegung der Untersuchungskosten, die 
Benutzung oder Anwendung der patentirten Sache auf so lange, als das Patent 
besteht, untersagt, ihm auch bekannt gemacht, dass er im Wiederholungsfalle mit 
Confiscation der vorgefundenen Werkzeuge, Materialien und Fabrikate bestraft 
werden würde ; welche Strafe , wenn die Drohung fruchtlos ist, dergestalt zur 
Ausführung gebracht wird , dass sämmtliche confiscirte Objecte dem Patentirten 
zur weiteren Benutzung übergeben werden, welchem ausserdem überlassen 
bleibt, im Wege des Civilpiocesses den ihm zugefügten Schaden gegen den 
Beebiträchtiger geltend zu machen. 

Paris, den 14. Octbr. 1816. 

Der Minister der Finanzen u. des Handels 
(gez.). V. ßülow. 
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Anlage 2 zor prenssIseheD PatentgesetzsebiiDS« 

Erläuterungen, Zusätze und Abänderungen 

des Publicandums über die Ertheilung von Patenten vom 14. October 

1815. 

Zum Eingange. 

Die durch das Patent erlheilte ausschliessliche Berechtigung ist nach 
Verschiedenheit der Fälle von verschiedener Wirksamkeit. 

1) Ist nämlich das Patent auf eine hestimmte Fahrikalionsmethode ge- 
richtet, so kann der Inhaher nur die Anwendung dieser Methode innerhalb des 
Landes verbieten , nicht aber die Anfertigung solcher Fabrikate , die mittelst 
dieser Methode von ihm hergestellt werden, sobald die Anfertigung derselben 
ohne Anwendung des patentirten Verfahrens geschieht, und eben so wenig 
das Einbringen solcher Fabrikate vom Auslande her, mögen sie daselbst 
mittelst der patentirten Methode hergestellt sein oder nicht 

2) Sofern dagegen das Patent auf ein gewisses Werkzeug oder auf eine 
mechanische Vorrichtung zum Fabrikgebrauche lautet, dergestalt, dass der In- 
haber zu deren alleiniger Benützung befugt erklärt ist, so kann derselbe einem 
Jeden deren Benützung untersagen, mag die mit der patentirten übereinstim- 
mende Sache im Inlande oder im Auslande angefertigt sein; es findet jedoch 
dieserhalb eine Controle von Seiten der Steuerverwallung und eine Beschrän- 
kung der Einfuhr über die Landesgrenze nicht Statt, sondern bleibt dem Pa- 
tentinhaber überlassen, denjenigen zu belangen, welcher durch Benutzung 
einer vom Auslande eingeführten Sache sein Patentrecht beeinträchtigt In 
früherer Zeit sind zwar mitunter auch bei solchen Sachen, die nicht zum 
Fabrikgebrauche dienen, Patente unter Beilegung des Rechts der ausschliess- 
lichen Benützung ertheilt worden; diess ist jedoch in neuerer Zeit nicht mehr 
geschehen, vielmehr die Ansicht befolgt worden, dass gegen den Absatz und 
den Gebrauch von Fabrikaten nur dann ein Verbietungsrecht zustehe, wenn 
sie in Werkzeugen zum Fabriksgebrauche oder Gewerbsbetriebe bestehen. 

^ Zu §. 1. 

Ausländer können hiemach kein Patent erhalten; sofern eine von ihnen 
angegebene Sache patentfähig ist, muss das Patent auf einen Inländer gesteUt 
werden. 

Die aus dem Patente fliessenden Rechte können durch Uebertragung 
oder Vererbung auf andere qualificirte Personen übergehen. 
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Zu §. 2. 

Ais eine neue Erfindung^ wird die blosse Anwendung einer bereits be- 
kannten Vorrichtung oder Verfahrungsweise zu andern Zwecken als denjeni- 
gen, wozu sie bisher angewendet worden, nicht angesehen; es findet vielmehr 
die Ertheilung eines Patentes nicht Statt , sobald die Vorrichtung oder Verfah- 
rungsweise im Wesentlichen schon als zu ähnlichen Zwecken angewendet 
oder geeignet bekannt ist. 

Als bekannt, mithin nicht patentfähig , gilt alles das , was in öITenlllch 
erschienenen Werken des In- und Auslandes, mögen sie in deutscher Sprache 
oder einer andern geschrieben sein, bereits, sei es durch Beschreibung oder 
Zeichnung, angegeben oder im Inlande in Modellen schon vorhanden ist. 
Auch kann Alles das nicht Gegenstand eines Patentes werden, was der Er- 
finder selbst schon durch Beschreibung, Zeichnung oder Ausfährnng zur Kennl- 
niss des Publicums gebracht hat. 

Einführungspatente werden nur dann erthdh, wenn es sich von Gegen- 
ständen handelt, die durch ölTentliche Werke oder sonstige Mtttheilungen im 
Inlande noch nicht bekannt sind , und der Umstand , dass dieselben von- den 
Patentinhabern zuerst ausgeführt und angewendet werden sollen, begründet, 
wenn sie, auf diese Weise schon bekannt sind, keinen Anspruch auf Patent- 
Erthcilung. 

Zu §. 3. 

Die PiTifung des Patentgesetzes erfolgt jederzeit durch die königlieh 
technische Deputation für Gewerbe. Sie beschränkt sich auf die Untersuchung 
der Neuheit und Eigenthümlichkcit der Sache, ohne dass es auf eine Erörte- 
rung der Zweckmässigkeit und Nützlichkeit derselben ankommt, mit Ausnahme 
des Falles, wo es sich um Ertheilung eines Patentes wegen reeller Verbesse- 
rung bereits vorhandener Vorrichtungen oder Methoden handelt. Wird das 
Patentgesuch begründet gefunden, so wird dem Patentsucher vor Ertheilung 
des Patents bekannt gemacht, was für neu und eigenlhümlich erachtet worden, 
ob also die zu patenlirende Sache durchgängig in allen ihren Theilcn oder, 
nur in einzelnen bestimmten Th eilen oder endlich nur in dem ganzen Zusam- 
menhange, ohne dass ein einzelner Theil derselben als neu und eigenthümlich 
anerkannt werde, patentfähig sei. 

Zu §. 5. 

Die Bekanntmachung erfolgt gegenwärtig von Amtswegen, und zwar 
darch die Staatszeitung uad durch die Amtsblätter der Regierungen dergestalt, 
dass die patentirte Sache unter Bezugnahme auf die niedergelegte Beschrei- 
bung oder Zeichnung, oder auf das beigebrachte Modell, im Kurzen abgege- 
ben, dabei auch« wenn die Sache nur in ihrem ganzen Zusammeidmnge oder 
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hinsichtlich' etodwer Thette i^tentilt worden, hierauf anf&ericSAm gemacht 
wird. Will Jemand sich sodann dessen vergewissern, oh er ohne Eingriff 
in das Patent eine Sache oder Methode ausführen könne, so bleibt es ihm 
überlassen, sich hierüber von dem Finanzministerium Auskunft zu erbitten. 

Zu §. 6. 

Die sechsmonatliche Frist läuft vom Tage der Ausfertigung des Paten- 
tes, welcher dem Patenürten bekannt gemacht wird, nicht vom Tage der 
Einlösung desselben. Dass binnen dieser Frist die patentirle Sache zur Aus- 
führung gebracht ist , muss dem Finanzministerium durch^ Beibringung eines 
Zeugnisses der Ortspolizeibehörde nachgewiesen werden. 

Zu §. 7. 

Zum Patente sowie zum NoÜficatorium werden zu jedem 15 Sgr. Stem- 
pel verbraucht. Andere Kosten werden nicht liquidirt. 

Zu §. 8. 

Wenn sich ergibt, dass die Voraussetzung der Neuheit und Eigenthüm- 
iidkkeit der patentirten Sache nicht begründet war, so erlischt das ganze 
Patentrecht, und es wird diess gleich bei Ertheilung des Patentes durch eine 
darin aufgenommene besondere Clausel dem Patenürten bekannt gemacht 
Tritt der Fall ein, dass das Patent ausser Wirksamkeit zu setzen ist, so 
wird es auf gleiche Weise, wie bei der Palentertbeilung bekannt gemacht, 
dass diess geschehen sei. 

Zu §. 9. 

Geheimhaltung der patenürten Sache neben diesem Schutze des Staates 
wird dem Patentirten nicht zugesichert, und diess in einer besonderen Clausel 
des Patentes bemerkt Bei vorkommenden Streitigkeiten werden die zur Be- 
urtheilung der Sache nöthigen Materialien den Regierungen auf deren Antrag 
vom Finanzministerium milgetheilt. 

Die Form, in welcher die Patenterth eilung erfolgt, ergibt das hier 
beigelugte Formular. 
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Anlage 3 zur Preusslselei Pateotgesetzgeliiogr' 

Bereits seit längerer Zeit ist eine Revision der bestehenden Gesetzgebung 
über die Ertheilang von Patenten insbesondere des Pablikandaros vom 14. Ok- 
tober 1815 in Anregung gebracht worden. Die wichtigste hierbei zur Ent- 
scheidung zu bringende Frage ist, ob die Verleihung eines Patentes, wie bisher, 
auch künftighin von einer Vorprüfung über die Neuheit und Eigenthümlichkeit 
der Erfindung abhängig zu machen, oder ob diese Vorprüfung aufzugeben sei, 
dergestalt, dass es nur einer Anmeldung der Erfindung unter Beifügung er- 
läuternder Beschreibungen, Zeichnungen oder Modelle bedarf, um das aus- 
schliessliche Benützungsrecht zu erwerben, und dass eine Prüfung der Neuheit 
und Eigenthümlichkeit erst nachträglich in dem Falle stattfindet , wenn diese 
von einem Drillen bestritten wird. Die für die eine und die andere Alternative 
sprechenden Gründe sind in dem beiliegenden Promemoria zusammengestellt 
Da von der Beantwortung jener Frage der Gang, welchen die Revision zu 
nehmen haben wird, mehr oder weniger abhängig ist, so halte ich es für 
zweckmässig, dieselbe vorweg einer nähern Erörterung zu unterwerfen, und 
fordere die Königliche Regierung daher auf, Sich nach sorgfaltiger Erwägung 
über den Gegenstand gutachtlich zu äussern. 

Berlin, den 8ten Juli 1853« 

Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
(gez.) von der Heydt. 
An sämmtliche Königliche Regierungen und Handelskammern, sowie die Ael- 
testen der Kaufmannschaft hier, etc. und die Vorstände der Kaufmannschaften. 

rv. 2247. 



Anlage 4 zur Prenssisehen PateDtgesetzgebiing. 

Promemoria. 

Die in Preussen bestehenden Vorschriften über die Ertheilung und Be- 
nutzung von Erfindungspatenten, welche nach §. 9 der Allgemeinen Gewerbe- 
Ordnung vom 17. Januar 1845 femer zur Anwendung kommen , sind in dem 
Publikandum d. d. Paris, den 14 October 1815 und der Uebereinkunft der 
Zollvereinsregierungen vom 21. September 1842 (Gesetz-Samml. 1843 S. 265) 
enthalten. 

Bei der in Anregung gebrachten Revision dieser Vorschriften ist insbe- 
sondere die wichtige Vorfrage zur Entscheidung zu bringen : 
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ob die Ertheilung eines Patents von einer vorg^ängigen Untersuchung^ 
über die Neaheit und Eigen thümüchkeit der Erfindung abhängig bleiben, 
oder ob eine solche Vorprüfung überhaupt nicht weiter stattfinden soll. 
In Bezug auf diese Frage zerfallen die Gesetzgebungen der verschiedenen 
Staaten in zwei Hanptklassen. 

Der ersten Klasse gehören diejenigen Gesetzgebungen an , in welchen 
eine solche vorgängige Untersuchung vorgeschrieben ist; dergestalt, dass ein 
Patent nur dann ertheilt werden kann, wenn der Gegenstand desselben bei die- 
ser Untersuchung für neu und eigenthümlich erkannt wird. Hieher gehören 
gegenwärtig die Gesetzgebungen in Preussen , Hannover und den vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Für Preussen verordnet das obenerwähnte Publlkandum vom 14. Octo- 
ber 1815, dass die angegebenen Erfindungen oder Verbesserungen zuvor durch 
Sachverständige geprüft werden. Die Uebereinkunft unter den Zollvereinsregie- 
rungen vom 21. September 1842 hält [diesen Grundsatz aufrecht. Es sollen 
danach Erfindungs-Patente nur für solche Gegenstände ertheilt werden, welche 
wirklich neu und eigenthümlich sind; die Beurlheilung der Neuheit und Eigen- 
thümlichkeit des zu patentirenden Gegenstandes selbst ist dem Ermessen einer 
jeden Regierung überlassen. Diese Bestimmung findet indessen zum Theil die 
Auslegung, dass eine vorgängige Piüfung nicht veranlasst, dagegen in das 
Patent der Vorbehalt aufgenommen wird, dasselbe sei als ungültig zu betrach- 
ten, wenn sich späterhin finden sollte, dass der patentirte Gegenstand nicht neu 
und nicht eigenthümlich gewesen sei. 

Die Hannoversche Gewerbe - Ordnung vom 1. August 1847 enthält eine 
Reiche Bestimmung wie das Publikandum vom 14. October 1815. 

Für die vereinigten Staaten Nordamerikas ist in der Congress-Akte vom 
4. Juli 1836, welche durch neuere Gesetze zwar m einigen Punkten abgeän- 
dert, ader nicht aufgehoben ist, in dem VII. Abschnitt vorgeschrieben, dass 
nach Einreichung eines Gesuches um Ertheilung eines Patents und nach Erle- 
gung der festgesetzten Gebühr, der Patent - Commissar eine Untersuchung über 
die m Anregung gebrachte neue Erfindung oder Entdeckung vornehmen soll. 
Wenn bei einer solchen Untersuchung sich nicht ergiebt, dass dieselbe Sache 
bereits früher durch eine andere Person in dem Lande erfunden, oder schon 
privilegirt, oder in einer öfi'entlichcn Druckschrift in den Vereinigten [Staaten 
oder in einem fremden Lande beschrieben, oder mit des Bittstellers Willen oder 
Zustimmung im öflentlichen Gebrauche oder Verkauf gewesen sei, und wenn 
zugleich der Commissar die Sache für hinlänglich nützlich und wichtig erach- 
tet, soll derselbe verpflichtet sein, das nachgesuchte Patent zu ertheilen. Wenn 
dagegen durch die Untersuchung sich ergiebt, dass der Bittsteller nicht der 
erste und ursprüngliche Erfinder sei, oder dass irgend ein Theil, welchen er 
als neu in Anspruch nimmt, schon vordem erfunden, oder patentirt, oder in 
einem öffentlichen gedruckten Werk in den vereinigten Staaten oder in einem 
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fremden Lande beschneben gewesen, so hat er den Bewerber btenaeh zn be- 
scheiden. Hiergegen steht dem Bewerber Berufung auf die Entscheidung des 
Examinatoren-Rathes (board of examiners) offen, welcher aus 3 unbetheiligten, 
zu diesem Behufe vom Slaatssecretair zu berufenden Personen, deren min- 
destens eine dem Gewerbsfache, wohin die fragliche Erfindung gehört, ange- 
hören muss , zusammengesetzt ist. Nach der Congress-Akte vom 3. März 
1839 kann die Berufung statt dessen auch an den Präses des Distrikts-Gerichts 
gerichtet werden , welcher die Examinatoren des Patentamtes eidlich verneh- 
men kann. 

Nach einer im mechanics magazine pro August 1851 p. 93 befindlichen 
Noliz sind in den vereinigten Staaten von Amerika in den Jahren 

1848 1849 1850 
Patente nachgesucht .... 1628 1955 2193 
dagegen ertheilt nur ... . 607 595 602 

woraus hervorzugehen scheint, dass bei der Untersuchung mit Strenge verfah- 
ren wird. 

Zur zweiten Klasse gehören die Gesetzgebungen derjenigen Staaten, in 
welchen die Ertheilung eines Patents von einer solchen vorgängigen Untersu- 
chung nicht abhängig gemacht ist. 

(Hier folgen kurze Uebersichten der, unter Ziff. I. dieser Abtheilung aus- 
führlich gegebenen englischen Patentgesetzgebung, sowie über das frühere, n^n 
durch die .neue Gesetzgebung von 1854 derogarte belgische Patentgesetz). 

In Preussen ist nun bereits mehrfach in Anregung gebracht, das hier 
bisher festgehaltene Prinzip der Vorprüfung fallen zu lassen , und Jedem , der 
sich um ein Patent meldet, ein solches auf fixe Gefahr, dass es demnächst we- 
gen Mangels der Neuheit wieder aufgehoben werde, zu ertheilen. 

Zur Unterstützung dieses Vorschlags wird angeführt: Es beruhe in der 
UnmögUchkeit, bei Prüfung eines Patentgesuches volle Gewissheit darüber zu 
erlangen, ob das Verfahren oder die Vorrichtung, welche für eine neue Erfin- 
dung ausgegeben wird, nicht bereits in Anwendung sei. Bei Erlass des Publi- 
kandams vom 14. Oktober 1815 sei die Industrie verhältnissmässig noch wenig 
entwickelt, und die technologische Literatur nicht von bedeutendem Umfange 
gewesen. Damals habe sich noch allenfalls mit Sicherheit ein Urtheil darüber 
gewinnen lassen, ob eine Sache neu sei. Die Verhältnisse hätten sich aber 
seitdem erhebUch verändert. Die Industrie habe in den letzten Jahrzehnten so 
riesige Fortschritte gemacht, und eine so umfangreiche Dteratur hervorgerufen, 
dass es gegenwärtig bei aller Sachk^nntniss und aller Aufmerksamkeit nicht 
mehr möglich sei, dasgesammte vorhandene Material vollständig zu belicrrschen. 
Die Königliche technische Deputation für Gewerbe hierselbst, welche als ein 
CoUegium von Sachverständigen über die Frage der Neuheit und Eigenthüm- 
hchkeit dei!}enigen Vorrichtungen etc. , für welche Patente beantragt werden, 
gutachtlich an das Ministerium zu berichten hat, sei im Besitze einer sehr voll- 
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standigen iechnologischen Bibliothek, welcher fortgehend alle wichtigeren ein- 
schlagenden Werke und Zeitschriften des In- und Auslandes zugethellt werden. 
Die Schwierigkeit, sich in derselben zu orientiren, habe schon längst zu der 
Anlegung eines besonderen Repertoriums geführt, in welches alle neuen Erfin- 
dungen in alphabetischer Ordnung mit der grössten Sorgfalt und Regelmässig- 
keit eingetragen werden. Dieses Repertorium sei, obgleich auf die unerläss- 
lichcn Notizen in kürzester Fassung beschränkt, bereits zu zwei starken Folio- 
Mnden angewachsen und könne , soweit nach den bestehenden Verhältnissen 
von Vollständigkeit die Rede sein könne, auf ein solches Prädikat Anspruch 
machen. Dem ungeachtet lasse sich nicht mehr d<lfür einstehen, -dass nicht 
dennoch in dem einen oder anderen Falle bereits Vorhandenes nicht eingetra- 
gen wurde. Um dagegen gesichert zu sein, würde aber auch die vollständigste 
Kennlniss der vorhandenen Literatur noch lange nicht genügen. Viele Erfin- 
dungen seien längst in den Gewerben in Anwendung, ehe sie in öffentlichen 
Werken beschrieben werden. Die in der neueren Zeit häufiger gewordenen 
Gewerbe- Ausstellungen hätten ebenfalls ein reiches Material angehäuft. Werde 
nun auch den Mitgliedern der technischen Deputation die Gelegenheit dargebo- 
ten, die Fortschritte der Industrie im In- und Auslande zu verfolgen, und in 
der Ausführung kennen zu lernen, so bleibe doch nicht ausgeschlossen, dass 
einzelne, selbst wichtige Erfindungen sich der Wahrnehmung entzögen. Wenn 
es aber hienach der prüfenden Behörde absolut unmöglich sei, mit völliger 
Sicherheit zu entscheiden, ob eine als neu ausgegebene Erfindung dies wirk- 
hch sei, so scheine es sich nicht zu rechtfertigen, dieser Behörde noch ferner 
eine Aufgabe zu stellen, deren Lösung bei den gegenwärtigen Verhältnissen 
unmöglich sei. Die hier zu überwindende Schwierigkeit wachse aber mit der 
Zeit noch immer mehr, denn in demselben Maasse , in welchem sich der Um- 
fang der Literatur vermehre, verringere sich deren Uebersichtlichkeit trotz aller 
Repertorien, und je mehr sich die Industrie überhaupt entwickele und verbreite, 
desto grösser werde die Möglichkeit, dass beseits ausgeführte Erfindungen sich 
der Wahrnehmung der Behörde entzögen. Allerdings werde bei Ertheilung 
der Patente der Vorbehalt gemacht, das Patent werde zurückgenommen wer- 
den, wenn sich hinterher ergebe, dass die Voraussetzung, die Sache sei neu 
und eigenthümlich , nicht zutrefi'e. Eine jede Zurücknahme des Patents aus 
diesem Grunde beeinträchtige aber das Vertrauen zu der technischen Behörde. 
Fälle der Art seien wiederholt vorgekommen, und bei der wachsenden Schwie- 
rigkeit, welche die Vorprüfung mit sich führe, sei anzunehmen, dass sie in der 
Zukunft noch häufiger werden würden. Finde eine Vorprüfung nicht statt, so 
verhalte sich die Sache ganz anders. Dem Nachsuchenden werde dann nur 
ein Anerkenntniss darüber erlheilt, dass er seine angebliche Erfindung als sol- 
che angemeldet habe; darüber, dass sie wirklich neu und gegen das Nachma- 
chen geschützt sei, werde ihm dagegen keinerlei Garantie gewährt, ihm viel- 
mehr überlassen, sein Recht selbst wahrzunehmen. Käme demnächst die Frage 
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über die Neuheit zur Entseheidung, so sei es denn nicht die Regierang, welche 
den Beweis zu führen habe , sondern es ständen ach zwei Partheien gegen- 
über, denen obh'ege, ihre Behauptungen zu beweisen und die Entscheidung 
der Behörde beschränke sich ledigÜch darauf, ob eine bestimmte bereits vor- 
handene Sache mit deijenigen , für welche ein Exclusivum in Anspruch ge- 
nommen werde, identisch sei oder nicht. Dadurch, dass diese Frage zwischen 
den Parlheicn selbst erörtert werde, sei denselben Gelegenheit gegeben, die 
für die eine und die andere Ansicht sprechenden Gründe anzuführen und die 
Behörde befinde sich daher in einer ganz anderen Lage , als wenn sie ledig- 
lich auf einseiliges Ansuchen des Palentsuchers zu beschhessen habe. Falle jene 
Entscheidung für die Aufhebung des Patentes aus, so sei dies nicht eine Zu- 
rücknahme des von der Behörde ausgestellten Anerkenntnisses der Neuheit, 
es treffe vielmehr nur den Inhaber selbst der Vorwurf, eine bereits bekannte 
Sache für neu ausgegeben zu haben. 

Werde gegenwärtig ein Patentgesuch in Folge der vergenommenen Vor- 
prüfung zurückgewiesen, was der bei weitem häufigste FaU sei, so gelinge es 
selten , den Nachsuchenden , selbst durch die ausführlichste Mittheilung der 
Gründe von der Unzulässigkeit seines Gesuches zu überzeugen. Es liege in 
der Natur der Sache, dass Jeder für dasjenige, was er für das Produkt seines 
Erfindungsgeistes halte, eine besondere Vorliebe habe und sich nur mit Wi- 
derstreben an den Gedanken gewöhne, es entgehe ihm die Ehre der Erfin- 
dung oder der erwartete materielle Vortheil. Es sei immer eine unerfreuliche 
Aufgabe, solche Illusionen enttäuschen zu müssen, und die Regierung habe 
schon aus diesem Grunde genügende Veranlassung, sich einer solchen Auf- 
gabe zu entledigen. 

Hierzu komme, dass die Vorprüfung immer als eine Art gehässiger Be- 
vormundung, als eine lästige Censur aufgefasst werde. Das so genannte geis- 
tige Eigenthum umfasse ausser dem Gebiete der Gewerbslhätigkeit auch das 
ihm in vieler Beziehung sehr verwandte der Kunst Hier habe man niemals 
auf eine Vorprüfung bestanden, sondern den Schutz gegen das Nachmachen 
lediglich von der Anmeldung des neuen Kunstproduktes abhängig gemacht 
(Gesetz vom 11. Juni 1837 §. 27.) Es komme mithin nur darauf an, ein in 
einem verwandten Gebiete längst zur Anwendung gekommenes Prinzip auf 
das Patentwesen zu übertragen. Wenn hiegegen geltend gemacht werde, dass 
die Patente, als eine Ausnahme von der Gewerbefreiheit, nur als Belohnung 
für eine wirklich neue Erfindung sich rechtfertigen, und hiedurch die vorgän- 
gige Constatirung der Neuheit bedingt werde , so sei darauf aufmerksam zu 
machen, däss die Ertheilung eines Patents ohne Vorprüfung doch immer noch 
kein dauerndes Recht begründe, sondern dessen Aufrechthaltung im Falle ent- 
stehender Streitigkeiten von dem Nachweise der Neuheit abhängig mache , und 
sonach jener Gesichtspunkt auch dabei nicht unbeachtet bleibe. 

Werde die Vorprüfung aufgegeben, so sei allerdings abzusehen, dass 
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sich die schon jetzt sehr grosse Anzahl der Patentgesuche noch erheblich ver- 
mehren werde. Der leicht feiligen Nachsuchung von Patenten lasse sich aber 
schon dadurch vorbeugen, dass eine Patenltaxe eingeführt werde, wie solche 
in allen Ländern , in welchen Patente ohne vorg&ngige Voruntersnchimg er- 
theill werden, bestehe. Möchte gleichwohl die Auswirkung von Patenten doch 
noch zum Gegenstände der Spekulation gemacht werden , so könne dies auch 
bei dem gegenwärtigen System der Vorprüfung immer nicht vermieden, und 
auch nicht gerade unbedingt für nachtheilig erachtet werden. 

Wenn dadurch neue Erfindungen für die inländische Industrie gewon- 
nen werden, so könne dies nur erwünscht sein. Allerdings könnten auch 
Missbräuche vorkommen, namentlich werde vielfach zum Nachtheil der Indus- 
trie mit den sogenannten Einführungs-Patenten Missbrauch getrieben, indem 
Speculanten ein Geschäft daraus machen, für, im Auslände patentirte Erfindun- 
gen so schnell als möglich , ehe dieselben im Inlande bekannt geworden, hier 
ein Patent nachzusuchen. Insofern es sich dabei aber wesentlich um diese 
eine Klasse von Patenten handle , würde es Gegenstand besonderer Erwä- 
gung sein müssen, wie diesem Missbrauche begegnet werden könne, wie man 
denn auch in dem neuen Österreichischen Patentgesetze schon die Erlheilung 
der Einführungs-Patente beschränkt habe. Weder hier noch in England habe 
man aber an dem bewährten Prinzip des Patentschutzes ohne vorgängige 
Vorprüfung über die Neuheit der Sache geändert, üeberhaupt sei kein Fall 
bekannt, wo man dieses Prinzip verlassen hätte, um eine Vorprüfung einzu- 
führen, wohl aber habe in der neueren Zeit Oesterreich ein Beispiel des Ge- 
gentheils durch das in mancher Beziehung zwar neuerUchsl abgeänderte , in 
dem Hauplprinzip aber unverändert gebliebene Gesetz vom 31. März 1832 
gegeben. — 

Andererseits wird zwar die Schwierigkeit , über die Neuheit einer Erfin- 
dung ein zuverlässiges Urtheil zu fällen, nicht verkannt, jedoch in Abrede ge- 
stellt dass darum das Prinzip der Vorprüfung überhaupt aufzugeben sei, und 
für deren Aufrechthaltung Folgendes angefühil: 

Das Patent sei, seinem Wesen nach, für einen besümmten Zeitraum ein 
gewerbliches Monopol, welches die Gesammlheit der Gewerbelreibenden zu 
Gunsten des Patent-Inhabers in der freien Ausübung der gewerblichen Thätig- 
keit beschränke. Während man sonst mit Recht bemüht sei, selbst mit erheb- 
lichen Opfern für die Staatskasse die gewerblichen Monopole zu beseitigen, 
erscheine es mindestens inkonsequent, wenn man gleichzeitig die Erthei- 
lung dieser Klasse von gewerbUchen Monopolen in der Art erleichtem 
wollte, dass man gar nicht weiter darnach frage, ob denn besondere Gründe 
vorhanden seien, welche die für den allgemeinen Gewerbebetrieb mög- 
licherweise damit verbundenen Nachtheile aufwiegen. Dies sei der Zweck der 
V. Kleintchrod, Patentgetetzgebung. 22 
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YorprOfoDg and insofern sei sie konsequent und nolliwcndig. Indem man 
dem Erfinder einer neuen Sache durch das Patent für eine gewisse Zeit die 
aussebliessliehe Berechtigung ertheÜc , seine Erjßndung zu benutzen oder zu 
verwerthen, ericcnne man an, dass der Nachtheil, welcher möglicherweise aus 
der Beschränkung der Gewerbetreibenden in der freien Benutzung dieser Er- 
findung hervorgehe, durch den Vortheil aufgewogen werde, welcher der In- 
dustrie im Allgemeinen daraus erwachse, dass einerseits die Erfindung selbst 
nach Ablauf der Dauer des Patents Gemeingut werde , andererseits durch die 
vcrhcissene Belohnung der Erfindungsgeist geweckt und zu neuen Anstrengun- 
gen angespornt werde. Jede, Behufs enier Patcnlerwerbung angemeldete Er- 
findung müsse daher gepi-üfl und es müsse darüber erkannt werden, ob die- 
selbe als eine wirkliche neue zu betrachten und ob sie als solche des Schu- 
tzes würdig sei. Durch ein, nach vorgängiger Präfung ertheill es Patent werde 
nicht nur dem Erfinder selbst, sondern auch dem Publikum vor unbefugter An- 
maassung Schulz gewährt, indem dadurch die Neuheit der Erfindung zum 
Vortheile des einen, wie des andern dokumentirt werde. Dagegen würde 
durch ein, ohne vorgängige Untersuchung auf die einseitige Angabe des 
Patenlnachsuchers hin crlheiltes Patent weder das Interesse des letzleren, 
noch das des Publikums gewahrt werden, da das, jenem erlheilte Recht an 
eine Bedingung geknüpft werde, es aber schon einem, mit allen Mitteln aus- 
gestatteten CoUegium überaus schwer falle, zu bestimmen, ob jene Bedingung 
erfüllt sei , um so schwerer aber dem Einzelnen , dem jene Mittel fehlen und 
der doch ein wesentliches Interesse dabei haben könne zu wissen, ob die 
Sache wie behauptet wird, neu sei, oder nicht. Jede Erfindung solle endlich 
Gemeingut werden; werde für jede als neu ausgegebene Erfindung ein Pa- 
tent erlheilt, so werde dadurch der Spekulation Thür und Thor geöfinet, um 
das bereits zum Gemeingut Gewordene wieder zum Monopol zu machen. 
Wenn erst auf Grund einer Reklamation die Nachuntersuchung eintreten solle, 
so könnten leicht Jahre vergehen, bevor die Reklamation, resp. die Aufhebung 
des Patentes erfolge, und während dessen werde der ungerechtfertigte Patentin- 
haber den eigentlichen Erfinder um den diesem gebührenden Schutz gebracht, 
oder das Publikum auch wohl hinter das Licht geführt haben. Dieser letztere 
Umstand sei namentlich jetzt, wo sich die Spekulation der Patente zu bemäch- 
tigen strebe, besonders zu berücksichtigen, wenn man nicht von Staalswegen 
durch leichtfertige Palentertheilungen ein betrügliches Spiel sanktioniren wolle. 
Die Zustände in andern Ländern, wo jedem Nachsuchenden Qhne alle Vorprü- 
fung das verlangte Patent ertheilt wird, namentlich in Frankreich un4 Belgien, 
gäben hierfür einen Beleg. Zu Tausenden würden die Patente jährlich er- 
theill; es gebe dort Erfinder und Patent-Commissionaire von Profession , die in 
alle Fächer hineinpfuschten und mit den erhaltenen Privilegien einen der Ent- 
wickelung des Gewerbewesens gar nicht zum Segen gereichenden Handel 
trieben. Das dortige Patentwesen sei seiner eigentlichen Bestimmung: Förde- 
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rung des gewerblichen Fortschrilles und Belohnung reeller Erfinder, völlig ent- 
fremdet , und Nichts , als ein verderblicher Hemmschuh für die industrielle Enl- 
wickelung und eine bequeme gesetzliche Handhabe für das Induslrie-Ritterlhum. 
Gegen die Einführung einer Patenllaxe, wie sie zur Verhütung einer miss- 
bräuchlichen Ausbeulung des Palentwesens vorgeschlagen werde , lasse sich 
schon an sich das Bedenken gellend machen, dass die Abgabe, um überhaupt • 
irgend wirken zu können, schon hoch gegriffen werden müsse, dann aber den 
wahren verdienstlichen Erfinder empfindlich treffe und besteuere, und ihn viel- 
leicht nöthige, sich wegen Mangels eigener Mittel den bemillellen Spekulanten 
in die Hand zu geben, die dann die Erfindung für sich ausbeuteten. Sie ver- 
fehle überdies das bezweckte Ziel, wie die oben erwähnten Erfahrungen in 
Frankreich und Belgien ergäben. Diese Uebelslände seien auch in der neue- 
ren Zeit mehrfach anerkannt worden. In Belgien habe die im Jahre 1848 
niedergesetzte Commission sich geradezu für eine Vorprüfung ausgesprochen, 
und in England sei durch das neue Palenlgcsetz eine Art Aufgebot angeord- 
net, welche der definitiven Ertheilung des Patentes vorhergehe und den Zweck 
habe. Jedem, der ein Interesse hat, der Erlheilung des Patentes zu widerspre- 
chen, Gelegenheit zu geben, seinen Widerspruch gellend zu machen. Gegen- 
wärtig sei nur ein sehr geringer Theil der in Preussen eingehenden Patentge- 
suche zur Gewährung geeignet; werde die Vorprüfung beseitigt, so werde die 
Anzahl der Patentgesuche ohne Zweifel erheblich grösser werden , ohne dass 
sich die Zahl der zur Palenlirung geeigneten Erfindungen in gleichem Verhält- 
nisse vermehren werde. 

Solle das bisherige Prinzip der Voruntersuchung nicht femer beibehal- 
ten werden, so würde es im Interesse der Sittlichkeit vorzuziehen sein, lieber 
gar keine Patente mehr zu geben , was dem Fortschritte der Gewerbsamkeil 
so wenig Abbruch thun würde, als es dem Fortschritte der Wissenschaft hin- 
derlich gewesen sei, dass für Entdeckungen im Gebiete der letzteren in Preus- 
sen niemals Patente gewährt worden sind. Die Gründe, welche gegen die 
Beibehallung der Vorprüfung angeführt worden , dass es nämlich bei der ge- 
genwärtigen Entwicklungsstufe der Industrie unmögUch sei, mit völliger Ge- 
wissheit zu sagen , ob eine Erfindung neu sei, sowie , dass es schwierig oder 
wohl gar unmöglich sei, den Begriff der Neuheit in völlig erschöpfender Weise 
zu definiren, sprächen eher für die Beseitigung der Patente überhaupt, als für 
das Aufgeben des Princips der Vorprüfung. Denn , möge das Letztere nun 
beibehalten oder aufgegeben werden, so werde doch immer, so lange über- 
haupt Patente ertheilt würden, die Frage zur Entscheidung kommen, ob eine 
Erfindung als neu anzuerkennen sei. Dieselben Schwierigkeiten, welche ge- 
genwärtig bei der Voruntersuchung zu überwinden seien, wür4en, wenn die 
letztere fortfalle, auch bei der in Folge einer Reklamation vorzunehmenden 
Nachuntersuchung eintreten. Nach den bisherigen Erfahrungen seien Reklama- 
tionen wegen Patenürung einer schon dagewesenen Sache überhaupt nur sel- 

12* 
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len vorgekommen, und es scheine hieraus hervorzugehen, dass der allerdings 
nicht abzuleugnenden Schwierigkeit, welche sich einer jeden Prüfung über die 
Neuheit einer Sache entgegenstelle, eine besondere praktische Wichtigkeit nicht 
beizumessen sei. 

Berlin, im Juli 1853. 
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ANDEUTUNGEN ÜBER DIE PATENTGESETZGEBÜNG 
IN DEN STAATEN DES ZOLLVEREINS. 
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Der vollständigen £ntfes8lung des Verkehrs , der Gleichstellung 
des Handels und Wandels unter den Staaten des Zollvereins steht noch 
zur Zeit die Verschiedenheit des Münzfusses , der Maass - und Ge- 
wichts -Einheit, des Besteuerungsmodus für die indirekten Verzeh- 
rungssteuem, endlich der Gesetzgebung über die Erfinduugspatente 
entgegen. Für die thunlichste Ausgleichung dieser noch voiiianden^i 
Hemmungen der Verkehrsfreiheit im grossen kommerziellen Bunde ha- 
ben sich längst die Wünsche und Bestrebungen aller Vereinsregierungen 
ausgesprochen, wenn auch die grossen Schwierigkeiten nicht verkannt 
wurden, welche hinsichtlich der Ausgleichung einiger Punkte, insbe- 
sondere der Annahme eines gemeinschaftlichen Münzfusses und d^ 
Gleichstdlung der inneren Verzehrungsgteuern bestehen. Dagegen 
scheinen erhebliche Schwieri^eiten nicht obzuwalten bezüglich der 
Annahme gleichförmiger Grundsätze für die in jedem VereinsstaÄte 
bestehende Gesetzgebung über Erfindungspatente, wodurch eine der 
Oben bezeichneten Verkehrshemmungen beseitigt, sonach ein aberma- 
liger erheblicher Fortschritt in der kommerziellen und industriellen 
Einheit der Behandlung im Vereinsgebiete erzielt werden würde. 

Dass die Verschiedenheit der Gesetzgebung über Erfindungspa- 
tente in den Staaten des Zollvereins auch im Sinne der bestehenden 
Verträge als ein wesentliches Verkehrshin derniss betrachtet 
werde, geht schon aus der Fassung des betreffenden Artikels 7. lit. c. 
der Grundverträge vom Jähre 1833 hervor; worin unter den Aus- 
nahmen des freien Verkehrs zwischen den Vereinsstaaten diejenigen 
Gegenstände bezeichnet werden: „welche ohne Eingriff in die von ei- 
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nem der kontrahirenden Staaten ertheilten Erfindnngspatente oder 
Privilegien nicht nachgemacht oder eingeführt werden können und 
daher für die Dauer der Patente oder Privilegien von der Einfuhr in 
den Staat, welcher dieselhen ertheilt hat, noch ausgeschlossen hleihen 
müssen." 

Nach einer auf diesen vorbemerkten Artikel der offenen Grund- 
verträge über die Bildung des Zollvereines bezüglichei;i Abrede wurde 
weitere Vereinbarung über gemeinschaftliche Grundsätze 
wegen Bewilligung von Patenten aus dem Gesichtspunkte be- 
schlossen, dass dieselben in keinem der kontrahirenden Staaten auf 
Gregenstände bewilligt werden sollen, welche weder neu noch eigen- 
thümlich sind. 

Diese Vereinbarung, worauf Unten zurückzukommen ist, erfolgte 
im Jahre 1842. Das für dieselbe angenommene Hauptprinzip der Neu- 
heit zu verleihender Patente bildet allerdings die Grundlage einer jeden 
Patentgesetzgebung, indem überhaupt kein Patent anders, als für 
einen neuen und eigenthümlichen Gegenstand verliehen werden kann. 
Allein eben so wenig wird in Abrede zu stellen sein, dass mit der 
vertragsmässigen Aufstellung dieses (sich von selbst verstehenden und 
im Begriffe der Patentverleihung gelegenen) Prinzipes noch kein Fort- 
schritt für eine Patentgesetzgebung gewonnen wird, welche den dop- 
pelten Zweck erreichen soll, unter den zollverbündeten Staaten die 
durch bestehende Gewerbsprivilegien hervorgerufenen Verkehrs-Hinder- 
nisse von Land zu Land innerhalb des Zollvereins zu beseitigen und 
zugleich den Artikel 18 der Vereinsverträge wegen völlig gleichförmiger 
Behaiidlung der vereinsländischen Unterthanen in gewerblichen Bezie- 
hungen vollständig zu verwirklichen *). 

Alle jene Verschiedenheiten, welche in den Patentgesetzgebungen 
der verschiedenen europäischen Staaten bestehen, und von welchen die 
wesentlichsten in der ersten Abtheilung dieser Schrift angedeutet wor- 
den , finden sich wieder und selbst theilweise in noch höherem Grade 



1) Artikel 18. der Verträge von 1833, Ite Alinea: 

„Die contrahirenden Staaten wollen auch fernerhin gemeinschafllich 
dahin wirken, dass durch Annahme gleichförmiger Grundsätze die Ge- 
werbsamkeit befördert und der Befugniss der Unterthanen des einen 
Staates , in dem andern Arbeit und Erwerb zu suchen , möglichst freier 
Spielraum gegeben werde.** 
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in den betreffenden Gesetzen des Staatenkreises, welcher den Zoll- 
verein bildet. In diesen Gesetzen herrschen die grössten Abweichungen 
bezüglich der Bestimmungen in der Frage über materielle Vorprüfung 
des Gesuches oder blosser Erfüllung der formellen Bedingungen; in 
der gesetzlichen Zeit der Verleihung, welche in einigen Vereinsstaaten 
bis auf die Bauer von fünf Jahren beschränkt ist; >in den Bestimmungen 
über die Patentirung fremder Erfindungen (Einführungspatente) ; in der 
Erhebung der Patenttaxen; in den Bedingungen hinsichtlich der Aus- 
führungsfristen für die patentirte Erfindung und in den gesetzlichen 
Befugnissen der Patentirten. In mehreren Vereinsstaaten endlich be- 
steht gar keine Patentgesetzgebung, und alles hierauf Bezügliche beruht 
auf blossen Administrativ -Verordnungen, oder dergl. Verfügungen für 
einzelne vorkommende Fälle. Das Nebeneinanderbestehen höchst ver- 
schiedenartiger Grundsätze und Behandlungsweisen in einer für die 
vereinsländische Industrie so wichtigen Angelegenheit des grossen Zoll- 
büudnisses ist jedoch als erheblicher Uebelstand zu betrachten, indem 
einer der folgenreichsten vertragsmässigen Grundsätze, nämlich die 
gleichförmige Behandlung der vereinsländischen ünterthanen in ge- 
werblichen Beziehungen in sämmtlichen Vereinsstaaten ohne eine 
gleichförmige Patentgesetzgebung nicht ausführbar ist. In einem 
Staate, woselbst die Patentverleihung an eine materielle Vorprüfung 
des Gegenstandes der Erfindung geknüpft ist, befindet sich der Ge- 
suchsteller im entschiedensten Nachtheile gegen die Behandlung seines 
Gesuches in andern Staaten, woselbst nur formelle Bedingungen zu erfül- 
len sind und die Verleihung ohne eine derartige Prüfung erfolgt. Noch 
stärker tritt diese üngleichförmigkeit der Behandlung hervor, wenn 
durch die Patentgesetzgebung eines Vereinsstaates die Verleihung an 
Nich tangehörige dieses Staates erschwert, oder von blossen Admini- 
strativ - Erwägungen abhängig gemacht wird. Die noch zur Zeit be- 
stehende Bestimmung der preussischen Patent - Verordnung, nach wel- 
cher für die Erwerbung eines Patentes das Bürgerrecht des preussi- 
schen Staates erfordert wird, schliesst die vereinsländischen ünter- 
thanen ganz aus von jeder Verleihung. Patentverleihungen in einem 
Vereinstaate, welche mit höheren Taxen belegt sind, oder woselbst die 
gesetzliche Dauer des Patentes ungleich kürzer ist, sind offenbar weit 
ungünstiger, als anderweitige Verleihungen mit geringen Taxerhebungen, 
oder mit länger währenden Befugnissen. Diese so eben angedeuteten 
Ungleichheiten und andere mehr, welche aus der verschiedenartigen 
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Patentgesetzgebting der Zollvereinsstaaten hinsichtlich der wechselsei- 
tigen Behandlung der vercinländischen Erfinder entspringen, sind in 
der „Uebereinkunft der zum Zoll- und Handelsverein 
verbundenen Regierungen wegen Ertheilung von Erfin- 
dungspatenten und Privilegien vom 21. September 1842^' 
(publizirt 1843) in keiner Weise beseitigt worden. 

Biese Uebereinkunft (im Anhange abgedruckt) enthält theils Be- 
stimmungen, welche aus der Natur der Patentverleihungen von selbst 
sich ableiten, folglich vertragsmässiger Abreden nicht bedürfen, wohin 
die Positionen I, II, lY und YI derselben zu zählen sind; theils 
solche, welche mit dem juristischen Begriffe einer Patentertheilung und 
den hieraus abgeleiteten gesetzlichen Befugnissen kaum in Einklang 
zu bringen sein dürften. Zu diesen letztem werden gezählt die Be- 
stimmungen der Pos. III der Uebereinkunft, nach welchen kein Yer- 
bot oder keine Beschränkung der Einfuhr, des Yerkaufes und 
Absatzes der mit einem patentirten übereinstimmenden Gegenstände 
als zulässig erklärt wird, dessgleichen auch der Gebrauch oder 
Yerbrauch solcher Gegenstände nicht untersagt werden soll u. s. w. 
Die Ausübung eines in Kraft bestehenden Patentes ist überall 
nach Massgabe der hiemit gesetzlich verliehenen ausschliessenden Be- 
reditigungen zu beurtheilen. Betrifft dk Yerleihung ein neues Pro- 
dukt, welches mittelbar oder unmittelbar in die allgemeine Consumtion 
überzugehen bestimmt ist, so besteht die Berechtigung des Patentirten 
im ausschliesslichen Yerkaufe desselben; ist der patentirte Gegenstand 
eine Fabrikations-Methode, so steht dem Patentträger der ausschlies- 
sende Gebrauch, die ausschhessende Anwendung derselben zu; eben 
so bei einer Maschine: oder im Falle letztere zur Yervielfältiguig 
und zum Yerkaufe bestimmt igt, auch der ausscbliessende Yerkauf 
derselben. Aus dies^ Ausschliessungsbefugnissen besteht die Wesen- 
heit eines Patentes, welche nicht durch anderweitige Rückskhten od^ 
Staatsv^lräge modifizirt oder ganz beseitigt werd^ können, ohne dem 
Begriffe der Patentverleihung überhaupt zu nahe zu treten. Niemand 
wird bezweifeln, dass die Einfuhr oder der Yerkauf nachgeahmter 
Gegenstände eines Patentes als Eingriff in dasselbe zu betrachten sei, 
gegen welchen dem Patentirten gestattet sein muss, den Schutz der 
Gerichte anzurufen. In der Mehrzahl der europäischen Patentgesetze 
sind zur Yerstärkung dieses gesetzlichen Schutzes die Einfahr und der 
Yerkauf nachgeahmter Gegenstände eii^er patentirten Erfindung aus- 
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drücklich a]s Eingriffe in das Patent bezeichnet und mit Strafen be- 
droht werden. Durch Stipulationen jedoch, wie solche in Pos. lU 
der genannten Uebereinkunft enthalten sind, wird die Handhabung des 
patentgesetzlichen Schutzes gegen Eingriffe unmöglich gemacht, sonach 
dem Patentirten die durch das Pataitgesetz einerseits verlidiene Be- 
fugniss mittelst eines diesem Gesetze völlig fremden und m(M im 
entferntesten Zusammenhange mit demselben stehenden Staatsvertrages 
andererseits wieder entzogen. Als Grund dieser, mit dem Wesen 
jeder folgerichtigen Patentgesetzgebung völlig unvereinbaren Bestim- 
mung möchte anzunejbmen sein, um durch Beseitigung von Einfuhr- 
und Verkaufsverboteu patentirter Gegenstände der allgemeinen Ver- 
kehrsfreiheit unter den Vereinstaaten förderlich zu sein. Dagegen ist 
jedoch, mit Bezugnahme auf das hierüber in §. 17 der ersten Abthei- 
lung Vorgetragene zu bemerken, dass Einfuhr- und Verkaufsverbote 
nachgeahmter Gegenstände patentirter Erfindungen, wenn gleich durch 
die Patentgesetzgebung erlassen, doch niemals auf präventivem Wege 
durch allgemeine Handhabung mittelst der Staatsgewalt in Ausführung 
gebracht werden können, wie auch in keinem Staate geschieht. Kein Zoll- 
tarif wird Verzeichnisse von patentirten Gegenständen, deren Einfuhr 
verboten ist, enthalteü und nirgends werden allgemeine Verbote des Ver- 
kaufes oder Gebrauches patentirter Gegenstände erlassen und veröf- 
fentlicht werden , welche bei jeder neuen Patentverleihung aufs Neue 
erlassen und bei jeder Erlöschung des bezüglichen Patentes wieder aufge- 
hoben werden müssten. Es ist vielmehr zur Aufrechthaltung der paten- 
tirten Befugnisse vollkommen ausreichend, dass jeder Eingriff in die- 
selben mit den gesetzlichen Strafen bedroht wird, um hiernach den 
Patentträger in den Stand zu setzen, vorkommenden Falles den Ein- 
griff, möge derselbe in der unbefugten Einfuhr nachgeahmter Gegen- 
stände seiner Erfindung, oder in deren Verkauf oder Gebrauch von 
Dritten bestehen, vor den zuständigen Gerichten zu verfolgen und 
seine Rechte geltend zu machen. In diesen gesetzlichen Bestimmungen 
gegen Eingriffe, welche jedes vollständige Patentgesetz ohnehin ent- 
halten muss, besteht allein der Schutz, den der Staat der patentirten 
Erfindung zu gewähren vermag. Die rechtlichen Folgen dieses 
Schutzes aber treffen ganz gleichförmig den In- wie den Ausländer 
imd es ist augenföllig, dass das Bestehen einer folgerichtigen und den 
juristischen Anforderungen ensprechenden Fatentgesetzgebung keine 
Verkehrsbescbränkungen zur Folge haben könne, vielmehr die Hand- 



Digitized by CjOOQIC 



188 

habuDg und der vollständige Vollzug der Patentgesetze in jedem ein- 
zelnen Vereinsstaate mit der allgemeinen Freiheit des Verkehrs unter 
denselben unbedingt "vereinbar sei. Zugleich findet unter diesen Insti- 
tutionen die völlig gleichartige Behandlung der ünterthanen des be- 
treffenden Staates mit den vereinsländischen Statt, indem Jeder ohne 
Unterschied der Herkunft, welcher nachgeahmte Gegenstände im Staate 
der Patentverleihung einführt oder zum Verkaufe bringt, den gesetz- 
lichen Folgen dieser Handlung unterliegt. 

Nachdem endlich Patente allenhalben, der Voraussetzung ge- 
mäss, nur auf neue, bisher unbekannte Gegenstände verliehen werden, 
so können durch dieselben auch keine materielle Störungen der bis- 
herigen internationalen Verkehrsverhältnisse hervorgebracht werden. 
Ausnahmen dieser Voraussetzung würden nur in den seltenen und 
vereinzelten Fällen vorkommen können, wenn durch die Ausübung 
einer bedeutenden Erfindung ein gewisser Umschwung der früheren 
Produktions- und Consumtionsverhältnisse in einzelnen Artikeln her- 
vorgebracht wird und der patentirte neue Artikel an die Stelle 
eines früher in allgemeinem Gebrauche gestandenen älteren Artikels tre- 
ten würde. Einer derartigen, durch eine patentirte Erfindung bewirk- 
ten Verkehrsveränderung jedoch durch Verbotsmassregeln hemmend ent- 
gegenzutreten, würde dem Zwecke jeder Patentverleihung selbst gerade 
entgegen laufen. 

Nachdem nun, wie so eben gezeigt, die gedachte Uebereinkunft 
Anhaltspunkte zur Beseitigung oder Ausgleichung der so grossen Ab- 
weichungen in den' gesetzlichen Bestimmungen nicht gewährt, so soll 
zum Schlüsse versucht werden, aus der in der ersten Abtheilung ge- 
genwärtiger Schrift vorgetragenen Theorie die wesentlichsten derartigen 
Grundsätze abzuleiten, durch deren allseitige Annahme den vereinslän- 
dischen Erfindungen im Gebiete der Industrie eine gleichförmige Be- 
handlung im ganzen Zollvereinsgebiete gesichert und zugleich dieser 
Zweig der industriellen Gesetzgebung auch in sämmtlichen Vereins- 
Staaten denjenigen Vorschritten angenähert werden würde, welche der 
heutige Standpunkt der Industrie erheischt und in welchen die ersten 
europäischen Industriestaaten bereits vorangegangen sind. 

Es wird jedoch nicht beabsichtigt, mit den nachfolgenden An- 
deutungen gewisser gemeinschaftlicher Grundprinzipien auf die Zu- 
standebringung eines gemeinschaftlichen Patentgesetzes für sämmtliche 
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Vereinsstaaten, analog den Zollvereinsverträgen einzuwirken; wofür 
wohl, aus mehrfachen Rücksichten, bei den wenigsten Vereinsstaaten 
Geneigtheit vorauszusetzen sein dürfte. Die Verleihung von Erfin- 
dungspatenten und ausschliessenden Privilegien ist Ausfiuss der ober- 
sten Kegierungsbefugnisse und gilt in allen europäischen Staaten aus- 
drücklich oder stillschweigend als Prärogative des Landesherrn; da- 
her die Beibehaltung eigener und selbstständiger Patentgesetze wohl 
allenthalben vorgezogen wird. Ipi Interesse der Industrie und in Be- 
tracht der Wichtigkeit des Gegenstandes ist jedoch der zweifache 
"Wunsch auszusprechen, dass 

Erstens die Hauptbestimmungen über das Patentwesen auf 
gesetzlichem Wege, je nach den Verhältnissen der Verfassung eines 
jeden Vereinsstaates und nicht durch blosse Administrativ- Verordnun- 
gen erfolgen möchten; 

Zweitens, dass in jedem Vereinsstaate eine Patentgesetzge- 
bung wirklich bestehe, sonach allenthalben, wo solche zur Zeit noch 
mangelt, eine solche eingeführt werde. 

Es ist endlich nicht zu verkennen , dass die Patentgesetzgebung 
nur in grösseren Staaten in ihrer vollen Wirkung hervortreten kann, 
indem eine erfolgreiche Ausbeutung verliehener Ausschliessungsberech- 
tigungen für eine gegebene Periode einen gewissen Gebiets -umfang 
und eine grössere Volkszahl bedingt und überhaupt zur Erlangung der 
aus dem Schutze der industriellen Erfindungen entspringenden Vor- 
theile eine manchfach entwickelte und verbreitete Industrie vorausge- 
setzt wird. In diesem Betracht möchte zu empfehlen sein, dass meh- 
rere kleinere Vereinsstaaten sich zu einem gemeinschaftlichen Patent- 
gesetze vereinbaren ; was insbesondere für die nicht preussischen Lande 
des Thüringischen Zoll- und Handelsvereines mit um so minderen 
Schwierigkeiten verknüpft scheint, als unter jenen Staaten auch ander- 
weitige engere staatsrechtliche Beziehungen Statt finden. 

Als gemeinschaftliche Grundsätze, über welche Behufs der all- 
seitigen Annahme und Verwirklichung derselben in den Patentgesetzen 
der einzelnen Vereinsstaaten Abrede zu treffen wäre, werden be- 
zeichnet : 

I. Die Beseitigung aller materiellen Vorprüfungen 
des zu patentirenden Gegenstandes von Seite der Re- 
gierung. 

Bezüglich der absoluten Nachtheile und Verwicklungen, welche 
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das PrüfcingsYer£ahren im Gefolge bst, ist das Nähere §.13 der er* 
sten AbtheiluDg vorgetragen worden und der Umstand, dass in zahl- 
reichen, mit einer vorzüglichen Industrie -Gesetzgebung versehenen 
europäischen Staaten, als England, Frankreich, Oesterreich, Belgien 
u. s. w. von jeder materiellen Prüfung der Patentgesuche Umgang 
genommen wird, liefert die praktischen Belege für die Kichtigkeit die- 
ser Ansicht. 

Allein selbst abgesehen hievon . würde unter dem Bestände der- 
artiger Prüfungen eine gleichförmige Behandlung der vereinsländischen 
Erfinder in den einzelnen Yereinsstaaten unmöglich sein, da durch 
dieses Verfahren dem Zufalle und der Willkühr der freieste Spielraum 
geöffnet wird. In demjenigen Vereinsstaaten, welche das Prüfungs- 
System adoptiren, würden ohne Rücksicht auf den Umfang des Landes 
und auf das Vorhandensein von Capazitäten für eine solche Funktion 
technische Prüfungs - Commissionen aufgestellt werden müssen , deren 
Beurtheilung jedoch, je nach der Zusammensetzung der Commission, 
in Bezug auf eine und die nämliche Erfindung in den verschiedenen 
Vereinsstaaten höchst verschieden ausfallen würde. Was in einem 
Staate von einer solchen Commission als nützlich und neu erkannt 
worden wäre, würde in andern auf entgegengesetzte Weise beurtheüt 
werden, und kein vereinsländischer Unterthan, welcher für seine Erfin- 
dung in mehreren Staaten Patente nachsucht, würde unter dem Fort- 
bestehen des Prüfungs-Systemes einen sichern Calcul für sein Geschäft 
zu ziehen vermögen, da unter solcher Behandlung die wirkliche Er- 
langung des Patentes fast dem blossen Zufalle anheimgegeben ist. 
Femer kömmt in Betracht, dass bei fortbestehender Verschiedenheit 
der Patentgesetzgebung in den einzelnen Vereinsstaaten hinsichtlich der 
Prtifungsfrage die vereinsländischen Unterthanen in denjenigen Ver- 
einsstaaten, woselbst die Prüfung nicht besteht, mit ihren Patentge- 
suchen in ungleich grösserem Vortheile sich befinden, als in den erste- 
ren, daher eine weitere Ungleichheit der Behandlung a priori, welche 
durch die Gesetzgebung selbst aufrecht erhalten wird. 

Diese Andeutungen dürften zur Kechtfertigung des Vorschlages 
genügen, dass in den Patentgesetzen sämmtlichcr Vereinsstaaten von 
der materi^len Vorprüfung der Gesuche von Regierungswegen Um- 
gang genommen und die Verleihung bloss von der Erfüllung formeller 
Bedingungen abhängig gemacht werde. Hinsichtlich der näheren Be- 
stimmungen hierüber für die Praxis bieten die musterhaften Patent- 
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gesctze von Frankreich und Oesterreich den besten Vorgang und 
dürften sich diese mehr noch, als die englische Gesetsgebung zur 
Nachahmung ffir Continentalstaaten empfehlen. 

IL Die Patentverleihungen in den Zollvereinsstaa- 
ten ^eien nicht an Heimaths-Verhältnisse und Nationa- 
lität gebunden, vielmehr unter den gleichen gesetzlichen 
Bedingungen und Voraussetzungen sowohl an In- als Aus- 
länder zu gewähren. 

Dieser Grundsatz findet seine Bestätigung ebensowohl in allge- 
meinen nationalökonomischen Rücksichten (I. Abtheilung §. 10) als in 
der Praxis der vorzüglichsten europäischen Patentgesetze. 

Den Zollvereinverträgen gegenüber würde schon die Bestimmung 
genügen, dass vereinsländische Unterthanen in allen Vereinsstaaten 
hinsichtlich der Verleihung von Patenten mit den eigenen Unterthanen 
auf gleichem Fusse behandelt werden sollen. In dieser Bestimmung 
läge jedoch eine nicht gebotene Beschränkung zum Nachtheile der 
vereinsländischen Industrie, insofeme nämlich Vereinsausländer von 
dieser gleichen Behandlung mit den eigenen Unterthanen ausgeschlos- 
sen werden sollten. Die erste Realisirung und Ausübung einer jeden 
industriellen Ei-findung von Erheblichkeit ist stets als Gewinn für die 
inländische Betriebsamkeit zu betrachten; ohne Unterschied, ob die 
ErfinduDg aus dem Vereinsgebiete oder vom Auslande herstammt 
Aus gleichem Grunde verleiht man in den grossen europäischen In- 
dustrie-Staaten Erfindungs- Patente ohne alle Rücksicht auf Natio- 
nalität. 

Durch die allseitige Verwirklichimg dieses Grundsatzes jedoch 
erscheint jede weitere vertragsmässige Bezugnahme auf vereinsländische 
Unterthanen in specie überflüssig, als unter dieser allgemeinen Be- 
stimmung von selbst begriffen. 

lU. Einführungs -Patente für neue Erfindungen und 
Verbesserungen, welche im Auslande ausgeübt werden, 
seien 

a) nur an die Erfinder selbst oder ihre Rechtsnachfol- 
ger, 

b) nur insoferne zu verleihen, als die Ausübung der- 
selben auch imAuslande durch Privilegien geschützt 
ist und nicht über die Dauer eines ausländischen 
Patentes hinaus. 
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In Ansehung der theoretischen Rechtfertigung des Grundsatzes 
wird auf §. 8 der ersten Abtheilung Bezug genommen. Derselbe er- 
langt jedoch noch eine weitere praktische Bedeutung unter den Ver- 
hältnissen des Zollvereins. Offenbar wäre es als grosser üebelstand 
zu betrachten, wenn in irgend einem Vereinsstaate jeder Dritte, ^wel- 
cher von der in einem andern Vereinsstaate patentirten Erfindung 
Kenntniss erlangt hat und dieselbe zum Nachtheile des Erfinders in 
andern Vereinsstaaten auszubeuten beabsichtigt, allenthalben in den- 
selben mit wirklicher Patentv^erleihung begünstigt werden würde. Ein 
solches Verfahren würde zu einer gemeinschädlichen Isolirung der 
Interessen führen und mit dem Grundsatze einer gleichförmigen Be- 
handlung der vereinsländischen ünterthanen imvereinbar erscheinen. 
Auch ist es dem Geiste der Zollvereinsverträge höchst an- 
gemessen, dass den industriellen Erfindungen im Vereins- 
Gebiete wechselseitiger Schutz in sämmtlichen Vereins- 
Staaten gewährt werde, was durch die allseitige Adoptirung die- 
ses Grundsatzes mit ebeü so gutem Erfolge als auf höchst einfachem 
Wege zu verwirklichen ist. Jedem Erfinder würde es hiernach frei 
stehen, sich in allen Vereinsstaaten oder nach Wahl in einigen dersel- 
ben um Patente für seine Erfindung zu bewerben; indem derselbe 
allfällig zugleich dagegen geschützt ist, dass kein Dritter ihm hierin 
zuvorkomme und ihn der Früchte seiner Arbeit beraube. Die gleiche 
Bestimmung ist im österreichischen Patentgesetze (Art. 8) enthalten 
und hiedurch zugleich auch der vereinsländischen Industrie ein mäch- 
tiger Schutz gewährt. 

Es ist jedoch zugleich im Begriffe jeder Patentverleihung von 
selbst gelegen, dass bei einer derartigen allseitigen Annahme des vor- 
geschlagenen Grundsatzes die Patentirung einer industriellen Erfindung 
in einem Vereinsstaate keinen rechtlichen Anspruch auf die 
gleiche Patentverleihung auch in andern Vercinsstaaten zu begründen 
veimöge. In keinem europäischen Patentgesetze sind Bestimmungen 
enthalten, durch welche den Gesuchstellern um Erfindungspatente ir- 
gend positive Rechtsansprüche hierauf eingeräumt sind; allenthalben 
vielmehr wird die wirkliche Verleihung als freier Akt der Regierung 
und resp. der landesherrlichen Autorität betrachtet und das nämliche 
Prinzip wird wohl auch in den Patentgesetzen der einzelnen Vereins- 
Staaten aufrecht erhalten werden; daher es in Ansehung dieses Punk- 
tes ebenfalls einer besonderen Vereinbarung nicht bedarf. 
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IV. Vereinbarung über eine gleiche gesetzliche 
D auer verliehener Patente. 

Die noch zur Zeit in den Patentgesetzen der einzelnen Vereins- 
staaten bestehende Verschiedenheit des Zeitraums, für welchen Patente 
verliehen werden, ist eine höchst ergiebige Quelle ungleichförmigct 
Behandlung der vereinsläudischen Unterthanen, deren Beseitigung iaIs 
dringendes Bedürfiiiss hervortritt. 

Wenn in einem Vereinsstaate Erfindungspatente nur auf fünf 
oder zehn Jahre, in einem andern aber auf fünfzehn Jahre verliehen 
werden, so folgt von selbst, dass ein Patent, welches z. B. im ür- 
sprungslande auf fünfzehn Jahre verliehen worden , in ersterem , wo- 
selbst ein Einftlhrungspatent für den nämlichen Zeitraum nachgesucht 
wird, nur für fünf oder zehn Jahre bestehen könne. Nach UmflusiB 
jener Zeit würde die patentirte Erfindung gesetzlich der allgemeinen 
Benützung anheim fallen, sonach das Einführungspatent für zwei Dritt- 
theile oder einen Drittheil derjenigen Zeit, für welche dasselbe im 
Ursprungslande geschützt ist, illusorisch erscheinen. Dieser Umstand 
würde jedoch ausserdem die weitere Folge haben, dass das, auch in 
andern Vereinsstaaten für die nämliche Erfindung erworbene Einfüh- 
rungspatent ipso jure erlöschen würde, sobald die Erlöschung in ei- 
nem Vereinsstaate gesetzlich eingetreten ist; indem grundsätzlich Ein- 
führungspatente überhaupt nur für solange bestehen können , als die- 
selben auch in andern Vereinsstaaten mit ausschliessender Berechtigung 
geschützt sind und dass dieser Schutz aufhören müsse, sobald die ratio 
legis für das in einem dritten Staate mit dem Einführungspatente 
verliehene temporäre Monopol nicht mehr existirt. Dieser Grundsatz 
findet sich in der englischen Gesetzgebung unter der ausdrücklichen 
Bestimmung verwirklicht, dass jedes Einführungspatent für eine Erfin- 
dung, welche in mehreren anderen Staaten durch ausschliessende Pri- 
vilegien geschützt ist, unmittelbar als erloschen betrachtet wird, sobald 
diese Privilegien nur in einem dieser auswärtigen Staaten erloschen 
sind. Wenn daher die gesetzliche Patentdauer nur in einem Vereins- 
staate auf fünf Jahre beschränkt ist, so würde hieraus die praktische 
Folge von selbst entspringen, dass Einführungs-Patente für eine 
im Vereinsstaate des Ursprungs patentirte Erfindung in allen übri- 
gen Vereinsstaaten ebenfalls nur für höchstensfünf Jahre aufrecht 
erhalten werden können, ohne Rücksicht darauf, ftlr wie lange ias 
Patent im Ursprungslande fort besteht. 

.V. Kleintchrod, Patentgesetzgebung. ]^3 
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Dieses Missverhältniss ist augenfällig, daher die Vereinbarung 
über eine gleiche gesetzliche Dauer der Patente zur Verwirklichung 
eines der wichtigsten Prinzipien der Zollvereins-Verträge auch in die- 
sem Theile der Gewerbslegislation unerlässlich. In Ermanglung einer 
solchen Vereinbarung aber würde wahrscheinlich die Folge eintreten, 
da^s die Mehrzahl der Erfinder vorziehen dürfte, auf die Erwerbung 
von Einführungs-Patenten lieber ganz zu verzichten, als die erheblichen 
Kosten und Bemühungen für die Patentirung ihrer Erfindungen in den 
übrigen Vereinsstaaten für eine so kurze Dauer der Berechtigung auf- 
zuwenden; womit jedoch eine der wirksamsten Ermunterungen für die Er- 
schaffung wichtiger industrieller Erfindungen im Vereinsgebiete hinwegfiele. 

V. Gleichheit der Patent-Taxen; insoferne über- 
haupt von der Erhebung besonderer Taxen auf Patent- 
verleihungen nicht allgemein abgesehen werden wollte. 

In soferne die ZoUvereins-Regieruugen sich nicht aus ähnlichen 
Motiven, wie solche im §. 16 der ersten Abtheilung angedeutet wor- 
den, bewogen finden würden, von der besonderen Besteuerung der 
Gewerbspatente unter der Benennung Patenttaxen ganz Umgang zu 
nehmen und die Gebühren nach dem bisherigen Verfahre der K. 
Preussischen Regierung bloss auf den Ersatz der Ausfertigungs - und 
Eanzleikosten zu beschränken, so erscheint es mindestens zur Aufrecht- 
haltung des Grundsatzes gleichförmiger Behandlung der vereinsländi- 
schen Unterthanen erforderlich, über den möglich gleichen Betrag 
dieser Taxerhebungen Vereinbarupg zu treffen. 

Es wäre als eine erhebliche Ungleichheit der Behandlung zu betrach- 
ten, falls in einem Vereinsstaate hohe, in einem zweiten niedere und 
in einem dritten gar keine Patenttaxen beständen. Hohe Taxen sind 
für sehr viele Patente eine Lebensfrage, wie insbesondere aus der' 
französischen Patentstatistik (zweite Abtheilung) in überzeugender Weise' 
hervorgeht. Die Mehrzahl der Patente vermag nur massigen Gewinn 
abzuwerfen, folglich auch nur massige Taxen zu ertragen; für diese 
Art Patente sind daher hohe Taxen einer Verweigerung des Patentes 
in der Wirkung gleich zu achten. Zur Erleichterung der Erfinder und 
zur Ermunterung der vereinsländischen Industrie , welche ihre wesent- 
lichsten Fortschritte durch neue Erfindungen und Verbesserungen er- 
langt, empfiehlt sich daher eine Vereinbarung über gleichförmige Er- 
hebung massiger Patenttaxen; indem jedoch jedem Vereinsstaate über- 
lassen bliebe, von jeder Taxerhebung Umgang zu nehmen. Femer 
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würde zur Erleichterung der Bewerber die Einftthrung von Annui- 
tätenzahlungen dienen, nach dem Beispiele der französischen und 
belgischen Patentgesetzgebung. 

VI. Alsbaldige Veröffentlichung der verliehenen 
Patente unter Angabe des Gegenstandes und der Dauer 
eines jeden verliehenen Patentes in sämmtlichen Ver- 
einsstaaten. 

Die amtliche Kenntniss der im gesammten Vereinsgebiete in 
Kraft bestehenden Gewerbspatente ist für jede Vereinsregierung uner- 
lässlich, daher die Abrede über wechselseitige periodische Mittheilung 
über verliehene und erloschene Patente in jedem Vereinsstaate. 

Was endlich die Vortheile- anbelangt, welche aus der unmittelba- 
ren Veröffentlichung der technischen Beschreibungen der verliehenen 
Patente anbelangt, so wird diessfalls auf §.15 erste Abtheilung Be- 
zug genommen. 

Diese vorstehenden kurzen Bemerkungen* sollen , von jedem An- 
sprüche auf Vollständigkeit und gründliche Ausführung entfernt, nur 
als unmassgeblichste Andeutungen einiger wesentlichen Punkte gelten, 
auf welche eine Vereinbarung der Zollvereinsstaaten über gemeinschaft- 
liche Grundsätze in diesem Zweige der Gewerbslegislation sich zu er- 
strecken hätte. Dass jedenfalls im Patentwesen der Vereinslande noch Vie- 
les zu thun übrig bleibe, dürfte von keiner Seite in Abrede gestellt werden. 

Andererseits dagegen ist nicht zu verkennen, dass die Patentge- 
setzgebung überhaupt, als ein noch ziemlich neuer Zweig der industriel- 
len Gesetzgebung erst durch die neuesten Patentgesetze der grossen 
europäischen Industriestaaten ihre weitere Ausbildung und praktische 
Bedeutung für das Bedürfhiss der gegenwärtigen Zustände und Ver- 
hältnisse der Industrie überhaupt erlangt habe. Gleicher Fortschritte 
wird sich ohne Zweifel auch in nicht entfernter Zeit die Patentgesetz- 
gebung in den Zollvereinsstaaten, zugleich ffnter Wahrnehmung der 
vereinsländi sehen Bedürfnisse in dieser Hinsicht bemächtigen, 
deren in raschem Aufschwünge begriffene Industrie nicht minder, wie 
in anderen grossen Industriestaaten das Bedürfniss kund gibt eines 
konsequenten und nach grossartigem Zuschnitte bemessenen, auf siche- 
ren gesetzlichen Grundlagen ruhenden Schutzes für ihre gewerb- 
lichen Fortschritte. 

13 * 
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Beilage zum Anbauge: Andeutungen etc- 

Üebereinlainft der zum Zoll- und Handelsvereine verbundenen 
Regierungen wegen Ertheilung von Erfindungs-Patenten und 
Privilegien. Vom 21. September 1842. 

Zur Ausführang des bei dem Abschlüsse der Zollvereinigangsverträge 
niedergelegten Vorbehalts einer weileren Vereinbarung über die Annahme ge- 
meinschafllicher Grundsätze hinsichtlich der Erfindungspatente und Privilegien 
ist von den zum Zoll- und Handels -Vereine verbundenen Regierungen fSr die 
Dauer des ZoU- und Handelsvereins nachstehende Uebereinkunfl wegen Er- 
theilung von Erfindungspatenten und Privilegien unter dem 21. September 1842 
verabredet und geschlossen worden: 

Es bleibt zwar im Aligemeinen einem jedem Vereinsstaate vorbehalten, 
über die Ertheilung von Patenten oder Privilegien zur auKSchliesslichen Be- 
nutzung neuer Esfindungen im Gebiete der Industrie, es möge von einem Pri- 
vilegium für eine inländische Erfindung (Erfindungspatent) oder von einem 
Privilegium für die Uebertragung einer ausländischen Erfindung (Einführungs- 
patent) sich handeln, nach seinem Ermessen zu beschliessen und die ihm ge- 
eignet scheinenden Vorschriften zu treff'en; die sämmtlichen Vereinsstaaten ver- 
ständigen sich jedoch , um einestheils die , aus dergleichen Privilegien hervor- 
gehenden Beschränkungen der Freiheit des Verkehrs unter den Vereinsstaaten 
möglichst zu beseitigen, anderntheils eine Gleichmässigkeit in den wesentlichen 
Punkten zu erreichen, in Folge des bei Eingehung der Zollvereinigungsver- 
träge gemachten Vorbehalts allerseits dahin, die nachfolgenden Grundsätze über 
das Patentwesen zur Ausführung zu bringen: 

I. Es sollen Patente überaU nur für solche Gegenstände erthcilt wer- 
den, welche wirklich neu und eigenthümlich sind. Die Ertheilung eines Pa- 
tents darf mithin nicht stattfinden für Gegenstände, welche vor dem Tage der 
Ertheilung des Patents innerhalb des Vereingebiets, schon ausgeführt, gangbar, 
oder auf' irgend eine Weise bekannt waren; insbesondere bleibt dieselbe aus- 
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geschlossen bei allen Gegenständen, die bereits in öffentlichen Werken des In- 
oder Auslandes, sie mögen in der deutschen oder in einer fremden Sprache 
geschrieben sein, dergestalt durch Beschreibung oder Zeichnung dargestellt 
sind, dass danach deren Ausführung durch jeden Sachverst&ndigen erfolgen 
kann. 

Die Beurtheilung der Neuheit und Eigenthümlichkeit des zu patentirenden 
Gegenstandes bleibt dem Ermessen einer jeden Regierung überlassen. 

Für eine Sache , welche als eine Erfindung eines vereinsländischen Un- 
terlhans anerkannt und zu Gunsten des letztern bereits in einem Vereins- 
Staate patentirt worden Ist, soll ausser jenem Erfinder selbst, oder dessen 
Rechtsnachfolger, Niemanden ein Patent in einem anderen Yereinsstaate er- 
theih werden. ^ 

II. Unter den im Art I. ausgedrückten Voraussetzungen kann auf die 
Verbesserung eines schon bekannten oder eines bereits patontirten Gegenstandes 
ein Patent gleichfalls ertheilt werden, sofern die angebrachte Aenderung etwas 
Neues und Eigenthümliches ausmacht; es wird jedoch durch ein .solches Patent 
in dem Fall, wenn die Verbesserung einen bereits patentirten Gegenstand be- 
trifil, das für diesen letzteren ertheilte Patent nicht beeinträchtigt, vielmehr 
muss das Recht zur Blilbenutzung des ursprünglich patenürten Gegenstandes 
besonders erworben werden. 

III. Die Ertheilang eines Patents darf fortan niemals ein Recht begründen: 

a) die Einfuhr solcher Gegenstände, welche mit dem patentirten über- 
einstimmen, oder 

b) den Verkauf und Absatz derselben zu verbieten oder zu beschrän- 
ken. Eben so wenig darf dadurch dem Patentinhaber ^a Recht beige- 
legt werden, 

c) den Ge- oder Verbrauch von dergleichen Gegenständen, wenn solche 
nicht von ihm bezogen oder mit seiner Zustimmung anderweitig ange* 
schafft sind, zu untersagen, 

mit alleiniger Ausnahme des Falles: 

wenn von Maschinen und Werkzeugen für die Fabrikation und 
den Gewerbebetrieb, nicht aber von allgemeinen, zum Ge- und Ver- 
brauche des grossem Publikums bestimmten Handelsartikeln die Rede ist 

IV. Dagegen bleibt es jeder Vereinsregierung überlassen, durch Ertheilung 
eines Patents innerhalb ihres Gebietes dem Patent-Inhaber, 

1) ein Recht zur ausschliesslichen Anfertigung oder Ausführung des in Rede 
stehenden Gegenstandes 

zu gewähren. 

Ingleichen bleibt es jeder Regierung anheimgeslellt, innerhalb ihres 
Gebietes dem Patent-Inhaber 

2) das Recht zu ertheilen, 
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a) eine neue Fabrikationsmethode, oder 

b) nene Maschinen oder Werkzeuge für die Fabrikation 

in der Art ausschliesslich anzuwenden, dass er berechtigt ist, allen 
denjenigen die Benutzung der patenlirten Methode oder den Gebrauch des pa- 
tenUrten Gegenstandes zu untersagen , welche das Recht dazu nicht von ihm 
erworben, oder den patentirten Gegenstand nicht von ihm bezogen haben. 

V. Es sollen in jedem Vcreinsslaalc die Unt-erlhanen der übrigen 
Vereinsstaalen sowohl in Bclrcff der Verleihung von Patenten, als auch 
hinsichtlich des Schutzes für die durch die Patentertheilung begründeten Be- 
fugnisse, den eigenen Unterthanen gleich behandelt werden. 

Die in einem Staate erfolgte Patentertheilung soll jedoch keinesweges als 
eine Rücksicht geltend gemacht werden dürfen, aus welcher nun auch in an- 
dern Vereinsstaaten ein Patent auf denselben Gegenstand nicht zu versagen 
wäre. Die Entscheidung der Frage, ob ein Gegenstand zur Patent -Ertheilung 
geeignet sei oder nicht, bleibt vielmehr Innerhalb der gemeinsam vereinbarten 
Grenzen dem freien Ermessen jedes einzelnen Staates nach den von ihm für 
räthtich befundenen Grundsätzen vorbehahen, ohne dass diesem Ermessen durch 
die Vorgänge in andern Vereinsstaalen vorgegriffen werden darf. Die Gewäh- 
rung eines Patents begreift ferner für den Unterthan eines andern Vereinsstaates 
die Befugniss zur selbstständigen Niederlassung und Ausübung des Gewerbes, 
in welches der patentirle Gegenstand einschlägt, nicht in sich; vielmehr ist die 
Befugniss hierzu nach Maassgabc der Verfassung jedes Staates besonders zu 
erwerben. 

VI. Wenn nach Ertheilung eines Patents der Nachweis geführt wird, 
dass die Voraussetzung der Neuheit und Eigenthfimllchkeit nicht gegründet 
gewesen sei, sosoll dasselbe sofort zurückgenommen werden. In solchen 
Fällen, wo der patentirte Gegenstand zwar Einzelnen schon früher bekannt ge- 
wesen, von diesen jedoch geheim gehalten worden ist, bleibt das Patent, so- 
weit dessen Aufhebung nicht etwa durch anderweite Umstände bedingt wird, 
zwar bei Kräften , jedoch gegen die gedachten Personen ohne Wirkung. 

VU. Die Erlheilung eines Patentes in einem Vereinsstaate ist sogleich, 
mit allgemeiner Bezeichnung des Gegenstandes, des Namens und Wohnortes 
des Patent-Inhabers, sowie der Dauer des Patents in den zu amtlichen Mit- 
theilungen bestimmten Blättern öffentlich zu verkünden. 

In gleichet Art ist auch die Prolongation eines Patents oder die Zurück- 
nahme desselben vor Ablauf des ursprünglich bestimmten Zeitraumes öffentlich 
bekannt zu machen. 

Vlll. Die sämmtlichen Vereins - Regierungen werden sich nach dem 
Ablaufe jedes Jahres vollständige Verzeichnisse der im Laufe desselben 
ertheilten Patente gegenseitig mitlheilcn. 
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